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(Beginn um 9.00 Uhr)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich wünsche einen angenehmen Morgen. Für die auf Ihren Tischen liegenden Nahrungsmittel übernehme ich keine Verantwortung. Ich hoffe, die Qualität stimmt. Ich war es nicht. Ich würde die anderen Fraktionen, die heute nichts ausgeteilt haben, bitten, sich dann gegenseitig zu verständigen, was wir bei der nächsten Sitzung zum Frühstück bekommen. 

Ich darf somit die 55. Sitzung für eröffnet erklären. 

Ich darf bekannt geben, dass Frau GRin Kato und Herr GR Wutzlhofer entschuldigt sind. Sie sind heute beide wegen sehr freudiger Anlässe entschuldigt. Die Kollegin Kato ist noch im Mutterschutz. Der Kollege Wutzlhofer wurde vor 24 Stunden zum zweiten Mal Vater. Nachdem es seiner Gattin nicht ganz toll gegangen ist und geht, ist er im so genannten Vaterschutz. Das Baby ist in Ordnung. Die Mutter ist auch in Ordnung, aber es ist erst 24 Stunden her, demzufolge nicht so ganz. Ich wünsche beiden von dieser Stelle aus alles Gute.

Wir kommen nun zur Fragestunde. Ich darf das gemäß dessen, was wir in der Präsidiale vereinbart haben, herunterspulen.

Die 1. Anfrage (FSP - 01977-2005/0002 - KGR/GM) ist von Frau GRin Dr Pilz an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet: Der Fonds Soziales Wien wurde von der Gesundheits-stadträtin Anfang 2004 beauftragt, die Umstellung vom Kontraktmanagement auf Förderverträge bei den Anbieterorganisationen der ambulanten Dienste (Betreuung zuhause) durchzuführen. Was sind die Ergebnisse und wann werden sie zur politischen Diskussion gestellt?
Ich ersuche um Beantwortung. 

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Guten Morgen, sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich darf mir vielleicht erlauben, als ehemalige Frauenstadträtin anzumerken, dass wir es sehr positiv finden, wenn sich der Kollege Wutzlhofer um sein Baby kümmert. 

Als ehemalige Konsumentenstadträtin darf ich denjenigen, die ob des Geschenkes verunsichert sind, das Wiener Marktamt, das ausgezeichnet arbeitet, ans Herz legen.

Aber nun zu der Anfragebeantwortung, die mich, liebe Frau Dr Pilz, ein wenig verwundert, denn Sie fragen mich nach den Ergebnissen und den Stand der Diskussion zum Thema Förderverträge und genau diese Frage haben wir lange und ausführlich in der letzten Beiratssitzung diskutiert. Es müsste Ihnen, nachdem Sie, wie ich mich erinnern kann, bei dieser Sitzung anwesend waren, eigentlich alles bekannt sein. 

Ich wiederhole es gern in aller Knappheit, weil, wie gesagt, das ist eine Diskussion, die wir seit langer Zeit führen und auch in der letzten Beiratssitzung wieder ausführlich geführt haben. Jawohl, wir sind im Gespräch mit den einzelnen Organisationen, die soziale Dienste durchführen, um die Förderrichtlinien weiterzuentwickeln und die Förderverträge zu entwickeln, die auf Basis dieser Förderrichtlinien entstehen. 

Es gibt schon Förderrichtlinien. Auch das wissen Sie. Diese Förderrichtlinien sind seit 1.1.2005 gültig und sind im Internet nachzulesen, also keine wirklich großen Geheimnisse, die ich hier verkünde. Sie sind für jedermann einsichtig, für die Mitglieder des Beirats ganz besonders, weil wir, vielleicht darf ich das in dieser Runde auch einmal sagen, bemüht sind, eine offensive Informationspolitik, zu der ich mich bekenne, durchzuführen und für die Mitglieder des Beirats eine eigene Intranetseite eingerichtet haben, dass sie über die Informationen, die ohnehin allen offen stehen, hinaus noch zusätzlich Informationen kriegen. 

Alles in einem Satz zusammengefasst: Die provisorischen Förderrichtlinien sind fertig, sind Ihnen und allen anderen, die Interesse haben, bekannt, weil im Internet veröffentlicht. Die Details, die Verbesserungen, die es in den Detailgesprächen sicher noch geben wird, und die Förderverträge werden mit den Organisationen diskutiert und dann selbstverständlich wie alles andere im Beirat berichtet, diskutiert und entsprechend veröffentlicht. 

Ich bekenne mich dazu, dass wir da nicht, um es auf Wienerisch zu sagen, über die Organisationen drüberfahren, das war auch ein ganz persönlicher Wunsch und Auftrag von mir, sondern dass wir gemeinsam mit den Organisationen, die sehr viel Erfahrung einbringen, diese Dinge lösen. Das dauert vielleicht ein bisschen länger, aber ich glaube, diese Gesprächsinvestition zahlt sich aus. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die 1. Zusatzfrage, Frau Dr Pilz, bitte.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Es ist natürlich klar, ich erinnere mich an die Debatte im Beirat und ich bin auf dem Laufenden, was dort gesprochen wird. Warum ich dennoch diese Frage stelle, Frau Stadträtin, ist, es liegt mittlerweile ein Schriftstück vor, ein Dokument seitens des Dachverbands Wiener Pflege- und Sozialdienste vom Februar, in dem es um Verbesserungspotentiale und Perspektiven zwischen den Kooperationspartnern geht. Darin werden die Fragen der Förderrichtlinien und Förderverträge eingehend behandelt. Faktum ist, dass wir seit Jahren darauf warten, dass hier endlich Entscheidungen fertig gemacht werden. Es ist in diesem Dokument davon die Rede, dass man mit April in der Arbeitsgruppe zu Ende getagt haben sollte und einen Vorschlag hat. 

Warum ich es für wichtig und politisch wichtig halte, das hier zu diskutieren, Frau Stadträtin, ist der Umstand, dass in diesem Dokument ein katastrophales Zeugnis dieses Konzepts der Förderverträge aufgelistet ist. Man sagt sehr konkret, wie in Zukunft die Aufgabenbereiche und Arbeitsabläufe zwischen Fonds, GSZ und Klienten und Dienstleistern gestalten sein werden, ist zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht transparent. Wir reden seit eineinhalb Jahren über diese Lösungen und vor allem, Frau Stadträtin, vielleicht wissen Sie das, ich war ein großer Verfechter von Leistungsverträgen, bin es mehr denn je und bin damit in guter Gesellschaft mit den Anbieterorganisationen, die in diesem Dokument hervorheben, wie gut sie Leistungsverträge finden und wie gut das klappt, weil man dadurch auch als Anbieter Sicherheit hat, und sie sagen, Frau Stadträtin, das müsste Ihnen auch als Ökonomin zu denken geben, sollten künf-tig die Förderverträge realisiert werden, wird das vermutlich den Preis für die Dienstleistungen erhöhen. 

Frau Stadträtin, können Sie angesichts der Rechtsunsicherheit der Förderverträge, die ein drohendes EuGH-Gerichtsverfahren bedeuten, weiterhin an diesem Konzept hängen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Frau Gemeinderätin!

Wenn Sie sagen, es gibt eine Stellungnahme seitens des Dachverbands, dann bestätigen Sie das, was ich gesagt habe. Wir sind in einem permanenten Diskussionsprozess mit dem Dachverband, aber auch den einzelnen Organisationen, wenngleich es hier logischerweise auch wieder unterschiedliche Meinungen gibt. Ich finde, dass die Vielfalt des Angebots in unserer Stadt eine unserer Stärken ist. Dass genau diese Stellungnahmen vorliegen, ist ein Beweis dafür, dass es richtig ist, was ich hier berichtet habe und was wir im Beirat diskutiert haben. Es gibt Vorschläge, es gibt provisorische Richtlinien und es gibt jetzt genau diese Diskussion, über die ich auch berichtet habe, wo wir eingeladen haben, dazu Stellung zu nehmen. Dort sind manche Stellungnahmen mehr kritisch, manche weniger kritisch. Das ist gut so. Ich habe da offensichtlich ein bisschen einen offeneren Zugang als Sie. Mich stört das gar nicht, wenn wir hier mit kritischen Stellungnahmen konfrontiert sind. Im Gegenteil, ich lade eigentlich die Organisationen immer ein, auch ihre Meinung zu sagen, denn ich glaube, es ist besser, wenn man sich im Vorhinein mit solchen kritischen Stellungnahmen auseinander setzt, als im Nachhinein darauf kommt, dass gewisse Dinge nicht funktionieren. 

Ich muss Ihnen sagen, ich persönlich halte sehr viel von den Stellungnahmen der einzelnen Organisationen, weil ich aus eigener Erfahrung weiß, dass die wirklich sehr viel an Information und Alltagswissen einbringen. Sie wissen, mein Prinzip in dem Ressort ist, ich bin der Ansicht, dass die, die die Hacken machen, am besten wissen, wie es geht, um auch hier die wienerische Formulierung zu verwenden, also die, die vor Ort sind, einfach immer sehr viel Alltagswissen und Erfahrung einbringen. Deswegen sind mir diese Stellungnahmen, auch wenn sie manchmal sehr kritisch sind, wichtig. Ich sehe das eigentlich gar nicht als negativ, sondern sehe es als positiv und als Zeichen der guten Zusammenarbeit, dass sich die Organisationen hier kein Blatt vor den Mund nehmen und auch wirklich ihre Meinung sagen. 

Grundsätzlich glaube ich, und das haben wir lange diskutiert, dass der Weg, den wir gewählt haben, einer ist, der sowohl gesetzeskonform ist, uns aber auch die Möglichkeit gibt, als Organisation, als derjenige, der mit Verantwortung als Sozialhilfeträger agiert, flexibel zu a-gieren und entsprechend dafür zu sorgen, dass die Leistung stimmt. Denn wenn Sie meinen, und das will ich Ihnen jetzt nicht unterstellen, dass wir hier mit Ausschreibungen arbeiten sollten, dann sage ich Ihnen in aller Offenheit, das ist meiner Meinung nach nicht der richtige Weg. Das kann in anderen Bereichen der richtige Weg sein, wie zum Beispiel bei der Flüchtlingsbetreuung, wo durch Bund-Länder-Vereinbarung die Leistung völlig klar definiert ist, wo völlig klar definiert ist, zu welchem Preis was gemacht werden muss. Dort kann ich sagen: „Jawohl, die Leistung steht zur Disposition. Das schreibe ich aus. Wer mir das am günstigsten anbietet, den nehme ich." Das haben wir auch getan. Sie wissen zum Beispiel, auch das haben wir, wenn ich mich recht erinnere, in der letzten oder vorletzten Sitzung, das weiß ich jetzt nicht mehr genau, diskutiert und haben die Flüchtlingsbetreuung ausgeschrieben und entsprechend vergeben. 

Bei den Dienstleistungen, über die wir sprechen, halte ich einen Ausschreibungsweg für den falschen und glaube, dass der Weg, den wir gewählt haben, eine gute Kombination ist, selbstverständlich rechtskonform. Dazu hat es auch entsprechende Gutachten und juristische Vorarbeiten gegeben. Ein Grund, warum die ganze Debatte länger gedauert hat, ist, weil wir eben rechtlich auf der sicheren Seite sein wollten. Gleichzeitig haben wir die Möglichkeit, durch die Förderrichtlinien die entsprechende Qualität zu sichern, denn das ist das, was mir das Wichtigste ist, dass die Qualität für die Menschen passt, die hier unsere Unterstützung bekommen, die diese Unterstützung auch verdienen und wo wir absichern müssen, dass die Qualität stimmt und trotzdem die Vielfalt des Angebotes erhalten wird.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die nächste Zusatzfrage, Frau Korosec, bitte.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Die Frau Kollegin Pilz hat gerade aufgezeigt, dass noch sehr viel ungeklärt ist. Daher frage ich da jetzt nicht mehr nach.

Ich habe etwas anderes, und zwar bei der Behindertenhilfe. Da gibt es offensichtlich Doppelgleisigkeiten bei der Information. Es ist jetzt ein unglaublicher Informationsbedarf sowohl von der MA 15 als auch vom Fonds Soziales Wien vorhanden. Da gibt es Stammblätter, wo die einzelnen Behindertenverbände der MA 15 Name, Adresse, Beschäftigtenzahl, Volumen und so weiter be-kannt geben müssen. Das Gleiche wieder fragt dann der Fonds Soziales Wien. Also hier werden Doppelgleisigkeiten geführt, was unverständlich ist.

Ich frage Sie daher: Werden Sie das abstellen beziehungsweise was werden Sie tun, dass man in Zukunft solche Doppelgleisigkeiten vermeiden kann?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Frau Gemeinderätin!

Es ist halt eine schwierige Situation. Auf der einen Seite wird von uns verlangt, dass wir sehr präzise und sehr genau Förderrichtlinien festlegen und auf der anderen Seite ist es dann natürlich oft so und mit dem bin ich auch konfrontiert, weil ich versuche, viel bei den Vereinen und Organisationen zu sein und viele persönliche Gespräche zu führen, dass die Organisationen sich be-schweren und sagen: „Jetzt haben wir eh schon so viel Arbeit und jetzt tut sie uns da noch mit Fragebögen, Aus-künften und so weiter belästigen."

Ich stehe nicht an zu sagen, dass es das eine oder andere Mal auch von unserer Seite zu Doppelgleisigkeiten kommen kann. Wenn wir jetzt vom Selben sprechen, dann ist diese Geschichte aber meines Wissen nach schon geklärt und auch abgestellt. Dass es hier zu einem Kommunikationsmissverständnis gekommen ist, kann ich mir nachher aber gern noch genauer anschauen. 

Grundsätzlich möchte ich schon sagen, dass eine Umstellung eines Systems, bei dem es um so wichtige Fragen wie die Qualitätssicherung, wie die soziale Gerechtigkeit, wie die Unterstützung, geht, das wirklich dort landet, wo es gebraucht wird. Wir kennen alle die Diskussionen, die wir auch schon miteinander geführt haben: Wie schaffen wir es, dass zielgenau die Sachen dort landen, wo sie gebraucht werden und dass der richtige Anbieter bei dem landet, weil auch nicht alle alles gleich gut können? Das ist im Pflegebereich ein Problem. Sie wissen, dass ich immer von einem Pflegenetzwerk spreche, wo wir dafür sorgen müssen, dass jeder individuell das bekommt, was er oder sie braucht. Das gilt natürlich im Behindertenbereich zumindest genauso. 

Das heißt, ich bitte wirklich um Verständnis dafür, dass wir diese Informationen brauchen. Wenn es einmal dazu kommt, dass etwas über das Ziel hinausgeschossen wird, dann sagen Sie uns das bitte einfach. Ich habe schon mehrfach angeboten, wenn Sie von irgendwelchen Dingen hören, wo Sie das Gefühl haben, dass etwas nicht passt, sagen Sie mir es einfach. Dazu brauchen wir keine Anfrage, weder eine schriftliche noch eine mündliche. Entweder wir können es erklären oder es ist wirklich einmal etwas passiert. Ich stehe nicht an zu sagen, dass auch uns ab und zu Fehler passieren. Wo Menschen arbeiten, passieren Fehler, aber Sie können mir glauben, dass es niemanden gibt, der mehr dahinter ist, dass diese Fehler abgestellt werden, als mich. 

Diese Doppelgleisigkeit ist meines Wissens nach abgestellt. Jedenfalls bitte ich um Verständnis dafür, dass wir diese Informationen grundsätzlich brauchen, weil sie notwendig sind, um diese Zielgenauigkeit in der Arbeit zu erreichen, die wir eigentlich alle miteinander wollen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die nächste Zusatzfrage, Herr Mag Kowarik, bitte.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Ich gebe Ihnen Recht, wenn Sie sagen, es gibt Förderrichtlinien und die sind im Internet abzurufen. Nur meine ich, dass diese Förderrichtlinien doch noch nicht so sind, dass die Verbände damit einverstanden sein können. 

Ich bin aber nicht einverstanden mit Ihrer Feststellung, dass wir sagen, wir befinden uns in einem permanenten Diskussionsprozess und Ausschreibungen sind nicht der richtige Weg. Das führt meiner Ansicht nach zu einer Unsicherheit, die eigentlich die Verbände nicht verdient haben und die den FSW-Mitgliedsverbänden die Arbeit sicherlich sehr schwer machen wird. So eine ähnliche Unsicherheit ist nach wie vor beim Fahrtendienst, wo noch immer nicht geklärt ist, in welcher Art und Weise er neu organisiert werden soll.

Ich frage Sie: Wann wird hier eine Klärung kommen? Wann werden hier neue Richtlinien herausgegeben werden? Und in welcher Art und Weise wird sich der Fahrtendienst in Hinkunft organisieren?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Herr Gemeinderat!

Zum Fahrtendienst ganz konkret: Sie wissen, dass es hier eine Reihe von Problemen gegeben hat, praktischer Natur und rechtlicher Natur. Diese rechtlichen Seiten müssen geklärt sein, damit wir wirklich ein gutes neues System entwickeln können. Sie können mir glauben, dass ich jemand bin, der immer möchte, dass rechtliche Fragen rascher geklärt werden als es oft in der Praxis passiert. Ich muss aber akzeptieren und akzeptiere das selbstverständlich auch, dass die juristische Basis einmal da sein muss, damit wir darauf eine wirklich gute neue Organisation aufbauen können, die auch hält, denn Sie haben alle nichts davon, wenn es hier juristische Unklarheiten gibt. Das ist in diesem Fall eines der Probleme, mit denen wir zu kämpfen haben. Deswegen müssen diese rechtliche Fragen geklärt werden, bevor wir eine endgültige Neuorganisation haben.

Erlauben Sie mir schon auch, weil das Zweite, was Sie angesprochen haben, ist etwas sehr Grundsätzliches, nämlich dass Sie sagen, die Organisationen sind jetzt in Unsicherheit und dass Sie indirekt für Ausschreibungen plädiert haben. Beidem möchte ich in aller kollegialen Diskussionskultur, aber doch deutlich, widersprechen.

Zum einen glaube ich nicht, dass Ausschreibungen hier der richtige Weg sind. Wir haben das in anderen Beispielen auch schon diskutiert, denn wenn wir über die EU-Dienstleistungsrichtlinie diskutieren und wenn hier gesagt wird, wir haben große Sorgen, dass der Sozialbereich über die Dienstleistungsrichtlinie, die glücklicherweise jetzt in Änderung begriffen ist, die mir aber immer noch große Sorgen macht, für uns ein Problem darstellt, dann verstehe ich nicht, dass man gleichzeitig sagt, aber bei uns wollen wir uns freiwillig einer Ausschreibung unterziehen, die, wie wir alle wissen, gewisse Gesetzmäßigkeiten hat und die meiner Meinung nach im sozialen Bereich äußerst beschränkt anwendbar ist.

Dem Zweiten, dem ich in aller Höflichkeit widersprechen möchte, ist die Frage der Unsicherheit. Es ist völlig klar, dass die Verträge, in denen die Vereine jetzt sind, weiter gelten. Das ist den Vereinen gegenüber deutlich kommuniziert und ist auch Ihnen allen gegenüber mehr als deutlich kommuniziert. Sie haben es nämlich beschlossen. Hier wurde beschlossen, dass die Verträge, die bisher seitens der Stadt Wien waren, an den FSW übertragen werden. Ich sehe dort hinten einen Geschäftsführer stehen, der erfreulicherweise nickt. Also was ich sage, scheint zu stimmen. Das ist hier beschlossen und an den FSW übertragen worden. Das haben Sie beschlossen, sehr verehrte Damen und Herren. Insofern kann ich diesen Vorwurf der Rechtsunsicherheit nicht im Raume stehen lassen.

Womit Sie Recht haben, aber das bestreitet ja keiner, ist, dass die Richtlinien, die wir jetzt provisorisch, deswegen heißen sie ja provisorisch, beschlossen haben, noch bearbeitet werden müssen. Jawohl, das stimmt. Da wird es noch viele Veränderungen geben. Jawohl, da haben Sie Recht. Aber da bekenne ich mich dazu, dass wir sagen, diskutieren wir lieber länger mit den Organisationen und haben dann etwas, mit dem alle leben können, wo die Alltagserfahrungen der Organisationen eingeflossen sind, als wir drücken das jetzt durch, nur damit ich gut vor Ihnen stehe und sage, nächste Woche ist es fertig. Nein, es wird nächste Woche nicht fertig sein, aber wir setzen alles daran, dass es vor dem Sommer jedenfalls fertig ist.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nachdem die SPÖ auf ihre Zusatzfrage verzichtet, Frau Dr Pilz, Ihre zweite, bitte.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Drücken Sie nichts durch, aber machen Sie gute tragfähige Lösungen. Ich möchte Ihnen zu bedenken geben, dass Sie dabei sind, den Teufel mit dem Pelzebub auszujagen. 

Ich bin Ihrer Meinung, die EU-Dienstleistungsrichtlinie darf in Wien nicht dazu führen, dass man ein Dumping einführt, dass man hier Qualität verschlechtert, dass man einen Wettbewerb einführt, der zu Lasten der Anbieter und der Klienten geht. Das wollen wir nicht.

Aber das, Frau Stadträtin, was Sie planen, ist die Quadratur des Kreises. Die Förderrichtlinien können nur dann EU-rechtlich standhalten, wenn der Fonds Soziales Wien in keiner Weise steuernd eingreift, denn sonst han-delt es sich, und so steht es in Ihrem eigenen Rechtsgut-
achten, um ein Umgehungsgeschäft. Dann haben wir in Wien Baustelle, wenn wir diese Klage verlieren würden. 

Frau Stadträtin, ich verstehe die Organisationen, dass sie sich sorgen, denn Sie sagen, Sie haben gerne Kritik, aber bitte, Frau Stadträtin, ziehen Sie auch die richtigen Konsequenzen. Ich verstehe, dass die Anbieterorganisationen sagen, sie müssen in der Dienstleistung teurer werden, wenn sie nicht mit Sicherheit mit einem gewissen Auftragskontingent rechnen können. Wie sollen sie denn sonst kalkulieren? Sie dürfen nicht eingreifen und der Fonds Soziales Wien darf es auch nicht. Sie dürfen nur anerkennen, Sie dürfen Qualitätsgrundlagen festlegen, die gut und hoch sein sollen, aber dann sind zwei schwach, einerseits die alten und schwachen und bedürftigen Klienten, die bei der Betreuung zu Hause üblicherweise nicht die sind, die sich im Internet den besten Anbieter heraussuchen, die hochgradig auf Beratung angewiesen sind, und auf der anderen Seite die Anbieter, die jetzt nicht damit rechnen können, dass ihnen der Fonds Soziales Wien Aufträge garantieren kann. Sie machen sich auf den Weg in die falsche Richtung, Frau Stadträtin. (GR Harry Kopietz: Ist das eine Verhandlung oder eine Fragestunde?)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Frau Dr Pilz, ich darf zur Frage bitten.

GRin Dr Sigrid Pilz (fortsetzend): Ich komme zur Frage: Hier steht, dass nicht flächendeckend Qualitätskontrollen durchgeführt werden können, weil es zu wenig personelle Ressourcen gibt.

Dazu frage ich Sie, Frau Stadträtin: Fahren Sie nicht auf diese Weise das ganze System in eine gefährliche Situation?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Frau Gemeinderätin!

Wir werden jetzt nicht die Zeit haben, die Grundsatzdiskussion, die wir eh permanent führen, da zu wiederholen. Wenn ich so in die Runden blicke, befürchte ich auch, dass die spannende Erwartung der Kollegen und Kolleginnen, unsere Diskussion zu teilen, mäßig ist.

Wir müssen zur Kenntnis nehmen, dass das, was Sie offensichtlich wollen, dass wir einerseits Leistungen ausschreiben und andererseits Kontingentierungen haben, nicht existiert. Wir leben in keiner Mischung zwischen Turbokapitalismus und Sowjetunion. Das tun wir nicht. Ehrlich gesagt, bin ich ziemlich froh, weil ich weder die Sowjetunion noch den Turbokapitalismus schätze. Wir leben in einem System, wo wir versuchen müssen, im Rahmen der Bedingungen Qualität zu sichern, Vereinbarungen mit den Vereinen zu treffen, die zu unterstützen, die Unterstützung brauchen und dies auf eine Art und Weise, wie es rechtskonform ist. Das tun wir hier. Ich stehe nicht an zu sagen, dass wir in gewissen Bereichen noch einen Diskussionsbedarf haben, also deutlicher, als ich das hier gesagt habe, geht es nicht mehr.

Wir haben einen Weg gewählt, den wir rechtlich lang diskutiert haben oder auch diskutieren haben lassen, weil wir ja nicht die Experten sind. Wir haben einen Weg gewählt, wo wir sagen, wir machen eine Anerkennung von denjenigen, die den Qualitätskriterien entsprechen und wir suchen einen Weg, wo wir denen Unterstützung zukommen lassen, die diese Unterstützung brauchen. Ich befürchte, dass die Diskussion nicht beendet ist. Wir werden sie weiterführen. Ich glaube nach wie vor, dass der Weg, den wir haben, der richtige ist. Dass er noch nicht bis ins letzte Detail ausgefeilt ist, gebe ich gern zu. Da bin ich den Diskussionen gegenüber sehr offen. Aber ich sehe diesen Weg, den wir eingeschlagen haben, alternativlos. Deswegen lade ich alle ein, diesen Weg mit uns zu gehen und bin gern bereit, Verbesserungsvorschläge und Ideen, wie wir es noch besser machen könnten, in diesen Weg einzubauen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Somit ist die 1. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP - 01975-2005/0002 - KVP/GM). Sie ist von GR Klucsarits an die Frau Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet: Wie rechtfertigen Sie die Tatsache, dass nach jahrelanger Planung des Projekts der Renaturierung des Wienflusstals erst dieser Tage von Ihrem Ressort bemerkt wird, dass eine Verwirklichung angeblich nicht möglich sei?
Ich bitte um Beantwortung. 

Meine Damen und Herren, darf ich Sie bitten, ich verstehe Wiedersehensfreuden, ich verstehe diskussionsübergreifende wichtige Gespräche, das verstehe ich alles, nur wir sollten das, was gefragt wird, und das, was geantwortet wird, verstehen. Ich ersuche um Berücksichtigung. Die Galerie hat auch ein Recht darauf, das zu verstehen, was hier gefragt und geantwortet wird.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren, meine Frage beschäftigt sich mit dem Wientalradweg. 

Sehr geehrter Herr GR Klucsarits!

Ich kann Ihnen nur sagen, das Gegenteil ist der Fall. Ich wundere mich fast ein bisschen über die Frage, weil wir im Ausschuss eigentlich schon sehr ausführlich über dieses Thema diskutiert haben. Das ist keinesfalls eine Absage, sondern ganz im Gegenteil, wir werden dort einen Radweg eröffnen, wie Sie wissen, und zwar erstmalig einen Radweg im renaturierten Wientalbereich. Der wird 2,3 Kilometer lang sein. Es wird auch ab Herbst dort eine zusätzliche Renaturierung im Bereich von einem Kilometer geben. Das ist das letzte fehlende Teilstück, dass man dann von Mauerbach und Purkersdorf direkt und durchgängig bis zur U4-Endstelle mit dem Rad fahren kann, also eine Verbindung zwischen Niederösterreich und Wien. 

Ich freue mich wirklich sehr über die Realisierung dieses Projekts. Ich kann nur sagen, das Gegenteil ist der Fall, erstmals wird das Wiental geöffnet. Die Menschen können dann den bereits jetzt renaturierten Bereich und den neu renaturierten Bereich, den wir ab Herbst angehen, erstmals wirklich benutzen. Für mich ist das wirklich ein Anlass zu großer Freude, weil Sie wissen, auch das habe ich im Ausschuss gesagt, das war ein schwieriges Projekt, weil dort, auch das wissen Sie, ein Hochwasserabflussbereich ist. Das ist eben nicht ein Fluss, wie viele andere in Wien, wo man sich unten sozusagen gefahrlos bewegen kann, sondern wir haben die Erfahrung gemacht, dass binnen 30 Minuten der Wasserspiegel um bis zu zwei Meter steigen kann. Deswegen steht die Sicherheit bei diesem Projekt wirklich an erster Stelle. Wir haben auch große Sicherheitsauflagen bekommen, die wir selbstverständlich alle erfüllen. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Das stimmt doch nicht!) - Zu Ihnen, Herr Kollege Gerstl, komme ich dann auch noch. 

Es gibt sechs Auf- und Zufahrtsrampen. Es gibt noch zwei Fluchtaufgänge durch Stiegen. Maximal 800 Meter sind zwischen zwei verschiedenen Rampen. Das heißt, im schlimmsten Fall hat man 400 Meter zurückzulegen. Es gibt ein ferngesteuertes Schrankensystem. Es gibt eine Warnlichtanlage. Es gibt akustische Warnsignale. Das sind lauter Auflagen, die wir vorgeschrieben bekommen haben. Ich halte diese auch für gerechtfertigt, weil die Sicherheit hier wirklich an erster Stelle steht. Angesichts dieser Auflagen, darüber waren wir uns im Ausschuss an sich einig, ist es natürlich schwer vorstellbar, diesen Radweg jetzt noch weiter zu verlängern be-ziehungsweise wissen wir auch, dass das Wiental stadteinwärts immer enger wird, es keine Auffahrtsrampen mehr gibt und daher auch die Fluchtwegmöglichkeiten natürlich nur sehr eingeschränkt sind. Wir haben das auch diskutiert und ich habe durchaus Zustimmung von Ihrer Fraktion geortet. 

Was für mich allerdings wirklich langsam nicht mehr nachvollziehbar ist, ist die Position der ÖVP. 

Zuerst haben Sie in den 90er Jahren vorgeschlagen, man soll den Wienfluss überplatten und dort ein Parkdeck machen. Gut, darüber kann man jetzt denken, was man will. 

Zu Beginn dieser Debatte hat Herr Bezirksvorsteher Gerstbach in der "Presse" gesagt, der Wienflussradweg wäre ein gefährlicher Wahnsinn, also das ist keine fünf Wochen her, dass er das gesagt hat, und er werde mit allen Mitteln diesen Radweg verhindern. 

Dann haben wir die Wasserrechtsverhandlung gehabt. Siehe da, der Vertreter des 13. Bezirks: „Solang wir nichts zahlen müssen, haben wir eigentlich nichts gegen den Radweg." Das haben wir zur Kenntnis genommen, die ÖVP hat eben ihre Meinung geändert. 

Im Ausschuss gab es dann Zustimmung von Ihnen und Ihr Kollege Parzer hat in der "Presse" auch gesagt, er findet die Entscheidung, den Radweg nicht weiterzubauen, nachvollziehbar, weil: „Von einem begrünten Fluss, auf den man nur hinunterschauen kann, hätte nie-mand etwas". Ich zitiere Sie wörtlich aus der "Presse", Herr Kollege. 

Am nächsten Tag gab es dann offensichtlich auf Weisung von Ihrem Klubobmann Tschirf einen Rückzieher und Meinungsschwenk der ÖVP, wieder in die andere Richtung. 

Ich kann nur sagen, wir kennen uns langsam nicht mehr aus, was Ihre Meinung zu diesem Thema ist. 

Unsere Meinung ist konstant. Ich glaube, dass es eine gute Sache ist, diesen Bereich des Wienflusses für die Öffentlichkeit zugänglich zu machen, unter strengen Sicherheitsauflagen, wie wir sie auch vorgeschrieben be-kommen haben, weil Sicherheit in einem solchen Projekt wirklich sehr wichtig ist. 

Ich freue mich darauf und lade Sie alle herzlich ein, im Juni mit uns dort Rad zu fahren.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur 1. Zusatzfrage. Herr Klucsarits, bitte.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Sie wundern sich über meine Frage, ich wundere mich über Ihre Antwort. Wir wundern uns beide, gegenseitig. 

Was Sie angesprochen haben, ist nur ein ganz kleiner Teil des Wienflusses, dieser neue Radweg. Wir fordern ja eine Renaturierung des Wienflussbeckens. Unsere Meinung war da immer ganz klar. Da können Sie uns nicht etwas anderes einreden.

Soweit ich weiß, wurden bisher 400 000 EUR für die Versuchsstrecke im Zuge der Planung für die Renaturierung des Wienflusses ausgegeben. 

Sind Ihrer Meinung nach diese 400 000 EUR eine gute Investition?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Herr Gemeinderat!

Es ist deswegen eine gute Investition, weil die Versuchsstrecke jetzt Teil der neuen Radwegroute ist und wir durch diesen Radweg es der Bevölkerung ermöglichen, die Versuchsstrecke und die Renaturierung, die dort wirklich schon sehr schön angewachsen ist, jeden Tag zu erleben. 

Aber ich meine, was Ihre Meinung betrifft, muss ich Ihnen wirklich widersprechen, weil ich habe mir die Mühe gemacht, das herauszusuchen. Jetzt kann man sagen, seit den 90er Jahren mit der Überplattung hat man sich das noch einmal überlegt. Das ist alles akzeptabel für mich. Aber in den letzten drei Wochen haben einerseits der Vorsteher, dann Sie im Ausschuss, wo wir das wirklich ausführlich diskutiert haben, und dann der Klubobmann jeden Tag etwas anderes gesagt. Ich nehme zur Kenntnis, Sie sind heute für die Renaturierung und wir werden dann sehen, was in der nächsten Woche oder in zwei Wochen ist. 

Ich freue mich auf jeden Fall wirklich sehr darüber, dass wir diesen renaturierten Teil der Bevölkerung zugänglich machen, noch zusätzlich einen Kilometer renaturieren werden, dort beginnen die Pflanzungen ab Herbst, und dann im Juni den Radweg eröffnen können, der wirklich, glaube ich, eine gute Verbindung zu Niederösterreich und für viele Wienerinnen und Wiener ein tolles Angebot ist.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster Herr GR Blind, bitte.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin! 

Sie erklären das Projekt "Radfahrweg" von der U4‑Station Hütteldorf stadteinwärts für gestorben, auch die Renaturierung des Wienflusses ab Nikolaisteg für gestorben. Ihre Argumente sind natürlich samt und sonders falsch. 

Daher meine Frage: Sind Sie bereit, Ihre Argumente aufzuschreiben und dann vor Ort mit mir oder, noch besser, mit dem gesamten Umweltausschuss auf den Wahrheitsgehalt, zumindest von der U4-Station Hütteldorf bis zur U4-Station Ober St Veit zu prüfen, weil ich aus Ihrer Vorrede gehört habe, dass Sie als Stadträtin keinerlei Ahnung haben, wie die tatsächliche Ausgestaltung des Wienflussbetts ausschaut? Es gibt nämlich baulich keinen Unterschied von der Nikolaibrücke stadtauswärts zu dem von mir genannten stadteinwärts beschriebenen Gebiet, ungefähr Amtshaus Hietzing. Wenn Sie es sich mit mir gemeinsam anschauen und Sie mich überzeugen können, dass dort baulich ein Unterschied ist, werde ich Ihren Ausführungen gern Glauben schenken.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Ich glaube, wir müssen uns nicht schriftlich miteinander verständigen, wir können auch so miteinander sprechen.

Wie Sie wissen, habe ich im Ausschuss wirklich eine sehr offensive Informationspolitik. Es werden alle Themen, die von der Opposition gewünscht werden, ausführlich von den Abteilungen präsentiert. Darüber hinaus setzen wir auch immer Schwerpunkte, das heißt, alle Schwerpunkte der Geschäftsgruppe, seien es wesentliche Umstellungen im Müllbereich, seien es andere wesentliche Umstellungen. Aber auch der Wientalradweg, und damit komme ich zur Beantwortung Ihrer Frage, wurde Ihnen letztes Mal präsentiert. Wir haben auch sehr ausführlich darüber im Ausschuss gesprochen. Ich habe ihn überhaupt nicht begraben oder abgesagt. Ich habe lediglich festgestellt, und das habe ich auch schon bei der Debatte im Ausschuss gemacht, deswegen verwundert mich jetzt Ihre Verwunderung etwas, weil wir das ganz offen ausdiskutiert haben und ich mit meiner Meinung nie hinter dem Berg gehalten habe, dass angesichts der Erfahrungen, die wir in den Wasserrechtsverhandlungen gemacht haben, mir eine Verlängerung sehr schwierig durchführbar erscheint. 

Logisch ist natürlich, auch darüber haben wir im Ausschuss gesprochen, dass sich ein 2,3 Kilometer langer Radweg in 20 Minuten problemlos räumen lässt. Wird der Radweg immer weiter verlängert, dauert natürlich auch die Räumung und das In-Sicherheit-Bringen der Menschen wesentlich länger. Klar ist auch, dass, je weiter man stadteinwärts kommt, der Wienflussbereich im-mer enger wird. Genau über dieses Thema haben wir gesprochen. Ich glaube nicht, dass es dazu notwendig ist, dass ich Ihnen etwas aufschreibe. 

Wenn Sie eine Anfrage an uns stellen wollen, wer-
den Sie selbstverständlich wie immer eine ausführliche schriftliche Antwort dazu bekommen. Wenn es gewünscht ist, können wir gerne auch im Ausschuss noch einmal darüber diskutieren, denn wie Sie aus den vergangenen Monaten wissen, ist es für mich überhaupt kein Problem, mit der Opposition im Ausschuss über alle Punkte zu diskutieren. Ich glaube, dass man mir nicht vorwerfen kann, Sie nicht gut zu informieren. (GR Kurth-Bodo Blind: Das stimmt ja nicht!)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die 3. Zusatzfrage, Herr GR Dipl Ing Dr Pfleger, bitte.

GR Univ Prof Dr Ernst Pfleger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Stadträtin! 

Wir haben hier vom Wienfluss gesprochen. Darüber hinaus gibt es natürlich Renaturierungen auch in vielen anderen Flussläufen und Bachläufen in Wien. Meine konkrete Frage bezieht sich jetzt auf den Liesingbach.

Gibt es hier auch Intentionen im Zusammenhang mit dem Radfahrverkehr? Ist hier im Zuge der Renaturierung auch eine Attraktivitätsförderung vorgesehen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Herr Gemeinderat!

Selbstverständlich haben wir auch beim Liesingbach das Radwegnetz mitgedacht. Dort haben wir den großen Vorteil, dass dieser Fluss kein Hochwasserabflussgebiet ist und deswegen auch diese ganzen Sicherheitsauflagen und zusätzlichen Maßnahmen nicht notwendig sind. Es gibt jetzt im Zuge der Renaturierung des Liesingbachs eine 5,3 Kilometer lange Radroute, die am linken Ufer getrennt von den Fußwegen neu hergestellt wird. Das war auch ein expliziter Wunsch des Bezirks, damit Radfahrer mit Fußgängern mit Hunden nicht in Konflikte kommen. Die Fertigstellung erfolgt mit den Renaturierungsarbeiten im September 2005. 

Ein weiteres Projekt, das wir dort geplant haben, das, glaube ich, sehr zur Verbesserung der Situation beitragen wird, ist die Unterführung der Klederinger Straße. Wir haben das auch beim Verein Niederösterreich - Wien eingereicht. Dadurch haben wir dann eine kreuzungsfreie Anbindung an das niederösterreichische Radwegenetz. Dieser Lückenschluss wird im Frühsommer 2006 erfolgen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die 4. Zusatzfrage, Frau GRin Reinberger, bitte.

GRin Brigitte Reinberger (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Frau Stadträtin!

Die sichtbare Verbauung der Wienerwaldbäche der letzten Jahre ist zum Großteil oder eigentlich ausschließlich auf Grund der Sicherheit so gemacht worden, weil schön ist das wirklich nicht. 

Wenn jetzt diese Betonwände renaturiert werden, dann kommt es sicher zu einer Reduktion der Wassererfassungsmenge. Es ist auch in den letzten Jahren gesagt worden, dass die Hochwassersicherheitsstufen bei manchen Wienerwaldbächen erhöht werden sollen.

Meine Frage ist: Parallel dazu laufen bei einigen Wienerwaldbächen auch Projekte, wo das Regenwasser gesammelt werden soll, das dann nicht mehr in den Bach gelangt. Inwieweit kommt es durch diese verschiedenen Maßnahmen zum Tragen, dass wir zusätzliche Rückhaltebecken brauchen? Wenn es solche gibt, wo ist beabsichtigt, diese zu errichten?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Frau Gemeinderätin!

Sie wissen, wir haben, glaube ich, das auch in der vorletzten Ausschusssitzung zum Thema gehabt, dass die MA 45 sehr intensiv dabei ist, das genau zu überprüfen, das genau zu evaluieren. 

Die Wienerwaldbäche sind für uns natürlich wichtig. Diese im ganzen Bereich zu renaturieren, geht oft aus vielerlei Gründen nicht, weil viele Bereiche davon im Privatbesitz sind. Da gibt es einige Schwierigkeiten, die wir in diesem Bereich haben. Wo genau und ob zusätzliche Retentionsbecken geplant sind, wird dann das Ergebnis der Arbeiten der Abteilung sein. Wir werden uns selbstverständlich an die Empfehlungen der Experten halten, weil natürlich der Hochwasserschutz für Wien beziehungsweise der Schutz vor Überflutungen für uns einfach sehr wichtig und zentral ist. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die letzte Zusatzfrage, Herr GR Klucsarits, bitte.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sie haben meinen Kollegen Parzer zitiert und das möchte ich nicht so im Raum stehen lassen. Es stimmt nicht, auch Kollege Parzer ist selbstverständlich für die Renaturierung des Wienflussbeckens, genauso wie un-ser Klubobmann und unsere gesamte Fraktion hier einer einzigen Meinung sind. 

Daher schon meine Frage: Wie weit geht die Renaturierung weiter oder ist sie jetzt eingestellt?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Herr Kollege!

Vielleicht geht es Ihnen dann auch so wie mir. Es stimmt nicht immer, was man in der Presse über einen selbst lesen kann. Weil das, was ich vorher zitiert habe,... (GR Kurth-Bodo Blind: Schreiben Sie es einmal auf!) Herr Kollege, ich muss nicht alles aufschreiben, ich kann auch sprechen. Wir können auch miteinander reden. Das ist, glaube ich, normalerweise kein Problem. So wie ich das verstanden habe, funktionieren politische Gremien so und man spricht miteinander. Man macht nicht alles schriftlich, sonst wäre es, glaube ich, ein bisschen langweilig.

Ich habe nur vorgelesen, wie Kollege Parzer in der "Presse" zitiert worden ist. Das ist auch etwas, was wir im Ausschuss angesprochen haben, dass ich es für pro-blematisch halte, einen Flussbereich zu renaturieren und dann den Leuten zu sagen, Sie dürfen sich das von oben anschauen, aber hinuntergehen dürfen sie nicht. Ich glaube, da sind wir einer Meinung, dass das keine sinnvolle Maßnahme ist, weil die Leute fühlen sich auf gut Wienerisch g’häkerlt, wenn sie nicht hinuntergehen dürfen und es unten aber schön ist.

Auf Grund der vorher, glaube ich, wirklich schon sehr ausführlich gesagten Probleme, die ich sehe, Verengung, nicht mehr genügend Fluchtwege, ein sehr langer Radweg, der dann sehr schwer zu räumen ist, weil er einfach so lange ist und man dann eine lange Vorlaufzeit hat, bis alle Leute wirklich draußen sind, ist das der Grund, wieso ich sage, dass es mir derzeit aus dem jetzigen Wissensstand, den wir haben, schwierig erscheint, den Radweg stadteinwärts zu verlängern, genauso wie ich es im Ausschuss gesagt habe. Das ist meine Meinung dazu. Sollte sich das aus irgendwelchen Gründen ändern, bin ich gern bereit, mir das noch einmal genau anzuschauen. Aber der jetzige Wissensstand, das, was wir aus den Wasserrechtsverhandlungen an Auflagen bekommen haben und die ganzen zusätzlichen Faktoren weisen darauf hin, dass das die letztendliche Entscheidung ist. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Somit ist die 2. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP - 01976-2005/0002 - KFP/GM). Sie ist von Frau GRin Mag Unterreiner an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet: Das neue Logo des Volkstheaters ist ein roter fünf-zackiger Stern. Mit dem ehemaligen Kärntner KP-Kandidaten Kressnik beginnt der Spielplan am 4. September. Michael Schottenberg definiert das Volkstheater als "politisches Volkstheater". Der rote Stern leuchtet für Schottenberg ... "als Signal für all dessen, was ich unter Theater verstehe". Schottenberg will damit offenbar eines der großen Wiener Theater als politisches Instrument missbrauchen. Halten Sie die-se Vorgehensweise in Wien, fünfzehn Jahre nach Auflösung der DDR, für zeitgemäß?
Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Die Frau Gemeinderätin fragt mich im Zusammenhang mit der neuen Direktion des Volkstheaters, ob ich die Vorgangsweise der Programmgestaltung 15 Jahre nach Auflösung der DDR für zeitgemäß halte.

Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Die Antwort ist ein klares Ja. Ja, sie ist zeitgemäß, auch 15 Jahre nach Auflösung der DDR, wenngleich ich ehrlich zugeben muss, dass ich den Zusammenhang zwischen der Programmgestaltung der neuen Volkstheaterdirektion und der Auflösung der DDR nicht ganz sehe. Aber der Reihe nach. 

Wenn Sie Michael Schottenberg, den neuen Direktor des Volkstheaters, zitieren, der rote Stern leuchte für ihn als Signal all dessen, was er unter Theater verstehe, dann verstehe ich nicht, warum Sie diese in allen Zeitungen nachzulesende Passage nicht zur Gänze wiedergeben, sondern Schottenbergs Interpretation durch eigene Mutmaßungen ersetzen. 

Nur zur Erklärung auch für die vielen jungen Gäste hier im Gemeinderat, es geht darum, dass die neue Direktion des Volkstheaters als Zeichen auf dem Volkstheater ein solches Signal setzen will. (Der Redner zeigt ein Vorschauheft des Volkstheaters her, auf dem sich der angesprochene rote Stern auf dem Titelblatt befindet.) Darüber befragt mich die Frau Gemeinderätin. 

Michael Schottenberg hat dazu gesagt: „Der rote Stern wird vom Volkstheater leuchten als ein Signal für das, was ich" - Schottenberg – „unter Theater verstehe. Er soll ein Symbol der Republik meiner Spieler und Narren sein. In dieser Republik lässt sich die Zeit beschleunigen, verlangsamen und zum Stillstand bringen. In diesem Land gelten andere Gesetze." - Zitat Schottenberg Ende. 

Was daran verwerflich sein soll, kann ich nicht ganz nachvollziehen. Für Schottenberg, so kann man es in der Spielzeitvorschau 2005/6 nachlesen, kann, darf und muss Theater alles sein. Wiederum Zitat: „Erotisch und frech, witzig und grausam, poetisch und karg, tragisch und komödiantisch, unterhaltsam und anrührend und auch politisch, indem es Stellung bezieht, provokant, laut und deutlich wird, wenn die Situation es erfordert." 

Sprachrohr für die Menschen in dieser Stadt zu sein, aktuelle Themen und Trends dieser Stadt aufzugreifen und sich einzumischen, war und ist seit jeher die Leitmaxime des Wiener Volkstheaters, seit es 1889 von Wiener Bürgern als selbstbewusste und emanzipatorische Antwort auf das damals saturierte Hofburgtheater gegründet wurde. Dieser Ur-Intention der Gründer, nämlich breiten Bevölkerungskreisen neben dem Volksstück vor allem klassische und moderne Literatur nahe zu bringen, fühlt sich im Übrigen auch Michael Schottenberg verpflichtet. Eben dies ist auch aus seinem Spielplan abzulesen: Nestroy, Horvath, Hauptmann, Schiller, Fassbinder und Bernhard, um nur einige zu nennen. 

Aus diesem Spielplan abzuleiten, dass damit ein großes Wiener Theater als politisches Instrument missbraucht werde, entbehrt jeglicher Grundlage. Wie und ob ein solcher Spielplan und damit das Theater, das Michael Schottenberg meint, 15 oder mehr Jahre vor Auflösung der DDR eben dort möglich gewesen wäre, das müssen Sie mir erst einmal erklären. 

Des Weiteren, sehr geehrte Frau Gemeinderätin, finden Sie es ungehörig, dass Schottenberg seine erste Saison mit einer Arbeit des, wie Sie sagen, "ehemaligen Kärntner KP-Kandidaten Kresnik eröffnet." 

Die Biographie von Johann Kresnik auf seine Vergangenheit als ehemaliger Kärntner KP-Mandatar zu reduzieren, zeugt nicht nur vor einer sehr eingeschränkten Wahrnehmung, sondern das schlägt, ob wissentlich oder unwissentlich, die außergewöhnliche Theaterkarriere Johann Kresniks, der als Schöpfer des sogenannten choreographischen Theaters zu Weltruhm gelangte. Würde man den Namen, im Übrigen richtig geschrieben mit einem s und nicht mit zwei, etwa in der Google-Suche eingeben, so würde man knapp 7 000 Einträge finden und man würde, so es einem nicht bekannt ist, sehr schnell erfahren, dass Kresnik, nachdem er Kärnten in den 60er Jahren verlassen hat, als Ballettdirektor, Regisseur und Choreograph an nahezu allen namhaften deutschsprachigen Bühnen gearbeitet hat. Sein Weg führte ihn dabei von - unter Anführungszeichen - KP-Hochburgen wie dem Bremer Theater, dem deutschen Schauspielhaus, dem Thaliatheater Hamburg, dem Schauspiel Hannover und so weiter über das Burgtheater bis hin zu den Salzburger Festspielen. Die Frage, ob diese Engagements wie viele Jahre auch immer nach der Auflösung der DDR zeitgemäß waren, würde ich ebenfalls mit einem klaren Ja beantworten und sehe daher auch kein Problem darin, dass Johann Kresnik nunmehr 2005 am Volkstheater in Wien arbeiten wird, noch dazu mit einem gerade für das Gedenkjahr 2005 wichtigen Thema, dem auch die vorgestern im Wiener Stadt- und Landesarchiv eröffnete Ausstellung "Kindereuthanasie in Wien 1940 bis 45" gewidmet ist, nämlich den Vorgängen am Wiener Spiegelgrund während der NS-Zeit. 

Zum Stern, der Sie so aufregt: Er ist leider nicht blau, aber immerhin auch nicht orange. Er ist rot. Aber wenn Sie dieses Vorschauheft zur Hand nehmen (Der Redner zeigt erneut das Vorschauheft des Volkstheaters her.), so werden Sie feststellen, der Hintergrund ist grün und der Schriftzug "Volkstheater" ist in schwarz gehalten, wenn, glaube ich, auch schon etwas abgebröckelt. Es ist ein Stern, das ist klar ersichtlich und hat insofern nichts mit der DDR zu tun, deren Wappen für die, die sich noch erinnern können, aus Hammer, Zirkel und Ährenkranz bestand. Dafür kommt er, so werden Sie jetzt vielleicht einwenden, auf der ehemaligen Fahne der Sowjetunion vor. Ja, zusammen mit Hammer und Sichel, die sich übrigens auch im österreichischen Staatswappen, nicht aber im Logo des Volkstheaters, befinden. 

Ohne Zweifel besitzt aber der Stern abgesehen von der Sowjetunion offensichtlich auch für andere Staaten rund um den Globus eine hohe Attraktivität. Er kommt in über 80 Nationalflaggen vor, unter anderem von Bosnien-Herzegowina, Chile, Neuseeland und Australien, auf der amerikanischen Flagge gar fünfzigmal und auf der EU-Flagge fünfzehnmal. Daraus ein Monopol einer politischen Ideologie auf den Stern abzuleiten, ist vermessen. 

Nicht zuletzt gibt es auch noch den Weihnachtsstern, den Stern von Bethlehem, den Stern als Markenzeichen von Mercedes oder den Stern als Symbol für Hollywood mit seinen Stars und Sternchen, von denen es in der Zwischenzeit knapp 2 500 geschafft haben, mit einem eigenen Stern am legendären Hollywood Walk of Fame in Los Angeles vertreten zu sein. In der Weisheitslehre schließlich steht der Stern für Magie und ich könnte noch lange fortsetzen. (GR Gerhard Pfeiffer: Wenn man sich das anhört, sieht man die Sterne!)

Kurzum, ich teile die Ansicht von Direktor Schottenberg, dass der Stern eine schöne und wunderbare Projektionsfläche darstellt. Jeder sieht darin, was er gern sehen will. Er weist den Weg und hat Strahlkraft. Ich hoffe, dass das Unternehmen Volkstheater unter seiner neuen Leitung unter einem guten Stern steht, zumal sich dieser Stern, wenn man genau hinsieht, in Wahrheit aus fünf Vs, die für "Volkstheater" stehen, zusammensetzt.

Aber noch zurückkommend, und wieder ernster werdend, auf Schottenbergs erste Premiere, die sich mit den ungeheueren Vorgängen am Spiegelgrund beschäftigt, sehr geehrte Frau Gemeinderätin: Angesichts der Äußerungen freiheitlicher Politiker in den letzten Tagen, die Wehrmachtsdeserteure als Kameradenmörder bezeichnet haben und die Existenz von Gaskammern anzweifeln, sei doch in allem Ernst noch hinzugefügt, es passt leider ins Bild, dass Sie die Auseinandersetzung mit dem Thema "Spiegelgrund" nicht wollen. Aber wenn Sie die neue Volkstheaterdirektion ins kommunistische Eck stellen wollen, dann meine ich, dass eine Partei, die sich nicht von der Auschwitz-Lüge distanziert, ihre moralische Legitimation verloren hat, historische Vergleiche anzustellen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sie sitzen so sehr im gesellschaftspolitischen Abseits, dass Sie den Pfiff des Schiedsrichters gar nicht mehr hören können. Sie haben das Spielfeld ernstzunehmender politischer Auseinandersetzung längst verlassen! Diese Anfrage beweist das einmal mehr. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 1. Zusatzfrage, Frau GRin Mag Unterreiner, bitte.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

In einer Zeit, in einem so genannten Gedenkjahr und Gedankenjahr, wo wir uns alle freuen, dass wir den Krieg überwunden haben, dass Österreich einen Staatsvertrag bekommen hat und sich in Frieden und Freiheit entwickeln konnte, aber auch in einer Zeit, als es anderen Ländern in Europa nicht so gut ging, als sie noch jahrzehntelang, als Österreich schon frei war, unter dem kommunistischen Joch gelitten haben, erscheint es doch nachdenkenswert und einen aufrüttelnd, dass just zu diesem Zeitpunkt ein Emblem, das selbstverständlich für ein menschenverachtendes Regime stand, und zwar jahrzehntelang, der Sowjetstern, der Völker in Unfreiheit stürzte, wo Millionen von Menschen umkamen, wo es keine Freiheit und keinen Frieden gab, einer der wichtigsten Theaterleute Wiens auf sein Theater diesen Stern als Emblem anbringen will und auch sagt: „Ich stehe für all das, wofür der rote Stern steht.", ist es durchaus gerechtfertigt, dass man diese Frage stellt, Herr Stadtrat. Man kann das alles verharmlosen, aber für viele Leute ist der Sowjetstern genau das, worunter viele Menschen in Europa gelitten haben. Wir haben glücklicherweise zwei Diktaturen überwunden. Warum haben Sie diesen Skandal, diesen Sowjetstern als leuchtendes Symbol anbringen zu lassen, jetzt eigentlich so verharmlosend vorgebracht?

Ich frage Sie jetzt, weil Schottenberg sagt und ich zitiere ihn jetzt und habe ihn immer richtig zitiert: „Er leuchtet vom Volkstheater als Signal all dessen, was ich unter Theater verstehe." Stehen Sie hinter dieser Aussage Schottenbergs oder distanzieren Sie sich davon? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Ich verweise auf meine Antwort. Jawohl, ich stehe hinter der Aussage Schottenbergs. Ich finde daran nichts Verwerfliches. Im Übrigen halte ich diesen Stern nicht für den Sowjetstern, sondern das ist ein Stern, der wie gesagt, aus fünf Vs besteht, V wie Volkstheater.

Ansonsten sage ich noch einmal, für den eigentlichen Skandal in diesen Tagen, sehr geehrte Frau Gemeinderätin, halte ich nicht, dass Michael Schottenberg ein solches Emblem aufs Volkstheater bringt, sondern für den eigentlichen Skandal in diesen Tagen halte ich, dass Mitglieder Ihrer Fraktion die Existenz von Gaskammern leugnen! Das ist der eigentliche Skandal! (Beifall bei der SPÖ. - StR Johann Herzog: Der Herr Gudenus ist nicht mehr Mitglied unserer Fraktion!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die nächste Zusatzfrage hat GR Dr Ludwig. Bitte, Herr Gemeinderat.

GR Dr Michael Ludwig (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Gerade im Gedenkjahr sollte man auch daran erinnern, dass eine ganze Reihe von kulturellen Institutionen vor 50 Jahren mit ihren Aktivitäten begonnen haben. Neben sehr bedeutenden traditionellen Großbühnen war das auch eine Aktion, die mit dem Volkstheater immer sehr eng verbunden war, von Beginn an, das so genannte Volkstheater in den Bezirken, eine Aktion, die Theater und Kunst auch in die Randbezirke gebracht hat. 

Sehr geehrter Herr Stadtrat, du hast dich selbst vor einigen Jahren sehr bemüht, nachdem sich ein Hauptsponsor aus dieser Aktion zurückgezogen hat, das Theater in den Bezirken nicht nur am Leben zu erhalten, sondern auch mit neuen Akzenten zu versehen. Der neue Direktor des Volkstheaters, Direktor Schottenberg, hat neue Pläne und Konzepte für diese Aktion. 

Decken sich diese Vorstellungen mit deinen Vorstellungen als Kulturstadtrat?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Wie du richtig feststellst, ist das Volkstheater nicht nur im Haupthaus und künftig auch in der ehemaligen Probebühne in der Margaretenstraße tätig, sondern auch seit geraumer Zeit organisatorisch und inhaltlich verantwortlich für eine sehr wichtige Einrichtung in Wien, nämlich das Volkstheater in den Bezirken, in den Außenbezirken, wie das früher geheißen hat. Das bedeutet, dass Produktionen auch aus dem Zentrum hinaus an Spielstätten in die Bezirke kommen, sodass es insbesondere für Menschen, die vielleicht nicht so leicht in die Innenstadt kommen können, ermöglicht wird, gute Theaterkunst gewissermaßen vor Ort zu sehen. Das ist eine wunderbare Einrichtung, die es seit über drei Jahrzehnten gibt und die lange Zeit, wie du richtig festgestellt hast, Herr Gemeinderat, von der Arbeiterkammer unterstützt und finanziert wurde. Leider hat diese sich in den letzten Jahren zunehmend zurückgezogen und es war daher eine wichtige Aufgabe und ein Anliegen von mir, dass dieses Kulturangebot für die Menschen draußen vor Ort aufrecht erhalten wird. 

Die neue Direktion Schottenberg hat sich erfreulicherweise nicht nur bereit erklärt, das selbstverständlich weiterzuführen, sondern Michael Schottenberg und die neue Direktion haben das mit neuen, zusätzlichen In-
halten versehen. Man darf nicht vergessen, es sind 6 000 Abonnenten, und 6 000 Abonnenten sind sehr viel, die vor allem aus Gründen der Theaterkunst, aber auch aus verschiedenen anderen Gründen diese Einrichtung besuchen, sei es auf Grund zu großer Distanzen, sei es aus Alters- oder sonstigen Gründen oder weil man nach der Arbeit lieber bei sich zu Hause im Grätzel bleibt oder aus verschiedenen anderen Gründen.

Die finanzielle Basis ist durch das Engagement der Stadt Wien auch in Zukunft gesichert. Inhaltlich wird der erfolgreich begangene bisherige Weg nicht nur fortgesetzt, sondern, und das freut mich ganz besonders, unter Michael Schottenberg werden die Bezirke zur Chefsache erklärt. Wie er selbst erklärt hat, werden alle Stars des Volkstheaters, die das Haupthaus in großen Rollen präsentiert, und das schließt auch die Direktion ein, auf die Reise durch die Wiener Bezirke geschickt. Gespielt wird, wie bisher, in 26 Spielstätten, die flächendeckend über alle Wiener Gemeindebezirke gestreut sind. 

Es sind fünf Produktionen geplant. Eine Produktion "Sextransstunden in sechs Wochen" von Richard Alfieri mit Erni Mangold und Toni Böhm in den Hauptrollen, ein Frank-Sinatra-Abend, dann "Indien" von Josef Hader und Alfred Dorfer mit Heribert Sasse und Michael Schottenberg, dann ein Abend mit Dolores Schmidinger und ein Abend mit der Wiederaufnahme der Produktion "Piaf" mit Maria Bill und Paul Matic

Ich glaube, dass diese ganz wichtige Wiener Kultureinrichtung in den Außenbezirken unter der neuen Direktion auch neue Impulse bekommt und daher erfolgreich weitergeführt werden kann.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die nächste Zusatzfrage, Herr GR Barnet, bitte.

GR Günther Barnet (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Herr Stadtrat!

Die GRin Unterreiner hat am 10. Dezember 2003 in einer Aussendung die Designierung von Michael Schottenberg als neuem Volkstheaterdirektor als "Hoffnung“ bezeichnet. Sie sagt, sie, Unterreiner, sei deswegen zu-versichtlich, weil Schottenberg in seiner bisherigen Arbeit bewiesen habe, dass er die Anliegen und Erwartungen des Publikums zu erfüllen im Stande sei und er nicht zu den Selbstverwirklichern zähle, die ihre höchst egoistischen Ideen durchpeitschen wollen. Im Gegenteil, so Unterreiner, Schottenberg lasse die Erwartung zu, dass er in seiner Arbeit Mut und Freude zur Authentizität aufbringen werde. Insofern sei Schottenberg als Direktor eine richtige Wahl zur richtigen Zeit.

Die Frage ist, Herr Stadtrat, ob Sie im Lichte der heutigen Gemeinderatsanfrage diese Aussage als zeitgemäß betrachten. 

Erlauben Sie mir noch eine Anmerkung, ein Detail: Die Fahne der Europäischen Union hat, obwohl 25 Mit-gliedsstaaten, auch zum Zeitpunkt als es 15 waren, nur 12 Sterne gehabt. Es ist auch mit der neuen EU-Verfas-sung nicht anders, aber wir wollen diese drei Sterne durchgehen lassen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Gemeinderat!

Ich danke für diese tatsächliche Berichtigung und nehme das gern auf, was die Anzahl der Sterne in der EU-Flagge anbelangt. 

Ich weiß nicht, ob die Frage der Frau GRin Unterreiner zeitgemäß ist. Ich habe versucht, sie in meiner Beantwortung zu relativieren. 

Ich weiß wohl, dass die Frau Gemeinderätin damals die Verpflichtung von Michael Schottenberg begrüßt hat. Umso mehr erstaunt es mich jetzt, dass man ihm irgendeine Nähe zum Kommunismus unterstellt.

Offen gestanden verstehe ich die Anfrage nicht ganz, weil, noch einmal, weder kann man aus diesem Emblem herauslesen, dass das ein kommunistischer Stern ist, noch kann man aus dem, was Schottenberg bisher getan hat und was er vorhat, irgendeine Nähe herauslesen. 

Um Ihre Frage zu beantworten: Nein, ich halte die Haltung und die Anfrage der Frau Gemeinderätin nicht für zeitgemäß.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die nächste Zusatzfrage ist von GRin Mag Ringler gestellt. Bitte.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Interessanter ist doch viel mehr die Frage, die derzeit sehr viele Kulturschaffende beschäftigt und die wir heute im Laufe des Gemeinderats auch diskutieren werden: 

Wie kann es kommen, dass das Wiener Lustspielhaus Geld bekommt, und das zum zweiten Mal in diesem Jahr?

Wir haben das bereits im Laufe der Theaterreform des letzten Jahres diskutiert, und es hat ja viele Kulturschaffende in hohem Maße erbost, dass klassisches Un-terhaltungstheater, das sehr viele der Stadt Wien nahe Sponsoren findet, in dieser Höhe finanziert wird, um einige Tage im 16. Bezirk, einige Tage im 22. Bezirk und sehr viele Tage im 1. Bezirk zu spielen. Sie haben vorhin von der Stärkung der Außenbezirke gesprochen, das können wir nur unterstützen. Ich halte allerdings Initiativen wie jene des Herrn Hirschal für verfehlt und würde gerne wissen, welche konkrete kulturpolitische Vision 
Sie damit verfolgen, Unterhaltungstheater außerhalb der Theaterreform in dieser Größenordnung, nämlich mit mehr als 300 000 EUR im Jahr, zu fördern und ob das auch in den nächsten Jahren so bleiben wird.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Wir haben einen gemeinsamen Beschluss - auch mit den Stimmen der GRÜNEN -, dass wir innerhalb der Theaterreform selbstverständlich auch die Möglichkeit geben - und wir haben das auch ausführlich diskutiert -, unter dem Titel so genannter Standortförderung auch außerhalb der Empfehlungen der Jury Beschlüsse zu fassen. (GRin Mag Marie Ringler: Wenn sie anfangen... Scheiß-Standorte!) Das Wort "Scheiß" möchte ich jetzt überhört haben. Ich weiß nicht, ob das unbedingt hierher passt, und in welchem Zusammenhang. 

Wir alle wissen, dass dieses Theater weit überbucht war und dass es ein ungeheures Interesse hervorruft, und das natürlich auch genau aus dem Grund, dass wir in den Bezirken verstärkt eine Kulturangebot machen wollen. Ob das nun sozusagen Ihnen oder Ihrer Fraktion gerade gefällt oder nicht gefällt, damit sind wir dann auf der Ebene der Geschmacksfrage, über die können wir auch gerne diskutieren. Aber ich sehe es angesichts des Erfolges, den dieses Theater hatte, als durchaus für angebracht, so wie es auch notwendig ist, dass man ei-nige andere Orte in Wien mit öffentlichen Geldern unter-stützt, dass an diesen Orten außerhalb des Zentrums ein Kulturangebot gemacht werden kann. Ich stehe dazu und habe das auch öffentlich schon mehrmals gesagt. Der Erfolg gibt letztendlich auch diesem Theater Recht. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke schön. - Wir kommen zur nächsten Zusatzfrage: Frau Mag Unterreiner.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Selbstverständlich sind auch wir für die Aufarbeitung des Spiegelgrunds. Sie haben aber vergessen, dass derjenige, der für die Verbrechen verantwortlich war, bis in die jüngste Gegenwart von Ihrer Fraktion geschützt wurde - dies nur einmal zur Richtigstellung - und dass die Person, die Sie heute kritisiert haben, nämlich John Gudenus, nicht mehr Mitglied unserer Partei ist. Ich bitte Sie also, auch darauf Rücksicht zu nehmen. 

Ich bleibe dabei, der rote Stern ist ein Signal für den Kommunismus und die Sowjetunion. Sie haben heute gesagt, Sie sehen das nicht so. Sie distanzieren sich nicht davon. Die Frage ist jetzt: Wird die Zukunft der Wie-ner Kulturpolitik unter diesem Emblem segeln?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sie sehen mich jetzt ratlos. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Also das Volkstheater wird dieses Emblem haben, und die Wiener Kulturpolitik wird weiter das Emblem tragen, das sie bisher gehabt hat, nämlich Wien-Kultur. Insofern werden beide in eine gute Zukunft gehen. (Beifall von GR Harry Kopietz.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat. - Damit ist die 3. Anfrage erledigt. 

Wir kommen jetzt zur 4. Anfrage (FSP - 01974-2005/ 0001 - KSP/GM). Sie wurde von Herrn GR Juznic an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet: Die Wiener Ringstraße repräsentiert mit den historischen Prachtbauten zu beiden Seiten auch die Geschichte unserer Stadt. Welche Maßnahmen sind angedacht, um die in die Jahre gekommene Straße zu sanieren?
Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Danke, Frau Vorsitzende. - Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Die Ringstraße ist eines der wichtigsten kulturhistorischen Denkmäler in Wien, auch Bestandteil des Weltkulturerbes Innere Stadt und daher auch ein wesentlicher Kultur- und Tourismusfaktor in Wien. Zusätzlich ist sie sowohl für Fußgänger, Radfahrer und die Straßenbahn als auch für die Autos eine wesentliche Verkehrsachse in der Stadt. Sie hat eine Länge von ungefähr vier Kilometern, und wir haben viele Bestandteile dieser Straße, die nicht mehr ganz zeitgemäß sind beziehungsweise schon dringend eine Erneuerung benötigen. 

Ein Teil davon ist die Beleuchtung. Sie ist 1960 so entstanden, und normalerweise muss man Beleuchtungskörper nach ungefähr 25 Jahren erneuern. In diesem Fall haben sie Gott sei Dank länger gehalten, nur ist es jetzt so weit, dass auf dieser vier Kilometer langen Strecke von der Urania bis zum Ringturm die Erneuerung begonnen werden muss. Wir haben durch eine zu-sätzliche Finanzspritze die Möglichkeit, dass diese Aufgabe, die an sich vom Bezirk wahrzunehmen ist, zu fast 90 Prozent aus dem Zentralbudget finanziert wird, und wir werden heuer etwa die Hälfte der Straßenlänge mit neuen Beleuchtungskörpern ausstatten. 

Das Beleuchtungskonzept sieht auch vor, dass die Verspannungen, die normalerweise den Blick auf die prominenten Gebäude verstellen oder versperren, wegfallen, dass wir Kandelaber verwenden und dass ein Kandelaber sowohl für die Straßenbahn-Oberleitung als auch für die Beleuchtung verwendet wird. Es wird zusätzlich eine sehr deutliche Beleuchtung für die Fußwege und für den Radweg geben. Das Beleuchtungskonzept für die Ringstraße wurde im Übrigen auch abgestimmt mit Prof Kupf, einem der renommiertesten Experten für historische Beleuchtungen. So werden wir diese Straße, die Ringstraße, deutlich verbessern können. 

Zusätzlich wird es Fahrbahninstandsetzungen geben. Wir beginnen dort, wo die Fahrbahnen bereits stark be-einträchtig sind, nämlich zwischen der Urania und dem Lueger-Platz. Wir werden auch im Bereich Stadtpark die Fahrstreifen erneuern. Den Teil zwischen der Oper und der Stadiongasse, also einen sehr zentralen Bereich der Ringstraße - dort ist die Fahrbahn letzten Winter an einer Stelle schon einmal eingebrochen -, werden wir komplett erneuern. 

Zusätzlich verwirklichen wir das Konzept, dass wir die Fußgänger an der Oberfläche behalten wollen. Die Passagen unter dem Ring haben ja weitgehend ihre Funktion verloren, vor allem dort, wo kein U-Bahn-An-schluss besteht. Eine dieser Passagen, die Albertina-Passage, ist derzeit noch in Benützung. Wir werden diese Passage im Zuge der Sanierungsmaßnahmen schließen beziehungsweise die Fußwege mit der Radquerung vor der Oper an der Oberfläche halten. Es gibt noch Ausmietungsfragen, die zu klären sind; möglicherweise wird der Zugang zum Souvenirgeschäft in dieser Passage noch offen bleiben. Aber ansonsten werden wir für die Fußgänger den Weg an der Oberfläche ermöglichen, so wie das zum Beispiel beim Schottentor schon der Fall ist. 

Die Kosten für diese Arbeiten belaufen sich auf mehrere Millionen Euro, in Summe etwa 15 Millionen EUR. Ich hoffe, dass wir in drei Jahren, wenn dann auch der letzte Abschnitt saniert sein kann, eine hervorragend neu gestaltete Ringstraße vorfinden werden.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat. - Die 2. Zusatzfrage wird von Herrn GR Saßmann gestellt, jetzt BZW, erkennbar an den orangen Krawatten.

GR Gerold Saßmann (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Danke, Frau Vorsitzende. - Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Sie haben schon davon gesprochen, dass im Fall der Ringstraße auch Investitionen in die Beleuchtung getätigt werden. Sie haben gesagt - und Herr GR Juznic hat es in seiner Frage ausgeführt -, die Ringstraße ist eine Pracht-straße, sie stammt aus der Zeit des späten 19. Jahrhun-derts, die Gebäude dort stammen aus der Zeit des späten 19. Jahrhunderts. 

Was die Stadtmöblierung anbelangt, gibt es auch hier traditionelle historische Vorbilder, nämlich die von dem von Ihnen genannten Prof Kupf vorgelegten Bogenlampen Marke Bischofsstab. Ich denke, dass es an und für sich gut wäre, diese Bischofsstäbe zumindest bei bestimmten Teilen wiederherzustellen, so wie sie früher einmal waren, um das historische Flair zu unterstreichen. 

Meine Frage an Sie: Werden diese Bischofsstäbe bei der Beleuchtung eingesetzt, und wenn ja, an welchen Punkten?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Wir haben mit Prof Kupf dieses Konzept sehr eingehend diskutiert. Die Wiederherstellung der Bischofsstäbe, die an den prominenten Plätzen der Ringstraße Bestand hatten, hätte Kosten von mehr als dem Doppelten verursacht. Da wir eine sparsame Stadtverwaltung haben, haben wir uns mit Prof Kupf auf eine billigere, aber zeitgemäße Lösung geeinigt.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke sehr. - Die nächste Zusatzfrage: Herr Mag Chorherr, bitte.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! 

Ich möchte mich jetzt nicht mit Fragen des Weltkulturerbes oder der Bischofsstäbe beschäftigen, sondern mit etwas, was uns an der Ringstraße tagtäglich beeinträchtigt und wogegen Sie sehr wohl etwas tun könnten. Zu Ihrer Überraschung werde ich jetzt in Richtung Radverkehr und Ring fahren, wo sich sehr viele täglich maßlos über die Stadtplanung ärgern, und zwar insofern, als ein wachsender Radverkehr in permanentem Konflikt noch immer gegeben ist. 

Ich nenne nur ein konkretes Beispiel, die Vorbeifahrt beim Hotel Bristol, wo quasi eine Radautobahn, nämlich ein wirklich sehr dichter Radverkehr besteht. Wir haben ja ein gemeinsames Ziel, nämlich den Radverkehr zu verdoppeln, und das geht sich dort nur unter ärgsten Konflikten aus. Es ist nur eine Frage der Zeit, bis es dort zu wirklich schweren Unfällen kommt. 

Das ist nur ein Beispiel einer notwendigen Kapazitätserweiterung an der Ringstraße. Ich nenne ein anderes Beispiel, da geht es in Richtung Heldenplatz. Dort gehen sehr viele Touristen, die nicht wissen, wo jetzt Fußgängerverkehr und wo Radverkehr ist. Dort finden permanent Konfliktsituationen statt, die planungsverursacht sind, weil man auf knappem Raum RadfahrerInnen und FußgängerInnen zusammenführt.

Wann wird es ein Konzept geben, das wirklich einen Qualitätssprung in der Trennung und der ausreichenden Kapazität auf der Ringstraße mit sich bringt, abseits von Bischofsstäben, die ich als Problemlösung nicht für geeignet fände?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Ja, die Bischofs-stäbe wollen wir doch wohl auch dort lassen, wo sie hingehören, nämlich im erzbischöflichen Palais.

Wir haben auf der Ringstraße folgende Situation. Im Jahr 1977 - ich habe das unlängst einmal nachschauen können - haben Kollege Binder und ich, damals als Funktionäre einer Jugendorganisation, diesen Rad-Ring-Rund überhaupt vorgeschlagen. Uns haben sie damals gefragt, ob wir sozusagen - ich möchte das Wort jetzt nicht verwenden, aber ob wir denn wissen, was auf dieser Straße an Hindernissen besteht, dass man an der Oper nicht vorbeikommen wird und dass es keine Chance gibt, denn am Burgtheater, wo doch die Menschen mit den schönen Anzügen ins Theater gehen, kann man nicht mit dem Rad vorbeifahren. 

Ich glaube, es ist eine der größten Errungenschaften, dass der Rad-Ring-Rund durchgehend befahrbar ist. Wir müssen aber zur Kenntnis nehmen, dass auch Straßenwidmungen mit 75 Metern Straßenbreite wie im Fall der Ringstraße noch immer zu wenig Platz bieten, weil eben sehr viele Ansprüche bestehen. Das ist uns beiden klar. Wir müssen Lösungen finden, um das Rücksichtnehmen aufeinander sowohl bei den Fußgängern als auch bei den Radfahrern und dort, wo es am schwierigsten ist, nämlich auch bei den Autofahrern zu erreichen. 

Gerade die Ecke beim Bristol ist zugegebenermaßen eine der schwierigsten. Wir sind mit der Lösung bei der Albertina-Passage in der Lage, den Knopf bei der Operngasse zu lösen. Ich hoffe, dass wir dort durch den Wegfall des Ausstiegsgebäudes die Schwierigkeiten be-seitigen. Es ist auch eine Lösung mit den Tourismusunternehmen gefunden worden, die dort die Bushaltestelle haben. Dort wird es also eindeutig leichter und besser werden. 

Wir hätten eine Chance, beim Bristol eine Verbesserung herbeizuführen, wenn wir ein vom Bundesdenkmalamt so bezeichnetes Denkmal "Das erste Bauwerk des Dritten Reiches in Wien" - so ist das von einem Vertreter des Bundesdenkmalamtes leider genannt worden, es ist interessanterweise eine Wartehütte - endlich wegnehmen und durch ein City-Light ersetzen könnten. Dann hätten wir dort mehr Platz, um den Radweg besser zu führen. Ich denke, wir sollten hier gemeinsam noch einmal hinterfragen, warum man diese Wartehütte vom Bundesdenkmalamt aus wirklich so schützenswert findet. Dann könnten wir dort auch zu Erleichterungen kommen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die nächste Zusatzfrage: Herr Dr Salcher.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Zunächst noch ein Wort zur Frage des Kollegen Chorherr: Es wurde jetzt über Radfahrer gesprochen, und es wurde über Autos gesprochen. Man soll die Fußgänger nicht vergessen, weil sie sozusagen die am meisten Gefährdeten sind, die es am Ring gibt.

Ich möchte aber zur ursprünglichen Frage zurückkehren. Ich finde das für eine sehr gute Initiative, alles, was zur Attraktivierung der Ringstraße dient, die ja wirklich sowohl für den Tourismus als auch für Wien ein echtes Aushängeschild ist. Ich möchte auch einmal sehr eng beim Thema Beleuchtung bleiben, da gibt es schon seit vielen Jahren eine Idee. Die Straßenbeleuchtung ist zweifellos ein Thema, und das Zweite ist - wir kennen das von vielen ausländischen Beispielen -, dass man be-stimmte historische Gebäude an der Ringstraße, und deren gibt es ja nicht wenige, in einer besonderen Form bestrahlt. Sie haben das sicher in Barcelona gesehen, Sie haben das sicher zum Beispiel in Paris gesehen, und das kann insbesondere in der nicht so hellen Jahreszeit sehr wesentlich zum Stimmungsbild dieser Stadt beitragen.

Da lautet meine Frage, ob es von Ihrer Seite konkrete Pläne oder Initiativen dazu gibt. Es handelt sich dabei natürlich auch um Privatgebäude, aber das ist ein sehr öffentlicher Raum, wie wir wissen. Gibt es von Ihrer Seite Initiativen, für eine besondere Beleuchtung und Bestrahlung von historischen Gebäuden an der Ringstraße zu sorgen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Wir haben in den letzten Wochen erlebt, dass durchaus auch die Privatinitiative besteht. Ich denke etwa daran, dass das Museum für angewandte Kunst - so privat ist es auch wieder nicht - eine Zeit lang ein Beleuchtungskonzept von Turrell realisiert hat; ich habe das für eine sehr gute und sehr wichtige Initiative gehalten. Sie wissen, dass das Burgtheater bereits angestrahlt ist, Sie wissen, dass das Rathaus beleuchtet ist. 

Ich stehe nicht an zu sagen, dass meine MA 33 jederzeit gerne dafür zur Verfügung steht - und wir werden das auch offensiv betreiben -, auch die Beleuchtung von anderen Gebäuden an der Ringstraße zustande zu bringen. Sie wissen, es gibt durchaus immer wieder Interessenten, die andere Formen der Beleuchtung bevorzugen würden. Auch hiefür sind wir offen, es muss nur zum Stadtbild insgesamt passen. Ich denke, dass die MA 33 ausreichende Erfahrung damit hat und jederzeit beratend zur Seite stehen kann.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nächste Zusatzfrage: Herr GR Juznic.

GR Peter Juznic (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Derzeit finden umfangreiche Vorarbeiten im Bereich des Parlaments statt. An welche Ausgestaltung des Par-lamentsumfeldes ist nach deren Beendigung gedacht?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Wir werden noch heuer, hoffe ich, erleben, dass diese Baustelle beim Parlament zu Ende kommt. Zur gleichen Zeit wird die Garage neben dem Schmerlingplatz fertig gestellt, und der Übergang zum ehemaligen Stadtschulrat wird ebenfalls für das Parlament zur Verfügung stehen; leider nicht für das Haus der Geschichte, aber das ist leider so. 

Wir werden im Zuge dieser Maßnahmen ergänzen-
de Vorhaben durchführen, nämlich die Fußläufigkeit, 
die Fußverbindungen vom Parlament hinüber zum ehe-
maligen Stadtschulrat verbessern. Es wird auch von den WIENER LINIEN das Dach der Station an der Bellaria deutlich verbessert werden, und wir bekommen eine komplett neue Gestaltung des Schmerlingplatzes an der Seite zum Parlament. Es werden dort nur noch Behin-
dertenparkplätze zur Verfügung stehen, und es wird eine Aufdoppelung erfolgen, sodass der Park de facto bis zum Parlament hin gezogen werden kann. 

Die Rampen werden vom Parlament selbst erneuert, und hinter den Rampen, wo bisher alles verparkt war, werden die Parkplätze nach dem Gestaltungskonzept der Architekten wegfallen. Wir sind gerade in Gesprächen auch mit den Bezirken - es sind ja der 1. und der 8. Bezirk durch die Überlappungslösung in der Parkraumbewirtschaftung betroffen - darüber, ob der Vorschlag des Parlaments von den beiden Bezirken akzeptiert werden kann, dass es in der Stadiongasse weiterhin reservierte Parkplätze für das Parlament gibt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. - Somit ist die 4. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP - 01978-2005/0002 - KBZ/GM). Sie wurde von Herrn Dr Serles an den 
Herrn Bürgermeister gerichtet: Wer finanziert die Büroinfrastruktur und die Tätigkeit des Außenwirtschaftsbeauftragten der Stadt Wien, Kommerzialrat Walter Nettig?
Ich bitte um Beantwortung.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich glaube, ich gehe mit einiger Berechtigung davon aus, dass meine Beantwortung Ihrer Frage Sie nicht allzu sehr überraschen wird. Ich bedauere gleichzeitig auch, dass ich Ihnen mit keinen Neuigkeiten aufwarten kann. Denn ich darf zunächst in Erinnerung rufen, dass schon mit dem Beschluss des Stadtsenats vom November 1996, erneuert dann 2001, Herr Präsident Nettig dem Stadtsenat als Außenwirtschaftsbeauftragter des Bürger-meisters zugezogen wurde, natürlich ohne Stimmrecht. Nach seinem Ausscheiden aus der Funktion als Präsident der Wiener Wirtschaftskammer hat er sich bereit erklärt, diese Funktion weiter auszuüben, dies auch im Einvernehmen mit der Wiener Wirtschaftskammer. 

Die Stadt Wien stellt dafür die entsprechende Büroinfrastruktur zur Verfügung. Mit Beschluss des Gemeinderatsausschusses für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung vom 2. Dezember 2004 wurde der Abschluss des Mietvertrages genehmigt, und mit Beschluss des Gemeinderatsausschusses für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke vom 13. April 2005 die Kosten für die Büroinfrastruktur. Sohin ist klar, wer für diese Kos-ten - auch auf der Basis welcher Beschlüsse - aufkommt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die 1. Zusatzfrage: Herr GR Dr Serles, bitte.

GR Dr Wilfried Serles (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Herzlichen Dank, Herr Bürgermeister, für die Beantwortung dieser Frage! In der Tat haben Sie - und Sie haben zu Recht darauf hingewiesen - dem Gemeinderat jetzt Dinge gesagt, die aus den Ausschüssen bekannt waren. 

Eine Neuigkeit im Zusammenhang mit dem Außenwirtschaftsbeauftragten der Stadt hat für mich Herr VBgm Rieder im letzten Finanzausschuss enthüllt. Ich stand nämlich bisher immer unter dem Eindruck, dass der Außenwirtschaftsbeauftragte der Stadt seine Tätigkeit zum Nutzen der Stadt gegen Ersatz der Kosten, aber ohne Entlohnung durchführt, und habe zu meinem großen Erstaunen im letzten Finanzausschuss gehört, dass es im Zusammenhang mit der Tätigkeit des Herrn Dr Nettig tatsächlich eine Form von Entlohnung gibt, die ihm die Stadt gewährt, nicht unmittelbar die Stadt, aber offen-sichtlich der Wiener Wirtschaftsförderungsfonds. Es exis-tiert offensichtlich ein Vertrag zwischen Herrn Dr Nettig und dem Wiener Wirtschaftsförderungsfonds, auf dessen Basis Herr Dr Nettig, für welche Tätigkeit auch immer, ein Entgelt erhält. 

Es würde mich interessieren, Herr Bürgermeister: Für welche Tätigkeit erhält Herr Dr Nettig vom Wirtschaftsförderungsfonds ein Gehalt, ein Entgelt, ein Honorar, und wie hoch ist dieses?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Zunächst bin ich Ihnen dankbar für den Hinweis, dass ich offensichtlich etwas verabsäumt habe, nämlich Herrn Präsidenten Nettig zur Promotion zu gratulieren, was ich, sobald ich das verifiziert habe, auch gerne nachhole. (Heiterkeit.) Das ist mir bisher entgangen.

Aber es ist mir in der Tat bekannt, dass es einen Konsulentenvertrag zwischen der Wiener Wirtschaftskammer, dem Wiener Wirtschaftsförderungsfonds und Herrn Präsidenten Nettig gibt. Der kann aber nicht - und ich sehe mich dazu auch gar nicht in der Lage - Gegenstand der Fragestunde hier im Gemeinderat sein. Ich ent-nehme lediglich verschiedenen Pressemeldungen, dass Herr Präsident Nettig erklärt hat, er bezieht aus keinerlei Titel irgendein Einkommen; sehr wohl Kostenersatz, aber nicht irgendein Einkommen. Ich kann das weder verifizieren noch falsifizieren. Ich kann Ihnen nur für die Stadt bestätigen, er bezieht seitens der Stadt Wien kein Einkommen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die nächste Zusatzfrage: Frau Dr Vana.

GRin Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ich habe im Zusammenhang mit dem Außenwirtschaftsbeauftragten eine Frage im Rahmen von Wien als europäischem Forschungsstandort. Und zwar: Welche Konsequenzen sind daraus vorgesehen, dass sich die Firma Baxter nun doch nicht im Rahmen des Biotechnologiestandortes in Wien ansiedeln wird? Es geht ja da nicht nur ums Prestige, es geht auch um Arbeitsplätze. Es wurden seit 1997 immerhin über 130 Millionen EUR 
in diesen Biotechnologie-Cluster investiert. Ist das jetzt nicht ein herber Rückschlag?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Ich bin Ihnen dankbar dafür, dass Sie mir einmal mehr ermöglichen, darauf hinzuweisen, dass es sich hier nicht um einen herben Rückschlag und auch nicht um vergeudetes Geld handelt. Denn dieser Biotechnologiestandort in der Muthgasse wird auf jeden Fall gemacht. Was man dazu heute im Regelfall braucht, ist die Kooperation von Universitätsinstituten, außeruniversitären Forschungseinrichtungen und einer Forschungseinrichtung aus einem Großbetrieb. Das ist etwa in der Bohrgasse Boehringer, aber natürlich auch als außeruniversitäre Forschungseinrichtung die Akademie der Wissenschaften und die Universitätsinstitute. 

Es war dieser Partner in den Verhandlungen hier Baxter, und er war ein guter Partner bis zu dem Zeitpunkt, als aus betriebswirtschaftlichen Gründen, auf die ich hier nicht näher eingehen möchte - sie liegen im Be-trieb selbst, aber natürlich auch in den entsprechenden Veränderungen der Relation zwischen Dollar und Euro -, Baxter, oder die neue Geschäftsführung von Baxter, eine andere Entscheidung getroffen hat. Der Betriebsstandort, der Forschungsstandort Muthgasse wird selbstverständlich weiter verfolgt. 

Ich habe daher gemeinsam mit dem Rektor der Universität für Bodenkultur, dem universitären Partner an diesem Standort, eine Task-Force-Gruppe eingesetzt, die unter sehr prominenter Leitung eines sehr bekannten Biotechnologen der Universität für Bodenkultur steht, die zunächst eine Grundsatzentscheidung zu treffen hat oder einen Vorschlag für eine Grundsatzentscheidung zu erarbeiten hat, nämlich ob man nun in der Tat die Konzeption weiterverfolgt, einen großindustriellen Partner zu den Universitäten und außeruniversitären Forschungseinrichtungen zu haben, oder mehrere kleinere heranzieht. 

Es ist in der Tat auch zu fragen, ob, wenn man so will, die Forschungsgeographie richtig ist. Das heißt: Wäre es nicht aus verschiedensten guten Gründen für uns vernünftiger, wenn wir hier einen asiatischen industriellen Partner und nicht einen amerikanischen industriellen Partner haben? Dafür gibt es sehr viele Argumente. Dies wird zur Stunde von dieser Gruppe erarbeitet. Sie besteht aus Vertretern der Stadt, aber vor allem auch aus Vertretern der Universität für Bodenkultur. Ich denke, dass wir noch vor dem Sommer einen entsprechenden Bericht bekommen werden, sodass man die weitere Richtung feststellen kann, und dass man sich dann - unbeschadet des Weiterlaufens aller Aktivitäten seitens der Universität für Bodenkultur, aber auch der Stadt Wien - auf die Interessentensuche begeben kann. Es haben sich auch, wieder unbeschadet dessen, sowohl bei der Universität für Bodenkultur als auch beim Wirtschaftsförderungsfonds respektive ZIT bereits präsumtive Partner gemeldet, die hier mitmachen wollen. 

Wien ist in ungebrochener Weise ein attraktiver Standort gerade auch für diesen Bereich. Die Frage stellt sich, ob man sich da auf Vakzineforschung entsprechend reduzieren soll. Aber ich bin hier völlig zuversichtlich, dass diese betriebswirtschaftliche Entscheidung von Baxter keinerlei Rückschlag für den Forschungsstandort bedeuten wird. 

Präsident Nettig spielt eine besonders positive Rolle in dem Bereich, denn natürlich ist er bei seinem ökonomischen Netzwerk, in dem er eingebunden ist, gerade auch in den Vereinigten Staaten, uns eine große Hilfe bei der Suche nach einem oder mehreren neuen Partnern in diesem Bereich, gerade auch in den Vereinigten Staaten. Denn ich betrachte es nicht als eine Ausschließlichkeit, dass hier ein amerikanischer industrieller Partner oder ein asiatischer industrieller Partner einbezogen ist. Offen gestanden, allein das ist schon das Geld wert, das wir auch für Büroeinrichtungen bezahlen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die 3. Zusatzfrage: Herr GR Prochaska, bitte.

GR Johannes Prochaska (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ich möchte gerne wissen, welche grundlegenden inhaltlichen Änderungen in der Außenwirtschaftspolitik ein-getreten sind, die auf einmal trotz Zehntausender leer stehender Büroflächen in der Innenstadt, in Zentrumsnähe - der Stubenring war schließlich auch dort -, dieses - wie hat es so schön geheißen? - für eine international wirksame Außenarbeit nicht mehr geeignet erscheinen lassen und eine Dislozierung über die Donau rechtfertigen, mit einer Begründung, die ich nicht nachvollziehen kann - aber das ist die Frage, vielleicht können Sie es mir erklären -, in ein nach internationalen Maßstäben e-her bescheidenes Bezirkshochhaus. Auch die in der Be-gründung angegebene Nähe der U-Bahn-Station wird in-ternationale Großinvestoren meines Erachtens nicht ra-send beeindrucken.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich kann die Frage nicht ganz nachvollziehen, weil ich mich schon in der Vergangenheit durch Amtsraumlenkung nicht besonders hervorgetan habe und das auch nicht als mein Spezialgebiet ansehe. Ich darf Ihnen lediglich versichern, dass ich mich vergewissert habe, ob dies eine angemessene Unterkunft für den Außenwirtschaftsbeauftragten der Stadt Wien ist. Da kann ich sagen: Ja. Es wäre auch eine angemessene Unterkunft für einen ausgeschiedenen Bundespräsidenten gewesen. Ich ha-be mich dessen vergewissert, dass der Herr Präsident damit zufrieden ist, und habe somit meine Aufgabe als erfüllt angesehen. (GR Gerhard Pfeiffer: ...sind zufrieden!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die 4. Zusatzfrage: Herr GR Dr GÜNTHER.

GR Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister!

Ich habe folgende Frage. Der Außenwirtschaftsbeauftragte ist dafür da, den Wirtschaftsstandort Wien zu promoten und neue Ansiedlungen in Wien zu lukrieren. Dem kommt er, wie Sie gesagt haben, in den USA und vermutlich auch im ferneren Osten nach. Jetzt hat aber der Wirtschaftsstandort Wien ein größeres Problem da-mit, dass immer mehr Firmen oder immer wieder Firmen in den näheren und auch weiteren Osten abwandern. Sandoz war jetzt - wenn auch nicht in den Osten abwandernd, sondern die Zentrale nach München verlegend - ein Beispiel dafür. Ist der Außenhandelsbeauftragte ge-rade aufgrund seines Netzwerkes, das er ja wahrscheinlich auch im näheren Europa hat, nicht auch dafür prädestiniert, in solchen Fällen hilfreich einzusteigen, und wird er da auch eingesetzt?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Der Außenwirtschaftsbeauftragte ist und kann hilfreich sein in der Akquirierung von Auslandsinvestitionen für Österreich, im Besonderen na-türlich für Wien, und da ist er durchaus auch erfolgreich. Denn in der Zwischenzeit werden rund 56 Prozent aller Auslandsinvestitionen, die in Österreich getätigt werden, in Wien getätigt. Das würde ich als erfolgreich bezeichnen, und das hat sicherlich auch seinen Grund. 

Was er nicht macht... (GR Gerhard Pfeiffer: Aber nur sieben vom WAFF!) Seid nicht neidig auf ihn! Was habt ihr eigentlich? Ich verstehe das, ehrlich gesagt, überhaupt nicht. Dass gerade ihr so komisch seid (GR Gerhard Pfeiffer: Man kann sich doch nicht mit fremden Federn schmücken!), verstehe ich überhaupt nicht. (Beifall bei der SPÖ.) Das ist mir ein vollkommenes Rätsel. Macht euch eure ÖAAB-Wirtschaftsbund-Geschichten selber aus! (GR Gerhard Pfeiffer: Mit fremden Federn!)
Um in der Beantwortung der Anfrage fortzufahren: Was er nicht kann, ist natürlich, in betriebswirtschaftliche Entscheidungen einzugreifen. Da muss man jetzt im Speziellen, wie auch bei Sandoz, darauf hinweisen, dass ja der Grund nicht der ist, der angegeben wurde, dass zu wenige internationale Kindergartenplätze in Wien existieren würden oder ähnliche Dinge - das verbuche ich unter Humoresken -, sondern weil eine entsprechende Firma in unmittelbarer Umgebung von München akquiriert wurde, wohin man den Verwaltungsbereich verlegt hat, was man auch ursprünglich bereits vorgehabt hatte. 

Es bleibt selbstverständlich die Forschung von Sandoz hier, die bei einer Generikafirma, sagen wir einmal, nicht gerade überragend groß ist. Das ist nicht vergleichbar mit der Forschungseinrichtung eines Pharmakonzerns, der sich mit der Neuentwicklung von Medikamenten beschäftigt, wie etwa Baxter. Aber es bleibt vor allem die Fertigung, die gerade im 23. Wiener Gemeindebezirk neu errichtet wurde, hier in Wien, was für mich insbesondere vor dem Hintergrund dieser Investition ein wesentlicher Hinweis darauf ist, dass Sandoz nun in der 
Tat seinen Produktionsstandort nicht nur hier belas-
sen will, sondern ihn auch pro futuro schätzt. Boehringer beispielsweise hat ja mit seiner Investitionsentscheidung, der Ausweitung seines Unternehmens hier, dies auch einmal mehr unter Beweis gestellt.

Ich möchte Sie auch darauf hinweisen, dass es zur gleichen Zeit, als man über die Verlagerung von 150 Ver-waltungsarbeitsplätzen bei Sandoz von Wien in die Nähe von München gesprochen hat, fünf Investitionsentscheidungen gegeben hat, wodurch man neue, internationale Betriebe hier in Wien begründet hat, und das in der gleichen Woche. Es ist eben das Problem, dass es offensichtlich interessanter ist, über die Abwanderung einer Verwaltungseinheit zu sprechen, aber nicht so sehr über die Neuansiedlung von Betrieben.

In einem Punkt gebe ich Ihnen allerdings - mit Bedauern, aber doch - Recht. Ja, wir werden auch in Zukunft Schwierigkeiten haben, Assembling-Werke, in de-nen der Lohnanteil am Stück 25 Prozent überschreitet, hier zu halten. Das hängt natürlich auch damit zusammen, dass wir kein Billiglohnland sind und auch kein Billiglohnland sein wollen. Denn es wäre eine völlig verfehlte Politik - wiewohl sie auch vorgeschlagen wurde -, dass man entsprechendes Lohndumping nicht nur mit der Ukraine, sondern eigentlich auch mit China, Taiwan oder Vietnam eingehen müsste. Das kann nicht die Zielsetzung einer Politik sein, sehr wohl aber die Frage der Produktivität, die ja der messbare Faktor letztendlich auch für Investitionsentscheidungen ist, wie uns hier auch General Motors belegt und beweist.

Das ist eine sehr ernste Geschichte, die uns seit längerer Zeit begleitet, Stichwort: Semperit-Conti bis hin zu Grundig, was ja nicht das Verschulden des Betriebs in Österreich oder in Wien gewesen ist, sondern des entwickelteren Teils in Deutschland. Mit dem werden wir uns herumschlagen. Die Grundstrategie, die ich verfolge, und die ich durchaus auch hier offen legen will, ist: Wir werden solche Assembling-Werke in Wien nicht halten können, aber wir werden sie abtauschen können zur Schaffung hoch qualifizierter Arbeitsplätze im Forschungs- und Entwicklungsbereich. Das hat uns Philips bereits bewiesen, das werden wir auch in anderen Bereichen entsprechend hinbekommen können. 

Wir werden uns in besonderem Ausmaß gemeinsam mit Walter Nettig bemühen müssen, hier neue, hoch qua-lifizierte Arbeitsplätze zu schaffen, auch durch das Investment internationaler Firmen. Dies wird zweifelsohne von besonderer Bedeutung sein, neben der Hausaufgabe, die wir hier zu erfüllen haben, nämlich die klein- und mittelständische Wirtschaft entsprechend zu unterstützen, sodass sie ihre Funktion für die Wirtschaft, aber natürlich auch für den Arbeitsmarkt entsprechend erfüllen kann.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister. - Die letzte Zusatzfrage hat wieder Herr GR Dr Serles. - Bitte.

GR Dr Wilfried Serles (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Herr Bürgermeister! 

Ich bin froh darüber, dass Sie zumindest im letzten Drittel Ihrer jetzigen Ausführungen die Dramatik des Ver-lustes von Sandoz schon haben erkennen lassen und auch klargemacht haben. Es ist tatsächlich nicht so, dass da irgendein Verwaltungssitz eines Unternehmens Wien verlassen hat, sondern es hat das Headquarter eines in-ternational tätigen Unternehmens Wien verlassen und ist nach München oder in die Umgebung von München ge-zogen. Das hat natürlich nachhaltige Auswirkungen auf Wien. Schlagartig gibt es in Wien um 115 Arbeitsplätze weniger, das ist bitter genug. Aber das hat natürlich auch weitreichende Auswirkungen auf zukünftige Tochterunternehmen, Fertigungsabteilungen, Forschungsabteilungen, die möglicherweise heute noch ihren Sitz in Wien haben, aber in Wahrheit mittelfristig bereits gefährdet sind. 

Da verstehe ich durchaus die Hoffnung, die Sie artikuliert haben, dass diese Arbeitsplätze in Wien erhalten bleiben. Garantie gibt es in Wahrheit keine, und die Wahrscheinlichkeit, dass sich Sandoz endgültig aus Wien zurückzieht, ist größer als die Wahrscheinlichkeit, dass hier ein paar Arbeitsplätze im Bereich Fertigung und Forschung erhalten bleiben.

Herr Bürgermeister, ich glaube aber, gerade im Zusammenhang mit dem Sandoz-Rest, der zur Zeit noch in Wien verbleibt, hätte der Herr Außenwirtschaftsbeauftragte eine ganz wesentliche Funktion. Ich frage Sie nicht, warum Herr Nettig den Verlust des Headquarters nicht verhindert hat; das wäre vermessen und würde den Wirkungsbereich und Aktionsradius des Herrn Nettig dramatisch überschätzen. Aber Herr Nettig würde gut daran tun, jetzt mit dem Konzern die sozial verträglichen Lösungen für die Arbeitnehmer, die in Wien gekündigt werden - Herr Rummelt, der Sandoz-Chef, spricht es ja offen aus -, tatsächlich zu definieren. 

Ich frage Sie daher: Hat Herr Nettig mit Sandoz bereits Kontakt aufgenommen? Ist er bereits drauf und dran, für Arbeitnehmer sozial verträgliche Lösungen zu finden?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat! 

Da ist vieles dabei, woran man dokumentieren kann, was uns in wirtschaftspolitischen Fragen trennt. Ich möchte dabei gar nicht ins Grundsätzliche gehen, das ich bei jeder sich bietenden Gelegenheit hier höre: Nicht der Staat schafft Arbeitsplätze, sondern die Unter-
nehmen. Im gegenständlichen Fall versuchen Sie zu argumentieren, dass der Staat dafür verantwortlich ist, dass diese 150 Verwaltungsmitarbeiter, die es bei Sandoz gibt, weggegangen sind, und dass dies unsere Schuld ist oder die Schuld der Politik im Allgemeinen. (GR Dr Wilfried Serles: Habe ich nicht gesagt!) Ich halte das für nicht nachvollziehbar, und Sie werden mir verzeihen, dass ich das auch in der Klarheit und Offenheit dazusage.

Ich teile auch nicht Ihre Einschätzung über die Dramatik der Entscheidung, dass jetzt diese Verwaltungseinheit von Sandoz aus Wien weggegangen ist. Denn das, was Sie als Rest-Sandoz bezeichnen, ist die Forschungsabteilung und die Fertigung mit entsprechend hohen Investitionen, die für die Errichtung dieses Werkes hier getätigt wurden. Es dürfte Ihnen entgangen sein, dass Sandoz nicht jenes Sandoz ist, das es früher gewesen ist, sondern eigentlich eine Betriebsneugründung, die man sehr bewusst hier an diesem Standort mit diesen Investitionen gemacht hat. Ich darf Sie außerdem darauf hinweisen, dass dieses Rest-Sandoz ungefähr zehnmal so viele Arbeitsplätze beinhaltet wie diese Verwaltungseinheit, die Sie hier bezeichnet haben. (GR Dr Wilfried Serles: Die jetzt wackeln!) Also sagen Sie nicht Rest-Sandoz! Seien Sie mir bitte nicht böse, Herr Gemeinderat, aber das ist absurd.

In einem gebe ich Ihnen Recht: Weder Sie noch ich können sagen, dass wir Arbeitsplätze garantieren. Das ist in der Vergangenheit wiederholt schief gegangen; wenn Sie wollen, ist hier auch ein Element von Selbstkritik dabei. Aber man soll aus solchen Dingen jedenfalls auch lernen. Niemand von uns in der Politik kann Arbeitsplätze in dem Sinn garantieren. Was wir tun können, ist, uns zu bemühen, dass entsprechende Investitionen, auch internationale Investitionen, getätigt werden. 

Ich kann Ihnen sagen, dass wesentlich mehr als diese 150 Arbeitsplätze, die im Verwaltungsbereich bei San-doz nach München verloren gegangen sind, hereingespielt wurden, etwa in der Bohrgasse nur durch die Betriebe, die sich im Zusammenhang mit den dort entwickelten Spin-offs auch aus anderen Bundesländern angesiedelt haben, aus Vorarlberg, unter anderem auch aus Kärnten und aus der Steiermark. Dadurch gibt es, in Summe gesehen, mehr Arbeitsplätze - und zwar hoch qualifizierte Arbeitsplätze, Forschungsarbeitsplätze - als diese 150 Arbeitsplätze. Ich will das nicht klein reden, aber Ihre Dramatik kann ich nicht sehen.

Zum letzten Punkt, den Sie erwähnt haben: Herr Präsident Nettig hat mit Sicherheit keinen gewerkschaftlichen Auftrag! Herr Präsident Nettig hat mit Sicherheit keinen Auftrag, hier zur Entwicklung von Sozialplänen zu kommen, die die 150 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen bei Sandoz betreffen - und ob es tatsächlich 150 sein werden, werden wir ja auch erst sehen -, sondern hier handelt es sich um etwas, was es in dieser Stadt schon seit geraumer Zeit gibt, nämlich Gewerkschaften. Diese Ge-werkschaften werden dafür sorgen, dass die Sozialpläne für die verloren gegangenen Arbeitsplätze entwickelt werden, und der Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds wird ebenso wie das AMS das Seine dazu beitragen, dass es hier zu einer entsprechenden Hilfe kommt. 

Das wissen Sie auch. Genau dasselbe haben wir bei Grundig gemacht, weil wir rechtzeitig dafür vorgesorgt haben, dass es Einrichtungen in dieser Stadt gibt, mit denen man Hilfe leisten kann für jene, die wirklich nichts dafür können, wenn sich etwas auf volkswirtschaftlicher Ebene betriebswirtschaftlich umsetzt oder wenn gelegentlich auch dem Management Misswirtschaft passiert; so etwas soll es ja dem Vernehmen nach auch geben, wie ich so höre. Herr Präsident Nettig hat keinen Auftrag dafür, dass er sich in diese Sozialfragen und Sozialpläne einmischt, und er wird es daher auch nicht tun.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister. - Damit ist die Fragestunde beendet.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. 

Der ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "260 EUR für einen Kin-dergartenplatz - kinderfeindliche Politik der SPÖ-Stadt-regierung bittet die Wienerinnen und Wiener zur Kasse!" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte den Erstredner, Herrn GR Walter Strobl, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist. - Bitte.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich darf mit einem Zitat beginnen: „Alle jungen Menschen müssen unabhängig von ihrer sozialen Herkunft dieselbe Chance auf höhere Bildung haben. Die Studiengebühren würde die SPÖ daher sofort abschaffen." - So weit der Nationalratsabgeordnete Broukal von der SPÖ. 

Aber auch ein zweites Zitat noch: „Frau VBgmin Las-ka fordert die Abschaffung der Studiengebühr. Der Abbau solcher Bildungsbarrieren ist eines der wichtigsten Ziele. Die Chancengleichheit ist das Fundament einer sozialen Bildungspolitik und sollte für alle eine gerechte Ausbildung, unabhängig von Geschlecht, Alter, Herkunft und Einkommen, ermöglichen."

Meine Damen und Herren! Worum geht es da? Es geht um 380 EUR pro Semester. Wenn Sie das auf Monatskosten umrechnen, so sind es 63 EUR. Der Kindergartenbeitrag in Wien beträgt 260 EUR pro Monat. Sie können sich damit schon ein Bild davon machen, wie viel die Wienerinnen und die Wiener für eine mittlerweile als Bildungseinrichtung unumstrittene Form, nämlich den Kindergarten, im Jahr ausgeben müssen: Es sind satte 2 860 EUR!

Meine Damen und Herren! Wegen 63 EUR im Monat haben Sie damals, im Jahr 2001, versucht, die Straße zu mobilisieren. Beim Kindergarten greifen Sie mit monatlich 260 EUR den Wienerinnen und den Wienern, den Durchschnittsverdienern schamlos und voll in die Tasche! (Beifall bei der ÖVP.) Das ist eine wirklich ekelhafte politische Verhöhnung der Wienerinnen und Wiener auf Kosten der Kleinsten, die Ihnen offenbar kein Anliegen sind. 

Meine Damen und Herren! Wie sieht das durchschnittlich Familieneinkommen in Wien aus? Es sind 18 217 EUR netto, also 1 300 pro Monat. Die Einkommensgrenze für die Ermäßigung für den Kindergarten beträgt in Wien 1 031 EUR plus Kinderbetreuungsgeld plus Familienbeihilfe plus Kinderabsetzbetrag. Nur ein Drittel aller Kinder erhalten daher eine Befreiung, die Masse der Durchschnittsverdiener zahlt die volle Länge. 

Dazu kommt aber noch, dass Sie nur Kinder von berufstätigen Müttern in erster Linie bevorzugen und dass Kinder, deren Mutter zu Hause ist, de facto keinen Platz finden. Das ist genau für jene Gruppe, die eigentlich gezielt eine Möglichkeit bekommen sollte, zum Beispiel ihre Sprachdefizite besser zu kompensieren, für diese Gruppe der ausländischen Kinder, jener Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache, keine Chance. Wir haben zahlreiche derartige Unterlagen, die beweisen, dass die-se Kinder keinen Platz im Wiener Kindergarten bekommen, also jene Kinder, die eigentlich eine Unterstützung bräuchten!

International - wenn man sich das anschaut - ist es üblich, in Belgien, in Holland, in den skandinavischen Ländern, in Frankreich haben sie überall zumindest das letzte Jahr vor dem Schuleintritt als vorschulische Einrichtung, als Vorbereitung für den Schuleintritt, zur Verfügung gestellt durch den Staat oder durch die Stadt, je nach Verantwortung, Zugehörigkeit. Wir haben daher als Wiener ÖVP mit unserer Aktion, das letzte Kindergartenjahr gratis anzubieten, und mit dem Wunsch nach einer vorgezogenen Einschreibung bereits ein Jahr vor Schuleintritt diesem internationalen Trend entsprochen. Aber Sie haben das alles bisher aus teilweise sehr hanebüchenen Gründen abgelehnt. 

Sie haben sich ja nicht einmal der Überlegung unterzogen, dass Sie eine angesehene Schulpsychologin ge-radezu politisch genötigt haben, im Stadtschulrat hiezu eine Aussage abzugeben, die wohl nicht wirklich und ernsthaft jeder Überlegung standhält, dass nämlich für eine vorgezogene Einschreibung bei einem fünfjährigen Kind angeblich keine Prognose möglich ist. Meine Damen und Herren, schauen Sie sich die internationalen Studien an, schauen Sie sich ein bisschen im Ausland um, und Sie werden sehen, dass das sehr wohl funk-
tioniert. (GRin Martina LUDWIG: Ja, schauen Sie sich um!) Sie aber, meine Damen und Herren, ordnen das Wohl unserer Wiener Kinder Ihren parteipolitisch-ideolo-gischen Überlegungen unter, und das lehnen wir ab! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich darf Ihnen aber noch ein Zitat bringen: „Die wichtigsten Forderungen des SPÖ-Bildungsprogramms: Der Kindergarten als Bildungseinrichtung, in dem jedes Kind seine Bildungschance bekommen soll." Das stammt vom Vorsitzenden Gusenbauer aus dem Bildungsprogramm "Startklar" vom November 2004. Da heißt es dann auch noch weiter: Die Möglichkeit eines Kindergartenbesuchs muss für alle gegeben sein, eine Voraussetzung sei ein flächendeckendes Angebot. (GRin Martina LUDWIG: Ge-nau!) Gusenbauer sprach sich auch für eine Schnittstelle zwischen letztem Kindergartenjahr und Volksschule aus: Das letzte Kindergartenjahr soll bereits eine starke Vorbereitung zum Volksschuleintritt sein.

Meine Damen und Herren! Ihr großer Vorsitzender hat erkannt, was wichtig wäre. Sie in Wien lehnen das alles bis heute aus nicht erklärbaren Überlegungen - außer nach parteipolitischer Taktik - stur ab. 

Indem ich darlege, was wir glauben, möchte ich auch deutlich machen, wer dafür verantwortlich ist. Nach der Bundesverfassung ist es das Land und sind es die Gemeinden, die für den Kindergarten zuständig sind. (GRin Martina LUDWIG: Haben Sie abgeschafft, die Milliarde!) Also wann immer Sie in Ihrer faktisch schon paranoiden Form den Bund auffordern, hier etwas zu tun, kann ich darauf nur sagen: Machen Sie Ihre Hausaufgaben, meine Damen und Herren in Wien! Sie allein sind dafür verantwortlich, dass es in Wien insgesamt eine Form der Betreuung gibt, die nicht den internationalen Anforderungen adäquat ist. (Beifall bei der ÖVP. - GRin Martina LUDWIG: In Wien schon, in Österreich nicht!)
Meine Damen und Herren! Sie schaffen es ja auch nicht, nach dem Kindergarten ein adäquates und ausreichendes Angebot im Volksschulbereich sicherzustellen. Wir haben in Wien 448 Pflichtschulen, davon haben überhaupt nur 135 ein ganztätiges Angebot, so nach dem Motto: „Es gibt kein Leben nach dem fünften beziehungsweise sechsten Lebensjahr mehr." (VBgmin Grete Laska: ...freuen sich jedes Mal, dass du das sagst!) Es müssen sich die Eltern überlegen, wo sie ihre Kinder hingeben, wenn sie aus dem Kindergarten herauskommen. Und wer, meine Damen und Herren, ist dafür verantwortlich? Auch die Gemeinde! Der Schulerhalter im Pflichtschulbereich ist die Gemeinde Wien, Sie sind dafür verantwortlich, und Sie haben dafür Sorge zu tragen, dass es in Wien auch ausreichende ganztägige Schulbereiche gibt. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Was also bleibt, ist ein Versagen in der Integrationspolitik. Sie schließen nicht arbeitstätige Mütter de facto im Kindergartenbereich aus, Sie schaffen keine adäquate Sprachintegration, und Sie schaffen es nicht, die Schule im Schuleingangsbereich deutlich zu entlasten, wie das sonst üblich ist.

Meine Damen und Herren! Was Sie von der SPÖ wirklich gut können, ist das Abzocken beim Kindergartenbereich, das ist eine Verschwendungspolitik à la SPÖ. Ich denke hier an die Magistrats-Pensionsreform, wobei Sie ja dem Steuerzahler jährlich 60 Millionen EUR aus der Tasche nehmen, damit Sie Privilegien schaffen und einer Gruppe von rund 270 000 arbeitenden, beamteten Menschen hier im Rathaus eine besondere Regelung geben können. Damit könnten Sie das letzte Kindergartenjahr locker bezahlen.

Meine Damen und Herren! Ich fasse zusammen: Wir als ÖVP fordern die Senkung der Gebühren auf ein Niveau der Studiengebühren, die Aufnahme von Kindern auch von nicht berufstätigen Müttern, wir wollen einen Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz, und wir wollen das letzte Kindergartenjahr gratis. 

Meine Damen und Herren! Verabschieden Sie sich von Ihrer besonderen Form einer sozialen Kälte: Von Ihrem Kindergartennepp! Wir setzen auf unsere Unterschriftenaktion für ein Gratis-Kindergartenjahr unmittelbar vor Schuleintritt und wollen damit ein Signal gegen die Selbstherrlichkeit der Wiener SPÖ setzen. Sie sind es, die das alles blockieren, die das alles verhindern. Sie werden unter dem Druck der Öffentlichkeit vielleicht doch noch erkennen, dass Ihre Politik, die Sie hier betreiben, nicht nur eine falsche Politik ist, sondern auch eine ganz schlechte für die Wiener Kinder und für die Eltern, die das sozusagen mittragen müssen. 

Wir werden das aufzeigen. Vielleicht haben Sie die Chance, noch in den nächsten Monaten, wenn wir Ihnen das Unterschriftenpaket vorlegen, umdenken zu lernen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Für die weitere Vorgangsweise möchte ich Sie daran erinnern, dass sich die Kolleginnen und Kollegen nur einmal zum Wort melden dürfen und die Redezeit mit 5 Minuten begrenzt ist. 

Jetzt gelangt Frau GRin Mag Schmalenberg zum Wort. - Bitte.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wissen Sie, wie es ist, wenn ein Kind gerne in den Kindergarten geht? Wissen Sie, wie es ist, wenn ein Kind im Kindergarten glücklich ist, wenn es aufblüht, wenn es sich entwickeln und entfalten kann und Freude daran hat, im Kindergarten zu sein? Sie kennen das sicher. Vielleicht wissen Sie auch, wie es ist, wenn ein Kind im Kindergarten unglücklich ist, wenn es jeden Morgen weint, wenn der Vater oder die Mutter weggeht, wenn es traurig ist, an der Tür steht, am Kittel der Mutter hängt und nicht will, dass sie weggeht. Jeder, der diesen Unterschied kennt, weiß, dass es nicht um die Frage geht, ob 260 EUR für einen Kindergartenplatz zu teuer sind oder nicht, sondern dass es darum geht, ob sich unsere Kinder im Kindergarten wohl fühlen. 

Sehr geehrte Damen und Herren von der ÖVP! Sie wissen ganz genau, dass es schon jetzt sehr, sehr viele gibt, die keinen oder nur einen sehr kleinen Beitrag zahlen, weil sie es sich sonst nicht leisten können, ihre Kinder in den Kindergarten zu geben. Wir können gerne diskutieren, ob es notwendig ist, Familien, junge Familien generell zu fördern. Sie wissen, dass wir vom Bündnis Zukunft Wien der Ansicht sind, dass es sehr wohl notwendig ist, junge Familien, die im Aufbau begriffen sind, weil sie eine Wohnung kaufen müssen, weil sie erst beruflich ihre Stellung festigen müssen, zu fördern und ihnen auch beim Kindergartenbetrag entgegenzukommen. Aber ich bin ganz sicher, ein Gratis-Kindergarten würde nichts daran ändern, dass trotzdem viele ihre Kinder in Privatkindergärten geben. 

Damit bin ich dort, worum es uns vom Bündnis Zukunft Wien geht. Es geht uns darum, alle Kinderbetreuungseinrichtungen in Wien gleich zu fördern, städtische, private, konfessionelle, egal. Alle sollen die gleiche Förderung erhalten. Sehr geehrte Damen und Herren, uns ist es wichtig, die Struktur der Kinderbetreuung zu verbessern, uns ist es wichtig, das Netz zu verdichten. Wir wollen, dass die Vielfalt des Angebotes erhöht wird und dass es mehr Wahlmöglichkeiten für die Wienerinnen und Wiener gibt. Denn - und das muss man auch sagen - die Wahlfreiheit bei der Kinderbetreuung wurde ja revolutionär ermöglicht durch die Einführung des Kinderbetreuungsgeldes, und jetzt gilt es, in Wien die Struktur zu verbessern und die Qualität zu sichern, dass das Angebot stimmt. Hier hat, glaube ich, die Wiener Stadtregierung Handlungsbedarf. (Beifall beim BZW.)
Ich möchte in diesem Zusammenhang auch ein großes Dankeschön an alle diejenigen sagen, die sich täglich fürsorglich und aufopfernd um unsere Kinder kümmern, nämlich die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die dafür sorgen, dass sich unsere Kinder im Kindergarten wohl fühlen. Die Kindergärtnerinnen, die Tagesmütter, die Betreuerinnen und Betreuer leisten eine hervorragende Arbeit. Wir vom Bündnis Zukunft Wien wissen das zu schätzen, und wir werden alles tun, damit es gelingt, die Strukturen zu verbessern und das Netz dichter zu knüpfen. (Beifall beim BZW.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Eines ist mir auch noch wichtig. Ich glaube, dass es dringend notwendig ist, die Kindergärten stärker als Orte der Kommunikation zu nützen. Dort wäre es nämlich möglich, die notwendigen Schritte in Richtung Integration zu setzen, dort wäre es notwendig, stärker den Spracherwerb zu fördern, damit eben alle Kinder, wenn sie in die Schule kommen, die gleichen Chancen haben. Ich appelliere in diesem Zusammenhang an die Wiener Stadtregierung, auch hier alle notwendigen Maßnahmen im Bereich der Kinderbe-treuung zu setzen. Denn es geht um die Zukunft unserer Kinder und damit um die Zukunft Wiens. (Beifall beim BZW.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Sommer-Smolik.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Kollege Strobl, nicht alles, was hinkt, ist ein Vergleich. Die Studiengebühren mit dem Kindergartenbe-treuungsgeld zu vergleichen, ist wirklich hanebüchen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Seit wann bekomme ich mit den Studiengebühren ein Mittagessen? Seit wann bekomme ich mit den Studiengebühren eine Vormittagsjause? Seit wann bekomme ich mit den Studiengebühren eine Nachmittagsjause? Seit wann habe ich ein Betreuungsverhältnis an den Universitäten von 25 StudentInnen auf eine Pädagogin beziehungsweise zwei Pädagoginnen? Seit wann habe ich auf den Universitäten einen gesicherten Sitzplatz? All das jetzt hier mit dem Kindergartenbetreuungsgeld zu vergleichen, ist meiner Meinung nach schon sehr weit hergeholt. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Aber kommen wir zu dem Thema der Aktuellen Stunde, denn eigentlich hätten Sie ja thematisieren können, warum es immer noch Studiengebühren gibt. Aber anscheinend sind es jetzt offensichtlich die 260 EUR, die der Kindergarten kostet. Sie haben gesagt, die Masse der DurchschnittsverdienerInnen zahlt die volle Länge. Da haben Sie aber angeführt, was die DurchschnittsverdienerInnen verdienen, und soweit ich informiert bin, zahlen die volle Länge jene, die mehr als 2 238 EUR verdienen. Das stimmt ja, oder? Das sind jene, die den Höchstbeitrag leisten müssen, und das ist nun einmal nicht die Masse der DurchschnittsverdienerInnen. Vielleicht ist das in Ihrer Partei die Masse, aber es ist nicht die Masse der WienerInnen, die mehr als 2 238 EUR verdient. (GR Walter Strobl: 1 300 EUR!) Ja, ich weiß schon, was DurchschnittsverdienerInnen verdienen, aber Sie haben gesagt – ich habe mitgeschrieben –, die Masse der DurchschnittsverdienerInnen zahlt die volle Länge für den Kindergarten. Und das stimmt nicht. Das stimmt nicht, denn es ist ein Drittel der Eltern, das den vollen Beitrag zahlt, und nicht die Masse der Eltern. Der Rest – das hat die Kollegin Schmalenberg schon ausgeführt – hat Ermäßigungen beziehungsweise hat den Kindergarten kostenlos. 

Was ich nicht verstehe, ist, warum immer nur die Forderung erhoben wird, dass das letzte Kindergartenjahr kostenlos sein soll. Warum diskutieren wir nicht über den ganzen Kindergarten? Warum sollen nicht alle drei Jahre des Kindergartens kostenlos sein, wenn wir doch alle wollen, dass der Kindergarten eine Bildungseinrichtung ist, wenn wir uns auch einig sind, dass der Kindergarten eine Bildungsinstitution ist? Warum dann immer nur das letzte Kindergartenjahr? Warum nicht alle drei Jahre? 

Genauso: Warum nicht gleich die gesamte Kinderbetreuung gratis? Warum nicht eine Förderung für die Tagesmütter? Warum nicht auch hier, wo wir doch wissen, dass gerade das Betreuungsverhältnis für die Kinder unter drei Jahren sehr, sehr schlecht ist. Auch in Wien! Da gibt es Nachholbedarf. Und genau die Betreuung in diesem Alter ist es, was die Frauen daran hindert, wieder in Vollzeit zu kommen. Warum reden wir nicht über diese Bereiche, warum reden wir nur über dieses letzte Kindergartenjahr, das gratis sein soll? (GR Walter Strobl: Sie können das ja beantragen!)

Ein bisschen gewundert hat mich, dass in Ihrer Rede das Superbeispiel Niederösterreich gefehlt hat. Was ist mit Niederösterreich? Ist es nicht mehr so super, wie es bis jetzt immer war? Anscheinend sind Sie draufgekommen, dass es in Niederösterreich nicht mehr so super ist, denn es gibt in Niederösterreich Kindergärten, in denen am Nachmittag keine Kindergartenpädagogin mehr da ist, weil es der Gemeinde zu teuer ist. Wollen wir diese Verhältnisse in Wien? Wir wollen Sie nicht! Wir wollen in Wien eine ordentliche Betreuung der Kinder mit einer ordentlichen Anzahl von PädagogInnen auch am Nachmittag, und wir wollen – das haben wir schon öfter gesagt – eine kleinere Gruppengröße. 

Da treffen wir uns, wenn wir über Qualität reden, über Qualitätsverbesserungen, aber ich glaube, es ist der falsche Weg, das immer nur am Geld aufzumachen, wo es einfach nicht stimmt, dass die Mehrheit der WienerInnen die 260 EUR zahlt. 

Es ist, glaube ich – wie soll ich sagen –, sehr billig, Folder an jeden Haushalt zu schicken, in denen drinnen steht, man kann zurückschreiben und bla bla bla, wenn man das unterstützt, wenn da einfach falsche Informationen drin stehen und nicht wirklich darauf hingewiesen wird – was man ja machen könnte bei so einem an einen Haushalt geschickten Material –, welche Ermäßigungen es gibt, wie man an die Ermäßigungen herankommt, wo die Ermäßigungsgrenze ist, und und und. All das steht nicht drinnen, sondern es steht ganz einfach nur drinnen: Das letzte Kindergartenjahr muss gratis sein. 

Wir sind, wie schon gesagt, ja gerne bereit, darüber zu reden, das für den gesamten Kindergarten, für die gesamte Kinderbetreuung gratis zu machen, aber dann müssen wir auch darüber diskutieren, was mit den Unterdreijährigen ist. 

Also ich finde es, ehrlich gesagt, eher schon langweilig, immer wieder dieses 260‑EUR‑Argument hier zu hören und die Forderung, das letzte Kindergartenjahr muss gratis sein. Ich hätte gerne einmal gehört, was wirklich Ihre Vorschläge zur Verbesserung der Qualität im Kindergarten sind, was Ihre Vorschläge zur Verbesserung der Situation an den Universitäten sind, wenn dort angeblich eh alles so super ist, aber nicht immer nur das Gejammere, dass der Kindergarten in Wien zu teuer ist. Denn was wir schon immer wieder auch berücksichtigen müssen, ist, dass in Wien im Österreichvergleich doch die meisten Kinder einen Kindergartenplatz haben. Und darauf können wir schon auch stolz sein, auch wenn wir oft sagen, der Kindergarten ist doch zu teuer.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Kollegin. 

Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Harald STEFAN. Ich erteile es ihm.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren Kollegen!

Die Gesellschaft hat natürlich Interesse daran, dass es Geburtenzahlen gibt, die das Verhältnis zwischen Al-ten und Jungen ausgleichen – wir können darüber sicherlich auch morgen noch weiter sprechen –, doch Faktum ist auch, dass die Geburt eines Kindes vor allem für Frauen den Ausstieg aus der Erwerbstätigkeit bedeutet. Die Dauer der Berufsunterbrechung ist also das wesentliche Kriterium, und da kommt es jetzt darauf an: Wie gut sind die Kinderbetreuungseinrichtungen, um einen Wiedereinstieg zu ermöglichen? Zwei Drittel der Frauen haben bei der Geburt des Kindes ein aufrechtes Dienstverhältnis. Wir wissen aber, dass sehr viele davon nicht oder nicht in derselben Form wieder zurückkehren können. Und gerade Alleinerzieher oder hauptsächlich Alleinerzieherinnen – davon gibt es 66 000 in Wien – haben besonderen Bedarf an einer ordentlichen Betreuung. 

Das heißt, Faktum ist: Hier ist Handlungsbedarf. Das kann man jetzt nicht einfach damit abtun, dass man sagt, in Wien ist es eh ganz gut, sondern gerade wenn man die Sensibilität aufbringt und sagt, jede Verbesserung der Betreuung von Kindern – und zwar jetzt nicht nur ein Abschieben oder ein irgendwo Abstellen, sondern eine qualitätsvolle Verbesserung – ist sinnvoll und gut, dann muss man sich mit diesen Fragen auseinander setzen. 

Das hat immer auch etwas mit der Relativität zu tun, und das ist ein bisschen locker hier gesagt worden. Man kann natürlich nicht die Studiengebühren und den Beitrag für den Kindergarten eins zu eins vergleichen, aber dass Bildung gratis sein soll, dass Studiengebühren einen Bruchteil dessen ausmachen, was Familien für Kinderbetreuung ausgeben müssen, das ist dennoch nicht einzusehen. Denn auch der Staat wendet enorme Beträge für das Studium auf. Auch wenn er jetzt vielleicht keine Jause oder sonst etwas bietet, dann bietet er zumindest höchst ausgebildete Vortragende und so weiter. (GRin Claudia Sommer-Smolik: Aber die Kinder im Kindergarten sind ja noch klein!) Die sind vielleicht klein, das ist schon richtig, aber ich nehme nicht an, dass Sie eine Kindergartenbetreuung auf der Uni wollen. Also ich 
zumindest glaube schon, dass es Unterschiede darin gibt, was ein Zwanzigjähriger und was ein Dreijähriger braucht. Das werden Sie auch wissen. Das kann man nicht gleichsetzen. Es geht um die Relativität des Kostenaufwandes, und die ist nicht gegeben. 

Es ist daher schon lange eine Forderung der FPÖ, dass es einen kostenlosen Kindergartenplatz – das haben Sie ja vorher gesagt, warum wir nicht darüber diskutieren – der Drei- bis Sechsjährigen geben soll. Für das Alter bis zum dritten Lebensjahr ist dank des Kinderbetreuungsgeldes ja doch weitgehend gesorgt. 

Die Finanzierung wäre auch insofern möglich, als sich die Gemeinde Wien durch das Kinderbetreuungsgeld erhebliche Kosten erspart und im Bereich des Familienzuschusses Geld eben nicht ausgeben muss, das sehr wohl dafür herangezogen werden sollte, dass damit wiederum Familien gefördert werden. Und es gibt auch mehrere Missstände, die noch aufzuheben wären. Es ist ja interessant, dass die Gemeinde Wien die Kosten für die Kinderbetreuung in den letzten Jahren auch noch erhöht hat; zuletzt im Jahr 2002 zum Beispiel. Auch 
die so genannten Gutwochen wurden aufgehoben. Das heißt, wenn Kinder nicht in den Kindergarten gegangen sind und das mehrere Wochen im Jahr betragen hat, musste dafür nicht bezahlt werden. Jetzt müssen Kinder vier Wochen in einem Zug nicht in den Kindergarten gehen, damit es einen Abzug gibt. 

Also das sind lauter Verschlechterungen, und es ist nicht einzusehen, dass man in einer Zeit, in der man er-kannt hat, wie wichtig es ist, dass man Kinder gut be-treut, und in der man immer mehr erkennt, wie sehr sich die Armutsfalle gerade für Familien auftut, gegenteilige Maßnahmen setzt. Es ist natürlich wichtig, dass man eine flächendeckende Kinderbetreuung macht, und es ist vor allem auch sehr wichtig, dass man flexible Kinderbetreuungszeiten einführt. Auch hier besteht ein großes Manko in dieser Stadt. 

Ein wesentlicher Punkt ist auch – das ist schon angesprochen worden –, dass der Kindergarten natürlich auch eine Integrationsstätte ist oder, besser gesagt, sein sollte. Daher haben wir auch ganz bewusst immer gesagt, wenn ausländische Kinder während des Kindergartens einen Deutschkurs besuchen oder Deutschunterricht bekommen und dieses Angebot annehmen, dann soll natürlich auch für sie der Kindergarten gratis sein. 

Zusammenfassend ist jedenfalls zu sagen, dass dieses Thema sehr wohl eine Relevanz in dieser Stadt hat. Verantwortung für die Zukunft der Stadt bedeutet, dass man sich ganz bewusst der Kinder annimmt und dass man damit den Wiener Nachwuchs fördert. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner ist Herr GR Vettermann gemeldet. Ich gebe ihm das Wort.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrte Damen und Herren! 

Es ist schon sehr viel gesagt worden, und es ist ja auch tatsächlich ein alter Hut, denn diese Forderung kommt ja stereotyp und, ich sage einmal, wider besseren Wissens von der ÖVP. Aber eines ist ja unbestritten: Dass ein Drittel einmal gar nichts bezahlt in Wien, und zwar nicht nur für das letzte Kindergartenjahr, sondern für die ganze Kindergartenzeit. Das ist auch das Drittel, das es wirklich braucht, das es am dringendsten braucht und für das wir eben auch einen kostenlosen Kindergartenbesuch sichergestellt haben in Wien. (Zwischenruf von GR Walter Strobl.) Ja, die Forderung mit den 60 EUR hätten wir sogar dann erfüllt, wenn man es rein mathematisch rechnet vom Mikrozensus. 60 EUR wären mikrozensusmäßig genau das, was in Wien herauskommt, wann du alle gestaffelten Beiträge und die, die nichts zahlen, einfach dividierst. Wir sind übrigens durchaus auch mit Oberösterreich in der Mitte und auch mit den Niederösterreichern. Ich habe mir das angeschaut. Also auch das wäre erfüllt. 

Wir gehen aber eben einen sozialen gerechten Weg. Wir lassen das oberste Drittel zwar die vollen Kosten bezahlen, das unterste Drittel zahlt aber gar nichts, und die in der Mitte werden sozial genau gestaffelt. Das ist ein Weg, um den uns viele, die woanders voll zahlen müssen, obwohl sie sozial schwach sind, entsprechend beneiden. 

Kollege Strobl, du weißt, dass wir gerade jetzt, gerade heuer die Kampagne für das letzte Kindergartenjahr haben und dass wir hier nicht schauen, ob Berufstätigkeit vorliegt oder nicht. Diese Kampagne richtet sich an alle Wienerinnen und Wiener, aber in besonderer Weise auch an die, die sozusagen eine andere Muttersprache mitbringen. Wir gehen da mit verschiedenen Sprachen in die Vereine. Also das alles läuft, sodass die Forderungen eigentlich auch hier schon erfüllt sind. Wir haben Qualitätsstandards, wir haben zusätzliche muttersprachliche Betreuung in den Kindergärten. 

Wenn man sagt, die Kinder brauchen den Kindergarten: Ja, genau, sie brauchen ihn, und wir in Wien haben ihn auch, aber als einziges Bundesland. Wir haben über 65 000 Plätze. Wir haben übrigens 71 Prozent aller Krippenplätze und 47 Prozent aller Hortplätze von ganz Ö-sterreich. Und wenn man sagt, das wäre eine vorschulische Einrichtung, so haben wir auch die. Also wir haben vorher etwas und wir haben nachher die entsprechenden Angebote. Bei uns gibt es diese Kinderbetreuungsangebote, die eben auch von den Eltern gefordert werden und die wir sicherstellen können. Auch die Versorgung mit dem Mittagessen ist am besten, weil wir nämlich die meisten Ganztagsplätze anbieten. Bei uns kann man eben wirklich arbeiten und daneben das Kind guten Ge-wissens in den Kindergarten geben. 

Mich überrascht, dass der Kollege Stefan in seiner populistischen Wut da die ÖVP überholt und gleich den Familienzuschuss abschaffen will. Denn das Drittel, das nichts zahlt, bekommt ja trotzdem den Familienzuschuss. Denen das Geld wegzunehmen und dann sozusagen mit der Gießkanne wieder zu verteilen, wird die Betroffenen wirklich nicht freuen.

Sie sollten sich auch einmal die Öffnungszeiten anschauen. Wir sind das einzige Bundesland, in dem es auch entsprechend längere Öffnungszeiten gibt in den Kindergärten, wo es gebraucht wird; und das für ganz Wien. Wir haben sogar eine Zweidrittelzeit eingeführt. Aber das alles wissen Sie ja, Sie fordern es eigentlich wider besseren Wissens. Und die von Ihnen zitierte Alleinerzieherin, die kann in Wien sicher sein, dass sie eine qualitativ hochwertige Betreuung für ihr Kind bekommt. 

Zu Vorarlberg, wo es vielleicht eine Spur billiger wäre für die, die voll zahlen, muss man sagen, das ist zwar um eine Spur günstiger, aber dafür bekommen sie keinen Platz, denn dort gibt es nichts. Also würdest du einen Ganztagsplatz finden, könntest du es um eine Spur billiger haben. Aber diese Argumentation mit dem billiger, billiger richtet sich ja nur an das Drittel, das wirklich den Vollbeitrag zahlt. Alle anderen werden ja von der ÖVP-Kampagne jetzt gar nicht einmal gestreift. Aber ist ja auch okay. Wahrscheinlich sind das auch die, bei denen Sie hoffen, vielleicht irgendein Wählerreservoir zu haben. (Zwischenruf von GR Walter Strobl.) Doch, doch, doch. Genau das ist es. Dieses Drittel zahlt den vollen Betrag, die könnten es vielleicht ein bisschen billiger bekommen, aber die durchschauen das doch auch. Glauben Sie, das ist nicht durchschaubar? Also dieser Populismus der ÖVP, der wird, muss ich ehrlich sagen, ins Leere laufen, denn der ist durchschaubar. 

Wir haben ja auch genaue Umfragen. Wir haben uns ja erkundigt: Sind die Eltern zufrieden oder nicht? Und die Wienerinnen und Wiener, die Eltern in Wien sind eigentlich im Höchstausmaß zufrieden. Wir haben sehr, sehr gute Noten, sehr gute Bewertungen. Daher können wir sagen, wir sind stolz darauf, dass in Wien das bestausgebaute System der Kinderbetreuung in Österreich existiert. So soll es bleiben, aller populistischen Polemik zum Trotz. – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Trammer. – Bitte sehr.

GRin Heike Trammer (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Überteuerte Kindergartenplätze in Wien – eine unendliche Geschichte. Die Kosten für die Kindergartenplätze sind seit Jahren unerträglich hoch, das wissen wir. Wir haben stapelweise Anträge, Anfragen gestellt, Reden dazu gehalten. Wenn ich diesen Stoß in Zentimetern ausdrücken würde, ich würde sagen, es kommt ein Meter Papier zustande. Die SPÖ hat das natürlich immer negiert, das ist auch klar, denn Sie verteidigen natürlich Ihre nicht so gute Politik in diesem Bereich. 

Wir müssen etwas ändern, denn bis jetzt hat sich gar nichts getan. Im Gegenteil! Wir müssen uns in Wien etwas überlegen, und das BZW, das Bündnis Zukunft Wien, hat sich etwas überlegt, und die SPÖ muss handeln. 

Die Gemeinde Wien erspart sich beim Karenzgeld für Beamtinnen und Beamte 4 Millionen EUR im Jahr durch das Kinderbetreuungsgeld, und wir vom BZW wollen, dass dieses Geld den Familien in Wien auch zugute kommt. Wenn Wien es schon nicht schafft, kostenlose Kindergartenplätze vom dritten bis zum sechsten Lebensjahr zur Verfügung zu stellen, sondern lieber Strompreise, Gaspreise, Müllabfuhr und Ähnliches erhöht und den Familien somit das Geld aus der Tasche zieht, dann appellieren wir vom BZW an das soziale Gewissen der SPÖ, so sie noch eines hat, und wollen, dass zumindest auch über kostenlose Halbtageskindergartenplätze für Kinder vom dritten bis zum sechsten Lebensjahr nachgedacht wird, und zwar mit begleitenden Deutschkursen für alle Kinder. Es kann auch den österreichischen Kindern nicht schaden. (Beifall beim BZW.)

Wir fordern zusätzlich einen vermehrten Einsatz von Tagesmüttern mit Ausbildung, flexible Öffnungszeiten, die es ja in den Kindertagesheimen noch immer nicht gibt (GRin Martina LUDWIG: Was?), und wir fordern Be-gleitdienste für Kinder zum Beispiel zum Hort oder zum Musikunterricht oder zum Nachmittagssport; vor allem für die Alleinerzieherinnen und Alleinerzieher in Wien. 

Zum anderen brauchen wir ein Umdenken in der Wirtschaft. Die Stadt Wien ist aufgefordert, diejenigen Wiener Betriebe finanziell zu unterstützen, die familienfreundliche Arbeitsbedingungen anbieten und schaffen. Wie wir wissen, ist die Vereinbarkeit von Beruf und Familie eines der wichtigsten Themen unserer Zeit, und auf Grund der Bevölkerungsentwicklung werden in naher Zu-kunft gerade Frauen die Schlüsselarbeitskräfte von morgen werden. Die Alleinerzieherinnen und Alleinerzieher haben es da besonders schwer. 

Ich darf meinen Kollegen Harald STEFAN von der FPÖ korrigieren: Laut einer Arbeiterkammerstudie waren es im Jahre 2001 bereits 75 000 Alleinerzieherinnen und Alleinerzieher; 85 Prozent davon Frauen. Bis zum Jahre 2030 werden 21 Prozent aller Familien in Wien Teilfamilien sein. Daher ist es auch wichtig, die Interessensvertretungen der Wirtschaft zu gewinnen, um gemeinsam Initiativen für die Förderung familienfreundlicher Betriebe zu setzen. Und da ist auch die ÖVP gefordert. 

Viele Betriebe in Österreich sind schon Vorreiter. Das zeigt die Teilnahme am Audit "Frauen- und familienfreundliche Betriebe", das auf eine Initiative des BMSG, des Bundesministeriums für soziale Sicherheit und 
Generationen, gemacht wurde. Diese Betriebe bieten bereits Kinderbetreuung, Betriebskindergärten, Poollösungen, erweiterte Pflegefreistellung, Familienferien, Bü-geldienste, Einkaufsservice und vieles mehr. 5,6 Milli-onen EUR für familienfreundliche Maßnahmen wurden durch die Bundesregierung bereits im letzten Jahr zur Verfügung gestellt und 700 000 EUR für innovative Kinderbetreuungseinrichtungen.

Was hat Niederösterreich, was Wien nicht hat? Unter anderem die kostenlosen Kindergartenplätze. (GRin Mar-tina LUDWIG: Das stimmt nicht mehr!) Darüber hinaus hat das Land Niederösterreich bereits 82 000 EUR für familienfreundliche Betriebe zur Verfügung gestellt. 

Daher mein Rat an die SPÖ: Eine Investition in die Familie ist eine Investition in die Zukunft. Geht es den Familien gut, geht es der Wirtschaft gut. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Nächste auf meiner Rednerliste ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich bin froh, dass das Thema Kindergarten heute auf der Tagesordnung steht. Ich bin ebenfalls der Meinung, dass wir vor allem jetzt nach PISA, wo ja einige Fragen aufgeworfen wurden, darüber reden sollten, wie eine Re-form des Wiener Kindergartenwesens ausschauen sollte und woran es eigentlich krankt. Daher zu einigen Punkten Anmerkungen meinerseits. 

Wenn es heute in erster Linie einmal darum geht: Wie teuer sind denn diese Kindergärten, und ist das nicht zu teuer, so stelle ich fest, dass es zwar erfreulich ist, dass ein Drittel gar nichts zahlt – sehr gut –, auch die Tatsache, dass es an sich eine soziale Staffelung gibt, ist gut. Was schlecht ist, ist: Dieser Kindergarten ist zu teuer, und zwar ganz einfach daran bemessen, dass sich viele Leute das nicht leisten können. Das heißt, meiner Meinung nach verfehlt diese soziale Staffelung ihr eigentliches Ziel der sozialen Gerechtigkeit ganz klar, und ich denke, auch diesbezüglich müsste reformiert werden. Eine soziale Staffelung hat immer den Sinn und die Aufgabe, sozial gerecht zu sein und leistbar zu bleiben. Ich denke, die Wiener Sozialdemokraten sollten darüber nachdenken, da den Menschen ein bisschen entgegenzukommen und eine soziale Gerechtigkeit tatsächlich herzustellen. – Das ist das eine, aber wirklich nicht das einzige. 

Mir ist es jetzt sehr wichtig, dass die anderen Punkte ernst genommen werden. Denn wenn wir sagen – vor allem in Anbetracht der PISA-Ergebnisse –, der Kindergarten ist die erste Bildungseinrichtung, in die Kinder kommen, wenn sie erstmals von zu Hause weggehen, dann müssen wir über die Gruppengröße reden. Jeder pädagogisch geschulte Mensch und jeder mit einigem Hausverstand und jeder, der eigene Kinder hat, wird Ihnen sagen, diese Gruppengröße ist ein Wahnsinn. Der Berufsverband der KindergartenpädagogInnen sagt das seit Jahren, die Kinderfreunde sagen es Ihnen seit Jahren und alle Studien sagen es, dass die Gruppengröße 15 eigentlich nicht überschreiten sollte, und zwar nicht in der Betreuung einer Fachkraft, sondern 15 Kinder mit zwei Pädagoginnen oder Pädagogen. Das wäre eine Ide-alzahl, und man sollte zumindest von Seiten der Sozialdemokratie einmal sagen: Okay, auch wir kennen und anerkennen diese Idealzahl, und dort wollen wir hin. Aber das sagt ja nicht einmal jemand, sondern Sie sagen immer, so ist es in Wien und so ist es gut. Und ich sage Ihnen: Sie haben in Wien zu große Gruppen, Sie haben zu wenige PädagogInnen im Einsatz. Das ist nicht gut, und das gehört geändert. Das werden wir immer und immer wieder sagen.

Ich bitte Sie auch, vielleicht auch einmal den Fachleuten zuzuhören. Ich weiß schon, das sind dann immer die Oppositionsparteien, und dann kommt dieses Parteienhickhack. Aber hören Sie dem Berufsverband zu, hören Sie den Kinderfreunden zu und ziehen Sie Ihre Konsequenzen.

Ein weiterer Punkt, der mir sehr, sehr am Herzen liegt, ist die Raumgröße, nämlich jener Platz, der für die Kinder zur Verfügung steht. Kinder brauchen Platz. Die bewegen sich, die rennen herum, die wollen fröhlich sein, die brauchen Platz, die müssen sich bewegen. Das heißt, das Platzangebot, das es derzeit in den Kindergärten gibt, ist zu gering. Dazu einmal mehr von meiner Seite ein Zitat der Fachleute, noch einmal vielleicht vom Berufsverband, aber durchaus auch von den Kinderfreunden, die sich da sehr engagieren: Vier Quadratmeter pro Kind ist das mindeste, was wir zur Verfügung stellen müssen. Darüber hinaus brauchen wir selbstverständlich auch mehr Bewegungsräume. Zwei solche Kindergartengruppen brauchen einen zusätzlichen Bewegungsraum, um tatsächlich genug Platz zu haben. 

Abschließend und zusammenfassend, meine sehr geehrten Damen und Herren: Ich sehe einen großen Reformbedarf, und ich denke, man sollte sich von Seiten der Sozialdemokratie auch einmal hinsetzen und selbst diesen Reformbedarf beim Namen nennen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die nächste Rednerin ist Frau GRin Lakatha.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

"Das letzte Kindergartenjahr gratis für eine Schule ohne Sprachprobleme." Unter diesem Titel läuft jetzt unsere Unterschriftenaktion, die sehr, sehr erfolgreich ist. (Beifall bei der ÖVP.) Frau Kollegin Sommer-Smolik, das ist keineswegs eine Bla-Bla-Aktion, wie Sie sich so fachmännisch ausdrücken, sondern eine ernstgemeinte Sache, sonst hätten wir nicht so viele Rückmeldungen. Wir hätten überhaupt nichts dagegen, wenn drei Jahre Kindergarten gratis wären, aber wir fordern zumindest das letzte Kindergartenjahr gratis. (Beifall bei der ÖVP.) 
Dass das aus verschiedenen Gründen absolut notwendig ist, möchte ich sagen, denn in den in städtischen Kindergärten ist der Anteil der ausländischen Kinder 17 Prozent, während in der Volksschule in der Schopenhauerstraße – also an und für sich sagt man, das ist ein bürgerlicher Bezirk – in einer Klasse ein Anteil von 98 Prozent Kindern besteht, die fast nicht Deutsch können. Bitte, wie soll das funktionieren? Daher fordern wir auch... (GR Heinz Vettermann: Das stimmt ja nicht!) Bitte, das stimmt. Der städtische Kindergarten ist einfach zu teuer, das können sich die Leute nicht leisten. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich möchte zwei Städte vergleichen, und zwar Wien und Dornbirn. Der Ganztagskindergarten in Dornbirn mit Essen ist um 25,4 Prozent und ohne Essen um 51,4 Pro-zent billiger als in Wien. Besonders auffallend ist, dass ein halber Tag ohne Essen in Dornbirn um 232,3 Prozent billiger ist als in Wien. (GR Christian Oxonitsch: Was ist das für eine Rechnung?) In Euro ausgedrückt zahlt man in Dornbirn 36 EUR und in Wien 119 EUR, in Niederösterreich ist der Halbtagskindergarten für alle gratis. Wieso geht das in Wien nicht und in Vorarlberg schon? In Wien denkt man sozial, sozial gehandelt wird in anderen Bundesländern. (Beifall bei der ÖVP. – Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.)
Da so viele Kinder in der Volksschule schlecht oder gar nicht Deutsch können, plädiert die Stadtschulratspräsidentin Brandsteidl für ein verpflichtendes Vorschuljahr, um Migrantenkindern eher Deutsch beizubringen. Auch der SPÖ-Chef Gusenbauer hat ein verpflichtendes Vorschuljahr gefordert, gegen das sich die ÖVP immer gewehrt hat. (GR Heinz Vettermann: Vorschuljahr, aber nicht Kindergartenjahr!) Ja. Unser Vorschlag, unsere Forderung ist: Gleiche Chance für alle Kinder! Das bedeutet, das letzte Kindergartenjahr gratis, damit alle Kin-der die gleiche Chance haben.

Ein Kindergarten ist für die Persönlichkeitsbildung notwendig, ebenso für das soziale Verhalten, für die körperliche Bewegung und vor allem auch für die sprachliche Entwicklung. Das gilt für in- und ausländische Kinder. Wenn wir jetzt das Gratiskindergartenjahr hätten, dann erübrigte sich ein verpflichtendes Vorschuljahr völ-lig. Aus diesem Grund können wir das nicht akzeptieren. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich möchte das von einer anderen Seite auch kurz beleuchten. Das kostenlose Kindergartenjahr für alle Kin-der bedeutet auch in einem anderen Sinn Vorteile für alle Generationen: Spielerische Weiterbildung aller Kinder, finanzielle Entlastung der Eltern und auch der Senioren. Wieso? Wir alle wissen, dass Großeltern immer wieder finanziell einspringen müssen. Das letzte Kindergartenjahr gratis bedeut auch für die Lehrer eine große Erleichterung, da die Kinder bereits ganz gut Deutsch können. 

Was ich hier aufgezeigt habe, nennt man Gender Mainstreaming: Auf alle Bedürfnisse aller Generationen, egal ob männlich, weiblich, inländisch oder ausländisch, einzugehen. Und das ist bitte auch unser Prinzip. 

Wenn Sie mich jetzt fragen: Wer soll das bezahlen? Ganz einfach: Natürlich die Stadt Wien! (GRin Martina LUDWIG: Ja, ganz einfach!) Und woher soll sie das Geld nehmen? Ich muss Ihnen sagen, ich kann Ihnen da wirklich einen Vorschlag machen. (GRin Barbara Novak: Warum nennen Sie nicht die Verantwortung des Bundes?) Und zwar gibt es, wenn Sie sich unseren Budgetvoranschlag anschauen, eine Überdeckung der Wasser- und Abwassergebühren von jährlich 90 Millionen EUR. Ein Kindergartenjahr gratis für alle Kinder würde – das haben Fachleute ausgerechnet – 50 Millionen EUR jährlich kosten. Also bitte, ich meine, damit ist das Gratiskindergartenjahr bereits gedeckt. (Beifall bei der ÖVP.) Aber wenn die SPÖ nicht will, dann geschieht gar nichts. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Bitte den Schlusssatz.

GRin Ingrid Lakatha (fortsetzend): Die ÖVP wird nicht aufhören, ihre Forderung nach dem Gratiskindergartenjahr durchzusetzen. Außerdem bekommen Sie auch weitere Vorschläge, wie man Beträge, zum Beispiel die restlichen 40 Millionen EUR von der Wasser- und Abwassergebühr –, sozial sinnvoll einsetzen kann. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Der nächste Redner ist Herr GR Ing RUDOLPH. Ich erteile ihm das Wort.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren des Gemeinderates!

Es ist jetzt von meinen Vorrednerinnen und Vorrednern sehr viel an Argumenten gebracht worden, die von der SPÖ eigentlich nicht wirklich entkräftet werden konnten. Bevor ich daher diese ganzen Argumente noch einmal neu aufrolle und wiederhole und somit eigentlich nur mehr zu Protokoll gebe, vielleicht zwei andere Punkte dazu. 

In der Frage letztes Kindergartenjahr gratis auf der einen Seite beziehungsweise verpflichtendes Vorschuljahr auf der anderen Seite sind wir oft, zumindest in dem politischen Diskurs, in Österreich so weit, dass wir gemeinsam akzeptieren, dass in dem Alter der Kinder ab fünf Jahren, also noch vor dem schulpflichtigen Alter, etwas getan werden muss. Ob das jetzt mehr eine Form der schulischen Bildung ist, ob das mehr eine Form der, wie man früher einmal gesagt hat, Herzensbildung oder, wie man heute sagt, sozialen Kompetenz ist, darüber kann man sicherlich auch noch trefflich streiten, aber das Thema an sich ist, glaube ich, einmal österreichweit Konsens, und das ist gut so. 

Dann soll man eben offen legen, dass es hier um einen anderen Punkt geht, und den soll man ansprechen: Wer zahlt das Ganze? Ist es beim Kindergarten angesiedelt – und ich glaube, dass die Kindergärten, auch die städtischen Kindergärten, absolut die Kompetenz hätten, es zu tun –, dann zahlt es die Gemeinde – so sieht es die Bundesverfassung vor –, wird es schulpflichtig, wie es von der SPÖ vorgeschlagen wird, zahlt es der Bund. Darauf reduziert sich dann auch im Praktischen diese Frage, und das soll man auch einmal klar aussprechen. Also das Kindeswohl hängt durchaus auch von dieser scheinbaren Trivialität ab. – Das zum einen.

Zum anderen, auf die Kollegin Lakatha und Ihre Schlusssätze eingehend: Es gibt eine Begebenheit aus der letzten Sitzung des Sozialausschusses, die ich dem Plenum nicht vorenthalten möchte. Ich kann das deshalb machen, weil ich reiner Beobachter war. Auslöser war Prof Strobl, der jetzt gerade den Sitzungssaal verlässt. Prof Strobl hat bei der letzten Sitzung des Gemeinderatsausschusses einen Antrag gestellt, einen Antrag, der – Sie kennen unsere Geschäftsordnung zur Genüge, ich brauche das hier nicht zu wiederholen – in einem Bericht der zuständigen Stadträtin inhaltlich praktisch umgesetzt worden ist, und dieser Bericht der Stadträtin hat daher auch die allgemeine Zustimmung des Ausschusses erfahren. 

Um dem Formalen Genüge zu tun, kam dann der Antrag selbst zur Abstimmung. Aber das, was jetzt logisch gewesen wäre, nämlich dass man dem Antrag auch zustimmt, weil die Umsetzung im Sinne des Antrages erfolgt, ist nicht passiert. Dem Antrag haben die Vertreter der SPÖ die Zustimmung verweigert. Verwunderung allenthalben im Ausschuss. Wieso denn das? Da konnte einer der SPÖ-Kollegen – ich nenne ihn hier zu seinem Schutze nicht namentlich – dann doch nicht an sich hal-ten und hat das mit erfrischender Offenheit erklärt: Weil er von dir ist. (Heiterkeit bei der ÖVP.) Das war die inhaltliche Begründung, warum man einem Antrag, der von einem Vertreter der Opposition kommt und dem man inhaltlich zustimmt, nicht die Zustimmung erteilt: Weil er von dem Vertreter einer anderen Fraktion ist. Der kann inhaltlich richtig sein, aber er hat das Stigma, nicht von der SPÖ eingebracht zu sein, und daher darf es einfach nicht sein. Es darf nicht sein, was nicht sein kann, es kann nicht sein, was nicht sein darf. Das ist das in Wahrheit eigentlich Erschreckende in Ihrer gesamten Haltung in dieser Frage. 

Jetzt kann ich Ihnen natürlich ewig und drei Tage – die Redezeit begrenzt mich hier auf eine Minute noch – Ihre Verteuerungspolitik vorhalten, die sich quer durch die Stadt zieht. Das ist ja nicht nur bei den Kindergärten so. Da können Sie noch so sehr kommen mit denjenigen, die nichts bezahlen müssen, diejenigen, die bezahlen müssen, die zahlen nämlich in allen Bereichen der Stadt volle Länge, volle Post, denen greifen Sie querbeet drüber in die Tasche, von denen nehmen Sie es gerne, ohne irgendwie auch nur mit der Wimper zu zucken. Sie kennen keine Skrupel, wenn es darum geht. Sie greifen querbeet durch in allen Bereichen dieser Stadt, wo immer Sie können, den Menschen in die Tasche. Und das ist ein Akt der politischen Unanständigkeit, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ und von GR Günther Barnet.)
Sie machen sich nämlich nicht die Mühe, darüber nachzudenken, wo man hier zu Kostenreduktionen kom-men kann. Wir werden das in weiterer Folge noch besprechen, aber ich empfehle Ihnen zum Beispiel wirklich einmal, dieses grüne Handbuch, das jeder Abgeordnete hat, zur Hand zu nehmen und sich anzuschauen, wie der Magistrat organisiert ist und welche Größe er gewonnen hat. Da ist so etwas an Einsparungspotential enthalten alleine durch die Reorganisation in diesem Bereich, dass Sie die Finanzierung des Kindergartens locker zustande brächten. Ein Gratiskindergarten für alle Kinder, die den Kindergarten besuchen – eine langjährige Forderung der Freiheitlichen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als letzte Rednerin der heutigen Aktuellen Stunde bitte ich Frau GRin Martina LUDWIG.

GRin Martina LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Österreich ist tatsächlich fast Schlusslicht, was das Thema Kinderbetreuung anbelangt. Nur Griechenland ist, glaube ich, noch hinter uns. Das hat die EU uns schon mehrmals wissen lassen und das hat uns auch im letzten Jahr, im Jahr 2004, bereits eine Rüge der Europäischen Union eingetragen. Nach den Richtlinien der Europäischen Union und der Festlegung der so genannten Lissabon-Ziele würden derzeit in Österreich rund 60 000 Kinderbetreuungsplätze fehlen. Außer in Wien! Wien ist nämlich das einzige Bundesland in Österreich, welches laut dieser EU-Richtlinie die EU-Forderungen erfüllt. 

Ich fasse jetzt noch einmal kurz zusammen, weil – darauf komme ich dann noch zu sprechen – das ein bisserl skurril ist, was Sie uns hier heute bieten. Ich behaupte, dass gerade die ÖVP ein wenig mit gespaltener Zunge spricht, je nachdem, ob sie sich gerade im Parlament oder hier im Wiener Gemeinderat befindet. Denn Wien hat eine Vollversorgung für alle drei- bis sechsjährigen Kinder, das heißt, Wien ist in Wirklichkeit auch das einzige Bundesland, in dem wir überhaupt darüber diskutieren können, ob man eigentlich hier noch Verbesserungen einführen soll, damit noch mehr Kinder in den Kindergarten gehen. Wien hat diese Vollversorgung, und in Wien sind drei Viertel aller Krippenplätze Österreichs. Das muss man, denke ich mir, immer wieder betonen, weil nämlich tatsächlich in Vorarlberg beispielsweise – auf das Beispiel komme ich dann noch – eine Mutter oder ein alleinerziehender Vater überhaupt keine Chance hat, arbeiten zu gehen, weil dort für Kinder unter vier Jahren überhaupt kein Kinderbetreuungsplatz da ist. Die gibt es einfach nicht. – Ich denke mir, das ist vor allem dieser große Unterschied zwischen Wien und den anderen Bundesländern. 

Wir dürfen auch stolz sein auf die Qualität, denn der Vergleich hinkt nicht nur, das ist mehr als ein Hinken, was Sie hier dauernd mit Vorarlberg und Wien bringen. Wir in Wien haben Öffnungszeiten von in der Früh bis zum Abend. In fünf Kinderbetreuungseinrichtungen gibt es sogar länger Öffnungszeiten. Ich weiß nicht, was Sie da immer fordern, Kollegin Trammer, dass wir flexiblere und längere Öffnungszeiten brauchen in Wien. Ich weiß nicht, was Sie meinen. Meinen Sie flächendeckende Nachtkindergärten? Keine Ahnung! Wir haben die Ganztagskindergärten, bei uns sperrt der Kindergarten nicht zu Mittag zu, wie das in sehr, sehr vielen Gemeinden außerhalb Wiens der Fall ist. Und – das hat Kollege Vettermann schon gesagt – aus vielen Umfragen wissen wir auch, dass die Zufriedenheit der Eltern sehr, sehr hoch ist, was die Situation in Wien betrifft. (GR Günther Barnet: Wann sperrt der Kindergarten zu? Um 4 Uhr!) Um 4 Uhr? Ich weiß nicht, von welchem Kindergarten in Wien Sie reden. Um 17.30 Uhr normalerweise, aber es gibt viele Kindergärten, die länger offen haben. (GR Günther Barnet: Nein!) Mein eigenes Kind geht in einen Kindergarten eines gemeinnützigen Vereins, der länger offen hat. Es gibt sogar fünf Kindergärten in Wien, städtische Kindergärten in Wien an Verkehrsknotenpunkten, die bis in die Abendstunden offen haben, um auch diese Bedürfnisse zu erfüllen. (Neuerlicher Zwischenruf von GR Günther Barnet.) 

Aber lenken Sie mich nicht ab, denn ich wollte noch kurz auf diese Skurrilität eingehen, dass die ÖVP das, was Sie hier heute alles fordern, seit Jahrzehnten verhindert. Und da Sie das Vorbild Skandinavien nennen: Ich kann mich noch erinnern, es war die Ministerin Johanna Dohnal, die damals versucht hat, die ÖVP-Bun-desländer wenigstens ein bisschen anzuregen, irgendwas zum Thema Kinderbetreuung zu tun, indem sie monatelang versucht hat, so genannte 15a-Vereinbar-ungen abzuschließen. Die ÖVP-Bundesländer waren und sind bis heute nicht bereit, hier mehr Geld zu investieren. 

Und dann möchte ich schon auch eines noch sagen: Das Erste was die ÖVP- und damals FPÖ-Bundesregie-rung gemacht hat, als sie an die Regierung kam: Sie hat alle Gelder für Kinderbetreuung, die der Bund zur Verfügung gestellt hat, gestrichen. Ich weiß nicht, wie Sie das argumentieren. Es gibt kein Geld mehr für Kinderbetreuung in diesem Land. Das gab es noch unter SPÖ-Re-gierungsbeteiligung. Als Sie ans Ruder kamen, war das eine Ihrer ersten Tätigkeiten, dass Sie diese Gelder gestrichen haben.

Noch einmal kurz zur sozialen Staffelung. Tatsache ist, ein Drittel der Eltern in Wien zahlt nichts für die Kinderbetreuung. Sie tun da immer hin und her, aber ich denke mir, an dem können Sie nicht vorbei. Und eines vergessen Sie auch immer, wenn der Kollege Strobl sagt, der Rest zahlt dann die volle Länge. Nein, das stimmt nicht, sondern – ich weiß nicht, wo er jetzt ist, der Kollege Strobl, dem das Thema ja angeblich so wichtig ist – wir haben in Wien 28 Stufen in dieser sozialen Staffelung. Das heißt, es ist nicht richtig, was Sie hier sagen, dass der Rest die volle Länge zahlt. Ein Drittel zahlt nichts, und dann gibt es 28 Stufen bis hin zum Vollbeitrag. 

Ganz kurz zum Beispiel Dornbirn und Vorarlberg. Tatsache ist, dass es in Wien eine Frauenerwerbsquote von 79 Prozent gibt. Im Vergleich zum übrigen Österreich ist es nämlich so, dass es eine durchschnittliche Frauenerwerbsquote von knapp über 64 Prozent gibt. Dass das so ist, hat damit zu tun, dass Wien das einzige Bundesland ist, wo es tatsächlich flächendeckende Kinderbetreuung mit Qualität gibt. Denn wenn ich mir zum Beispiel Vorarlberg, das von Ihnen so angestrebte Ziel, hernehme, dann muss man für Vorarlberg feststellen, dass bloß ein Viertel aller dreijährigen Kinder außerfamiliär betreut werden kann und dass lediglich weniger als ein Drittel, nämlich 31 Prozent der Mütter, nach der Babypause den Wiedereinstieg schafft. Das ist das tatsächliche Problem. 

Sie haben uns das Kindergeld beschert. Frauen werden so lange wie möglich vom Arbeitsmarkt ferngehalten. Es gibt vom AMS außerhalb Wiens kaum Programme für den Wiedereinsteig, und in den ÖVP-dominierten Bundesländern gibt es auch keine Kinderbetreuung. 

Hier fordern Sie Dinge, die in allen anderen Bundesländern, wo die ÖVP am Ruder ist, gar nicht gemacht werden können, denn dort gibt es überhaupt keine Kinderbetreuungseinrichtungen, die ganztags offen sind, und vom Bund streichen Sie alle Gelder für Kinderbe-treuung. Ich denke, auch die Wienerinnen und Wiener können sich ein Bild davon machen, wie ehrlich Ihre Politik hier in Wien gemeint ist.

Ich würde Sie bitten, wenn es Ihnen schon so wichtig ist, dann schauen Sie mit uns gemeinsam, dass ganz Österreich, was das Thema Kinderbetreuung betrifft, ir-gendwann einmal oder vielmehr so bald wie möglich die Qualität bekommt, die Wien längst hat. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Aktuelle Stunde ist damit beendet. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen zehn des ÖVP-Klubs und eine des Klubs der Wiener Freiheitlichen eingelangt sind. 

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs Bündnis Zukunft Wien ein Antrag, des Grünen Klubs drei, des ÖVP-Klubs sechs Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Von den GRen Dr Herbert Madejski und Henriette Frank wurde ein Antrag an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Ver-kehr betreffend "Zeitlich befristeter Widmungsstopp für Einkaufszentren" gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieses Antrages wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten unterzeichnet. Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Besprechung des Dringlichen Antrages vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Voraussichtlich ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, daher wird die Gemeinderatssitzung zur tagesordnungsmäßigen Be-handlung des Dringlichen Antrages unterbrochen werden.

Die Anträge des Stadtsenates zu den Postnummern 1, 2, 4 bis 13, 16, 18, 19, 21, 26, 27, 33 bis 35, 37, 39 bis 43, 46, 49 bis 51, 63 und 64, 68 und 69, 72, 74, 76, 79 und 80, 82 bis 85, 87 und 88, 90 und 93 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. 

Bis zum Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurden nach entsprechender Beratung die Postnummern 65, 66 und 67, Flächenwidmungs- und Bebauungspläne im 21. Bezirk, zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt. Gleichzeitig wurde folgende Umreihung der Tagesordnung vor-geschlagen: Postnummer 70, 71, 73, 75, 77, 78, 81, 3, 14, 15, 17, 89, 86, 20, 23, 24, 22, 91, 92, 94, 25, 28, 30, 31, 52, 53, 54, 55, 56, 57, 59, 60, 61, 61, 29, 32, 36, 38, 44, 45, 47, 48 und 58. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen. 

Ich schlage vor, die Berichterstattung und Verhandlung über die Geschäftsstücke 65, 66 und 67 der Tagesordnung, sie betreffen die Plandokumente 7642, 7641 und 7643 im 21. Bezirk, KatG Stammersdorf und Leopol-dau, zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall. 

Ich bitte daher den Berichterstatter, Herrn GR Hora, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zu den drei Geschäftsstücken.
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Barnet.

GR Günther Barnet (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Den Herrn Stadtrat sehe ich noch nicht. Vielleicht gibt er uns die Ehre, am Schwerpunktthema teilzunehmen, vielleicht gibt er uns auch nicht die Ehre, weil er glaubt, dass sein eigenes Ressort nicht so bedeutend ist, dass es heute zum Schwerpunktthema ernannt würde und er daher anwesend sein sollte. Das wird vermutlich genau jener Stellenwert sein, um den es heute geht, der offensichtlich oder zumindest von der Stadtregierung oder von der Mehrheitsfraktion diesem Thema zugewiesen wird. 

Ich sehe die verzweifelten Blicke in der SPÖ-Frak-tion. Sie werden ihn vielleicht noch finden. (GR Christian Oxonitsch: Der Gemeinderat beschließt hier die Dinge, nicht der Stadtrat!) Na ja, also dass der Stadtrat nicht da ist, wenn es um sein eigenes Thema geht und das Schwerpunktthema ist, Kollege Oxonitsch, ich weiß nicht, ob man das einer demokratischen Institution erklären kann. Ich finde das sehr seltsam. (GR Christian Oxonitsch: Er wird schon kommen!) 

Aber der GR Hora ist da als Berichterstatter, und den möchte ich natürlich nicht kränken, weil er wirklich ein netter Kamerad ist, noch dazu aus dem 2. Bezirk ist, wo ich geboren bin. Er ist ein sehr lieber Kollege, und ich freue mich, dass er da ist. (GR Godwin Schuster, hinter die Bankreihen weisend: Der Stadtrat ist ohnehin da! – GR Karlheinz Hora: Der Stadtrat steht ganz hinten!) Oh, da hinten ist der Stadtrat! Schön. Danke, Kollege Hora. 

Ich freue mich, dass dieses Thema das Schwerpunktthema der heutigen Sitzung ist, weil es die Möglichkeit gibt, ein bisschen etwas über Grundsatzpositionen zu sagen, was Stadtentwicklung, Stadtplanung betrifft, und zwar konkret am Beispiel dieser drei Akten, die sich hauptsächlich mit einer Straße beschäftigen, der B232. 

Es ist wichtig, diese Grundsatzpositionen anzusprechen, weil die Stadt in einer Art wächst, die wir für falsch halten. Sie wächst zu sehr quantitativ und zu wenig qualitativ. Sie wächst in die Breite und in die Höhe, dort, wo man glaubt, dass noch Raum ist, anstatt dass man jene Lücken nutzt, die geschlossen werden sollten. Und das kann man hier im Detail besprechen

Im gegenständlichen Fall – der Herr Stadtrat sitzt jetzt in der letzten Reihe und hört zu – geht es um die Frage, ob man dort mitten auf der grünen Wiese die Ruhe- und Grünräume, wo Mensch und Tier im 21. Wie-ner Gemeindebezirk noch Lebensräume finden, um sich ausleben zu können, unbedingt zubetonieren muss. Der Herr Stadtrat hat zu diesem Thema einmal gesagt: Ja, das ist notwendig, man braucht in den nächsten Jahren unbedingt 35 000 bis 40 000 zusätzliche Wohneinheiten. Das erfordert die Stadtentwicklung. 

Da sage ich, da kann er Recht haben, aber wir haben – und das wissen auch alle – 40 000 bis 60 000 leerstehende Wohnungen im Stadtzentrum, in den Innenstadtbezirken innerhalb des Gürtels. Dort könnte man diese Menschen auch unterbringen, wenn man Pläne dazu hätte, wie man das besser nutzt. Da hat der Stadtrat vielleicht ein Problem, denn sie befinden sich mehrheitlich im Privateigentum von Hausbesitzern. Damit hat die SPÖ grundsätzlich ein Problem, außer sie besitzt selber Häuser. Aber lieber ist ihr, man betoniert auf der grünen Wiese wohnbaugenossenschaftliche Liegenschaften, die in der Hand und Aufsicht der SPÖ sind. Dann kann man den Menschen generös diese Wohnungen zuweisen, sich als Wohltäter aufspielen und sagen: Das haben alles wir geschaffen, die Stadt, die SPÖ, und du musst uns dankbar sein. Das ist der Hintergrund für die Frage, warum man dort auf der grünen Wiese ständig alles zubetonieren muss. 

Wien – dessen rühmt sich die Sozialdemokratie, und auch Klubobmann Oxonitsch hat es vor kurzem wieder gesagt – liegt in der jährlichen Bewertung der Mercer-Studie unter den zumindest vier besten Städten weltweit. Das ist richtig. Aber wenn die SPÖ so weitertut wie sie jetzt tut, wird das nicht lange so bleiben. (GR Christian Oxonitsch: Das sagt ihr seit 1998, und seit 1998 liegen wir dort!) Na ja, man soll sich nicht auf den Lorbeeren der letzten sechs oder sieben Jahre ausruhen, Kollege Oxonitsch, man kann in einem Jahrzehnt auch klüger werden, und das spreche ich auch Ihnen zu. Vor allem geht es darum, dass diese Grün- und Ruheräume immer weniger werden, und die Menschen, die dort wohnen, merken das. Ihr habt sie dort angesiedelt und habt gesagt: Kommt, zieht an den Stadtrand. Dort ist alles grün, dort ist es wunderbar, dort ist es ruhig, dort kann man herrlich wohnen. Und kaum wohnen die dort, betoniert man auf der Wiese gegenüber, die man zuerst beworben hat im Katalog, den nächsten Wohnungsbau hin. Man sagt, jetzt ist es wurscht, ob ihr dort den Nachbarn ins Schlafzimmer oder in die Küche hineinschaut, ist uns egal, jetzt wohnt ihr schon dort draußen, jetzt habt ihr eure letzte Marie hergegeben für unsere Genossenschaft, jetzt sollt ihr weiterhin dort wohnen. 

Doch die Menschen werden sich das nicht mehr gefallen lassen, Kollege Oxonitsch, und deswegen haben mehrere Tausend diese Bürgerinitiative gegen die Entwicklung dieses Viertels zwischen Gerasdorfer Straße, Stammersdorfer Straße und Ruthnergasse, die so genannten großen Allißengründe, unterschrieben, haben ihr Votum abgegeben und sind dagegen. Da sind auch viele Sozialdemokraten dabei, und daran wird auch die SPÖ nicht vorbeikommen.

Und was ist noch schlecht an der Frage, das dorthin auf die grüne Wiese zu stellen. Schlecht ist, dass dort natürlich überall – und wir wissen das – die Infrastruktur fehlt. In Floridsdorf, konkret in dem Teil, um den es geht, gibt es bis heute nicht einmal überall einen Kanal. Als ich 1996 in den Bezirksrat in Floridsdorf gekommen bin, hat uns der Bezirksvorsteher versprochen, das wird noch in dieser Periode erledigt, und heute, viele Jahre später – neun, um konkret zu sein –, gibt es noch immer keine durchgehende Versorgung mit Kanal in ganz Floridsdorf. Das schafft die SPÖ-Stadtregierung nicht, in einem Wiener Gemeindebezirk eine durchgehende Kanalisation zu errichten, aber sie ist der Meinung, eine Straße bauen zu müssen, die B232, die, wenn wir das steirisch ausdrücken, unnötig wie ein Kropf ist, die niemand braucht, eine Verbindungsstraße, die niemand braucht. Sie dient einem einzigen Zweck, den man heute nicht sagen will, nämlich dort zusätzliche Wohneinheiten zu errichten, zusätzliche Menschen hinzubringen, ohne Infrastruktur, ohne Schule, ohne Kanal, ohne hochrangige Verkehrsmittel, denn die U-Bahn-Station, die Endstelle der U6 wird es auch nicht geben da draußen. 

Und warum? Der Kollege Reiter – er spricht ja heute noch – hat gemeinsam mit dem Bezirksvorsteher des 21. Wiener Gemeindebezirkes in den letzten Jahren mehrfach in allen Bezirksmedien zum Besten gegeben, dass die U6-Endstelle sicher beim Rendezvousberg in Stammersdorf kommt, und zwar spätestens im Jahr 2012, und spätestens im Jahr 2009 – vor kurzem habt ihr 2006 gesagt, jetzt seid ihr schon bei 2009 – wird zu planen, zu bauen begonnen. In der letzten Anfragebeant-wortung des Herrn Stadtrates sagt er, nichts da!, Schnecken!, 2016 ist frühester Baubeginn. Das ist nicht meine Aussage, sondern die von StR Schicker. 2016 ist frühester Baubeginn für die Verlängerung der U6. 

Lieber Kollege Reiter, dein Wort und das vom Kollegen Lehner zählen leider nichts. Ihr habt den Floridsdorfern etwas ganz anderes versprochen, davon wollt ihr aber jetzt nichts mehr hören, du wirst es jedoch gemeinsam mit dem Lehner zu erklären haben. 

Damit das alles ein wenig plastischer wird – denn diesen Antrag kann man durchlesen und sympathisch finden; da wird das alles wunderbar beschrieben, wie schön es dort ist, aber keiner kann sich das vorstellen, und ich gehe davon aus, dass auch der Herr Stadtrat noch nicht oft dort war, vielleicht noch gar nie dort war, um sich selbst anzusehen, wie das dort ist, was man so lapidar als Straßenzug B232 bezeichnet, der dort hinkommen soll –, habe ich heute in der Früh – damit es nicht heißt, die Aufnahmen sind gestellt oder sonst was; man kann das nachsehen – zwei Fotos gemacht. 

Das ist der Blick nach Norden (Der Redner hält ein Foto in die Höhe.), da sieht man dieses kleine Siedlung, bei den Anrainern dort auch Legohaus-Siedlung genannt, weil die Häuser so knapp nebeneinander stehen. Man hat alle dort angesiedelt und hat gesagt: Burschen und Mädel, da ist es super, da ist es grün, da könnt ihr in Ruhe leben. Und genau da entlang, wo heute die Autos parken und die Leute direkt daneben wohnen, soll die B232 kommen, eine Verbindungsstraße, die niemand braucht. Die Wiese – von mir aus gesehen jetzt rechts davon, wie auch immer Sie das sehen wollen –, die wird in absehbarer Zeit zubetoniert. Das Feld brauchen wir nicht mehr. Dorthin kommt die nächste Siedlung. 

Und das ist die Sicht nach Süden. (Der Redner hält ein weiteres Foto in die Höhe.) In einem Abstand von mehreren Kilometern Entfernung sieht man die ersten Häuser und eine ganz kleine schmale Zeile von ehemals EKl, ganzjähriges Wohnen, jetzt sogar Einfamilienhäuser von Leuten, die dort schon ewig wohnen. Und da soll der berühmte Verbindungsbach kommen zwischen dem Marchfeldkanal und der Oberen Alten Donau. Das ist ein uralter Plan, niemand glaubt, dass der wirklich realisiert werden soll, niemand weiß, wie groß der Grünstreifen sein wird, dieser Grünkeil, der dort angelegt werden soll. Das sagt uns der Plan alles nicht, er sagt uns nur, dass eine Straße kommen soll, die – ich wiederhole mich – niemand braucht. 

Herr Stadtrat, das ist halt das Problem, denn in Ihrem letzten Plan, den Sie uns vorgestellt haben im Step 05 und davor, da waren solche Wiesen, wie ich sie dargestellt habe, in ganz kleinen Bildern. Und das ist der Unterschied. So schaut es heute aus (Der Redner hält die Fotos noch einmal in die Höhe.), und wenn Sie weiter Stadtrat bleiben und diese Politik machen, dann werden diese Wiesen so klein werden, wie sie in Ihrer Broschüre drinnen sind, nämlich ein Zehntel davon. Das ist das, was übrig bleibt, wenn Sie Ihre Betoniererpolitik fortsetzten.

Doch die Menschen wollen das nicht. Die wollen Wien, weil es an der schönen blauen Donau liegt und am grünen Wienerwald, und ich weiß nicht, was uns alles an farbigen Dingen einfällt, um diese Stadt zu qualifizieren. Aber was die Menschen in den Außenbezirken jedenfalls nicht wollen, ist, dass man Ihnen diese Grünräume wegnimmt. Deswegen sind sie dort hingezogen. – Wollen Sie was sagen, Herr Stadtrat? Ich hab ein bisschen Zeit, ich kann auf einen Zwischenruf eingehen. (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Rot ist die beste Farbe!) Rot ist die beste Farbe? Mir fällt jetzt nicht gleich was ein, Entschuldigung. (GR Johann Driemer: Das glaube ich auch!) 

Kollege Driemer, zu Ihnen komme ich noch. Bau-Holz-Gewerkschaft immer dabei, wenn es ums Zubetonieren geht. Sie bekommen noch Ihren eigenen Satz. Kollege Driemer, Sie haben wirklich Glück, Sie melden sich zu einem Zeitpunkt, wo ich auf meinem Redekonzept Driemer stehen habe. Das war echte Intuition. Ja, genau so ist es, Kollege Driemer. Es sind halt nicht mehr die 70er und 80er Jahre, wo die Gewerkschaft Bau-Holz – oder wie immer sie jetzt heißt – aufmarschiert und sagt: Jetzt wird wieder etwas gebaut, Hainburg oder sonst irgendwas, wir betonieren alles zu, weil wir einen Bedarf haben. 

Die Zeiten sind vorbei. Die Menschen wollen das nicht. Ihr habt es noch nicht zur Kenntnis genommen, ihr glaubt, ihr könnt mit Allmacht drüberfahren, aber sie werden euch die Antwort geben. Und die Sozialdemokraten, die dort wohnen, genau dort in der Legohaus-Siedlung – ich kenne die alle – oder in der Nordrandsiedlung, sind unglücklich. Die sagen, was machen die mit uns, unser eigener Bezirksvorsteher versteht uns nicht, unsere Gemeinderätin, die dort wohnt, versteht uns nicht. Es versteht uns gar keiner mehr in der Sozialdemokratie. Wir wollen das nicht. Wir wollen nicht, dass die Allißengründe, unser unmittelbarer Erholungsraum rund um diese Liegenschaften, zubetoniert wird. Aber das ist euch wurscht. Das ist wurscht, weil Bau-Holz oder wer auch immer sagt: Drüberfahren, B232, her mit dem Asphalt, Grünraum brauchen wir keinen. Und das ist das Problem der Sozialdemokratie in Wien und insbesondere in Floridsdorf, wie man an diesem Beispiel sieht.

Und nördlich davon scheint halt noch Raum zu sein für den Herrn Stadtrat. Da glaubt er, er kann sich noch ausbreiten und die Sozialdemokratie, der Bezirksvorsteher-Stellvertreter, ein lieber Mensch, läuft fast täglich dort an meinem Haus vorbei. Wir winken uns freundlich, grüßen uns zu. Und was sagt er über dieses Feld dort? Er sagt, das ist eine G’stätten, die kann man ruhig zubetonieren. Ich weiß nur nicht, warum, wenn er gern selber auf einer G’stätten läuft. Es wird irgendeinen Grund haben, warum er gerne auf dieser G’stätten läuft, und dann im gleichen Atemzug sagt, aber zubetoniert gehört es trotzdem. Und was der Barnet sagt, stimmt nicht. Es gibt keine Menschen, die dort einen Grün- und Ruheraum haben. Dort gibt es niemanden, der Rad fährt, es gibt keine Kinder, die Drachen steigen lassen, da gibt es niemanden, der spazieren geht, da gibt es keine Läufer. Stimmt alles nicht, was ich sage. Und er selber läuft dort fast jeden Tag bei dieser Wiese vorbei, die er dann im Pressedienst als G’stätten bezeichnet. 

Also ich sage ehrlich, für mich ist es keine G’stätten, für mich ist es jener Grün- und Ruheraum, den die Bewohner der Nordrandsiedlung, der Legohaus-Siedlung an der Gerasdorfer Straße und in den Allißengründen gerne haben. Aber sie werden sie nicht mehr lange haben, weil ihr vorhabt, sie zuzubetonieren, weil euch nichts Besseres einfällt. 

Nur, in dieser Straße gibt es noch mehrere Probleme. Da gibt es das Problem, dass auf der einen Seite der Grundeigentümer gar nicht die Stadt Wien ist, sondern Gerasdorf. Die Umlandgemeinde Gerasdorf sagt – zur Zeit zumindest noch –, wir wollen das gar nicht, wir wollen dort gar nicht entlang der Mauer des Stammersdorfer Friedhofs eine B232, wir wollen die gar nicht ausgebaut haben. Wir sind der Meinung, dass wir ausreichend Straßen haben. Wir haben diese Gegend dort in Gerasdorf absichtlich mit einer 30-km/h-Zone belegt, weil wir eben nicht wollen, dass dort zu viel Verkehr durchrollt. Und den Verkehr dort braucht auch keiner. Es gibt die Ruthnergasse hinunter zur Thayagasse – ausreichend. Es gibt die Gerasdorfer Straße, neu ausgebaut – ausreichend. Es gibt das alles. Kein Mensch kann erklären, warum aus verkehrstechnischen Gründen die B232 notwendig ist. Das Argument ist, dass man dann nicht so leicht zu dem neugeschaffenen, am anderen Ende von Stammersdorf liegenden Merkur oder sonst wo einkaufen fahren kann, dass man dazu 5 Minuten länger braucht. Ich höre dieses Argument immer von einigen Sozialdemokraten im Bezirk. Es ist so lachhaft, deswegen eine Straße zu errichten, wirklich lachhaft. Jeder, der dorthin einkaufen fahren will, schafft es mit dem Auto. Es kostet ihn 2,5 Minuten in eine Fahrtrichtung mehr, wenn die B232 nicht gebaut wird, und deswegen versteht es niemand. 

Und es gäbe auch noch Alternativen in der Entwicklung dort. An der Siemensstraße gibt es genügend brachliegende Gründe von Industrieanlagen, die nicht mehr verwendet werden. Im Gaswerk ist ein ausreichendes Areal, das nicht mehr gebraucht wird, wo man andere Liegenschaften hineinbauen könnte. Nur, da wäre der Grund teurer. Da würde die Stadt Wien und insbesondere der Wiener Wirtschaftsförderungsfonds nichts verdienen. Denn die Grundstücke in der Allißengasse oder in den Allißengründen gehören dem WWFF, und dann lässt sich ein bisschen daran verdienen. Wenn man aber von Siemens, vom Gaswerk oder sonst irgendjemandem die leerstehenden Liegenschaften kaufen müsste, um sie für neue Ansiedlungen zu verwenden, wo wirklich ausreichend Platz wäre, dann wäre der Verdienst der Stadt Wien nicht so groß, und das ist das Problem. Es geht in Wahrheit ums Geld und nicht um die Bedürfnisse der Menschen, die dort wohnen. Und daher bin ich auch dem Herbert Madejski – er ist leider nicht da – dankbar für die Dringliche, die er heute eingebracht hat. (GR Ing Gunther Wolfram: Er ist Vorsitzender!) Ah, dort ist er! Herbert, entschuldige, bitte. – Ich sage, Herbert, diese Dringliche ist eine vernünftige Sache. Genau diese Frage der Zersiedelung, der Ansiedelung von überall gleich ausschauenden Einkaufszentren am Stadtrand, dänische Bettenlager, Akiko und was weiß ich, wie die alle heißen und überall gleich ausschauen und die Stadt und das Umland versiedeln. Das ist richtig, dass man da dagegen ist. Ich finde das gut, dass er das eingebracht hat. Das ist wirklich dringlich. Dem werden wir auch zustimmen.

Interessant ist auch die Haltung der ÖVP heute. Obwohl die Kollegin Rothauer sonst im Wiener Wirtschaftsförderungsfonds eher dafür eintreten würde, dass diese Gründe dort ordentlich verkauft werden, gewinnbringend, für wen auch immer, hat sie offensichtlich der einzige Oppositionspolitiker in der neuen ÖVP-Fraktion, der Kol-lege Kenesei, davon überzeugen können, dass man diese Straße und die Bebauung dort nicht braucht. Ich finde das wunderbar. Es ist gut, dass die ÖVP jetzt jemanden hat, der auch wirkliche Oppositionspolitik machen will. Schade für die GRÜNEN, dass er weggegangen ist, aber er hat überzeugt. Er hat gesagt: Diese Straße brauchen wir nicht. 

Und die B232 – man muss sich das wirklich verdeutlichen – geht mitten durch die grünen Wiesen. Links und rechts ist nichts, aber man braucht sie, parallel zur Ruthnergasse, Entfernung: 300 Meter. Ich laufe das je-den Tag, ich weiß das genau. Das sind genau 300 Me-ter. Fahrzeit: Nicht einmal eine Minute, sogar, wenn man die 30-km/h-Zone dort wahrnimmt, die sich in der Allißengasse befindet. Ich kenne niemanden, der in der Früh im Radio Wien oder sonst wo hört: Stau in der Ruthnergasse oder Stau in der Thayagasse oder Stau in der Gerasdorfer Straße, um zu sagen: Jawohl, wir brauchen eine Ausweichfahrroute. Der Verkehr, egal ob schwer oder individual, muss über die neuzuschaffende B232 ausweichen. Und selbst wenn das so wäre, wäre es ein Trugschluss. Denn wohin stößt denn die B232 an ihrem Ende? Sie stößt wieder in die Ruthnergasse/Ecke Siemensstraße, an eine Kreuzung, die wirklich schlecht geregelt ist. Dieser Frage sollte man sich annehmen, dieser Kreuzung dort, und nicht einer zusätzlichen Straße, die nichts bringt, außer dass sie Menschen und Tiere in ihrem Grün- und Ruheraum stört und vertreibt. 

Und weil Sie das manchmal so scherzhaft finden. Ich kenne die Leute, ich wohne dort. Die kennen mich auch, die reden mit mir, egal, welcher Parteizugehörigkeit die sind. Die sind dort hingezogen, weil sie dort in Frieden wohnen wollen, und nicht, weil man ihnen eine Straße vor die Türe hinbetoniert. 

Und dort oben sitzen welche, ich nehme an, die sind von der Bürgerinitiative, die haben das alles unterschrieben. (Ein Mann winkt von der Galerie herunter.) Grüß’ Sie! – Sie wollen das nicht. Und sie wissen, es gibt Alternativen dazu. Ich mahne ja eigentlich nur ein, dass Sie diese Alternativen nutzen, dass Sie sagen: Okay, wir wollen diese Gegend dort in Floridsdorf weiterentwickeln. Wir sind bereit, darüber nachzudenken, warum wir nicht die Gründe an der Siemensstraße, die eh zubetoniert ist, und im Gaswerk nehmen und dort unsere Liegenschaften unterbringen und nicht unbedingt die Allißengründe und die B232 bauen. Das ist das einzige, was ich einmahne: Vernünftige Stadtentwicklung in qualitativer Hin-sicht, nicht in quantitativer Hinsicht. Nicht alles in die Breite, ohne nachzudenken. Diese Politik wird die SPÖ nicht weiterbringen. Sie werden mit der Mehrheit drüberfahren. Wir nehmen das zur Kenntnis, aber es ist bedauerlich. 

Es ist bedauerlich, und ich sage das für die Menschen, die dort wohnen, aber auch für die Tiere. Das wird immer so abgetan, aber unsere Mitgeschöpfe haben auch unser Mitgefühl verdient. Das klingt alles so lächerlich, aber ich kann es jeden Tag in der Früh beobachten. Man glaubt es gar nicht. Mitten in der Stadt ist eine grüne Fläche, dort wohnen Tiere, dort wohnen Fasane, manch-mal sogar noch Rehe, die die Stammersdorfer Straße überschreiten und dort hinkommen, Hamster, Marder, ich weiß nicht, was alles. Nicht wahlberechtigt, daher für die SPÖ nicht wichtig, aber wichtig für das Zusammenleben in der Stadt, und das sollte man auch einmal gesagt haben. (Beifall beim BZW.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Wir haben ausführlich gehört, wie sich das BZÖ darstellt im Gemeinderat oder darstellen wird. 

Noch einmal zurück zum Thema. Die B232 ist in Wirklichkeit, sagt uns der Herr Bezirksvorsteher von Floridsdorf, die Entlastung für die Brünner Straße. Sagen Sie einmal ganz ehrlich: Was kann eine Entlastung für die Brünner Straße bedeuten, die im Grunde genommen am Stammersdorfer Friedhof vorbei über die Gerasdorfer Straße zur Thayagasse führt? Nicht wirklich eine Entlastung, sondern im Grunde genommen ist es eine Zufahrtsstraße, wenn man so will, zu dem, was da beim Industriegebiet kommt. 

Wenn man sich aber die Gegend ein bisschen anschaut und sich den Verlauf der Straße ansieht – wir haben heute schon ein Foto gesehen –, da gibt es einen wunderbaren Planentwurf mit der Nr 7642, und der zeigt uns einiges. Also die Stammersdorfer Straße, am Stammersdorfer Friedhof vorbei, ist eine ruhige Gegend. Es ist dort eines der wenigen Vorkommen übrigens der Waldohreule, ein wichtiger Punkt. Und ein Teil der Gegend ist auch ein Teil des Grüngürtels und des 1 000 -Hektar-Plans, nur so nebenbei. 

Dann zwickt man dort ein Stück vom Friedhof ab. Darüber kann man geteilter Meinung sein, ob das in Ordnung ist. Dann kriegt eine Gartensiedlung kurz davor eine Bundesstraße hin, man nimmt einen Teil des Grünraums weg und macht ein Verkehrsband daraus. Dann geht es ein Stück hinunter. Und dann kommt die ganz ruhige Siedlung, wir haben gehört, es ist die so genannte Lego-Siedlung in der Draugasse, die bekommt jetzt eine Bundesstraße vor die Haustüre. Eine ganz, ganz ruhige Gegend, gewidmet Sww, Wald- und Wiesengürtel der Stadt Wien sozusagen, aber damit man besser irgendwo hinfahren kann, offensichtlich jetzt eine Bundesstraße. 

Und die Bürger wollen das überhaupt nicht. Ganz im Gegenteil. Es sind Hunderte Unterschriften dagegen. Und jetzt tritt die Stadt Wien auf den Plan und sagt: Nein, wir brauchen unbedingt diese Bundesstraße, die B232, ohne die kann die Stadt offensichtlich nicht leben. 

Also wir haben wieder einmal den klassischen Fall: Die Leute vor Ort wollen was nicht, die Stadt will das schon und sagt, wir wissen es besser. Und Demokratie hin oder her, sie bekommen die Straßen, ob sie es jetzt wollen oder nicht. 

Also was bedeutet das für die Leute vor Ort? Für die Leute vor Ort bedeutet es mehr Lärm, mehr Feinstaub, schlechtere Wohnqualität. Wenn die Leute die Häuser verkaufen wollen, werden sie sicher nicht mehr Geld bekommen, und viele von den Bürgern und Bürgerinnen da draußen fühlen sich eigentlich von der Stadt Wien mehr oder weniger hereingelegt. 

Also noch einmal: Klassische Geschichte, der Grüngürtel muss herhalten, wo Sie jetzt eine Bundesstraße hineinlegen, und zwar eine Bundesstraße, die geographisch im Grunde genommen einen Friedhofsweg verbindet mit einer Gasse, der Geiergasse. Wenn man sich aber die Sache ein bisschen näher anschaut, dann wird früher oder später diese Bundesstraße an der Wiener Umfahrungsstraße, nämlich der S1, der Lobau-Auto-bahn, enden und weitaus mehr Verkehr dort hineinschaufeln, als Sie jetzt vielleicht zugeben wollen. Und wenn man das noch weiter hineinverfolgt, dann macht die Straße auch nur einen Sinn, wenn ich sie bis zur B3 hinunter verlege. Das heißt, im Grunde genommen haben wir ein Teilstück einer Bundesstraßenverbindung zwischen dem hochrangigen Verkehrssystem, das wir ja im Norden ablehnen, und der B3 im Süden, einer wichtigen Verbindung. Das heißt, viel mehr Verkehr in die Gegend können Sie dann gar nicht mehr bringen. Dort wird der Verkehr brausen und sausen, und von ruhiger Gegend in Floridsdorf kann keine Rede mehr sein. Erster Punkt.

Zweiter Punkt. Im Grüngürtel und Sonstigem wird abgefeiert. Bis Ende Mai wird also rundherum um Wien marschiert und toll abgefeiert. 100 Jahre Grüngürtel, 1 000-Hektar-Plan. Wien ist die grünste Stadt der ganzen Welt, könnte man meinen. 

Faktum ist ein Grünteil, in dem eine Gewässerverbindung kommen soll vom Marchfeldkanal bis zur Alten Donau. Da baut man in Wirklichkeit keine Gewässerverbindung hinein, sondern eine Straßenverbindung. Also offensichtlich das einzige, was da fließen soll, ist der Verkehr und sicher nicht das Gewässer. Ein ökologisches Highlight kommt sicher nicht, sondern eher eine Straßenverbindung. Das war der eine Teil. 

Der zweite Teil in diesem ganzen Widmungsdesaster der Stadt Wien ist, dass man in eine Gegend, die sozusagen jetzt wirklich Wildwuchs hatte, wo sich Vegetation und Tierwelt entwickeln konnten und das nicht zu Unrecht Teil des Schutzgürtels Wald und Wiesen war, jetzt ein paar nette Siedlungen hineinstellt, wunderbar angestrichen, Stelzenhäuser, soll schön ausschauen, Architekten werden bemüht, wunderbar. Aber es gibt in Wien noch andere Plätze, wo man das machen könnte, und zwar mehr als genug. Stadtnäher, wo man nicht im Auto hineinfahren muss, wo man keine U-Bahn hat, wo man gar nichts hat, außer den eigenen PKW, und das Ganze nennt sich Neue Siedlerbewegung. Das heißt, die Stadt Wien geht her und sucht für ausgesuchte Menschen, sagen wir es einmal so, Siedlungsplätze, wo dann nette Einfamilienhäuser architektonisch nett gestaltet oder viel-leicht Zweifamilienhäuser oder dergleichen hingestellt werden, aber wurscht wo, mitten in die Prärie, mitten im Wald. Hauptsache Neue Siedlerbewegung, Hauptsache, die Autos dürfen wieder fahren, und Hauptsache, eine schöne Gegend. Und in dieser schönen Gegend bekommen die Leute noch ein Feuchtbiotop vor die Nase gesetzt. Das heißt im Grunde genommen: Auf der einen Seite wird hohe Wohnqualität geschaffen für wenige auf Kosten eines Sww-Gürtels für alle. Und das nennt man Privatisierung von öffentlichem Gut. Hat Vorteile für wenige und Nachteile für alle. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Danke. 

Zu Wort gemeldet ist der Herr GR Mag Neuhuber.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich habe auch schon im Ausschuss festgestellt: Selten gibt es Plandokumente, die so viel – unter Anführungszeichen – hergeben wie die heute vorliegenden. 

Bevor ich aber darauf eingehe, möchte ich noch ein paar Bemerkungen zum Kollegen Barnet machen, und zum Kollegen Maresch komme ich dann auch noch. 

Der Herr Kollege Barnet hat richtigerweise die ewige Frage "Innere, äußere Stadtentwicklung" angesprochen, und ich glaube, das ist eines der Grundprobleme dieses Ressorts an sich, dass Stadtentwicklung offensichtlich in der SPÖ vom Zufälligkeitsprinzip geprägt ist. Mal ein bisschen in der Stadt, da haben wir ja bekanntlich auch einige ziemlich große Entwicklungsgebiete, ich sage nur, Bahnhofsflächenüberbauungen, mal ein bisschen im äußeren Grüngürtel oder sonst irgendwo draußen, und dann haben wir halt sehr große Gebiete, wie auch das Flugfeld Aspern, wo wir ein bisschen mischen, Zufälligkeitsprinzip rauf und runter. 

Wenn ich jetzt nur an die innere Stadtentwicklung und die Flächenreserven, die wir in den Dachausbauten haben, denke, das wäre ein enormes Potential, über das es zu reden gilt. Und es gibt ja nicht nur einen Trend nach draußen ins Grüne, sondern es gibt auch genauso einen rückläufigen Trend in die Stadt hinein, also Menschen, die in der Innenstadt etwa leben wollen oder innerhalb des Gürtels. Und da hätten wir noch genügend Dachausbaupotenzial, was aber auch immer schwieriger wird, Stichwort Abzonung, Stichwort Erdbebensicherheitsvorschriften in der Bauvorschrift bezüglich Aufstockungen und Dachausbauten. Also das wird immer schwieriger. 

Übrigens, Kollege Barnet, die 40 000 bis 60 000 leerstehenden Wohnungen, ich weiß nicht, woher Sie die Zahl haben. Ich kenne sie nicht, aber es würde mich sozusagen fachlich interessieren. Also ich glaube es per-sönlich nicht, weil das wären etwa 5 bis 7 Prozent des Gesamtbestandes der Wohnungen. Ich glaube nicht, dass so viel leer steht, aber gut, dass ist eigentlich nur ein Nebenaspekt.

Eine weitere Frage neben dieser Grundsatzthematik "Innere und äußere Stadterweiterung" ist immer die der Infrastruktur. Wir haben ja schon genügend Fälle gehabt in Wien, ich denke etwa an den Leberberg oder an den Wienerberg, wo wir zuerst begonnen haben, riesige Siedlungen in ein Gebiet hinzustellen, und uns erst dann überlegt haben, wie ist eigentlich die Verkehrs- und sonstige Infrastruktur für diese Siedlungen zu gestalten. Das ist immer so ein Henne-Ei-Spiel. Will ich zuerst Straßen und öffentliche Verkehrsmittel wohin legen oder brauche ich zuerst einmal genügend Wohnungen, damit sich das auszahlt? 

Das haben wir auch jetzt wieder in diesem Gebiet. Braucht man die B232 oder nicht? Ja, wenn dort gar nichts mehr rundherum passiert, dann werde ich sie wahrscheinlich nicht brauchen. Wird dort weiter angesiedelt, wird dort weiter gebaut, sowohl Wohnsiedlungen als auch Betriebsbaugebiet, dann wird sie wahrscheinlich einmal notwendig werden. Da kennen Sie die Situation besser als ich, weil Sie dort wohnen, aber ich nehme einmal an, dann wird sie in einigen Jahren tatsächlich notwendig werden. 

Das heißt also, unsere Haltung, und das schicke ich einmal voraus zu dieser Straße, ist: Noch braucht man sie nicht. Wenn man aber weiter ansiedelt, und das ist offensichtlich die gängige Praxis der Widmungspolitik der SPÖ in diesem Gebiet, dann wird sie in einigen Jahren notwendig sein, weil sonst, bitte, haben die, die dort angesiedelt sind, nicht nur den Grünraum verloren, sondern dann stauen sie auch noch den ganzen Tag in die Stadt hinein. Also das wäre dann wirklich die Doppelmühle, in der sie sich befinden könnten. (Beifall bei der ÖVP.)
Jetzt möchte ich aber, meine Damen und Herren, ein bisschen doch auch auf die Details dieser Flächenwidmungspläne eingehen, weil die wirklich einiges, wie ich schon sagte, hergeben. 

Was heute noch gar nicht erwähnt wurde, aber auch ein Nebenaspekt etwa im Plandokument 7642 ist: Auch dort haben wir wieder, wie schon in den letzten Monaten und Jahren in diesem Haus, Umwidmungen von L auf Sww. Sie wissen, damit wird den Landwirten, die das betrifft, immer die Möglichkeit genommen, gewisse landwirtschaftliche Bauten auf ihrem Grund vorzunehmen, die sie zur Bewirtschaftung ihrer Gründe brauchen. Das ist, wie die Betroffenen sagen, meine Damen und Herren, eine echte Behinderung in ihrer Tätigkeit für die Wiener Landwirtschaft. 

Es wird dann immer hier gesagt, der Kollege Reiter schreibt das gerade auf, wir werden es gleich wieder von ihm hören: Das ist nicht so. Es ist nur schon ein bisschen eigenartig, Kollege Reiter, wenn die Bauern, die es betrifft und die es wahrscheinlich besser wissen als wir beide zusammen, sagen, sie werden in der Verwendung und Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Flächen eingeschränkt. Also ganz ehrlich, da traue ich den Bauern doch mehr Fachwissen zu als uns beiden.

Ebenfalls im Plandokument 7642, meine Damen und Herren, das sagt Maresch, und da bin ich einmal in seltener Einigkeit mit ihm, wie schon ausgeführt, ist diese Stelzensiedlung enthalten. Wer sich also dieses planerische Gourmetstückchen am Plandokument 7642 angeschaut hat, ich kann empfehlen, beim Herrn Berichterstatter dies noch zu tun, das gibt wirklich einiges her. Dieser sichelartige Einschnitt in den Grüngürtel dieser Siedlung, wie Maresch gesagt hat, für einige wenige Privilegierte, ist für mich auch unverständlich. Warum genau dort? Warum in dieser Konfiguration? Siedlerbewegung oder Neue Siedlerbewegung kommt ja nicht vom Zersiedeln. Es hätte genügend andere Plätze und Locations in Wien gegeben, wo man ein derartiges durchaus innovatives, vom architektonischen Prinzip her innovatives Planungskonzept hätte umsetzen können. Es hätte nicht dort mitten im Grüngürtel sein müssen. Also die Erschließung und die Konfiguration dieser Stelzensiedlung ist zumindest einmal – ich sage es unter Anführungszeichen – als eigenartig anzusehen. 

Im Plandokument 7641 – jetzt springe ich einmal auf das Nächste – geht es ja vor allem auch um die Trassenführung der B232, direkt an einer Reihenhaussiedlung. Okay, dort ist die Siedlung schon bestehend, ist wirklich schlimm für die Menschen, die dort leben, das ist überhaupt keine Frage. Und da stellt sich dann die Frage – auch übrigens von Raumplanern, die unsere Fraktion mit diesem Dokument befasst hat: Warum wird, wenn sie schon geplant ist, die B232 nicht weiter nach Osten verlegt, so dass sie nicht direkt an dieser Reihenhaussiedlung vorbeiläuft? Also dass man die B232 vorsieht, ist die eine Sache, aber warum sie in, ich weiß nicht, fünf oder acht Metern Abstand an dieser Reihenhaussiedlung vorbeiführt, das ist für uns auch unakzeptabel und überhaupt nicht verständlich. 

Und jetzt komme ich, meine Damen und Herren, wieder zurück zum Plandokument 7642, das habe ich mir aufgespart, von dem dieser Raumplaner, den wir mit der Sache befasst haben als Berater, gemeint hat – ich zitiere wortwörtlich: „Dass es sich um eine planerische Todsünde handelt". Jetzt habe ich gerade davon gesprochen, dass diese Reihenhaussiedlung, die schon existiert, davon betroffen ist, aber auch in 7642 wird diese Kleingartensiedlung vorgesehen, die es noch nicht gibt. Also dort ist es ja nicht zwingend, dass Sie sie dort hinlegen. Und diese Kleingartensiedlung wird eingezwängt werden, meine Damen und Herren, falls sie mal gebaut wird, zwischen der B232 und dem Stammersdorfer Fried-hof auf der westlichen, also auf der anderen Seite. Die ist eingepfercht zwischen Straße und Friedhof.

Vielleicht meint die SPÖ, meine Damen und Herren, und der Planungsstadtrat, dass das lärmtechnisch ein Nullsummenspiel ist, weil auf der östlichen Seite ist es so laut, aber dafür ist es auf der westlichen Seite beim Friedhof ein bisschen leiser. Anders kann ich mir diese planerische Todsünde ja beinahe nicht erklären, meine Damen und Herren. 

Und dann wird auch noch dem Ganzen der Gipfel aufgesetzt, indem man in den Besonderen Bestimmungen, in den BB5, für Teile dieser Kleingartensiedlung vor-sieht – ich zitiere: „BB5: Die Errichtung von Fenstern und Aufenthaltsräumen zur Stammersdorfer Straße ist untersagt." Also das ist jetzt sozusagen die Lärmschutzmaßnahme des Planungsressorts für diese armen, zukünftig lärmgeplagten Kleingartensiedler. Sie sollen keine Aufenthaltsräume und keine Fenster zur Straße hin errichten, weil dann ist eh alles paletti. 

Also diese Planungspolitik, meine Damen und Herren, diese, ich möchte fast sagen, menschenverachtende Planungspolitik, ist genauso unverständlich wie sie auch abzulehnen ist. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich verstehe es nicht, und ich sage Ihnen eines, Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ-Fraktion: Das Widmungskürzel W bekommt bei Ihnen einstweilen eine ganz eine neue Bedeutung. Ich glaube, W steht bei Ihnen einstweilen für Wickel, weil genau diese sind nämlich mit Ihrer Planungspolitik vorprogrammiert.

Wir werden diese Geschäftsstücke jedenfalls ablehnen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche als Vorsitzender, die Geschäftsordnung etwas zu dehnen. Weil beide Vorsitzenden gleichzeitig Debattenredner sind, haben wir kurz-fristig den Vorsitz gewechselt. 

Kollege Madejski hat das Wort und wird nachher wieder den Vorsitz führen. Bitte schön.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke. 

Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Wenn ich kurz zurückblenden darf auf den Rechnungshofbericht, der sich ja auch damit beschäftigt hat, wie es im Planungsressort ausschaut, wie die Ergebnisse ausschauen, wie gearbeitet wird und was da herauskommt, was in den letzten Jahren geschehen ist, so hat der Rechnungshof, das wissen wir alle, ein eher schlechtes Zeugnis, das ist sehr milde ausgedrückt, dem Stadtrat hier ausgestellt. Es wird im einzelnen angeführt, und das ist das Gleiche, was wir ja seit Jahren sagen als Freiheitliche, dass sehr viele Projekt angegangen werden, dass sehr viele durchaus gute, nachvollziehbare und verwirklichbare Projekte und Ideen gesammelt werden, als Anträge angebracht werden und dann aber im Großen und Ganzen im Sande verlaufen und nur die wenigstens verwirklicht werden. 

Gestatten Sie mir bei diesem heutigen Schwerpunktthema neben den drei Flächenwidmungen, die ja eigentlich jetzt schon zur Gänze und im Detail abgehandelt wurden, ich werde auch noch darauf eingehen, auch ein bisschen großräumiger hier einige Worte zu sagen, weil ja Floridsdorf nicht abgehoben ist von Wien, sondern es sind die Bezirke 22 und 21 nördlich, nordöstlich der 
Donau und die gehören natürlich zusammen, und auch planerisch muss man ja das Ganze als Gesamtgebiet sehen. 

Kurz zu den drei Akten. Es ist also genug gesagt worden über den eigentlich irrsinnigen Straßenplan, der dort entstehen soll. Es ist genug gesagt worden über die Grünflächen, über das ganze Allißengebiet, und es ist auch genug gesagt worden, dass hier, vor allem, was das Plandokument 7642 betrifft, wirklich menschenverachtend, Herr Stadtrat, geplant wird, denn es kann nicht sein, dass die Stadt Wien planen kann, will, soll, darf, was sie will, aber die Menschen, die dort einziehen in Siedlungshäusern, ihrem Grundriss und ihren Lebensumständen entsprechend ihre Wohnräume nicht gestalten und planen können, wie sie wollen, weil man ihnen ja verbietet, an der neuen Straße, weil man ja schon weiß, dass dort sehr viel Verkehr hinkommen wird, Wohnräume, Aufenthaltsräume oder Fenster zu bauen. Das ist wirklich abzulehnen, Herr Stadtrat, und mich wundert, dass Sie, den ich also durchaus als einen Stadtrat kennen gelernt habe, der auf Sorgen der Bürger hie und da eingeht, hier einfach drüberfährt. 

Einfach drübergefahren sind Sie auch im Stadtentwicklungsplan 05. Es ist jetzt etwas geändert worden, weil der Herr Bezirksvorsteher aus dem 21. Bezirk, Ihr Parteikollege, in der letzten Stadtentwicklungskommissionssitzung mit Recht moniert hat, dass im Stadtentwicklungsplan 05 die Verlängerung der U6 nach Stammersdorf ja nicht enthalten ist. Es wurde jetzt geändert. Stam-mersdorf wurde aufgenommen, wieder zum Missfallen des Kollegen Chorherr, der eine andere Vorstellung gehabt hat. Der wollte an sich überhaupt nur weiter verlängern, ohne Stammersdorf zu erwähnen. Wir als FPÖ haben immer die Verlängerung nach Stammersdorf ge-fordert, und die müssten Sie eigentlich vollziehen und zu Ende führen.

Das Interessante ist: Etwas Ähnliches wie diese Siedlung, die da hineingepresst wird, und die neuen Häuser, die man dort baut, passiert ja im kleineren Rahmen, oder passierte, es ist sogar im Fernsehen jetzt vorgestellt worden, im 14. Bezirk. Dort haben sich neun Architekten verwirklicht in neuen Einzelhäusern, Baustoff: Beton. Wunderschön. Das soll natürlich so sein, die bauen halt jetzt aus Beton. Ich finde das ganze Projekt scheußlich, seien Sie mir nicht bös. Wenn man das sieht, das ist eine Katastrophe. Die Architekten mögen es als schön empfinden. Die Leute, die dort wohnen, werden es nicht als schön empfinden. Und vor allem die Leute, die in der Umgebung in den Siedlungen wohnen, die werden in Zukunft auf eine immerhin relativ hohe Bauklasse aufschauen können, noch dazu in Beton, wo sie bis jetzt im Grünen gewohnt haben. Das ist nichts anderes in Penzing im Kleinen, was Sie in Floridsdorf im Großen machen wollen. Auch abzulehnen! (Beifall bei der FPÖ.) 
Herr Stadtrat, nun sehen wir einmal das gesamte Gebiet. Ich habe im Fernsehen gesehen und in Zeitungen gelesen, es geht um die Umfahrung Wiens, die auch für Floridsdorf sehr, sehr wichtig sein wird und für den gesamten nördlichen Raum, aber auch für ganz Wien. Wien hat sich auf allen Linien durchgesetzt. Ich habe meinen Ohren und meinen Augen nicht getraut, was ich dort gehört und gelesen habe. Sie haben sich nämlich überhaupt nirgends durchgesetzt, sondern haben über Ihr Pressereferat uns ausrichten lassen, den Medien, und die haben das dann natürlich auch schön gebracht, Sie haben sich durchgesetzt. 

Ich möchte es ein bisschen relativieren, Herr Stadtrat. Wenn wir zurückgehen auf Ihren Masterplan, auf Ihren Strategieplan und Stadtentwicklungsplan. Sie haben immer gesprochen im Ursprünglichen, das war noch vor zwei, drei, dreieinhalb Jahren, wo wir die ersten Ge-spräche hier geführt haben, die durchaus auch fruchtbringend waren, wie man jetzt gesehen hat, weil wir uns ja durchgesetzt haben, aber ich werde Ihnen das noch beweisen, da war noch immer die Donauquerung mit Brücke vorgesehen. Und das ist ja ein Schmäh mit dem Tunnel. Den haben Sie ja erst erfunden, nachdem Sie eine Angst bekommen haben vor den GRÜNEN und vor Umweltschützern, dass die sagen: Wenn die Brücke kommt, na furchtbar, da wird es keine Umweltverträglichkeitsprüfung geben. Die Lobau wird versinken im Dreck, im Feinstaub oder sonst was. Und dann haben Sie erst den Tunnel erfunden. 

Denn der Anschluss an die A22, Herr Stadtrat, und das können Sie mir nicht widerlegen, wäre ja nur mit einer Brücke möglich gewesen, rein aus Niveaugründen, denn im Tunnel gibt es, wie wir jetzt ja sehen können, keinen direkten Anschluss an die A22, der aber wichtig für ganz Wien ist, denn ohne den Anschluss an die A22, Raffineriestraße-Verlängerung, macht ja die Umfahrung, wie wir wissen, nur 50 Prozent aus. 

Das heißt, wir haben als Brücke A22-Anschluss und die Innenvariante. Die Innenvariante, das wissen Sie, 
die haben wir in vielen Reden, die habe ich und haben 
meine Kollegen in vielen Reden immer bekämpft, weil 
wir gesagt haben, es kann nicht sein, dass mitten durch den Bezirk, herauskommend in Aspern, eine Autobahn kommt. Gott sei Dank haben Sie sich nicht durchgesetzt, Herr Stadtrat! 

Wenn Sie jetzt sagen und die SPÖ und der Herr Bürgermeister, wir haben uns überall durchgesetzt – stimmt nicht. Sie haben sich nicht durchgesetzt, Gott sei Dank, weil die Innenvariante durch Aspern nicht kommt, sondern die von uns seit vielen, vielen Jahren immer forcierte, das können Sie nachlesen, Außenvariante, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.) Ich habe mir meine Rede zum Rechnungsabschluss 2003 herausgesucht, und Sie können das nachlesen. Da habe ich Ihnen gesagt, vor ungefähr einem Jahr, es wird nur zwei Möglichkeiten geben, wie Wien und der Bund und wir alle gemeinsam die Umfahrung von Wien gestalten. Entweder es gibt die Brücke und die Innenvariante, dann haben Sie sich durchgesetzt mit der Innenvariante, oder es gibt den Tunnel und die Außenvariante. Ich habe schon damals gesagt: Da lasse ich mich hineinstechen, wenn die nicht kommt. Ich brauche mich nicht hineinstechen zu lassen, ich überlebe das alles. Wir haben es erlebt: Es kommt die Außenvariante mit dem Tunnel. Wir können stolz darauf sein, wir als Freiheitliche, die dieses System und diese Variante immer unterstützt haben, und ich bin froh, dass das so passiert. (Beifall bei der FPÖ.)
Aber, meine Damen und Herren, Herr Stadtrat: Die SPÖ und Sie haben der Bevölkerung Wiens ein Jahr gekostet. Wäre man nämlich vor einem Jahr unseren Vorstellungen gefolgt und hätte schon damals die Verhandlungen mit dem Bund auf Außenvariante mit Tunnel geführt, hätten wir wahrscheinlich schon ziemlich knapp das UVP-Verfahren hinter uns und wir könnten relativ bald zu bauen beginnen. Das wird jetzt wieder um ungefähr ein Jahr verschoben. Und das ist Ihre Schuld, das müssen Sie verantworten, dass weiterhin ein Jahr wesentlich mehr Stau, wesentlich mehr Dreck, wesentlich mehr Ausstoß in Wien kommt. Sie haben das verursacht, mit Ihrer Bestemm-Möglichkeit Innenvariante und Ihrer Unflexibilität. Das ist Ihnen vorzuwerfen, und das werden wir auch der Bevölkerung mitteilen.

Meine Damen und Herren! Im Strategieplan ist es noch immer drinnen gestanden mit der Innenvariante. Übrigens eine Blamage, das steht nämlich noch immer drinnen. Was den Stadtentwicklungsplan betrifft, freut es mich, dass Sie meinen und unseren freiheitlichen Anliegen und Anregungen stattgegeben haben. Eine der we-nigen Pluspunkte auf dem Papier, dass ihr die Innenvariante herausgenommen habt und dass sie nicht mehr im Stadtentwicklungsplan drinnen steht. Hier haben Sie die Realität nicht mehr verweigert. Sie haben die Realität verweigert im Strategieplan, es tut mir Leid, dort steht es noch immer drinnen. Sie werden es vielleicht noch ändern.

Nun, meine Damen und Herren, gehen wir noch ein bisserl weiter zu dieser Außenvariante. Sie ist auch nicht ganz optimal, man wird dort noch Nachverhandlungen führen müssen, man wird dort Nachverbesserungen machen. Man wird sich für die Leute in Eßling durchaus einsetzen müssen, dass bei der Eßlinger Guntherstraße an der Stadtgrenze die Trasse nicht direkt bei den Siedlungshäusern vorbeiführt, sondern optimal wäre es bis zur Ostbahn nach Norden. Ich bin der Meinung, das können wir gemeinsam schaffen. Wir werden das dort den Bürgern auch vorstellen. 

Interessant ist nur eines: Da gibt es eine Kleingartensiedlung in Eßling, einen Siedlerverein, und dort hat der Obmann des Siedlervereins, der Herr Küba – der übrigens auch SPÖ-Mitglied ist und ich glaube sogar Funktionär –, jahrelang bei allen diesen Bürgerversammlungen immer für die Innenvariante geredet. Er war immer gegen die Bürger, die damals schon gegen die Innenvariante waren. Der hat Ihnen geglaubt. Jetzt sitzt er Ihnen im Gnack, meine Damen und Herren. Der ist nämlich jetzt der Erste in dem Siedlerverein, der sich natürlich massiv gegen diese Außenvariante wenden wird. Es ist sein gutes Recht, sein demokratisches Recht, ist unbenommen. Nur, das müssen Sie jetzt mit ihm klären, dass Sie ihn jahrelang hineingelegt haben, und jetzt kommt doch eine andere Variante. Wie Sie das schaffen, da bin ich gespannt. Wir haben immer mit offenem Visier, mit offenen Karten für die Außenvariante gespielt. Ihren Siedlerverein und Ihren Obmann, der der Partei angehört, den haben Sie im Regen stehen lassen. Das müssen aber Sie ihm erklären, wie das funktioniert.

Meine Damen und Herren! Wenn man jetzt den Stadtentwicklungsplan 2005 ansieht, und das hängt alles auch mit diesen drei Plandokumenten ein bisschen zusammen, weil ja überall die Linie durchgeht: Man hat jahrelang, wirklich jahrelang, und das ist Ihr Versäumnis, weil Sie haben jahrelang den Bürgermeister, den Planungsstadtrat und auch die Minister gestellt bis ins Jahr 2000, jahrelang in Wien eine total verfehlte Siedlungs- und Arbeitsmarktpolitik betrieben. Man hat immer im Nor-den, nördlich der Donau, Wohnungen entwickelt, Wohnungen gebaut, Siedlungen vergrößert, und im Süden Wiens die Arbeitsplätze vermehrt. Wir haben heute den Stau deswegen in Wien oder unter anderem deswegen in Wien, weil ein Arbeitsplatztourismus stattfindet zwischen Nord, Nordost, Süd und Südwest. Das ist Ihr Versäumnis!

Und ich höre in der letzten Stadtentwicklungskommission, dass plötzlich in Aspern statt geplanten 3 000 8 500 Wohnungen – Wohnungen, nicht Bewohner, das heißt, das können Sie mal drei rechnen – gebaut werden. Das sind zirka zwischen 20 000 und 25 000 Leute, die dorthin siedeln sollen. Die Begründung ist – ich habe auch nachgefragt, und mir ist gesagt worden, dass das stimmt –, dass sich ein U-Bahn-Betrieb, in dem Fall die U2, wirtschaftlich nur dann rechnet und es sich nur dann auszahlt, sie dorthin zu verlängern, wenn es ein Minimum von 8 500 Wohnungen gibt. Das ist mir gesagt worden. Ich glaube das sogar, meine Damen und Herren. Aber nur, weil die U-Bahn dorthin fährt, jetzt plötzlich 8 500 Wohnungen ohne ein Arbeitsplatzangebot dort wieder hinzustellen, wieder die gleichen Fehler zu machen, das halte ich an sich schon für ein bisschen kühn. Daher bin ich froh, dass wir damals als Freiheitliche, wie es darum gegangen ist, im Bereich des öffentlichen Verkehrs nicht zu privatisieren, mitgegangen sind, weil ich nichts davon halte, dass im Infrastrukturbereich und insbesondere im Verkehr in diesen Bereichen privatisiert oder liberalisiert wird, wie es die EU will. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Es ist zwar schön, 
wenn sich die U-Bahn wirtschaftlich rechnet erst ab 8 500 Wohnungen. Es kann aber nicht Aufgabe einer Stadt und einer Kommune, noch dazu einer Weltstadt Wien sein, die Drehscheibe zum Osten, Westen, Norden, Süden sein will, dass man hier U-Bahnen nur nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten baut. Es ist Aufgabe der öffentlichen Hand, auch wenn es nur 3 000 Wohnungen gibt oder 4 000 Wohnungen, und wenn es sich nicht wirtschaftlich rechnet, trotzdem den öffentlichen Verkehr dorthin zu führen. Sonst hätten wir es ja privatisiert. Ein Privater wird es dort nicht hinführen. Aber wenn Sie jetzt sagen, wir bauen nur die Wohnungen, weil sich sonst die U-Bahn nicht rechnet, das ist bitte eine von mir aus gesehen wirklich vollkommen falsche Sicht.

Und abschließend, meine Damen und Herren, die S-Bahn. Wir haben gehört in den letzten Tagen, dass es da furchtbare Reibereien gibt und Meinungsverschiedenheiten zwischen der Stadt Wien, dem Herrn Planungsstadtrat und dem Bund. Es mag schon sein, dass da der Bund vielleicht etwas weniger zahlt, der ÖVP-Staatssekretär Kukacka, der ja für diese Bahnen zuständig ist. Das mag schon sein, das will ich nicht beurteilen. Nur, meine Damen und Herren, 40 Jahre lang haben Sie, Ihre Minister der SPÖ, Ihre Verkehrsstadträte, Ihre Bürgermeister die-ses Verkehrsmittel S-Bahn verkommen lassen! Sie haben das Verkehrsmittel ja fast sterben lassen, und es bedarf großer Anstrengungen, dieses Verkehrsmittel wieder attraktiv zu machen. Aber ohne die S-Bahn – das sage ich Ihnen auch – wird der öffentliche Verkehr in Wien à la longue zusammenbrechen. Und wir werden Stationen zusätzlich brauchen. Wir werden sie in Penzing brauchen, wir werden sie in Ottakring brauchen, wir werden sie in Unterdöbling brauchen. Man muss attraktive Einsteigrelationen, Umsteigrelationen zwischen Straßenbahnen, Bus, U-Bahn und Schnellbahn herstellen. Mit dem, was heute gefahren wird, und da sind Sie schuld, können wir nicht reüssieren. Und die S-Bahn wird nicht besser werden, nicht nur, weil die Waggons noch immer veraltet sind. Sie können noch so viel investieren in Waggons, wenn es keine Stationen gibt und keiner einsteigen kann. Es ist wie bei einer Kinder-Eisenbahn. Wenn ein Kontaktfehler ist, fährt sie ununterbrochen im Kreis und keiner kann einsteigen. So kommt mir das mit der S-Bahn in Wien vor. (Beifall bei der FPÖ.)
Man sollte auch Verknüpfungen zwischen S- und U-Bahn vorantreiben. Warum denn nicht im Norden von Heiligenstadt Richtung Tulln-Rekawinkel? Gleise gibt es genug. Warum im Süden nicht von Rothneusiedl nach Wiener Neustadt, wo die Pendler besser hereinfahren könnten, wo man wesentlich besser auf den öffentlichen Verkehr umsteigen könnte, ohne dass die Leute mit dem Auto hereinfahren? Die Gleise sind da. Es fehlen kurze Strecken. Wien hat eines der bestausgebauten Gleisnetze noch aus der Monarchie, das wissen wir alle, aus verschiedensten Gründen. Und das wird nicht genutzt! Das ist wirklich skandalös! Und das können Sie niemandem vorwerfen, der jetzt drei oder vier Jahre in einer Regierung war. Das haben Sie verschuldet! Sie haben dieses Lückenschlussprogramm nicht gemacht. Das erinnert mich ein bissel an die Radwege, aber das ist ein anderes Problem, auf das will ich gar nicht eingehen. Das gehört verknüpft, meine Damen und Herren!

Lassen Sie mich abschließend sagen: Prof Knoflacher hat in der "Presse" damals, wie der Rechnungshofbericht war über die Stadtplanung, die kritischen Worte des Rechnungshofes, folgenden Satz gesagt: „Die Wiener Verkehrspolitik hat sich in den 80er Jahren" – in den 80er Jahren, da waren Sie ganz allein – „bis heute" – das war im März 2004 – „total abgemeldet." 

Dem ist nichts mehr hinzuzufügen, denn ohne Verkehrspolitik gibt es keine Planungspolitik, oder sie schaut so aus, wie jetzt bei den drei besprochenen Aktenstücken. – Ich danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Herr Kollege Reiter.

GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Vorerst zu den drei Plandokumenten aus Floridsdorf, die in etwa an die 100 Hektar betreffen, also die Plandokumente Stammersdorfer Zentralfriedhof, Braugasse und Löschingergrund. Hier sind drei ganz, ganz wichtige Punkte zu erfüllen. Das eine ist eben – das ist von den Debattenrednern ja auch schon angesprochen worden –, dass neue Flächen geschaffen werden für das Programm Neue Siedlerbewegung, all das, was mit Gartensiedlungen zusammenhängt, auch mit der Widmung "Ganzjähriges Wohnen", dass auch der Grünraum gesichert wird, der da vom Kollegen Maresch etwas heruntergemacht wurde. Es ist klar, dass dieser Grünkeil zur Alten Donau wichtig ist zur Gewässervernetzung. Das Projekt Donaufeldbach ist auch eine Selbstverständlichkeit. Zum Dritten werde ich dann natürlich auch ausführlich, weil das ja auch Zentrum der Diskussionsbeiträge war, zur Trassensicherung über die Donaufelder Straße sprechen.

Ich möchte nur vorher auf die Debattenbeiträge der Vorredner eingehen. Der Einzige, der in Floridsdorf wohnt, ist der Kollege Barnet, und darum bin ich ein bisschen traurig. Ich glaube, er sagt, er ist etwa 10 Jahre schon in Floridsdorf beheimatet. (GR Günther Barnet: Das stimmt nicht! Seit 1996!) 1996. Na ja, in etwa. Er hat die Entwicklung ein bissel verschlafen, all das, was mit innerer und äußerer Stadtentwicklung in den letzten Jahren stattgefunden hat, die Schwerpunktverlagerung – das wurde ja auch vom Kollegen Neuhuber bestätigt –, auch die innere Stadtentwicklung, alles, was mit Baulückenverbauung und so weiter zu tun hat. Dass es eine Infrastrukturkommission gibt, weiß der Kollege Barnet sicher auch, die darauf schaut, dass gleichzeitig mit einer sinnvollen Wohnbebauung auch die Infrastruktur mitgeliefert wird. Und genau das Beispiel Brünner Straße ist ja ein gutes Beispiel, wo 30 Genossenschaften gebaut ha-ben und in diesem Stadtentwicklungsgebiet auch gleichzeitig die Infrastruktur für die Brünner Straße mitgeliefert wurde. Warum er das hier vom Rednerpult aus jetzt so heruntermacht, das wird er als Floridsdorfer dann jedem seiner Floridsdorfer Gesinnungsfreunde zu erklären ha-ben. 

Und zur U-Bahn. Der Kollege Madejski hat das auch angeführt. Na, selbstverständlich bleiben wir dabei, dass die U6 ein wichtiges öffentliches Verkehrsmittel ist, das bis zum Rendezvousberg geführt werden soll. Und alle, die dazu beitragen, alle Mitkämpfer, um das einmal so zu formulieren, Kollege Barnet, sind herzlich eingeladen, dafür einzutreten, dass im Verkehrsministerium grünes Licht gegeben wird, dass der Finanzminister die notwendigen Mittel, 50 Prozent der Dotation, erfüllt, und dann werden wir unsere, von uns allen gewünschte U6 auch rechtzeitig bekommen. 

Der Kollege Maresch hat sich als Hüter der Demokratie aufgeführt. Vor allem hat er auch über den Grünteil gesprochen, über den ich nachher noch einige Dinge sagen werde, in Verbindung auch mit dem Kollegen Neu-huber, der hier wieder die gegenteilige Ansicht vertreten hat, dass sich die Bauern beschweren, dass die Landwirtschaft sozusagen fordert, dass hier nicht in Sww umgewidmet wird. 

So, und jetzt komme ich gleich zum ersten dieser Punkte, und das ist der zentrale Punkt, und darum waren ja auch die Vertreter der Bürgerinitiative da. Na, selbstverständlich, meine sehr geehrten Damen und Herren, nehmen wir diese Stellungnahmen sehr ernst, nicht nur der Gemeinde Gerasdorf, sondern natürlich auch der Bürgerinitiative Gerasdorfer Straße 153. Grete Weiser wurde hier gesagt. Es ist überhaupt keine Frage. Auch wenn sie hier auf einem Flugblatt der GRÜNEN unterschrieben haben. Also es ist schon sehr g’schmackig gemacht worden. Ein vorgedrucktes Protestschreiben, man hat nur noch die Daten einsetzen müssen. Also das ist sozusagen so an die Widmungsabteilung gekommen. Aber es ist natürlich ernst zu nehmen. Das ist ja keine Frage. 

Aber bleiben wir auch in diesem Zusammenhang, meine Damen und Herren, bei den Fakten. Es ist ein Fact, dass dieser Straßenzug im Bundesstraßengesetz seit 1970 schon enthalten ist, dass er im Masterplan Ver-kehr 2003 enthalten ist, dass er sozusagen auch jetzt im STEP 05 fortgeschrieben wird. All das, was hier an Straßenprojekten angedacht ist, ist jetzt zur Zeit gar nicht aktuell. Das muss man ja auch dazusagen. Nur wenn 
die Stadtentwicklung, die Betriebsbaugebietsentwicklung stattfindet an den Teilen Gaswerk Leopoldau und Allißen, na dann, bitte schön, dann braucht man eine Aufschließungsstraße. Und ich bin ja dem Kollegen Neuhuber dankbar, dass er das als Vertreter der Wirtschaft auch einsieht. Er spricht dort mit der Kollegin Rothauer, die vor 10 bis 15 Jahren als StRin Rothauer damals – wenn ich mich richtig erinnere – sogar dabei war bei dieser Siedlungsdiskussion in Oberlißen und damals auch sozusagen eine Mitstreiterin zu diesem Plandokument B232 war. Vor 15 Jahren, Frau Rothauer! Das ist schon lange her, aber Sie waren damals ebenfalls bei dieser Diskussion anwesend. 
Aber grundsätzlich hat es ja der Kollege Neuhuber heute auch bestätigt, dass, wie gesagt, die Wirtschaft und die Betriebe es wünschen, dass es dann eine Aufschließungsstraße gibt. Und ich denke, dass man es auch so argumentieren könnte, dass dieser Straßenzug, sollte er einmal kommen, auch zur Sicherung der Arbeitsplätze für die Wiener gedacht ist.

Seine Bemerkung zu diesem Schriftstück; das wurde heute noch gar nicht erwähnt. Aber es ist eine ganz eine eigenwillige Situation, meine sehr geehrten Damen und Herren, und die Floridsdorfer werden mir das bestätigen. Das müsste auch die Kollegin Rothauer bestätigen können, die damals bei dieser Diskussion anwesend war. Es geht mir um die Sozialbau-Bauten der Legohäuser. Es ist dort wirklich von den Anwesenden bestätigt worden, dass auf dem Flugplatz die Sozialbau all den potentiellen Käufern dieser Reihenhausanlage gesagt und gezeigt hat, dass dieser Straßenzug einmal geplant ist, die B232. Damals schon. Und zum Zweiten wäre damals auch noch der Nordring, was wir jetzt mit Nord-Ost-Umfahrung bezeichnen, geplant gewesen. Also tun wir jetzt nicht so, als wenn all die Bürger es nicht gewusst hätten. Sie ha-ben es gewusst und haben sich trotzdem dort angesiedelt. 

Und dann wird über dieses furchtbare Projekt, das vielleicht einmal kommen wird, wenn die Stadtentwicklung es sozusagen ermöglicht, gesprochen. Also es sind halt schon Pläne gezeigt worden, es ist ja all denen, die sich mit diesem Projekt befasst haben, mit diesem Plandokument, auch der Querschnitt bekannt. Und es ist wirklich so, meine Damen und Herren: Also wenn man sich das anschaut, hat man diese 10 Meter Bestand Braugasse, die wirklich bestens verparkt ist, auch von den Siedlern der Gerasdorfer Straße 153. Da finden Sie nicht einmal ein Lückerl. Da sind Hunderte Parkplätze für die Braugasse vorgesehen. Und dann haben wir in dem neuen Projekt 4 Meter Grünfläche und Bäume, dann haben wir 6 Meter Lärmschutz und dann haben wir zwei Fahrbahnen, je Richtung, das heißt je 3,5 Meter. Wir sprechen von 3,5 Meter Fahrbahn. Und dann haben wir wieder 6 Meter Grünstreifen. Also sollte sie einmal gebaut werden, kann man wirklich nicht von einer Überdimensionierung dieses Straßenzuges sprechen, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Und zum Kollegen Maresch noch einmal zum Lärmschutz. In dem Zusammenhang möchte ich noch einmal auf das Plandokument 7642 zu sprechen kommen. Hier sollten zu einem zusätzlich geplanten Lärmschutz für die Einfamilienhausbesitzer in Gerasdorf auch für die geplante Gartensiedlung des Eklw-Widmungsgebietes auf der Floridsdorfer, also auf der westlichen Seite der Fahrbahn, im Bereich des Stammersdorfer Zentralfriedhofes Lärmschutzeinrichtungen festgesetzt werden. Und da bringe ich gemeinsam mit dem Kollegen Driemer einen Abänderungsantrag ein, der das sozusagen manifestiert, dass dieser Lärmschutz auch auf der Floridsdorfer Seite zum Tragen kommt.

Ja, eines vielleicht noch. Das bin ich schuldig geblieben. Der Kollege Neuhuber hat über die Einsprüche der Landwirtschaftskammer gesprochen, dass keine Umwidmungen erfolgen sollen von Landwirtschaft in Sww- und SwwN-Gebiet. Gerade in diesem Bereich ist es aber wichtig und sinnvoll, und ich nehme an, dass der Kollege Maresch mir zumindest in diesem Punkt Recht geben wird, dass es in diesem Planentwurf, vom Gemeinderat ja beschlossen, ein regionales Grünkonzept gibt, Grüngürtel Wien. Und diese Flächen sind ein Teil dieses über-regionalen Konzeptes Grünkeil, Rendezvousberg, Donaufeld-Gewässervernetzung, also dieser Verbindungsbach, von dem schon gesprochen wurde, vom Marchfeldkanal zur Alten Donau. Und darum ist es auch wichtig und wesentlich, dass in diesem Bereich auch die Sww-Widmung kommt. 

Nur abschließend noch in gebotener Kürze, ich bin schon fast beim Schluss: Der Fachbeirat hat zugestimmt, möchte ich nur sagen. 

Ganz eigentümlich ist auch das Abstimmungsverhalten der Freiheitlichen. Ich möchte nur sagen, also heute war es ja klar hier im Gemeinderat, dass im Bezirk die Freiheitliche Partei, wer immer das jetzt ist, dem Plandokument zugestimmt hat. Ich will das noch einmal so deut-lich sagen, dass die Freiheitlichen im Bezirk zugestimmt haben.

Also in diesem Sinne, meine sehr geehrten Damen und Herren, und abschließend ersuche ich nicht nur, dem Plandokument die Zustimmung zu geben, sondern auch diesem Abänderungsantrag. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zu Wort gemeldet ist der Herr GR Dr Aigner.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Flächenwidmungspläne haben die Aufgabe, Ordnung in die Grundstücke unserer Stadt hineinzubringen, ein sinnvolles Neben- und Miteinander verschiedenster Nut-zungsmöglichkeiten herbeizuführen. 

In der Regel sind Flächenwidmungspläne, auch hier die vorliegenden, Anlass dazu, dass Neubebauungen durchgeführt werden, dass neue Straßen gebaut werden. Wir möchten dieses Schwerpunktthema zum Anlass neh-men, eine Angelegenheit, die über diese bestehenden Flächenwidmungen hinausgeht, die jetzt Gegenstand der Debatte sind, in die Debatte einzuwerfen, nämlich die Frage der Namensbeschilderung von Verkehrsflächen. 

Es ist uns aus vielen Bezirken, nicht nur aus Floridsdorf, dem die vorliegenden Akten angehören, zugetragen worden, dass es oftmals im Zuge vom Neubaumaßnahmen, aber auch von Renovierungen nicht mehr erfolgt, dass Straßenschilder an den Straßenecken angebracht werden. Das sind Dinge, die die Orientierung in unserer Stadt erschweren, nicht nur für ortsunkundige Personen, sondern auch für Einsatzfahrzeuge, für Taxis et cetera. Die Bauordnung der Stadt Wien beinhaltet eine Duldungspflicht bei Eigentümern von Gebäuden und von Grundstücken, dass eben hier auch entsprechende Stra-ßenschilder angebracht werden. Es ist nicht zuletzt auch so, dass in großen Neubauvorhaben oft der Eingang nur mittig angebracht ist, das heißt, wenn an der Straßenecke kein Schild angebracht ist, dann findet man eine Orientierungsnummer erst in der Mitte des Gebäudes. Auch das ist ein Problem.

Wir bringen daher einen Beschlussantrag ein, dass die zuständigen Stellen der Stadt Wien aufgefordert werden, eine Überprüfung aller Straßen in Wien auf eine ausreichende Beschilderung mit Straßennamenstafeln, jedenfalls an den Straßenecken, durchzuführen. Gegebenenfalls soll bei Fehlen einer solchen Beschilderung unverzüglich eine entsprechende Straßennamenstafel angebracht werden.

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an die Ausschüsse der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung, Stadtentwicklung und Verkehr sowie an den Herrn Bürgermeister verlangt. 

Wir ersuchen Sie, diesem Anliegen, das, glaube ich, im Interesse aller Wienerinnen und Wiener ist, die Zustimmung zu erteilen. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zu Wort gemeldet ist für seine zweite Rede Herr GR Mag Maresch. Seine Restzeit ist 34 Minuten. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Die ÖVP freut sich, glaube ich. Ich werde mich nicht lang über Straßentafeln unterhalten, weil das überlasse ich der ÖVP. 

Ich möchte noch einmal zurückkommen auf das, was der Kollege Reiter gesagt hat zum Vordruck. Ich habe vor kurzem einen Vordruck unterschrieben gegen die Volker Stein-Richtlinie. War das jetzt ein schlechter Vordruck, nur weil es gegen die Volker Stein-Richtlinie war? Ich glaube, so kann man das nicht wirklich argumentieren. Das ist einmal das eine.

Und das Zweite ist: Wenn etwas im Masterplan angedacht ist oder im STEP 05, dann denke ich mir, man hat sich dabei etwas überlegt, und ich nehme das ernst. 

Wenn man jetzt sagen kann, diese Straße ist nur dann wichtig, oder es ist eigentlich nur eine Aufschließungsstraße, es ist zwar eine Bundesstraße, aber es ist nur eine Aufschließungsstraße, und es ist irgendwie nicht wirklich wichtig und es kommt wahrscheinlich eh nicht, dann denk ich mir, wenn es im Masterplan steht und im STEP 05 steht, dann würde ich mal sagen, haben Sie dem STEP 05 und dem Masterplan keinen Dienst erwiesen, wenn Sie sagen: Na ja, es ist nicht so wichtig, weil es kommt eh nicht. 

Also ich glaube, das sind zwei wichtige Dokumente der Stadt, die möchte ich ernst nehmen. Und es ist keine Aufschließungsstraße, sonst hätte es kein B davor als Bundesstraße. 

Und wenn man sich das anschaut, dann macht das schon einen Sinn, allein geographisch. Wenn man den Friedhof verbindet mit der Thayagasse, macht es wenig Sinn. Aber wenn man an diese Umfahrungsstraße, an diese S1 im Norden denkt und die B3 im Süden, dann macht es einen Sinn. Und ich nehme einmal an, wenn man so eine Bundesstraße plant, dann hat man das auch im Auge.

Ein bissel interessant war der Text zum Masterplan schon, weil wenn man sich überlegt, die Innenvariante, die jetzt noch im Masterplan steht und im STEP stand, war offensichtlich nicht nur angedacht, sondern ein massiver Wunsch. Ich rede jetzt von der Autobahnumfahrung. Und es ist offensichtlich so wichtig, dass man das, was da angedacht wurde, immerhin mit dem Masterplan wieder in den Gemeinderat bringt und wiederum ändert, weil es die Außenvariante sein müsste. Ich spreche jetzt von der Autobahnumfahrung Wien. Also da denk ich mir, ich möchte das ernst nehmen, und die Bürger nehmen das auch ernst. 

Zum Flugblatt der Sozialbau, dass ein Straßenzug geplant ist und sich die Dinge ändern: Das stimmt. 

Man könnte natürlich sagen, die Bürger haben den Zettel nicht gescheit gelesen, hätten sich dort nicht ansiedeln sollen, aber der Bund widerspricht dem, was Sie gesagt haben. Sie haben gesagt, es ist eh nicht so, es kommt wahrscheinlich eh nicht. Das heißt, wenn die Bürger von der Sozialbau eine doppelte Botschaft hören, da kommt eine Straße, aber sie kommt eh nicht, dann, denk ich mir, haben die Bürger genauso reagiert, wie Sie es ihnen vorschlagen: Nehmt das nicht ernst, das kommt nicht. 

Ich sage noch einmal: Nimm die Dokumente der Stadt Wien ernst und auch die Bürgerproteste ernst. 

Letzter Punkt: Dass dort alles vertagt ist, das stimmt. Da muss man sich einmal anschauen, wie dort die Öffis fahren. Also wenn ich dort mit den Öffis in die Stadt hineinfahren möchte, ist das eine Weltreise von Stammersdorf, von da draußen.

Und letzter Punkt: Natürlich habe ich das ganz gern, wenn es eine Sww-Widmung gibt. Aber es ist immer ein bissel seltsam, wenn die Sww-Widmungen unmittelbar neben Verkehrsbändern kommen, weil das sind dann Restflächen, mit denen man eh nichts anderes machen kann. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zu Wort gemeldet, das zweite Mal, Herr GR Reiter.

GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Bitte nur ganz kurz, meine Damen und Herren, aber ich kann es nicht unwidersprochen lassen. Also noch einmal zu dem Flugblatt. Ich habe mich jetzt noch einmal vergewissert. Es ist nicht nur so, dass ich sogar das Flugblatt persönlich vor 15 Jahren gesehen habe, und all die dort Anwesenden haben es auch gesehen. Und noch einmal: Es ist nicht nur die B232 eingezeichnet gewesen, es war die Gerasdorfer Straße natürlich, in der Sie wohnen, eingezeichnet, es war zum Dritten auch der Nordring eingezeichnet, all das, was jetzt mit der Nord-Ost-Umfahrung zusammenhängt. Also tun wir nicht so, wie wenn der mündige Bürger nicht weiß, was er will und was er tut. 

Aber darüber hinaus, Kollege Maresch, ist es auch so, dass Sie das unterschrieben haben. Ich habe jetzt nämlich noch einmal nachgefragt. Sie haben das so-
gar unterschrieben. Und wenn das ein Bürger unterschreibt, wenn er einen Kaufvertrag macht, und auch unterschreibt, dass dieser Straßenzug geplant ist, dann frage ich mich, wo dann der mündige Bürger ist. Aber ich lasse das dahingestellt.

Zum Zweiten, zur Stadtentwicklung. Es ist klar, ich habe nicht gesagt, dass die Straße nie kommen wird, ich habe gesagt, dass sie in Abhängigkeit von der Stadtentwicklung, spricht Betriebsansiedlung, kommt und dass es im Sinne der Arbeitsplätze gut ist, dass wir in den Allißen ein Betriebsbaugebiet haben und dass wir im Gaswerk ein Betriebsbaugebiet haben. Dass wir Arbeitsplätze sichern, da kann auch keiner widersprechen.

Und zum Dritten, zum Vordruck. Auch da, lieber Kollege Maresch, habe ich ihn nur angeführt und habe ihn nicht kritisiert.

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf sein Schlusswort. Daher können wir zur Abstimmung kommen, die wir getrennt durchführen.

Es liegt hier ein Abänderungsantrag bei Postnummer 65 vor, gestellt von den GRen Günther Reiter und Johann Driemer. Er bezieht sich auf zusätzlichen Lärmschutz. Wer für diesen Abänderungsantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist gegen die Stimmen der ÖVP, der GRÜNEN und des Klubs Orange angenommen. 

Wir kommen zur normalen Abstimmung zum Tagesordnungspunkt 6. Wer für die Postnummer 65 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrheitlich mit den Stimmen der SPÖ so angenommen. 

Wir kommen zur Postnummer 66. Es gibt hier keinen Gegen- oder Abänderungsantrag. Wir können gleich abstimmen. Wer für die Postnummer 66 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Es ist mehrheitlich mit den Stimmen der SPÖ so angenommen.

Wir kommen zu Postnummer 67. 

Hier gibt es ebenfalls keinen Abänderungs- oder Gegenantrag. 

Wer für die Postnummer 67 ist, ein Zeichen mit der Hand. – So wie vorhin: Mit den Stimmen der SPÖ mehrstimmig angenommen.

Es liegt nun ein Beschluss- und Resolutionsantrag von der ÖVP betreffend eine verbesserte Übersicht über Straßennamen vor. Es wird eine Zuweisung an die Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung, Stadtentwicklung und Verkehr sowie an den Herrn Bürgermeister verlangt. 

Wer für diese Zuweisung ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt Postnummer 70, einen Sachkredit bezüglich Umbau und Neugestaltung im 13., 14., 15. Bezirk Schönbrunner Schloßbrücke/Linke Wienzeile betreffend. 

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Günther Reiter: Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Sachkredit.

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort ge-meldet ist der Herr GR Mag Chorherr, bitte.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! Herr Stadtrat! 

Wir haben heute in der Früh schon einmal über die Ringstraße diskutiert und wie wichtig die ist und ähnliche Weltkulturerbe verträgliche Dinge. Jetzt geht es um Schönbrunn. Ich möchte in Erinnerung rufen und ich weiß nicht, wer von Ihnen schon einmal mit der U4 gefahren ist - ja das sind viele, das weiß ich schon -, um zum Schloss Schönbrunn zu kommen, was jeden Tag Tausende, Abertausende Touristen tun und dort bei der Station Schönbrunn aussteigen, den neuen Ausgang stadtauswärts benutzen und glauben, sie sind auf einem Hintereingang von Wladiwostok gelandet! Sie gehen dort hin. Du gehst dann an einem Maschendrahtzaun vorbei, kommst dann zu einer Straße und denkst, du bist vollkommen falsch und dann gehen Leute entlang der B1 auf der falschen Seite. Also das ist die momentane Situation. 

Das ist lange bekannt und dem sollte mit einem großen Wettbewerb vor zwei, drei Jahren Rechnung getragen werden, ein gut organisierter Wettbewerb mit einem guten Ergebnis, nämlich im Kern die Bundesstraße zu verschwenken, den Schlossvorplatz großzügig zu öffnen, eine Tiefgarage zu errichten und einen Zugang ohne eine autobahnähnliche Querung vorzunehmen. So weit, so vernünftig, so gescheit. Ja, diese Garage ist sinnvoll. Was soll’s, hier ist nicht die Abteilung Ideologie - BZÖ, FPÖ oder wie auch immer, ja -, sondern die pragmatischen GRÜNEN, die immer visionär stärker werden. 

Ich habe auch deswegen im Ausschuss ursprünglich diesem Ding zugestimmt, weil ich der irrigen Meinung war, dass eine gute Kooperation zwischen der Schönbrunn-Gesellschaft, die einiges erreicht hat, und dem richtigen Entwurf der Planung vorgelegen ist. Das sagt jetzt der erste Umbau, der in der Richtung stattfindet. Die Pressemeldungen daraufhin haben mich eines Besseren belehrt. Überall dort, wo das Ressort Schicker was angreift, gibt es einen Wickel und ein Chaos. Auch hier ist es wieder so. 

Ich habe mir dann den Plan genauer angesehen. Der Plan sieht jetzt so aus, dass zwar strichlierterweise vorgesehen ist, die Straße auf den Vorplatz von Schönbrunn zu verschwenken, aber es wird umgebaut und die Straße wird in keiner Weise verändert! Was passiert im schlimmsten Fall? Wir werden dann noch eine vom Kontrollamt drüberkriegen und erst recht von der Öffentlichkeit, weil in der Tat vorgesehen ist, so höre ich, dass die Verschwenkungen in einem zukünftigen Flächenwidmungsplan durchaus vorgesehen werden. Aber jetzt bauen wir so um, als wäre nichts, geben jetzt Geld aus und in drei Jahren beginnen wir, das neu umzubauen. Also was soll das jetzt? 

Ja, da gibt es Aufgaben, die liegen bei der Stadt. Ja, da gibt es Aufgaben, die liegen bei der Schönbrunn-Gesellschaft. Das gesamte Areal in diesem Bereich ge-hört der Schönbrunn-Gesellschaft. Was wäre hier eine vernünftige Vorgangsweise? Und jetzt wiederhole ich mich, weil dieser Fehler jedes Mal auftritt. Da ist niemand wirklich zuständig. Was steht dem Weltkulturerbe Wiens, der Nummer-1-Attraktion entgegen? Irgendeine Sporthalle, für die es wahrscheinlich 96 500 Möglichkeiten gibt! Was da drinnen ist, ist sinnvoll und vernünftig und da müsste man halt nur über Gespräche und über Angebote dafür sorgen, dass diese Halle, die jetzt dort steht, in den nächsten Jahren übersiedelt. 

Wie weit ist die Politik in Wien entwickelt, dass offensichtlich der gesamte Vorplatz Schönbrunn an der Nichtbewegbarkeit dieser Halle scheitert? Das ist es nämlich! Sonst könnten wir nämlich bereits den Vorplatz so umbauen, dass die neue Straße vorgesehen wird und sie nicht im Bestand umbauen und dann - was ich hoffe, weil ich Optimist bin und weil offensichtlich die Planung auch optimistisch ist und die Straße im Flächenwidmungsplan bereits verschwenkt - in drei Jahren, in vier Jahren oder sofort einen anderen Umbau vornehmen. Das verstehe ich nicht und das akzeptiere ich nicht. 

Was wäre die Lösung? Es müsste jemand Befähigter, der Zeit hat, sich einfach darum kümmern und nicht nur sagen: Na, bitte, da ist die Schönbrunn-Gesellschaft zuständig. Und die Schönbrunn-Gesellschaft sagt: Na, bitte, da ist die Stadt zuständig - und wir schieben die heiße Kartoffel von A nach B. Das ist dilettantisch! 

Da wir bekanntlich Dilettantismus nicht lieben, werden wir diesen Akt ablehnen. - Danke schön.

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort gemeldet ist der Herr GR Univ Prof Dr Pfleger.

GR Univ Prof Dr Ernst Pfleger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Hohes Haus!

Wenn ich jetzt die Wortmeldung zu diesem Sachthema höre, dann glaube ich ja schon fast, ich befinde mich im Wahlkampf! (GR Mag Christoph Chorherr: Nein, vor Schönbrunn sind Sie!) So ist es ja wohl nicht. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Ich komme auf Schönbrunn und versuche jetzt, die sachliche Komponente, Herr Chorherr, darzustellen. (GR Mag Christoph Chorherr: Gut!) 

Sie haben richtig mit dem Wettbewerb begonnen. Gestatten Sie mir hier auch einzelne Bemerkungen dazu. Der Wettbewerb im Vorbereich des Schlosses Schönbrunn. Anfang 2002 hat es dieses anonyme Expertenverfahren gegeben als zweite Stufe des Wettbewerbs, wo es sich um die Entwicklungsspielräume in den Randzonen des Stadtraumes Schloss und Park Schönbrunn - da ist es ja um mehr gegangen - gehandelt hat mit fünf geladenen Teilnehmern, welches dann in der ersten Stufe ausgewählt worden ist. Dieses Verfahren erfolgte damals wirklich in enger Zusammenarbeit mit Vertretern der Schönbrunn Betriebsgesellschaft. Als Siegerprojekt wurde dann diese Expertenarbeit der Architekten Schindler und Sedenik gemeinsam mit den Landschaftsplanern Auböck und Karls entschieden. Dieses Projekt, Herr Chorherr, wurde dann in weiterer Folge gemeinsam auch mit den Vertretern der Betriebsgesellschaft und Experten optimiert. Soweit das Procedere. 

Nun zur Konzeption. Der Entwurf sieht die Verlegung der Westeinfahrtsstraße in der Nähe der U-Bahn-Trasse vor - so haben Sie es jetzt auch ausgeführt - und soll also noch mehr zum Raum Schönbrunn schaffen. Wenn ich das mit dem, was heute zur Diskussion steht, vergleiche, so ist das dann noch eine geringfügige Verschiebung mehr. Neu ist aber, und jetzt wird es interessant, das war sozusagen in dem Projekt drinnen, der Vorschlag der Schaffung einer unterirdischen Garage mit 36 Busstellplätzen, mit 350 Stellplätzen für PKWs und es sollte sogar von der Busgarage eine direkte Anbindung geben, was ja sehr vernünftig ist - und Sie haben völlig zu Recht hier ausgeführt, dass der Zugang von Schönbrunn ja wirklich nicht adäquat ist; selbstverständlich, da muss etwas geschehen. Das will man ja auch so durchführen, dass ein besserer Zugang sowohl von der Garage als auch dann von der U-Bahn sein soll. 

Als Ersatzfläche für die derzeit auf dem Areal befindliche Sporthalle der Sport-Union wurde eine attraktive Fläche etwa im Raum Grünbergstraße vorgesehen, weil wenn ich die Straße verschwenke, dann brauche ich ja den Straßenraum dort. So weit, so gut. Alles gescheit und innovativ. Ich bin ja voll bei Ihnen. Wien steht dahinter und Wien unterstützt auch diese Bemühungen. Nur, meine sehr verehrten Damen und Herren, die Sache hat einen Haken insofern, weil der Grundbesitz der betroffenen Fläche in den Händen der Republik Österreich ist. Und gestatten Sie mir den Vorwurf und ich dulde jetzt nicht diese Äußerung, die Sie hier gesetzt haben, dass wir immer dann, wenn es um Zuständigkeiten geht, dilettantisch sind, denn da geht es ums Geld! Gerade Sie kommen dann und sagen dann zu Recht: Wieso hat dann die Stadt Wien Geld irgendwo verprasst?

Diese Schönbrunn Betriebsgesellschaft ist sozusagen - wie heißt es so schön? - der so genannte Fruchtgenussrechtsinhaber, das ist der Rechtsausdruck, an diesen Flächen selbst. Es sind in der Tat umfangreiche Grundtausch‑ und Servitutsverträge der Stadt Wien, der Republik Österreich und vom Schloss Schönbrunn mit den zukünftigen Bauträgern zu führen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren und Herr Chorherr! Wien ist bereit, das ist gar keine Frage. Wir stehen hinter diesem Projekt, wir stehen hinter diesen Ideen. Die Hausaufgaben muss die Schönbrunn Betriebsgesellschaft machen, denn die Flächen gehören dem Bund. Etwaige weitere Schritte zur Verwirklichung des Projekts, etwa Absiedelungen, Umsiedlungsverhandlungen mit der Sport-Union selbst und die Suche nach entsprechenden Errichtern und Betreibern der Garage können daher nur von den Grundeigentümern erfolgen. 

Natürlich hilft Wien, das ist ja gar keine Frage. Bezüglich der Eigentumsverhältnisse an der Straße wurden bereits erste Schritte zur Bereinigung der Situation eingeleitet und wegen der Besitzverhältnisse Stadt Wien und Bund auch gesetzt. 

Aber nochmals konkret: Die Rahmenbedingungen des damaligen Wettbewerbs werden von der Stadt Wien zur Gänze erfüllt. Und nun ganz konkret, um die Initiatoren auch beim Namen zu nennen, Herr Chorherr, es war ja da einiges in den Medien, im “Standard“ zum Beispiel. Solche Dinge haben ja Namen. Dem Herrn Sattelegger von der Schönbrunner Schlossgesellschaft würde es auch gut tun, seine Hausaufgaben zu machen, denn alle Initiativen, etwa was Umsiedlung und Bau der Garage angeht, sind vom Schlossbetreiber zu initiieren. 

Es muss klar sein, dass die Stadt Wien großen Wert darauf legt, einen kostenfreien Grund für diese Verlegung der Straße zu bekommen. Es kann nicht so sein, dass wir hier alles zahlen, wenn das nicht unser Grund ist. Das heißt, ich würde Sie bitten, das bei Ihrer Argumentation zu bedenken. Inhaltlich bin ich bei Ihnen, in der Vorgangsweise aber nicht. 

Klare Äußerungen sind daher angesagt und ich würde vorschlagen, hier am besten nicht - und das geht jetzt an den Herrn Sattelegger - über die Medien zu konferieren, sondern vielleicht in einem direkten Gespräch mit dem amtsführenden Stadtrat. Das hat immer geholfen und es sind auch sicherlich Lösungen möglich. Ich glaube, man soll sich ganz einfach zusammensetzen, um das möglichst schnell, da bin ich auch bei Ihnen, versuchen einzuleiten. Deshalb ist es auch wichtig, das heutige Projekt als Grundlage für die Erarbeitung eines Entwurfs zum Flächenwidmungs‑ und Bebauungsplan zu beschlie-ßen und solche Gespräche jetzt einzuleiten und zu führen, weil das dann ja direkt nach dem Sommer erledigt werden soll.

Nun kann es aber nicht sein, dass man einen Theaterdonner startet, so wie es vor 14 Tagen war, um den Eindruck zu erwecken, dass die Stadt Wien jetzt für den Bau etwa der Garage zuständig sein sollte oder für die Verlegung des Platzes selbst. Wien hilft, aber zuständig ist das Schloss!

Aber nun jetzt zum vorliegenden Projekt, Herr Chorherr, weil Sie auch das angeschnitten haben. Ich habe manchmal den Eindruck, es ist wirklich so, wie ein Spruch sagt: Die Politik ist eine Bühne, auf der manchmal die Souffleure lauter sprechen als die Darsteller. Die Politik ist - und das wissen Sie besser als ich, Sie sind schon länger im Gemeinderat - die Kunst des Möglichen und der Fachmann, die Experten bestimmen den Radius des Möglichen. Und diese, unsere Politik ist die Kunst, dieses Notwendige dann umzusetzen. 

In diesem Sinne möchte ich mich jetzt als sozialdemokratische Fraktion wirklich bei allen Experten, die we-sentlich zum jetzigen Entwurf beigetragen haben, be-danken, allen voran sicherlich die MA 28 Straßenplanung, die MA 46 Verkehrstechnik, die MA 19 Gestaltung, die WIENER LINIEN natürlich auch, selbst der Radfahrkoordinator, MA 33, alle waren dabei und noch viele mehr. Sie sehen schon auf Grund der Abteilungen, was sich da bei dem Projekt organisatorisch und koordinativ abgespielt hat, denn im Vorfeld sind hier -zig Dutzende - sage ich jetzt dazu - Koordinationsbesprechungen, Abstimmungen und Optimierungen gelaufen. Es wurden auch Dinge wieder verworfen, weil man draufgekommen ist, das geht so nicht, aber das, was herausgekommen ist, ist eine sehr, sehr abgestimmte Planung. 

Und man kann jetzt natürlich hergehen und kann jetzt diese Planung zerreden. Man kann alles schlecht machen. Man kann auch Lobbyismus betreiben, aber ich glaube, dieses ständige Krankjammern ist hier tatsächlich fehl am Platz. Immer dann höre ich, es wird krankgejammert, dass etwas nicht funktioniert und es halt eine Fehlplanung ist und das ist wirklich hier nicht der Fall. Nehmen Sie zur Kenntnis, Herr Chorherr, meine sehr verehrten Damen und Herren, dass hier in dieser Stadt die besten Experten arbeiten und optimierte Ergebnisse der Output sind!

Jetzt zur Planung selbst im Detail: Ja, es war eine Herausforderung, alles unterzubringen und zu verbessern. Da waren zunächst die architektonischen Anforderungen. Sie haben sie ja kurz erwähnt: Also ungestörte Schlosssicht, keine Autos zum Beispiel vor dem Schloss, um die Achsendurchsicht zu haben und auch einen größeren Vorplatz, der, wenn dann der Step 2 kommt, sogar noch größer wird. Ich bin bei Ihnen, wenn wir dann das verschieben. Das ist dann nur mehr sozusagen ein kleines i-Tüpferl auf dem i, die richtige Gestaltung selbst hier mit Materialien, aber auch die sehr schöne Beleuchtung, die vorgesehen sein wird. 

Und dann waren da die Nutzungen und gestatten Sie mir, dass ich das auch etwas anspreche. Wenn ich hier von Nutzungen spreche, so bedeutet das, dass natürlich, wie es bei allen Projekten war, Nutzungskonflikte zu mi-nimieren waren. Nutzungskonflikte treten immer auf, weil wir eine bestimmte Fläche haben und auf dieser Fläche sollen möglichst viele Verkehrsteilnehmer fahren und Fußgänger gehen können. 

Es waren hier gerade bei diesen Nutzungen natürlich die Prioritäten vorrangig: Fußgängerverkehr, öffentlicher Verkehr, Radfahrverkehr und Individualverkehr, ja sogar die Taxis. Wir haben daher gerade bei dieser Planung jetzt eine bessere Anbindung, auch bei diesen Zwischen-steps. Wir haben bei dieser Anbindung bessere Fußgängermöglichkeiten, wir haben Schutzwege, wir haben diese zentrale Mittelinsel, wo dann wahrscheinlich vorrangig auch ausländische Freunde Fotos machen werden, weil die Wiener werden dort wahrscheinlich gar nicht reingehen. Aber so soll es ja sein, es ist ja als Aushängeschild gedacht. Wir haben bessere Anbindungen und das in allen Dimensionen für Radfahrer. Wir haben eine Erreichbarkeit - und da haben wir noch mit dem Schloss gestritten, weil die dort keine Radständer haben wollten -, dass wir wirklich von allen Seiten hinfahren können und wir haben eine verbesserte Anbindung des öffentlichen Verkehrs. Wir haben jetzt im Linksverkehr, im Linkszug eine eigene Busspur, sodass dort der Bus besser denn je fahren wird und auch zukünftig fahren wird, wenn dann noch ein kleiner Verschwenk gemacht wird. Wir haben natürlich auch, das dürfen wir nicht vergessen, die Sicherstellung der individuellen Leistungsfähigkeiten zu garantieren und eine exzellente Oberflächengestaltung mit Großflächenplatten samt Beleuchtung. 

Das heißt, wir haben dort insgesamt eine optimal abgestimmte Planung jetzt als Zwischenstep, und wenn dann die Wiener Schlossgesellschaft bereit ist, weitere Schritte zu setzen, werden wir den Step 2 sofort machen und dann haben wir noch was Besseres, und das ist genau unser Plan. Das ist das, was ich meine: Wir sollten einmal diese Details sehen und wahrnehmen bevor wir jetzt großartig mit Versäumnissen argumentieren und dergleichen mehr. 

Nehmen wir uns die Zeit und schauen wir uns an, was es hier gibt: Verbesserung des Umfelds von Schönbrunn und die Umsetzung aller Gestaltungswerte, die es ja hier im Masterplan gibt, Gender Mainstreaming und so weiter, und die Verbesserung auch für die schwächeren Verkehrsteilnehmer des Umweltverbunds.

Jetzt gestatten Sie mir noch abschließend eine Schlussbemerkung: Diese Stadtverwaltung, dieser Stadtrat sind ein Garant für ganzheitliche Verkehrsplanung, sind ein Garant für die Funktionalität unterschiedlicher Verkehrsträger, denn das ist wichtig, es gibt halt nicht nur einzelne, und sind ein Garant für die Einhaltung der Verkehrskonzeption des Masterplans und der Grundsätze von Gender Mainstreaming. Die Stadtverwaltung hat daher auch ein klares Bekenntnis abgelegt - und das ist der wesentliche Schlusssatz - zur Bewahrung der historischen Einrichtungen und zur Wahrung der Modernität. Beides ist vereinbar und wir wollen den Weg gehen! - Danke vielmals. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Daher können wir gleich zur Abstimmung kommen. 

Gegen- und Abänderungsantrag liegt mir keiner vor. 

Wer für den Antrag Postnummer 70 ist, bitte ein Zeichen mit der Hand!

Das ist - ÖVP bitte? (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Ja, ja!) Ja gut, schön - mit den Stimmen der SPÖ, BZÖ - ich war zuerst urban locker, jetzt bin ich wieder ernst - und der ÖVP mehrheitlich so angenommen.

Wir kommen zum Punkt 71 der Tagesordnung. 

Zum Wort hat sich hier niemand gemeldet, daher können wir gleich zur Abstimmung kommen. 

Wer der Postnummer 71 zustimmt, bitte ein Zeichen mit der Hand. 

Das ist mit den Stimmen der SPÖ, der GRÜNEN und der ÖVP mehrstimmig angenommen.

Das dauert jetzt ein bissel länger beim Schreiben.

Wir kommen zur Postnummer 73. 

Ich bitte den Herrn Berichterstatter Mag Schieder, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Ich bitte um Zustimmung. (GR Mag Andreas Schieder ist fast nicht zu hören.)

Vorsitzender Dr Herbert Madejski: Er bittet um Zustimmung. 

Zum Wort gemeldet hat sich GR Ing Wolfram. 

GR Ing Gunther Wolfram (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Auch ich hätte gerne diesem Flächenwidmungsplan zugestimmt, wenn ich nicht ein bisschen was von dieser Gegend verstünde und wüsste, weil ich dort aufgewachsen bin. 

Und da ist folgendes Kuriosum: Es sind an der Wilhelminenstraße, am Predigtstuhl genau, unterhalb der Villa Aurora drei, vier oder fünf Grundstücke, die, seit ich denken kann, und das ist jetzt schon über 60 Jahre, mit kleinen Häuschen bebaut sind und die liegen und lagen damals im Wald- und Wiesengürtel, also Widmung Sww. Ich weiß, dass der Zahn der Zeit bei diesen Häuschen, bei diesen Siedlungen, die irgendwann einmal wahrscheinlich in der Zwischenkriegszeit entstanden sind, ei-niges verursacht hat und dass diese Umbauarbeiten, um den neuesten Stand zu bekommen - und die haben sich im Gebäude abgespielt -, nicht genehmigt wurden. Es ist mir nicht ganz klar, dass man überhaupt erkennt, dass da Umbauarbeiten sind. Ich weiß aber in der Zwischenzeit, dass die Villa Aurora sich um diese Grundstücke sehr bemüht, weil sie an ihrem Grundstück liegen und man ja dort vom Wilhelminenberg den allerschönsten Blick auf die Stadt hat, steile Gegend. Ich glaube nicht einmal, dass die vier oder fünf Besitzer der Grundstücke einen Kanalanschluss haben, sondern noch Senkgruben haben, weil auch das nicht gestattet war, weil die Sww-Widmung ist. 

Jetzt wäre es doch gut und schön, dass man, statt weiterhin die Sww-Widmung zu belassen, doch wenigstens auf Ekl ganzjährig Wohnen oder von mir aus auch nur auf Ekl-Widmung umgestellt hätte und damit hier diesen vier oder fünf Leuten entgegengekommen wäre. Das tat man nicht. Man bleibt bei Sww und die können sich nach wie vor nicht rühren oder in ihrem Garten nichts machen. Es bleibt Sww und die Chance, dass man denen irgendwie entgegengekommen wäre, hat man versäumt. Darum lehnen wir vom BZW diesen Antrag ab. 

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Akt umfasst eine Vielzahl, aber nur um kurz darauf einzugehen: Es gibt ja die Leitlinien für die Bezirksentwicklung in Ottakring und genau dort ist festgelegt, dass im Übergang zum Wienerwald die wenigen verbliebenen Weinbauflächen, auch der letzte Bezug zum ehemaligen Weinhauerdorf Ottakring, erhalten bleiben sollen. Weiters wird der Wienerwald als wichtiger Erholungsraum für die Bewohnerinnen und Bewohner des Bezirks eingestuft und besitzt darüber hinaus auch große klimatische Bedeutung.

Andererseits gilt auch, dass die Flächen der Kleingartenanlagen am Predigtstuhl nach der Verordnung eben des Stadtsenats vom 22. April 97 auch gemäß § 23 des Wiener Kleingartengesetzes behandelt werden und sind damit eben auch so entsprechend in dem Flächenwidmungsplan berücksichtigt. In dem Sinne, glaube ich auch, sollte man dem Akt zustimmen.

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wird ja nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Es ist mit den Stimmen der SPÖ, der FPÖ und der ÖVP so mehrstimmig angenommen.

Postnummer 75. 

Zum Wort ist hier niemand gemeldet, daher können wir gleich zur Abstimmung kommen. 

Wer dem Tagesordnungspunkt 75 zustimmt, bitte ein Zeichen mit der Hand. - Er ist mit den Stimmen der SPÖ, der FPÖ und der ÖVP mehrstimmig angenommen. 

Postnummer 77 kommt zur Verhandlung. 

Es liegt mir keine Wortmeldung vor, daher können wir gleich zur Abstimmung kommen.

Wer Postnummer 77 zustimmt, bitte ein Zeichen mit der Hand. - Es ist mit SPÖ, FPÖ, ÖVP, oder sagen wir gleich, es ist gegen die Stimmen der GRÜNEN mehrheitlich angenommen. 

Postnummer 78 der Tagesordnung. Ich ersuche den Herrn Berichterstatter, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Günther Reiter: Herr Vorsitzender! 

Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Plandokument KatG Kaisermühlen.

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort gemeldet ist die Frau GRin Schubert.

GRin Ingrid Schubert (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zum Plandokument Nummer 7117k betreffend Wien 22, KatG Kaisermühlen, bringe ich im Namen meiner Fraktion einen Abänderungsantrag ein. Entsprechend der eingereichten Projektunterlagen und zwar zur besseren Gestaltung der Schauseite soll die Errichtung von Balkonen zulässig sein. 

Der Abänderungsantrag lautet daher wie folgt: 

„Für den mit BWL bezeichneten Bereich ist zur Schauseitengestaltung die Errichtung von Balkonen bis 1,5 Meter Tiefe zulässig.“ 

Ich ersuche um sofortige Abstimmung. - Danke.

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Ich darf den Herrn Berichterstatter bitten. - Er verzichtet auf sein Schlusswort.

Es liegt ein Abänderungsantrag von Frau GRin Schu-bert vor. Sie haben den Inhalt gehört. 

Es wird eine sofortige Abstimmung gewünscht.

Wer dem Abänderungsantrag zum Tagesordnungspunkt 78 zustimmt, bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das ist gegen die Stimmen der GRÜNEN mehrheitlich so an-genommen.

Wir kommen jetzt zum Antrag selbst, Nummer 78. 

Wer damit einverstanden ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. – Wieder gegen die Stimmen der GRÜNEN mehrheitlich angenommen. (GR Christian Oxonitsch telefoniert.) Der Herr Klubobmann macht eine Doppelconference.

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 81. 

Es hat sich niemand zum Wort gemeldet, daher können wir gleich zur Abstimmung kommen.

Wer mit dem Tagesordnungspunkt 81 einverstanden ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das ist gegen die Stimmen der GRÜNEN mehrstimmig angenommen.

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt Postnummer 3. Hier liegt mir ebenfalls keine Wortmeldung vor.

Wer der Postnummer 3 zustimmt, bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das ist wieder mehrheitlich gegen die Stimmen der GRÜNEN so angenommen.

Ich schlage vor, die Geschäftsstücke 14, 15 und 17 in einem zu behandeln und darf die Frau Berichterstatterin, Frau GRin Yilmaz bitten, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Saßmann.

GR Gerold Saßmann (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ganz kurz eine Begründung unseres Abstimmungsverhaltens. Die Integrationspolitik als Mittel zur Eingliederung neu zugewanderter Personen unserer Gesellschaft hat einerseits den Migranten die Möglichkeit zu eröffnen und Hilfestellung zu leisten, diese Eingliederung möglichst reibungslos und schnell zu erreichen. Dieses Ziel kann – wir haben es schon oft genau gesagt – nur über den Erwerb der deutschen Sprache erreicht werden. Da-zu bekennen wir uns auch alle hier in diesem Haus.

Integrationspolitik muss daher in diesem Punkt Prioritäten setzen. Das bedeutet, dass auch in diesem Bereich die knapp zur Verfügung stehenden Mittel hauptsächlich für die Förderung von Spracherwerbsmaßnahmen eingesetzt werden müssen. Deswegen stimmen wir Kursmaßnahmen auch grundsätzlich zu.

Eine weitere Forderung betrifft die Organisation dieser Sprachkurse. Dies sollte möglichst zentral passieren und von anerkannten Instituten durchgeführt werden, etwa den Wiener Volkshochschulen. Eine weitere heute vorliegende Subvention für eine Maßnahme der VHS Rudolfsheim wurde auch von uns mitbeschlossen.

Eine allzu große Zersplitterung durch viele kleine Vereine ist dabei nicht zielführend. Das ist unter anderem auch ein Grund dafür, warum wir die Subvention für den Verein “Station Wien“ ablehnen. Dieser Verein beschäftigt sich aber vor allem auch mit so genannten begleitenden Integrationsmaßnahmen, etwa einem Kulturcafé, einer Informationsdrehscheibe Frauencafé mit Kinderbetreuung sowie mit beratender Tätigkeit bei Problemen im Alltag, bei sozialen Problemen oder solchen in der Arbeitswelt.

Es muss aber doch angemerkt werden, dass es dafür zahlreiche andere Ansprechpartner gibt, die subventioniert werden oder aber staatliche Stellen wie etwa das AMS. Solange es noch Nachholbedarf bei Sprachförderungsmaßnahmen gibt und die gibt es, möchten wir die Gelder eher dafür als für begleitende Maßnahmen eingesetzt wissen. Abgesehen davon kann es auch nicht vorrangiges Ziel der Integrationspolitik sein, dafür Sorge zu tragen, die kulturelle Identität der Zuwanderer abzusichern. Vielmehr muss klar kommuniziert werden, dass ein Leben in unserer Gesellschaft eben auch das Akzeptieren der hier herrschenden Werte und Gebräuche beinhaltet. Ich bin der festen Überzeugung, dass das von den Migranten auch angenommen wird, wenn man nur die richtigen Signale setzt, nämlich dass gesellschaftliche Teilhabe über die Sprache geht, dass Beratungen und Hilfe jederzeit möglich sind, aber nicht primär in der Muttersprache und das auch noch Jahre nachdem der Migrant schon im Zielland aufhältig ist. Das wird leider von den Verantwortlichen zu wenig klar artikuliert und zu wenig klar eingefordert.

Eine weitere heute zur Diskussion stehende Subvention von 150 000 EUR betrifft die Ausgabe von Integrationsgutscheinen “Sprache der Stadt Wien“. Neuzuwanderern werden Gutscheine von je 200 EUR für Sprachkurse zur Verfügung gestellt. Als Nachweis für die widmungsgemäße Verwendung werden Kursbestätigungen anerkannt. Diese werden auch dann ausgegeben, wenn nur zwei Drittel der Kurszeit absolviert werden. Ein Nachweis über eine abgelegte oder gar bestandene Prüfung über den Lernstoff ist nicht vorgesehen. Jeder von uns weiß, dass Erlernen vor allem von Sprachen nur dann sinnvoll ist, wenn es eine Kontrolle über das Beherrschen des Lehrstoffs gibt, selbst wenn das nur im Sinne einer Selbstüberprüfung geschieht. Wir fordern daher nachdrücklich, dass nicht nur in diesem Fall, sondern bei allen Deutschkursen, die gefördert werden, eine Prüfung verbindlich vorzusehen ist. 

Letztlich liegt die Genehmigung eines weiteren Rahmenbetrags von 200 000 EUR für Sprachkurse vor. Im Einzelfall können Maßnahmen von bis zu 5 000 EUR ge-währt werden. Einerseits muss festgestellt werden, dass auf diese Weise die Kontrollmöglichkeit der Gemeinderäte unterlaufen wird. Eine vorgelegte Liste über die durchgeführten Förderungen entspricht nur minimalen Informationsbedürfnissen der Öffentlichkeit, die wir ja hier vertreten. Andererseits wird das Vergabesystem selbst ad absurdum geführt. Reicht ein Verein ein Projekt mit mehreren Kursen ein, überschreitet er damit mit großer Wahrscheinlichkeit die Grenze von 5 000 EUR. Teilt er die Subventionsansuchen wie etwa der Verein “Peregrina“ im Kleinförderungstopf 1 auf – insgesamt erhielt die-ser Verein 13 000 EUR und zwar für mehrere Vorhaben –, dann werden die Beratung und der Beschluss im Ausschuss und Gemeinderat unterlaufen. 

Aus diesen Gründen können wir den hier zur Diskussion stehenden Subventionen nicht zustimmen. (Beifall beim Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei).

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr GÜNTHER. Ich erteile es ihm.

GR Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Kollege Saßmann hat zwar die Farbe gewechselt, jedoch nicht die vernünftigen Einstellungen der Wiener Freiheitlichen zur Integration unserer ausländischen Mit-bürger.

Aus diesem Grund werde ich bei zwei Punkten seinen Vorstellungen durchaus entsprechen und den beiden Punkten wird die FPÖ nicht zustimmen. Es geht dabei um die Rahmenvereinbarung über 200 000 EUR für die Vergabe von jeweils 5 000 EUR an Einzelprojekte. Hier ist nicht klar zu sehen, wie diese Vergabe erfolgt und auch die Kontrolle ist hier schwer zu sehen.

Der zweite Bereich ist der Verein “Station“ im 5. Be-zirk. Auch hier werden wir auf Grund der von Saßmann festgestellten Tatsachen diesem Projekt nicht zustimmen.

Zustimmen werden wir aber der Rahmenvereinbarung über 150 000 EUR für die Abgabe von Gutscheinen im Willkommenspaket. Ich halte diese Regelung für gut und zwar aus zwei Gründen:

Erstens ist das ein Gutschein, der mit 100 EUR sichere 30 Stunden an Deutschkursen gewährleistet, das heißt zweimal 30 Stunden sind nachzuweisen. Ich sehe das Problem, das Saßmann erwähnt hat, dass der Nach-weis durch eine Besuchsbestätigung ein geringer ist, ich halte aber für die Integration das Erlernen der deutschen Sprache für besonders wichtig. Wenn ich hier dem Erstankommenden ein Willkommenspaket überreiche, in dem ich ihm Informationen über die Stadt Wien und alle die ihn hier zu erwartenden Probleme überreiche, halte ich diese Regelung mit den 200 EUR, gestaffelt in jeweils 100 EUR, für eine gute Regelung. 

Aus diesem Grund werden wir diesem Punkt zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Danke! 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir haben hier ein Förderansuchen des Vereins “Station Wien“. Dieser Verein “Station Wien“ wurde 1997 ei-gentlich deshalb gegründet, um das Zusammenleben der Wiener alteingesessenen Bevölkerung und der Zuwanderinnen und Zuwanderer näher zusammenzubringen. Jedoch hat sich das Angebot des Vereins mit der Zeit um Betreuung, Begleitung, Deutschkurse, Kinderbetreuung und Errichtung einer Hortgruppe erweitert. Dieses Angebot wird von vielen Bevölkerungsschichten aus dem 5. Bezirk, aber auch von den umliegenden Bezirken sehr gerne angenommen. Das zeigen uns die statistischen Zahlen. Die Bezirke 10 und 12 werden auch mit diesen Angeboten des Vereins “Station Wien“ bedient. Neben den Deutsch- und Alphabetisierungskursen für Frauen gibt es Workshops, die die Kultur der Zugewanderten, aber auch die der Einheimischen näherbringen soll, wo die Alltagsprobleme gemeinsam besprochen und vielleicht auch zu einer Lösung geführt werden können und ein Frauencafé, wie schon erwähnt. Wie Sie sehen, glauben wir, dass nicht nur das Erlernen der Sprache zu Integration führen wird und kann, sondern das ist eine der vielen Maßnahmen, die zur Integration beitragen können. Deswegen bitte ich um die Unterstützung der Arbeit dieses Vereins. 

Deutsch- und Alphabetisierungskurse, die Sprachoffensive der Stadt Wien, werden heuer erweitert und mit Kooperationspartnern und anderen Förderungsmöglichkeiten wie zum Beispiel Kooperationen mit der Arbeiterkammer und des WAFF optimiert. Besonders wichtig ist es uns diesmal, bildungsfremde Gruppierungen ansprechen zu können, das heißt, diesen Menschen möglichst niedrigschwellige Kurse anzubieten, regional, dezentral und bei kleinen Vereinen oder Initiativen, sehr rasch organisiert und unbürokratisch eingerichtet. 

Und das dritte Poststück, die Gutscheine der Stadt Wien, die in der Willkommensmappe mitausgeteilt werden, ist eine zusätzliche Maßnahmen, um dieses große Angebot, das jetzt in Wien verdoppelt wurde, noch besser ausnützen zu können. 

Ich bitte um Zustimmung für diese drei Integrationsmaßnahmen. - Danke! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön! 

Wir kommen nun zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen.

Keine Gegen- und Abänderungsanträge. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 14 ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich gegen BZW und FPÖ so angenommen.

Wir kommen gleich zur Abstimmung über die Postnummer 15. 

Bitte ebenfalls ein Zeichen. - Gleiches Abstimmungsergebnis, mehrheitlich gegen BZW und FPÖ.

Auch die Postnummer 17 ist jetzt zur Abstimmung aufgerufen. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich nur gegen die Stimmen des BZW angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 89 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Errichtung eines privaten Fleischzentrums auf dem Großmarkt Wien-Inzersdorf. 

Es ist hier keine Debatte vorgesehen. 

Wir können gleich zur Abstimmung kommen. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Mehrheitlich gegen die GRÜNEN so angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 86 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Baureifgestaltung von Liegenschaften der KatG Simmering sowie den Verkauf einer Teilfläche des durch Vereinigung geschaffenen Grundstücks der SEG Stadterneuerungs- und Ei-gentumswohnungsgesellschaft mbH. 

Auch hier ist keine Wortmeldung vorgesehen. 

Wir können gleich zur Abstimmung kommen. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen. - Mehrheitlich gegen die Stimmen der FP und G angenommen.

Es gelangt die Postnummer 20 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Subventionen an verschiedene Sportorganisationen. Die Frau Berichterstatterin, Frau GRin Novak, wird einleiten.

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Danke schön! 

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön! 

Zum Wort gemeldet ist Frau Mag Schmalenberg.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! - Sie ist leider noch nicht da. - Sehr geehrte Damen und Herren!

Im Ressort der StRin Grete Laska herrscht das Chaos. Das haben schon viele festgestellt, nicht nur die Volksanwaltschaft, nicht nur die Oppositionsparteien hier in diesem Haus, sondern zuletzt auch der Rechnungshof. Aber auf diesen Rechnungshofbericht möchte ich heute hier nicht näher eingehen. Ich möchte eigentlich einige Gedanken zum Sport in Wien formulieren. 

Einen Satz nur noch zum Rechnungshof: Der Rechnungshof hat erst kürzlich eben auch die Sportförderung in Wien kritisiert und das ist eigentlich nichts Ungewöhnliches. Das war vorauszusehen und logisch. Was aber interessant an dieser Rechnungshofkritik war, war die Reaktion der Frau Stadträtin, die nämlich im “KURIER“ vom 21.2. gemeint hat, dass ihr die Sportförderung schon lange ein Dorn im Auge war. Ich finde diese Reaktion deshalb interessant, weil meines Wissens nach - und korrigieren Sie mich, wenn ich etwas Falsches sage - die zuständige amtsführende Frau Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport die Letztverantwortung in Sachen Sport in Wien hat und auch in der Vergangenheit hatte. Ich frage sie, ob es nicht so ist, dass alle Subventionsansuchen, die gestellt wurden, auf ihren Tisch gekommen sind, ob es nicht so ist, dass sie alle Subventionsansuchen vidiert hat und ob es nicht so ist, dass sie alle Subventionen mitbeschlossen hat. Und im-merhin weiß ich und das muss ich sie nicht fragen, das wissen wir alle, dass sie sich bei den verschiedensten Veranstaltungen von den verschiedensten Vereinen und in der Öffentlichkeit dafür hat feiern lassen, dass sie viele, viele Subventionen genehmigt hat. 

Deshalb würde ich heute gerne von ihr wissen, was genau der Frau Stadträtin schon lange in Bezug auf die Sportförderung ein Dorn im Auge ist. Ich bin schon gewohnt, dass sie hier im Plenum auf Fragen, die an sie gerichtet werden, meistens keine Antwort gibt und deshalb werde ich auch eine schriftliche Anfrage mit diesen Fragen an sie einbringen. Ich finde es gut, wenn sie die Kritik des Rechnungshofs sehr ernst nimmt, wie sie es auch im angesprochenen “KURIER“-Artikel formuliert hat. Was ich mir allerdings nicht vorstellen kann, ist, dass ein detaillierteres Antragsformular für Sportsubventionsansuchen mehr Transparenz bei der Vergabe von Fördermitteln im Sportbereich bringen wird können.

Im Ausschuss habe ich gefragt, wie diese neue Regelung, die die Frau Stadträtin laut Medien dem Rechnungshof auch schon übermittelt hat, im Detail aussieht. Ich möchte mich von dieser Stelle aus ganz herzlich bei der zuständigen Abteilung bedanken, denn ich habe so-fort die versprochenen Unterlagen erhalten. Es wurde also der Landessportrat mit Mitteln ausgestattet und die-ser Landessportrat soll in Zukunft auch Mittel vergeben können. Das finde ich gut, dagegen ist nichts einzuwenden. 

Was aber in diesem Gemeinderatsbeschluss enthalten ist, ist die Tatsache, dass jährlich am Anfang des Jahres ein Bericht vorzulegen ist, wo ausgeführt wird, wie die Mittel vergeben worden sind. Also bis heute wur-de noch kein derartiger Bericht vorgelegt und meine Frage an die Frau Stadträtin lautet auch, wann der erste Bericht vorgelegt werden wird. 

Eine Hoffnung im Zusammenhang mit der neuen Regelung war ja, dass die Mittel rascher zu denjenigen kommen, die ihrer bedürfen. Das dürfte leider nicht der Fall sein, sondern eher im Gegenteil, es haben sich viele Sportvereine an uns gewendet. Und auch in der Zeitung “Die Presse“ wurde darüber berichtet, dass es mit der Mittelvergabe in Wien nicht zum Besten bestellt ist. Unter dem Titel “In Wien ist Sport ein Sozialfall“ heißt es in der “Presse“ und ich möchte aus diesem Artikel zitieren: „Feierstimmung kommt aber bei keinem der 1 200 Wie-ner Sportvereine mit insgesamt rund 450 000 Mitgliedern auf, erklärten die drei Wiener Sportdachverbände ASKÖ, ASBÖ und Sport-Union der Presse unisono. Der Grund für die Unzufriedenheit: Immer mehr Vereine sind finanziell am Ende. Von der Stadt Wien gäbe es kein Geld, um Sportplätze zu erhalten und seit einigen Jahren auch keine Sonderzahlungen, um den Betrieb aufrechtzuerhalten. Jetzt würden immer mehr Sportanlagen verwahrlosen oder vor dem Aus stehen.“ Als Beispiel werden das Leistungszentrum Schönbrunn und die Sportanlage Mauer genannt. 

Die Verunsicherung bei den Sportvereinen ist sehr, sehr groß und diese Verunsicherung wird durch Aussagen der Frau Stadträtin, dass ihr die Sportförderung schon immer ein Dorn im Auge war, noch größer. Denn eines steht fest: Große Events wie etwa das Sportfest in der Stadthalle, wo die Frau Stadträtin einen medienwirksamen Auftritt hat, sind ihr wichtig. Dafür wird es immer Geld geben, dafür gibt es sehr, sehr viel Geld. Aber die kleinen Sportvereine, die die Basisarbeit machen, die kleinen Vereine, die den Nachwuchs fördern, diese Vereine, die letztendlich die tragenden Säulen des Breitensports in Wien sind, diese Vereine werden ausgehungert. Damit können wir nicht einverstanden sein. Das kann nicht in unserem Interesse sein. (Beifall beim BZW.) 

Wenn man sich die Situation dieser kleinen Vereine vor Augen führt, dann sieht man, dass die Kinder bei Veranstaltungen mit Büchsen sammeln gehen und um Spenden bitten, damit der Betrieb in ihrem Verein aufrechterhalten werden kann. Dann sieht man, dass die Eltern sehr, sehr viel Geld dafür zahlen, damit qualifizierte Trainer engagiert werden können. Mit einem Wort, der finanzielle Einsatz der Eltern und der Idealismus von meist ehrenamtlichen Funktionären sind enorm hoch und die Vereine können nur dadurch überleben. Das finde ich traurig, weil es nämlich genau diese Vereine sind, die eine sehr, sehr wichtige gesellschaftliche Funktion haben. Als Beispiel möchte ich hier die Integration nennen. Gerade im Fußballbereich wäre es wichtig, dass wir die Vereine fördern, die auch im Bereich der Integration von ausländischen Jugendlichen wichtig sind. 

Wir vom BZW glauben, dass man auch bei der Sportförderung einen gewissen lokalen Aspekt in Betracht ziehen muss, dass man auch einen gewissen lokalen Schwerpunkt setzen muss. Ich werde daher einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, in dem wir verlangen, dass auch die Wiener Gemeindebezirke ein Budget bekommen ähnlich wie bei der Kulturförderung, um Sportorganisationen auf Bezirksebene zu fördern. (Beifall beim BZW.)
Sehr geehrte Damen und Herren, Großevents um teures Geld – Steuergeld, möchte ich nur anmerken -, Hochglanzbroschüren und Politshows sind nicht dazu angetan, um den Breitensport in Wien nachhaltig zu fördern. Wir vom Bündnis Zukunft Wien werden daher in Zukunft ein ganz großes Augenmerk darauf legen, wie die Stadträtin in der Praxis mit der Kritik des Rechnungshofs umgehen wird und welche Reformschritte sie in der nächsten Zeit tatsächlich setzen wird. (Beifall beim Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Walter Strobl. Ich erteile es ihm.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Es wurde heute hier von dieser Stelle aus ja schon gesagt, mit welchen Schwierigkeiten der Sport in Wien zu kämpfen hat. Das ist nicht neu. Wir haben eine 
angespannte sportpolitische Situation und wir haben 
von dieser Stelle aus schon mehrfach aufgezeigt, wo das Problem liegt: Schlichtweg die Gemeinde müsste zweifelsohne mehr Geld in die Hand nehmen. Wenn man ver-gleicht, wie das in anderen Bundesländern aussieht und wenn man international vergleicht, wie das in Deutschland aussieht, wie Köln oder Hamburg oder München Sportförderung betreibt, dann sieht man, dass das auf einer ganz anderen Ebene und zugegebenermaßen teil-weise auch mit mehr Geld abläuft. 

Das, was uns hier in diesem Zusammenhang aber besonders bewegt, ist der Nachfolger oder die Nachfolgerin des Sportgroschengesetzes, nämlich der Sportförderungsbeitrag, um den es unter anderem im Zusammenhang mit den Förderungsmöglichkeiten geht. Der Sportförderungsbeitrag sieht eine genaue Aufschlüsselung vor. Diesen Beschluss haben wir hier im Gemeinderat vor etwa einem Jahr gefällt, nicht ganz zu unserer Freude mit einer neuen Aufteilung zwischen den einzelnen Dachverbänden, mit einer neuen Aufteilung und einer sehr guten Dotierung für den Wiener Fußballverband und letztlich auch für die Fachverbände. Man kann hier durchaus geteilter Meinung sein, aber was uns wichtig erschien, ist, dass man den Dachverbänden mehr Autonomie einräumt.

Also wenn Sie ein bisschen herumschauen, dann finden Sie überall ähnliche Situationen. Das Geld, das für den Sport und für die Sportförderung zur Verfügung gestellt wird, ist ein Geld, das den Verbänden dann zur eigenen Verwaltung übertragen wird und die Verbände können mit diesem Geld dann vor Ort auch am besten überlegen, wie sie dieses Geld vernünftig und zielgerichtet einsetzen. Das ist vielleicht, so lange es einen Sportamtsleiter gegeben hat, der auch bereit war, sich nicht um Fragen der politischen Entscheidungen dieses Hauses eins zu eins zu kümmern, sondern auch eigene kreative Ideen entwickelt hat, wie man das Geld an die Sportverbände weitergeben kann, vielleicht nicht ganz so einfach gewesen, das gebe ich zu. Diese Zeit, diese Ära ist nun vorbei. Wir haben uns eigentlich erwartet, dass es nun seit Jänner in dieser Richtung ein bisschen liberaler, fortschrittlicher und aufgeschlossener zugehen wird. Nun, ganz so scheint es leider nicht zu sein. 

Ich glaube, es war die im letzten Gemeinderat beschlossene Handhabung, bestimmten Vereinen für ihre Tätigkeit den Sportgroschen zu 50 Prozent nachzulassen. Ich nenne konkret, das war der Antrag, dem Österreichischen Fußballbund für sämtliche Ländermatches, die in Wien stattfinden, 50 Prozent des Sportgroschens zu refundieren. Wenn man sich das Gesetz genau hernimmt, dann steht dort drinnen, diese Möglichkeit wird tatsächlich eingeräumt, aber mit einer Einschränkung. Diese Einschränkung lautet: Wenn es sich um Veranstaltungen handelt, wo die finanzielle Sicherheit nicht gegeben ist, wo man nicht weiß, wie erfolgreich diese Ver-
anstaltung sein wird, besteht sozusagen die Möglich-
keit, diesen durchführenden Sportorganisationen einzuräumen, dass sie 50 Prozent dieses Sportgroschens nicht abführen müssen.

Nun, beim Österreichischen Fußballbund fällt mir nicht ein, dass er in dieser Frage Schwierigkeiten hätte, weder dass zu wenig Leute kommen noch dass er finanziell besondere Probleme hätte.

Es ist eine der attraktivsten Sportarten, um nicht zu sagen, die attraktivste Sportart in Österreich. Daher ist es nicht verständlich, überhaupt nicht nachvollziehbar, dass ausgerechnet für einen Sport, der auch noch sehr viel Geld aus der Privatwirtschaft lukriert, sehr viel Geld durch die öffentlichen Übertragungsrechte medial bekommt, die 50 Prozent des Sportgroschens refundiert werden und dieses Geld, immerhin 135 000 EUR, wenn ich es richtig in Erinnerung habe, dann dem Breitensport, jenen Orchideensportarten, die nicht ganz so glücklich sind, dass sie medial im Vordergrund stehen und daher Sponsoren suchen, entzogen wird. Das wollen wir in die-ser Form nicht. 

Wir werden daher morgen, weil es sich um ein Landesgesetz handelt, einen entsprechenden Antrag einbringen. Ich darf es aber heute schon an dieser Stelle erwähnen und in diesem Zusammenhang einen Antrag für heute einbringen, weil es unter anderem auch darum geht, dass derzeit noch vorgeschrieben ist, wie diese Mittel aus dem Sportfonds, diese Sportförderungsbeitragsmittel, zu verwenden sind. Das sind nämlich 50 Pro-zent für die Sportplatzerhaltung und die restlichen 50 Prozent für den Spitzen- und Breitensport; es ist genau vorgeschrieben, wie die Verbände das Geld einsetzen müssen. Viel Autonomie bleibt da wirklich nicht. Das Hauptproblem, meine Damen und Herren, ist, dass mit diesem wenigen Geld, das hier über diese Ebene zur Verteilung gelangt, eine Sportplatzerhaltung überhaupt nicht sinnvoll bewerkstelligt werden kann. Das macht schlichtweg keinen Sinn. Das könnte sicherlich besser und anders verwendet werden.

Wir glauben auch, dass eine verpflichtende Abrechnung reicht, so wie sie vorgesehen ist, die genaue Kriterien vorgibt, wie die Förderungsmittel zu verwenden sind. Das muss vollkommen reichen und das soll in die Autonomie des jeweiligen Verbands übergehen, wie diese Sportförderungsmittel zu verwenden sind. 

Ich darf Ihnen daher einen Antrag vorlesen, den mein Kollege Aigner und ich hier einbringen:

„Auf Grund der Neuregelung der Mittelverteilung des Sportförderungsbeitrages wird die derzeit geltende Fassung, wonach jeweils 50 Prozent zur Sportplatzerhaltung und weitere 50 Prozent für die Vereinsförderung verwendet werden müssen, aufgehoben. Der Betrag steht den Fachverbänden und dem Wiener Fußballverband auf Basis der grundsätzlichen Abrechnungsmodalitäten zur freien Verfügung. Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport wird aufgefordert, eine entsprechende Überarbeitung der Verwendungsvorgaben bei der Vergabe des Sportförderungsbeitrages zu veranlassen.

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an den Ausschuss der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren, der Sport ist zweifelsohne ein Teil der Freizeitgestaltung und daher wahrscheinlich auch zunehmend ein Partner der Schulen. Es gibt mittlerweile viele Projekte. Das heißt, wenn wir davon ausgehen, dass es in Zukunft ganz sicher in Wien neben den bereits 135 von mir genannten Standorten im Pflicht-schulbereich hoffentlich viel mehr weitere solche ganztägige Schulformen geben wird und geben wird müssen, macht es Sinn, solche Kooperationen mit dem Sport vorweg und sinnvoll ins Auge zu fassen. Hier geschieht einiges. Die Fachverbände sind hier sehr rührig. Es gibt viele Projekte. Als einer, der selbst der Union angehört und dort mitarbeitet, darf ich das Projekt "LEBE" empfehlen. 

Es macht aber nur Sinn, meine Damen und Herren, wenn man auch weiß, in welche Zukunft der Sport planen kann. Ich glaube daher, dass es notwendig wäre, dass wir auch für die Pflichtschulen in Wien eine Erhebung durchführen, wie ganztägige Schulformen umgesetzt werden können. Wir wissen, das wird nicht an jedem einzelnen Standort möglich sein, weil die räumlichen Voraussetzungen möglicherweise nicht gegeben sind, aber es gibt keine Erhebungen dazu.

Wir werden daher einen weiteren Antrag einbringen. Ich darf Ihnen diesen hiermit zur Kenntnis bringen:

„Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport wird aufgefordert, den zusätzlichen Bedarf für die Schaffung eines flächendeckenden Netzes an ganztägig geführten allgemein bildenden Pflichtschulen in Wien erheben zu lassen. Basierend auf den Ergebnissen der Erhebung möge die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport zur Schaffung eines flächendeckenden Netzes an ganztägig geführten allgemein bildenden Pflichtschulen ein entsprechendes Umsetzungskonzept vorlegen.

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren, abschließend noch eine Bitte an die Mehrheitsfraktion hier im Saale: Nehmen Sie sich ein Herz, nutzen Sie die Chance für den Neubeginn! Ich sehe, der Klubobmann nickt schon. Er ist offenbar mit diesem Appell zumindest emotional sehr einverstanden. (GR Christian Oxonitsch: Ich habe nicht Ihnen zugenickt!) Wir wollen, oder gemeinsam mit Ihnen, und da bin ich mir sicher, dass auch die anderen Oppositionsparteien gern mitmachen, sozusagen eine neue Epoche sicherstellen, eine neue Ära für den Breitensport, der immerhin 75 Prozent des gesamten Sportbetriebs in Wien abdeckt, schaffen. Es wird hoffentlich bald einen neuen Sportamtsleiter oder eine Sportamtsleiterin geben. Wir sollten aber Rahmenbedingungen schaffen, die vorweg die Möglichkeit bieten, den Verbänden, den Sportvereinen, dem Sportamt eine möglichst hohe Autonomie für diesen Bereich zu geben, damit sie selbst vor Ort entscheiden können, wo sie das Geld sinnvoll einsetzen und wir dann hier politisch nur noch die Kontrolle haben, ob dieses Geld auch den Vorgaben entsprechend ordentlich formal verwendet wurde. 

In diesem Sinne hoffe ich auf eine sportlich interessante neue Zukunft in Wien und wünsche mir, dass die Anträge, die wir heute eingebracht haben, dann im Ausschuss die entsprechende Zustimmung finden. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Barnet. - Bitte.

GR Günther Barnet (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ich höre, dass sich der Kollege Reindl streichen hat lassen. Ich hätte mich gefreut, ihn zu hören. Er ist da. Er ist wirklich sportbegeistert, das muss man ihm zugestehen. Für alle, die es nicht wissen, er war vorigen Sommer oder vor zwei am Großglockner, er ist also auch körperlich gut drauf. 

Meine Damen und Herren, es ist ungewöhnlich, ein Thema aufrufen zu lassen, dem eigentlich alle vier oder fünf Fraktionen zustimmen. Es überrascht uns, dass das heute aufgerufen wird, aber es hat seine Ordnung. Es geht darum zu sagen, dass die Geschäftsstücke in ihrer Gesamtheit in Ordnung sind, dass man grundsätzlich dafür ist, dass die Sportförderung in Wien stattfindet, aber im Detail man hier oder dort anderer Meinung ist. 

So ist es zum Beispiel so, dass wir im Grundsatz der Sportförderung in Wien, der Kollege vor mir hat es ausgeführt, zustimmen können, aber die Frage der Mittelverwendung in concreto in Diskussion steht. Hier sind wir auch im Gegensatz zu dem ÖVP-Antrag, dessen Zuweisung wir zustimmen werden, anderer Ansicht. Ich glaube nicht, dass es die großen Verbände sind, die besonders gut die Mittel an die Vereine verteilen. Sie tun es zwar, weil es Fachverbände sind. Da könnte ich dem Vorredner, wenn er zuhören würde, zustimmen. Weniger begeistert bin ich in der Frage, ob die allgemeinen Sportverbände dazu beitragen, die kleinen Vereine zu fördern. Zu oft wird in den allgemeinen Verbänden Politik, nicht unbedingt Parteipolitik, aber Vereinspolitik, betrieben. Wer mit dem Obmann des Verbands gut ist, der bekommt mehr Mittel. Welcher Verein es sich gerade schlechter mit dem Obmann des Verbands steht, der be-kommt weniger Mittel. 

Sie schauen verwundert, Kollegin LUDWIG. Ich bin selbst lange Zeit in Sportvereinsverbänden aktiv gewesen. Das ist so. Ich weiß es zum Beispiel aus meinem eigenen Verband, wo ich sehr aktiv bin.

Damit bin ich gleich beim früheren Sportamtsdirektor. Da wurde ein Ruderverein im Wiener Ruderverband gefördert, der seit Jahrzehnten keinen einzigen Start in einer einzigen Bootsklasse, in einer Gewichtsklasse bei Meisterschaften zusammengebracht hat, weder bei Wiener Meisterschaften noch bei Bundesmeisterschaften. Der Verein hat damals, ich kann mich gut daran erinnern, 3 Millionen ATS für den Ausbau seines Hauses bekommen. Das war ein geselliger Altherren- und Altdamenver-ein, der ein bisschen Stromrudern auf der Donau gemacht hat, aber im Breiten- oder Spitzensport war er nicht so richtig tätig, keine Teilnahme über ein Jahrzehnt. (GR Mag Thomas Reindl: Das ist jetzt alles bereinigt!) - Er weiß es. Keine Teilnahme über ein ganzes Jahrzehnt bei einer Meisterschaft, egal ob Wiener oder Bundesmeisterschaft. Da muss man sich natürlich schon die Frage stellen, warum es das gibt. Jetzt habe ich den Reindl aufgemuntert, doch etwas draufzusagen, zumindest ist es eine tatsächliche Berichtigung. Warum gibt es da 3 Millionen ATS Förderungen? 

Wenn wir uns heute in der Früh im Radio Wien vergegenwärtigt haben, dass wohl wirklich eine der größten Blamagen für den Wiener Sport zu verzeichnen war, zum Glück nur beim Testspiel, dann ist das wohl eindeutig. Die Eishockeyweltmeisterschaft kommt nach Wien und was passiert beim Probespiel in der Stadthalle, die natürlich etwas veraltet ist, deren technische Einrichtungen man auch ins Technische Museum schieben könnte, denn dort hätten sie noch einen gewissen Stellenwert. In der Stadthalle wird beim Probespiel ein mehr als tellergroßes Loch im Eis vorgefunden, sodass die Spieler sagen: „Da spielen wir nicht mehr. Das ist uns zu gefährlich. Wir sind zwar keine Weicheier, wir hauen uns höchstens eine hinein, aber das spielen nicht einmal wir, weil wenn wir mit dem Schlittschuh über den Beton fahren, dann macht das wenig Spaß." Das, muss man sagen, wenige Tage, bevor die Eishockey-WM beginnt, zeigt eindeutig und ganz genau, wo es denn in concreto im Wiener Sport mangelt. Das ist einer der Punkte.

Man hat das auch bei der Eishockeymeisterschaft 
in Österreich gesehen. Die Vienna Capitals holen nach 43 Jahren erstmals wieder den Meistertitel nach Wien. Und wo müssen sie spielen? Niemand hat etwas gegen die Albert-Schultz-Halle. Die ist ganz in Ordnung, aber fürs Finale nicht ausreichend. Bei den sieben Finalspielen, davon, glaube ich, waren vier in Wien, war die Halle jeweils voll. Die hätten nicht nur 4 000 Leute zusammengebracht, sondern, wenn sie woanders hätten spielen können, auch eine Halle mit 10 000 Plätzen voll belegt.

Was fehlt? Es fehlen einfach entsprechende Mehrzweckhallen und die noch dazu nicht im Stadtzentrum, denn wer die Albert-Schultz-Halle kennt, weiß, sie liegt direkt hinter dem Donauzentrum. Das ist mittlerweile in der Mitte der Donaustadt und nicht wie in anderen großen Sportstätten dieser Welt am Stadtrand, wo sie mit öffentlichen Verkehrsmitteln an der Endstelle erreichbar sind, wo es Parkhäuser gibt, wo die Leute, die nicht nur aus Wien, sondern vielleicht auch aus Niederösterreich Eishockey schauen kommen, gleich am Stadtrand das Auto stehen lassen, nicht in die Stadt hineinkommen und mitten in der Donaustadt alles zuparken, sodass die Anrainer nicht mehr wissen, wohin sie sollen. Das ist ein Planungsmangel. Das ist ein Fehler. Es braucht Mehrzweckhallen, nicht nur für das Eishockey, weil wer weiß, vielleicht spielen die Capitals in ein paar Jahren nicht so gut, da kann man nicht mehr nur eine Eishalle machen, sondern wir brauchen Mehrzwecksporthallen in großem Umfang und mehr davon als eine, mitten in der Stadt, die Stadthalle, technisch veraltet.

Diesbezüglich stellen wir auch einen entsprechenden Antrag, den wir dem Ausschuss zuweisen lassen und den ich hiermit übergebe.

Ein zweiter Punkt in der Sportförderung ist die Frage, wer denn die Mittel verwaltet. Der Herr Sportamtsdirektor im Wesentlichen. Seit Monaten ist diese Stelle vakant. Es ist ja nicht so, dass man wirklich dem Ferdinand Podkowicz nachweint. Alle, die sich mit dem Wiener Sport beschäftigt haben, wissen, dass er jetzt in der Stadthalle auch nicht wirklich dafür sorgt, dass es dort friedlich ist. Also niemand weint dem Ferdinand Podkowicz im Sportbereich eine Träne nach. Aber dass man es monatelang nicht schafft, einen Nachfolger oder, wie man hört, vielleicht eine Nachfolgerin, was charmant wäre, zu finden, ist wirklich bedauerlich. Ich würde es gut finden, wenn eine kompetente Frau Sportamtsdirektorin werden würde. (GR Dr Wilfried Serles: Kompetent und sportlich!) Kompetent und sportlich. Danke, Wilfried. (Beifall beim BZW.)
Na ja, charmant soll man trotzdem sein. Man muss ja kein Unsympathler sein. Also ich merke das an mir. Ich bin manchmal unsympathisch. Dann sagt meine Frau: „Reiß dich zusammen!" Also man sollte schon charmant sein, auch als Frau. Aber dass man damit wartet, wie man hört, bis eine Frau, die es werden soll, endlich alle qualitativen Kriterien erfüllt, die normalerweise der Ausschreibung entsprechen würden, dazu sage ich, da tut man dem Wiener Sport nichts Gutes und da tut man dieser Frau nichts Gutes, wenn das schon hinter vorgehaltener Hand alle sagen. Man tut dem Wiener Sport auch nichts Gutes damit, denn das ist kein besonders guter Einstieg für sie. Alle, die solche Planungen haben, sollten sich das überlegen. 

Dankbar bin ich der Stadt Wien, dass sie sich so um den Sport annimmt und gern jemanden anderen werben lässt. Das ist atypisch für den Wiener Sport. Wie soll ich sagen? Die SPÖ dominiert die Stadtregierung, der auch der Sport gehört. Und wenn sie selbst kein Geld ausgeben will, dann wirbt halt jemand anderer, dann findet Eventkultur statt und dann ist die Sportstadträtin trotzdem da und alles ist wunderbar. Ich freue mich, wenn Wien Energie in allen Medien Anzeigen schaltet. Das ist, glaube ich, in einem relativ SPÖ-nahen Blatt. Ich bin gespannt, ob Wien Energie bei der ÖVP auch irgendwo schaltet oder bei den GRÜNEN schaltet, falls die eine Zeitung haben. Ist ja egal. Jedenfalls in einem sehr SPÖ-nahen Blatt schalten die "Wien Energie bewegt - Sportwochen 24.4. bis 22.5.", also fast einen ganzen Monat. Die ganze Stadt ist zuplakatiert mit, von der Farbe her würde ich sagen, amber, bernstein, ein bisschen orange auch, aber grundsätzlich amber und bernstein. Danke für die Farbwahl. Ganz Wien ist zuplakatiert mit diesen amber- oder orangefarbigen Plakaten von Wien Energie mit den gehobenen Strom- und Gaspreisen. Danke! Ich zahle 790 EUR für das Vorjahr an Gaspreis nach. Mit den gehobenen Strom- und Gaspreisen finanziert man Plakate und schafft 790 EUR, 10 000 ATS umgerechnet, für ein Jahr Nachzahlung. Man schaltet, um darzustellen, wie super denn der Sport in Wien ist. Die Frau Stadträtin wird sich feiern lassen. Alles ums Geld der Bürger und Bürgerinnen, der Stromzahler und der Gaszahler! Die Frau Stadträtin hat keine Sportkultur. So stellen wir uns das nicht vor und glauben daher, dass Sie das anders machen sollten!

Meine Kollegin hat diesbezüglich einen Antrag eingebracht, der sich damit beschäftigt, die Sportförderung anders zu vergeben.

Abschließend dürfen wir Sie, und zwar dringendst, ersuchen, den Sportamtsdirektor zu bestellen. Ob Mann oder Frau ist uns egal. Qualifiziert soll er oder sie sein. Man möge doch bitte nicht warten, bis der Wunschkandidat oder die Wunschkandidatin endlich die nötige Qualifikation hat. Der Sport in Wien hat es notwendig, dass man rasch eine Leitung bestellt. (Beifall beim BZW.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Mag Reindl. Ich erteile es ihm.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Bevor ich mit meiner Rede beginne, möchte ich den Herrn Kollegen Barnet darauf aufmerksam machen, ich habe nicht nur den Großglockner, sondern inzwischen auch den Großvenediger bestiegen. (GR Walter Strobl: Whow!) Na ja, Eigenlob muss man auch ein bisschen anbringen. (GR Heinz Hufnagl: Das ist schon beachtlich!)
Ich möchte aber gleich mit meiner Entgegnung auf den Kollegen Barnet beginnen. Wenn er ein technisches Gebrechen in einer Sporthalle der Stadt Wien, nämlich in der Stadthalle, zum Anlass nimmt, um sozusagen die Stadthalle in ihrer Gesamtheit zu verteufeln, so muss ich das sehr zurückweisen. Es kann bei jedem und bei jeder Veranstaltung ein technisches Gebrechen auftreten. Es ist natürlich nicht sehr angenehm, wenn es gerade vor einem wichtigen Event ist, aber besser die Generalprobe hat vielleicht nicht so gut funktioniert und die Premiere wird am Samstag um 16.15 Uhr erfolgreich über die Bühne gehen und hoffentlich auch für die österreichische Eishockeynationalmannschaft erfolgreich sein. 

Was Eishockeysport überhaupt betrifft, möchte ich im Jubelwahn um die Vienna Capitals, und das ist sicher eine sehr beachtliche Leistung, nach 42 Jahren wieder den österreichischen Meistertitel in die Stadt zu holen, schon auch noch darauf hinweisen, dass Wien in Österreich die Eishockeygroßmacht ist, weil fünf von sieben österreichischen Bundestiteln, die im Eishockey zu vergeben sind, werden von Wiener Vereinen gehalten, sind diese Saison von Wiener Vereinen gewonnen worden. In der Unter 12 sind die Wiener Eislöwen österreichischer Meister, in der Unter 14 und Unter 16 sind die Junior Capitals österreichischer Meister und beim Dameneishockey sind die Sabres schon sehr oft österreichischer Meister geworden, auch heuer wieder, und haben noch dazu dann eine internationale Liga, wo auch Mannschaften aus Italien, Ungarn und Slowenien mitgespielt haben, gewonnen. Die Vienna Capitals sind sozusagen die Kir-sche auf der Torte. Im Eishockey geht im Jahr der Eis-hockeyweltmeisterschaft wahrlich die Post ab.

Dem, dass Sie in Ihrer Rede, Herr Kollege, dem Autoverkehr das Wort reden und dafür eintreten, dass man Sporthallen nur am Stadtrand bauen soll, muss ich schon massiv widersprechen, denn bekanntlich sollen die Wienerinnen und Wiener dort Sport betreiben und die jetzigen Sporthallen liegen großteils an sehr leistungsstarken U-Bahn-Linien beziehungsweise öffentlichen Verkehrsmitteln, die Stadthalle an der U6, also man braucht nicht mit dem Auto hinzufahren, die U-Bahn bleibt vor der Haustüre stehen, die Albert-Schultz-Halle an der U1, und wenn ich die vielen anderen Sporthallen, die es in Wien gibt, auch aufzählen würde, hätten wir hier ein sehr gutes Ergebnis. Dass natürlich zum Beispiel zum Prater-Stadi-on ein sehr starker Zustrom mit Autos ist, ist klar, aber das wird sich sicherlich verbessern, wenn die U2 in 2008 hier eine Station hat.

Eines möchte ich auch richtig stellen, nämlich wenn Sie heute so tun, als wäre Dr Podkowicz die Reinkarnation des Bösen im Sport, deswegen ist alles schiefgegangen und keiner weint ihm eine Träne nach. Ich weiß ja nicht, in welcher Sportszene Sie sich bewegen, aber ich kann Ihnen versichern, dass sehr viele Wienerinnen und Wiener, die Sport treiben, Herrn Dr Podkowicz als einen sehr ehrenwerten und sich für den Sport einsetzenden Beamten, Menschen und Sportler kennen und auch schätzen gelernt haben. Wenn Sie das nicht machen und ihm keine Träne nachweinen, so ist das Ihre Sache, aber ich glaube, man sollte hier nicht Menschen abkanzeln, die sich in diesem Raum nicht dagegen wehren können. (GR Kurth-Bodo Blind: Er hat eh seinen Pflichtverteidiger!) Ich bin nicht der Pflichtverteidiger, aber ich halte nichts davon, dass man Bürger dieser Stadt im Gemeinderat abkanzelt. Davon halte ich nichts. Aber das ist der Stil der FPÖ und deshalb jetzt auch bei den Orangen eingezogen. 

Was ich auch nicht verstehe, ist, wenn Sie Wien Energie kritisieren, dass Wien Energie den Sport fördert. Ich würde es begrüßen, wenn sich viele andere Unternehmen daran ein Vorbild nehmen würden, wenn sich große Unternehmen, die wir in dieser Stadt haben, nicht aus dem Sport oder vor allem aus dem Breitensport zurückziehen und sich nicht nur noch auf Starkult konzentrieren und Einzelsportler fördern würden, die auch sehr wichtig für den Sport sind. Aber letztlich kommt ein Einzelsportler nur aus dem Breitensport über den Vereinssport in den Spitzensport. Und wenn Wien Ener-
gie sich einen Schwerpunkt gesetzt hat und einen Mo-
nat lang Sportveranstaltungen, Spitzensport, Breiten-sport und auch Volkssport unterstützt, so finde ich daran überhaupt nichts Negatives. Im Gegenteil, ich kann nur dazu aufrufen, dass sich das möglichst viele Unternehmen als Vorbild nehmen und auch den Return erkennen, der im Breitensport liegt. 

Zur Sportförderung: Das Bundeskanzleramt hat in seinem Sportbericht kürzlich festgestellt, dass Wien auf die Bevölkerung umgerechnet pro Kopf die höchste Sportförderung hat, 32 Prozent vor dem Zweitplatzierten, den ich aber jetzt nicht nennen möchte. Ich glaube, da können wir uns durchaus einmal österreichweit gesehen ein bisschen auf die Schulter klopfen und vielleicht dem Schlechtreden des Sports auch durch real belegte Zahlen entgegnen. 

Was die Sportförderungsvergabe betrifft und die Frau Vizebürgermeisterin gemeint hat, dass das System der Subventionsvergabe ihr ein Dorn im Auge ist, so ist das nicht der Fall, dass sie gemeint hat, dass es da Mauscheleien oder Tricksereien gibt, sondern dass wir hier einige Verbesserungen gesetzt haben. Ich darf daran er-innern, dass vor ein paar Jahren die Dachverbände ver-stärkt aufgefordert wurden, die empfangenen Sportför-
derungsmittel entsprechend nachzuweisen. Sie wissen ganz genau, dass dies bei dem einen oder anderen Dachverband durchaus zu Schwierigkeiten geführt hat, die aber jetzt alle bereinigt sind, und das System sehr gut funktioniert. Sie wissen auch, dass wir im Landessportrat ein Instrument geschaffen haben, sodass auch die Sportverbände über eigene finanzielle Mittel, dieses Jahr in etwa 280 000 EUR verfügen, also auch durchaus sehr gut. Jetzt ist geplant, und das wird in Bälde im Landessportrat diskutiert werden beziehungsweise hat es schon die ersten Ansätze gegeben, dass wir in die Richtung gehen möchten, dass die Sportförderung, wenn sie vergeben wird, ein bisschen formalistischer werden soll, in dem Sinn, dass hier klare Kriterien aufgestellt werden, wer wann für was und wozu eine Sportförderung bekommen kann, dass aber natürlich auch die Vereine und die Verbände rechtzeitig sagen müssen, was sie wollen beziehungsweise was sie als Finanzierung als notwendig erachten und dass sie transparenter ihren Nachweis bringen. Es wird sicherlich auch zu Diskussionen führen, ist aber in allen anderen Bundesländern üblich und in Wien bis jetzt nicht so üblich gewesen, dass auch eine gewisse Eigenleistung erfolgen soll. Es kann nicht sein, dass man die Kommune, die Stadt Wien, für alles verantwortlich macht und sagt, die Stadt muss zahlen und ich verwende und konsumiere das Geld, sondern es wird auch verstärkt auf die Eigenleistung ankommen. Ziel ist es, dass wir im Budget schon entsprechende Vorsorgen für die Zukunft treffen können.

Zur Kollegin Schmalenberg: Die Sportanlage Mauer wurde voriges Jahr um 500 000 EUR hergerichtet. Woher Sie das Gerücht haben, dass die Anlage dort desolat ist, weiß ich nicht. Tatsache ist, dass die Stadt Wien vori-ges Jahr 500 000 EUR in die Sportanlage investiert hat. 

Von einem Sportanlagensterben kann ich nichts feststellen, wenn ich an das Investitionsprogramm denke, das mehrere 10 Millionen EUR gekostet hat, wo wir die Wiener Fußballplätze auf Vordermann gebracht haben und dieses Projekt voriges Jahr sehr erfolgreich abgeschlossen wurde. Es war ja ein 10-Jahres-Projekt. Wenn ich daran denke, dass wir sehr viele neue Sportanlagen und auch Hallen errichten konnten, so glaube ich, dass wir hier auch am guten Weg sind und sich Ihre Kritik eigentlich in Luft auflöst. 

Aber ich verstehe schon, wenn man eine neue Partei ist, muss man neue Themen suchen. Dass sie den Sport thematisieren, ist für den Sport sicher nicht schlecht, aber dass Sie negativ thematisieren, ist nicht gut für den Sport. 

Ich darf Sie auch darauf hinweisen, dass wir gerade heute zu diesem Geschäftsstück 258 000 EUR Sportförderung in die Hand nehmen und ausgeben. Wir haben noch einmal so viel schon im Ausschuss beschlossen. Hier ist eine sehr große Vielzahl verschiedenster Leistungen. So wird die ASKÖ 55 000 EUR für eine Investition und Sanierung einer Sportanlage bekommen. Wir finanzieren und unterstützen heute die Handballeuropameisterschaft der Mädchen, die Weltmeisterschaft im Traben und den Skate Marathon, der Wiener Fußball-Verband bekommt 80 000 EUR für die sportplatzerhaltenden Vereine, also auch hier eigentlich genau das Ge-genteil von dem, was Sie sagen. Bei den Dachverbänden bekommt die Sportunion heute 30 700 EUR mit dem Beschluss zugewiesen und die ASVÖ 7 300 EUR. Also insgesamt glaube ich, dass gerade der heutige Antrag, den wir hier im Geschäftsstück liegen haben, ein sehr gutes Beispiel dafür ist, dass wir Sportförderung sehr of-fensiv betreiben. 

Zu den Anträgen möchte ich sagen, was die Sportamtsleitung betrifft, zu glauben, dass man im Magistrat sozusagen bis zum Sankt Nimmerleinstag wartet, dass irgendwelche Leute irgendwelche Qualifikationen haben, weiß ich nicht, woher Sie das haben (GR Günther Barnet: Aus der Aktenlage!), aber Tatsache ist, dass die Ausschreibung unmittelbar nach dem Ausscheiden von Herrn Dr Podkowicz aus dem Sportamt erfolgt ist, dass der Abgabeschluss Anfang dieses Jahres war und dass seit Anfang dieses Jahres das magistratsinterne Auswahlverfahren läuft. Es hat inzwischen ein Hearing stattgefunden. Das Ergebnis des Hearings müsste schon vor-liegen. Es steht im Prinzip nichts mehr im Weg, dass die üblichen Abwicklungen, die hier im Hause für Personalernennungen stattfinden, ins Finale gehen und wir in Bälde eine Dame oder einen Herren an der Spitze des Sportamts haben werden. Wir werden daher auch diesen Antrag ablehnen.

Zum BZW-Antrag bezüglich der Sportförderung haben Sie meine Ausführungen schon gehört. Ich würde auch hier meiner Fraktion die Ablehnung empfehlen. 

Was die Sporthallendichte in Wien betrifft, so finden wir es durchaus interessant, das mit Ihnen im Ausschuss noch einmal zu diskutieren. Da bitte ich um Zustimmung der Zuweisung. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen somit gleich zur Abstimmung, vorerst einmal über die Postnummer 20. 

Wer von den Damen und Herren für diese Post ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Diese Post ist einstimmig beschlossen.

Wir haben jetzt fünf Beschluss- und Resolutionsanträge abzustimmen.

Der erste ist vom BZW bezüglich Sportförderung und Sportverwaltung in Wien. In formeller Hinsicht ist die Zuweisung zum zuständigen Ausschuss beantragt. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Er hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Der nächste Antrag ist von der ÖVP betreffend Bestimmung über die Mittelverteilung des Sportförderungsbeitrages. Auch hier wird in formeller Hinsicht die Zuweisung zum zuständigen Ausschuss beantragt. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Ist einstimmig, wenn ich das richtig gesehen habe, angenommen.

Der nächste Antrag, ebenfalls von der ÖVP, betreffend Erhebung des Bedarfs für die Schaffung eines flächendeckenden Netzes an ganztägig geführten allgemein bildenden Pflichtschulen in Wien. Auch hier wird in formeller Hinsicht die Zuweisung des Antrags an den zuständigen Ausschuss beantragt. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Ebenfalls einstimmig beschlossen.

Der nächste Antrag ist vom BZW betreffend Sportstättennutzung in Wien. Hier wird ebenfalls die Zuweisung an den zuständigen Ausschuss beantragt. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Einstimmig.

Der letzte Antrag, eingebracht vom BZW, betreffend Bestellung der Funktion der Sportamtsleiterin oder des Sportamtsleiters. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Er hat ebenfalls nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Es gelangt die Postnummer 23 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den "Verein zur Förderung und Unterstützung von Freien Lo-kalen Nichtkommerziellen Radioprojekten (Kurzname: Freies Radio Wien)“. 

Der Berichterstatter, Herr GR Vettermann, wird einleiten.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Herr Vorsitzender! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! 

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Geschäftsstück behandelt eine Subvention für das größte freie Radioprojekt im deutschsprachigen Raum. Es geht um 320 000 EUR für Radio Orange. 

Wir könnten es uns ganz einfach machen und sagen, wir nehmen die letztjährige Diskussion, die hier stattgefunden hat, es haben vier Personen dazu gesprochen, wir kopieren diese Blätter vom letzten Jahr und legen sie dem diesjährigen Protokoll bei, weil ich befürchte, dass nicht sehr viele neue Argumente von Seiten der ÖVP und FPÖ dazukommen werden. Aber ganz so einfach ist es nicht, oder ganz so einfach will ich es mir nicht machen, weil ich heute schon eine Aussendung von GR Aigner von der ÖVP gelesen habe, die mich ein bisschen irritiert hat. Wir werden genau darauf eingehen müssen.

Selbstverständlich ist die Österreichische Volkspartei dagegen, dass ein freies Radio in Wien subventioniert wird und selbstverständlich ist sie für das Zusperren von Radio Orange, weil nichts anderes bedeutet es natürlich, wenn man die Subvention ablehnt. Da ist das Abstimmungsverhalten der Volkspartei ganz klar, das heißt: Sperren wir das größte freie Radioprojekt im deutschsprachigen Raum zu! (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Das ist ja nicht frei!) Das ist das Begehr der Volkspartei, falls sie in dieser Diskussion nicht eines Besseren belehrt werden kann.

„Bei Radio Orange kann", behauptet Aigner in einer Presseaussendung, „von freier und unabhängiger Berichterstattung aber keine Rede sein. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Genauso ist es!) Die passende Farbe zur politischen Ausrichtung des Radios", ich bin immer noch im Zitat, „sollte wohl eher dunkelrot sein, blickt man auf die Homepage des Radios." - Da kommt der Sprachgebrauch vor, der die ÖVP in der Stadt so auszeichnet. Ich habe das sarkastisch gesagt, ironisch gemeint. Das kann man nicht immer nachverfolgen, wenn man es nachliest, aber „pamphletartige Beschimpfungen aller nicht linkslinken Gruppen". Dass Sie die GRÜNEN in den Topf werfen wollen, geschenkt. Dass aber jetzt auch schon die SPÖ bei Ihnen im linkslinken Topf ist und als quasi kleine Gruppe dargestellt wird, weil sonst ist das ganze Gebilde nicht kongruent, amüsiert wahrscheinlich nicht nur mich, sondern vermutlich in einer stillen Stunde sogar Sie selbst, Herr Aigner.

Ich komme jetzt wieder zum Zitat. Der Herr Aigner spricht in dieser Aussendung von einem „Österreichbild, in dem von Chauvinismus, Opfermythen und diversen rotweißroten Identitätskonstruktionen gesprochen wird" und meint: „Und diese zeigen, wes Geistes Kind hier am Werke ist." Dass diese Aussendung heute mit dem Text hinausgeht, heißt, dass entweder der Herr Aigner die letzte Woche nicht da war und die politischen Diskussionen der letzten zwei, drei Wochen nicht verfolgt hat oder dass er das womöglich ernst meint, obwohl er es mitbekommen hat. In einer Zeit, in der wir Kampl- und Gudenus-Aussagen diskutieren müssen, zu sagen, ein freies Radio spricht von „Opfermythen und rotweißroten Identitätskonstruktionen, die zeigen, welch Geistes Kind hier am Werke ist", heißt, dass Sie es genau umgekehrt sehen. Die Kritik, die Sie auf Radio Orange jetzt hören und lesen können, denn Sie beziehen sich auf die Homepage, ist genau die Kritik an einem Opfermythos, der unter anderem in einem Sager von der Naziverfolgung gipfelt, und zwar von jemandem, mit dem Sie vor kurzer Zeit, weil er jetzt doch zurückgetreten ist, in einer Koalition gesessen sind. Das ist die Relativierung der Existenz von Gaskammern. Und jetzt fasst die ÖVP in einer Aussendung zusammen, da wird von "Opfermythen und Chauvinismus" geredet und das geht irgendwie nicht.

Wenn ich jetzt sagen würde, ich bin erschüttert, ist das komplett übertrieben, weil ich habe nichts anderes erwartet. Es ist logisch, dass Sie eine Aussendung wie diese machen und dass Sie nichts mit einem freien Radio anfangen können. (GR Josef Wagner: Das ist ja nicht frei!) Solange die Linie der Volkspartei und der FPÖ gefahren wird, solange darf es nicht existieren. Sie sind dafür, dass das Radio abgedreht wird. Warum? Weil offensichtlich dort Sachen gesagt und geschrieben werden, die Ihnen nicht in den Kram passen. Weil Sie dafür kritisiert werden, dass die Volkspartei auf Bundesebene eine Koalition mit einer Partei oder zwei Parteien hat, oder mit Menschen, die sich jetzt in zwei Parteien befinden, man soll da genau hinschauen. (GR Johannes Pro-chaska: Man sollte darüber nachdenken, dass es sich nicht um ein freies Radio handelt!) 
Herr Prochaska, ich höre Sie leider nicht gut genug. Ich hoffe, es findet alles Eingang ins Protokoll. Ich freue mich immer über jeden einzelnen Sager von Ihnen. Wir verwenden alle sehr gern in der politischen Arbeit. Es ist immer wieder nützlich, wenn man es vor Publikum verlesen darf. Ich hoffe, Sie sprechen laut genug. (GR Johannes Prochaska: Vor allem Ihre Aussagen verwenden wir sehr gern!) Ich freue mich auch auf den Wettbewerb. Ich weiß auch, wie er ausgeht. Sie sind nervös und Sie wissen, warum Sie nervös sind. (GR Johannes Prochaska: Eher umgekehrt! Ihre Leute kommen zu uns!) Herr Prochaska, der Tag wird kommen, wo wir abrechnen! Eine Volkspartei, die in Wien unter 20 Prozent dahingrundelt, hat nicht nur beim Kanzler keinen guten Stand, der immerhin von der eigenen Fraktion kommt.

Ich halte die Aussagen, dass Radio Orange für diese Opfermythen steht und diese konstruiert, für eine absolute Frechheit in einer Woche wie dieser. 

Ich möchte aber dieses "linkslinke Gruppen" auch noch nützen, dem Herrn Aigner zu sagen, nicht alles, was links ist, ist so gefährlich, weil sonst befinden Sie sich wahrscheinlich in einem Kreisverkehr. Ich hoffe, Sie kommen nie in einen Kreisverkehr. Der Verkehrsminister, der mit Ihnen in einer Koalition sitzt, ist für seine vielen Kreisverkehre, die er in Vorarlberg geschaffen hat, bekannt geworden. Wenn Sie in einen politischen Kreisverkehr kommen, kommen Sie nicht mehr hinaus, weil Linksabbiegen bei Ihnen wahrscheinlich verboten, nicht gestattet ist. Das ist Ihnen vermutlich nicht möglich. Ich hoffe also, Sie kommen in keinen. (Beifall bei den GRÜ-NEN. - GR Johannes Prochaska: Man biegt im Kreisverkehr immer rechts ab!) 

Wenn Sie immer rechts fahren, werden Sie nicht weit kommen, oder? Dann sind Sie im Kreisverkehr. (GR Johannes Prochaska: Links fahren Sie im Kreisverkehr, lieber Herr!) In der Geometrie haben Sie auch nicht aufgepasst. Der Kreis geht in zwei Richtungen. Das tut mir Leid. (GR Johannes Prochaska: Aber nicht beim Autofahren!) Es ist ja ein Wahnsinn, was man da alles um das Auto lehren müsste. 

Aber wenn wir schon sind beim Geometriedefizit sind, dann kommen wir noch zum Grammatikdefizit einer Partei, die wahnsinnig auf die deutsche Sprache achten möchte und furchtbar Angst davor hat, dass irgendjemand vielleicht nicht der deutschen Sprache mächtig ist. Ich verhehle nicht, dass man garantiert den einen oder anderen Schreibfehler und Grammatikfehler bei uns findet, nur wir sind auch nicht die Hüter einer Sprache. Aber wenn jemand schreibt: „Wir wollen aber keinen subventioniertes Radio Löwelstraße." Ich wiederhole, ich zitiere noch einmal den Aigner: „Wir wollen aber keinen subventioniertes Radio Löwelstraße." Na ja, sondern was? Einen Deutschgrammatikkurs für ÖVP-Funktio-näre? Ich weiß es nicht. Es steht nichts dabei. (GR Mag Alexander Neuhuber: Das ist schon sehr tief!)

Sie sind als Volkspartei die Partei, die glaubt, die deutsche Sprache hüten zu müssen. Deswegen haben Sie auch die entsprechende Koalition geschlossen und dann müssen Sie sich auch gefallen lassen, dass man da eine Spur genauer hinschaut und sagt, passen Sie einmal auf, wenn Sie schon diese komischen Pamphlete verfassen und über den Äther schicken müssen - eine solche Aussendung kostet ja einen Haufen Steuergeld -, dann schauen Sie darauf, dass Sie Ihren eigenen Ansprüchen Genüge tun! Das ist ganz einfach! (GR Mag Alexander Neuhuber: Tiefer geht es nicht mehr!) Das ist ganz einfach. (GR Mag Alexander Neuhuber: Das ist ganz tief!) Ich verstehe Sie nicht. Versteht jemand diese Zwischenrufe? (GR Mag Alexander Neuhuber: Tiefer geht es absolut nicht mehr!) Das ist schade. (GR Mag Rüdiger Maresch: Erkläre es Ihnen noch einmal!) Ich könnte das noch einmal erklären, nicht zur Strafe, nur zur Übung, aber ich fürchte, dass das nicht auf fruchtbaren Boden fallen wird.

Zurück zur Subvention: Es sind 320 000 EUR für, noch einmal, das größte freie Radioprojekt im deutschsprachigen Raum. Das ist unterstützenswert. Wir sind froh, dass es diese Subvention gibt. Man könnte sich länger darüber aufhalten. Reicht das aus? Müssten wir noch mehr fördern? Wie wenig Geld, vor allem wie wenig Bundesmittel, gibt es für die freie Medienszene insgesamt? Das wäre ein längerer Diskurs, den wir hier jährlich mit dem gleichen Ausgang führen. Die Volkspartei erklärt uns, was nicht Kanzlerlinie ist, darf nicht gefördert werden. Sie sagt es natürlich in anderen Worten. Wir erklären, dass freie Medien nicht so stark beeinflusst werden können. Sie behaupten sogar auf Grund Ihrer eigenen Aussagen, die Aussendung ist Radio Löwelstraße und nur der SPÖ zugänglich. Und stellen Sie sich vor, die GRÜNEN, nehmen wir an, es würde stimmen, stimmen dem sogar zu. Das ist Medienvielfalt. (GR Walter Strobl: Das ist ja nicht neu!) Wir brauchen kein Radio und kein Fernsehen, das nur die grüne Linie vertritt. Sie brauchen eines, das nur Ihre Linie vertritt. Das Demokratiedefizit der ÖVP ist für mich, sagen wir, binnen 10 Minuten hinlänglich einmal mehr bewiesen. 

Wir werden dem Antrag zustimmen. Ich hoffe und bin mir auch ganz sicher, dass er hier eine deutliche Mehrheit finden wird. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜ-NEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Dr Aigner. Ich erteile es ihm.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Wenn der Herr StR Ellensohn mit mir unzufrieden ist, dann bin ich umso zufriedener mit mir und weiß als ÖVPler, dass wir nicht ganz falsch liegen können. Nur damit ich hier keinen falschen Eindruck erwecke, ich beziehe mich keineswegs auf eine Homepagegestaltung, die jetzt auf die unsäglichen Ausdrücke von Gudenus und Kampl Bezug nimmt, sondern ich habe hier einen Ausdruck mit Datum. Der "unsägliche Opfermythos Österreich", der "Chauvinismus", die "diversen rotweißroten Identitätskonstruktionen", die auf der Homepage von Radio Orange, des angeblich freien Radios, stehen, das alles ist vom 13.4. Das ist noch vor den Äußerungen. Das war bereits in Vorbereitung auf die Ausschussberatungen. Wir haben es nicht notwendig, uns von Ihnen mit Gudenus und Kampl in einen Topf werfen zu lassen! Das möchte ich hier ganz klar feststellen! (Beifall bei der ÖVP. - GR Heinz Hufnagl: Das ist eine Doppelmoral!)
Ich darf Sie daran erinnern, dass der Herr Bundesrat Gudenus noch von den roten und grünen Bundesrätinnen abgebusselt worden ist. Das heißt, ein Gudenus, der mit Rot-Grün stimmt, wird abgebusselt und im nächsten Moment braucht man ihn nicht mehr. Das ist Doppelmoral, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP. - GR Heinz Hufnagl: Aber nicht auf Grund der Aussagen!) Wir haben den Gudenus nicht gewählt. Er ist nur im Landtag nominiert worden. Er musste nicht gewählt werden. (GR Christian Oxonitsch: Sie haben den Herrn Gudenus nominiert!) Nein. (GR Godwin Schuster: Er wurde gewählt und Sie haben aufgezeigt! Das war eine öffentliche Abstimmung!) Also die Bussis sind dem Gudenus lang nach seiner Wahl zum Bundesrat gegeben worden. Ich glaube, das war letzte Woche. Also schauen Sie sich die Leute, die Sie abbusseln, in Hinkunft vielleicht ein bisschen besser an. 

Zum so genannten freien Radio Orange muss man natürlich schon sagen, wenn die Freiheit darin besteht, am Gängelband des Subventionsgebers zu hängen und dann in vorauseilendem Gehorsam das zu senden, was man sich als rot-grüne Mehrheit in diesem Haus erwartet, dann ist es mit der Freiheit halt nicht weit her. Genau das ist das Problem, weswegen wir Probleme mit dieser Subvention haben. 

Wenn Sie sich dann ein bisschen die politischen Äußerungen in der Homepage des so genannten freien Radios anschauen, dann ist es eben so, dass hier eine Einseitigkeit zu Tage tritt. Wir geben uns nicht dafür her, dass Sie einen Parteisender subventionieren und dann auch noch das gebracht wird, was Sie sich in den normalen Medien gar nicht mehr zu sagen trauen! Solange das die Linie ist, gibt es von uns dafür auch keine Zustimmung! (Beifall bei der ÖVP.)
Ansonsten gibt es überhaupt kein Problem. Wenn ein Radio wirklich frei ist, wenn wir Strukturen schaffen, wo sich journalistische Freiheit tatsächlich bewähren kann, dann haben Sie in uns auf jeden Fall einen Ansprechpartner. (Beifall bei der ÖVP. - GR Mag Rüdiger Maresch: So wie Radio Niederösterreich!)
Es ist schon seltsam, dass man im Subventionsantrag von Radio Orange stolz darauf ist, ohne Werbung auszukommen, aber Jahr für Jahr um eine Subvention bei der Gemeinde Wien ansuchen muss. Was ist an Werbung unanständig? Und warum ist es kein Problem für die Freiheit, Jahr für Jahr einen Antrag stellen zu müssen? Also da weiß ich wirklich nicht. Ich glaube, jemand, der ein Inserat schaltet, nimmt weniger Einfluss auf den Inhalt als jemand, der eine Subvention gibt. Da ist, glaube ich, schon der Wurm im System drinnen. 

Es liegen uns des Weiteren mehrere Beschwerden von Journalisten vor, die im so genannten freien Radio vorkommen wollten, dort mitmachen wollten und nicht genommen worden sind. Also so weit ist es mit der Freiheit offenkundig auch nicht her. 

Ansonsten haben Sie völlig Recht, dass wir natürlich diese Debatte wie viele andere Jahr für Jahr führen. Auch Ihre Debattenbeiträge halten sich in ihrer Originalität in engen Grenzen. Aber eines lassen Sie mich schon sagen. Wenn man hier lesen kann: „Heimatdienst im Dolby Surround", „Das ganze Land ist im rechtskonservativen Würgegriff der ÖVP." und so weiter, dann weiß ich nicht, ob man hier eine Subvention mit den Wiener Steuergeldern machen muss, so nach dem Motto "ein rot-grünes Gegenprojekt gegen einen angeblichen Würgegriff", den wir weit und breit nicht sehen können und, wenn er vorhanden ist, auf demokratischen Meinungsfindungen beruht. (GR Godwin Schuster: Sie brauchen nur die Augen aufzumachen!) Das heißt, im Prinzip geben Sie etwas als freies Radio aus, was Ihnen und auch der grünen Klientel sehr zu Nutzen ist. Dafür werden Sie unsere Zustimmung mit Sicherheit nicht bekommen! 

Im Übrigen halte ich das fest, was mein Fraktionsführer in unserem Ausschuss, Hofrat Strobl, vor wenigen Monaten gesagt hat, dass Freiheit auch mit Finanzierung zu tun hat. Solange es keine Finanzierungskonstruktion gibt, die journalistische Freiheit tatsächlich gewährleistet, solange kann man von einem freien Radio nicht sprechen. Legen Sie uns bitte einen Vorschlag vor, wie man die journalistische Freiheit tatsächlich gewährleisten kann, dann können wir nächstes Jahr darüber reden und vielleicht schaut dann die Debatte anders aus! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing Rudolph. Ich erteile es ihm.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Frage der Freiheit anhand dieses Akts zu erörtern, ist natürlich hoch interessant, weil wenn die Freiheit darin besteht, sich um nichts kümmern zu müssen, um am Medienmarkt bestehen zu können, sondern darauf verweisen zu können, dass das ohnedies die öffentliche Hand zahlt und ich mir dann eigentlich alles erlauben kann, dann muss man zumindest sagen, es ist eine Form von gekaufter Freiheit. Wenn gekaufte Freiheit noch Freiheit ist, dann mag das Ihrem Weltbild entsprechen, meinem entspricht es sicherlich nicht. 

Daher meine ich schon, dass der Titel "Freies Radio" an sich irreführend ist. Dieses Radio ist so abhängig, wie man nur irgendwie sein kann, nämlich vom Wunsch und Wollen des Subventionsgebers, und das ist die Stadt Wien, die hier eine so genannte Basisförderung - so steht das nämlich in dem Antrag - von 320 000 EUR, schon das zweite Mal in dieser Höhe, beisteuert. Das restliche Geld, das man hier einzunehmen gedenkt, steht zwar recht nett am Papier, vielleicht kommt es auch 
zu Stande, 40 000 EUR, ist aber verglichen mit den 320 000 EUR wohl wirklich nur eine Marginalie.

Das heißt, es ist keine Basisförderung, sondern es ist die Hauptförderung. Es ist die praktisch ausschließliche Förderung dieses Unternehmens, das als Kulturprojekt gestartet ist und mittlerweile über acht Angestellte verfügt, nichts anderes als eine Hauptförderung. Nun rechnen Sie sich bitte einmal durch, diese acht Angestellten, wenn man hier ausgewiesen bekommt, 230 000 EUR Personalkosten, Gehälter, und zu welchem Schandlohn dann diese acht Angestellten im Übrigen bezahlt werden. Es ist auch eine Frage der Kultur, wie man hier mit diesen Mitarbeitern umgeht, aber es ist nochmals ein Schritt mehr in die Abhängigkeit von der Stadt Wien und es ist alles andere als ein freies Radio.

Es ist auch interessant, wie in den Subventionsansuchen dargestellt wird, wie man selbst versucht, zu Geld zu kommen. „Einnahmen aus Projekten", liest sich hier, „77 145,50 EUR." Aber wenn man dann weitersucht und fragt, was denn diese Projekte sind, aus denen das Geld hereinkommen soll, dann sucht man in der Unterlage vergeblich. Ich behaupte einmal, das steht zwar da, aber es wird nicht so sein. Besonders kühn wird es, wenn man noch 63 000 EUR Sondersubvention bereits in das Ansuchen hineinschreibt und klar und eindeutig zu erkennen gibt, dies gibt es nur mit Fremdmittelfinanzierung. Das heißt, die Stadt Wien, denn anders ist das nicht vorstellbar, anders ist mir das nicht erklärlich, muss bereits erklärt haben, wie das jetzt hier sonst zum Ausdruck gebracht werden könnte, den Ausfall zu übernehmen, weil über Einnahmen wird dieses Unternehmen, Freies Radio oder Radio Orange nicht verfügen, daher kann das nur aus den Subventionen gedeckt werden. Die Subventionen sind allerdings zu klein, um den Gesamtaufwand abdecken zu können. Daher schau ich mir den Kreditgeber an, der mit diesem fünfstelligen Betrag über die Theke rückt, ohne dass die Rückzahlung gesichert ist. 

Das Ganze steht auf extrem tönernen Beinen, nicht, wenn das Radio Töne von sich gibt, sondern es steht auf tönernen Beinen deshalb, weil das schlussendlich vermutlich ein ähnliches Schicksal erleiden wird, wie wir das auch schon mit anderen, durchaus sehr teuren Subventionsempfängern in dieser Stadt erleben mussten.

Vielleicht noch ein kurzes Wort zum Herrn StR Ellensohn: Es ist nicht so sehr die Frage der inhaltlichen Positionierung, wo jemand meint, mit seinem Programm lan-den zu können, aber die inhaltliche Positionierung muss sich dann schon auch an dem referenzieren, was die Zuhörer gerne hören. Wenn ich aber darauf aufbauen kann, dass es völlig unabhängig davon ist, ob ich jemanden habe, der auf mein Produkt überhaupt reflektiert, dann tue ich mir leicht zu sagen, ich produziere etwas, was mir selbst als Produzenten Spaß macht, unabhängig davon, ob es auch jemanden gibt, den das tatsächlich motiviert, etwas zu zahlen.

Um das dialektisch auch umfassend umzuformen: Kollege Aigner hat es schon kurz angesprochen, man versucht hier, aus dem Makel eine Tugend zu machen und verzichtet darauf, Programm zu machen, das nicht oder nur marginal von professionellen Journalisten gestaltet wird. Man verzichtet bewusst auf Werbung und man macht die Vermarktbarkeit nicht zum inhaltlichen Kriterium. Das heißt, es leistet sich hier die Stadt Wien 320 000 EUR und das ist bitte mehr und mit geringerer Breitenwirkung als bei dem zuvor beschlossenen Akt, wo es um die Sportförderung ging. Es leistet sich hier die Stadt Wien um 320 000 EUR, und das schon zum zweiten Mal, eine Subvention für jemanden, der seine eigenen Ideen selbst verwirklichen möchte. 

Das kann durchaus jedermanns Recht sein, seine eigenen Ideen verwirklichen zu wollen, soll auch so sein in einer offenen Gesellschaft, aber wenn es immer davon abhängig ist, das man gleichzeitig von der Stadt Wien eine ordentliche Subvention bekommt, fürchte ich, werden wir uns das irgendwann nicht mehr leisten können, abgesehen davon, dass es alles andere als demokratisch ist, das so durchzuziehen.

Es wird Sie daher nicht wundern, wenn wir, so wie in der Vergangenheit, die Zustimmung verwehren. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Laura Rudas. Ich erteile es ihr.

GRin Laura Rudas (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtag und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Zu den Steuergeldern, Herr RUDOLPH: In erster Linie zahlen wir Steuerzahler im Moment leider sehr viel für den Klub der Freiheitlichen und den Klub des BZW. Das finde ich echt tragisch! (Beifall bei Teilen der SPÖ.)
Wir reden heute über ein tatsächlich kritisches, freies und unabhängiges Radioprojekt. Kritisch sollten Sie es einfach einmal anhören und nicht, kaum geht die Kritik in Ihre Richtung, in Hysterie verfallen! Nehmen Sie junge Menschen, die Ihnen gegenüber kritisch sind, einmal ernst, hören Sie Ihnen zu und vielleicht können Sie daraus etwas lernen! Aber Sie sollten nicht jeder Kritikerin und jedem Kritiker sofort den Geldhahn zudrehen! Das ist eine komische Art der Politik! Dann dürfen Sie sich auch nicht wundern, wenn junge Menschen einmal darauf pfeifen! (Beifall bei der SPÖ.)
Frei ist das Radioprojekt eben deshalb, weil es von Steuergeldern bezahlt wird. Genau deshalb müssen 
sie nicht alle zwei Minuten sagen, wie gut Coca Cola schmeckt oder wie toll ein anderes Produkt ist. Noch freier als ein aus Steuergeldern bezahltes Radioprojekt kann etwas gar nicht sein. Sie haben ja auch Jus studiert und das müssten Sie im ersten Semester in Volkswirtschaft auch gelernt haben. Das haben sie in Jus.

Es handelt sich um ein unabhängiges Radioprojekt. Den vielen freien Initiativen die Unabhängigkeit abzusprechen, da verletzten Sie nicht mich und ich glaube, Sie verletzten auch nicht den StR Ellensohn, denn unser Job als Politiker und Politikerin ist, dass wir das schon aushalten, aber Sie unterstellten den Initiativen etwas, was wirklich unverschämt ist und was diese mit ihrer vielen Arbeit nicht verdient haben! (Beifall bei der SPÖ.)
Die Freien Lokalen Nichtkommerziellen Radioprojekte bieten Artikulationsmöglichkeiten, Frauen, Jugendlichen, ethnischen Minderheiten, Migrantinnen, Migranten, Kindern, also all jenen, die eher selten bis gar nicht die Möglichkeit haben, im ORF vorzukommen. Das ist gut und das ist richtig. Die Stadt Wien wird das auch weiterhin unterstützen.

All jenen, die so gerne das Wort "Demokratie" verwenden und das tun in letzter Zeit alle Parteien sehr häufig und vermehrt: Demokratie heißt eben auch, allen Menschen die Möglichkeit zu geben, ihre Interessen in der Öffentlichkeit zu artikulieren. Das heißt, auf den Punkt gebracht, wir brauchen eine offene Medienlandschaft! (Beifall bei der SPÖ.)
Zum Schluss, ich halte mich ganz kurz, nur noch ein Satz. (Beifall bei GR Kurth-Bodo Blind.) - Schon wieder! Das macht Sie ganz nervös, wenn junge Menschen reden, überhaupt wenn es junge Frauen sind. Das ist mir schon öfters aufgefallen, aber sie müssen lernen, damit zu leben. (GR Kurth-Bodo Blind: Ich habe nur applaudiert, weil Sie gesagt haben: "Zum Schluss"!)

Zu den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern: Ich bin sofort bei Ihnen, dass sie mehr bezahlt bekommen. Sie können ja mit Ihren Bundeskollegen reden, damit sie uns die Bundesförderungen wieder aufrecht machen. Aber im Moment haben sie sie gestrichen. (GR Kurth-Bodo Blind: Was sollen sie aufrecht machen?)

Zum Schluss: Eine offene partizipative Gesellschaft sollte gerade uns Politikerinnen und Politikern sehr wichtig sein, also bitte ich Sie, den Antrag zu unterstützen! (Beifall bei der SPÖ. - GR Kurth-Bodo Blind: Der Satz, dass der Bund etwas aufrecht machen soll, war aber nicht Deutsch!) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer zweiten Wortmeldung erteile ich Herrn StR Ellensohn das Wort. Er hat noch 10 Minuten. (GR Harry Kopietz: Ist Blind jetzt blau oder nicht? Nichts Genaues weiß man nicht!)
StR David Ellensohn: Herr Vorsitzender! Damen und Herren! 

Drei kleine Punkte: Ich hätte jetzt eines machen können, eine tatsächliche Berichtigung - dann müsste ich mich noch einmal zum Wort melden - zu Herrn Aigner. Die GRÜNEN haben nicht im Bundesrat und auch nicht anderswo den Herrn Gudenus abgebucht. Also das ist schlicht falsch. 

Zweitens, und das ist eigentlich auch eine tatsächliche Berichtigung: Herr Aigner sagt, Inserate nehmen keinen Einfluss auf die Blattgestaltung oder auf die Radiogestaltung. Das ist spätestens Publizistik erstes Semester - es tut mir Leid, dass ich das fast lehrerhaft sagen muss, ich bin nämlich keiner, und ich neige nicht dazu -: Inserate nehmen keinen Einfluss. Das ist schlicht Nonsens. (GR Dr Wolfgang Aigner: ...Subventionsge-ber...!) 

Die "AZ" in Wien ist unter anderem nicht daran gescheitert, dass sie zu wenige LeserInnen gehabt hat. In der Schweiz gibt es Tageszeitungen mit einem geringeren Leser-, Leserinnenstock, die von Inseraten gelebt haben. Die "Arbeiterzeitung" in Österreich ist schlicht und einfach von der Werbewirtschaft zu einem guten Teil, sagen wir einmal, übersehen worden, um ein freundliches Wort zu verwenden. Das macht es eben schwierig, dass man wirtschaftlich überleben kann. Selbstverständlich bedeuten Inserate auch Einfluss! Es macht eben einen Unterschied, wo Coca Cola seine Millionen hinschiebt und wo es sie nicht hinschiebt. (GR Gerhard Pfeiffer: Die Streuung ist größer, nicht!) Es ist okay, sie dürfen es auch tun, aber nachher zu behaupten, dass es für ein Medium völlig unerheblich sei, von wem es Inserate bekommt und von wem nicht, und wie viel Geld man dafür bekommt, das ist einfach und schlicht mathematisch hanebüchen. (GR Gerhard Pfeiffer: ... ist ein Unterschied!)
Punkt drei: Herr Hahn - ich glaube, er ist noch Spitzenkandidat, wiewohl man bei den Aussendungen manchmal einen anderen Eindruck hat und glaubt, dass es einen neuen Spitzenkandidaten gibt, aber ich nehme an, dass Herr Hahn Spitzenkandidat für die nächste Ge-meinderatswahl, für die nächste Landtagswahl bleibt -, Herr Hahn und ich waren gemeinsam in einer Sendung, zu zweit bei Radio Orange. Das wird jetzt keinen überraschen. Es ist schon mehr als ein Jahr her - ich glaube, es sind zwei Jahre -, und wir haben uns dort unterhalten, beziehungsweise der Redakteur hat uns befragt über das kommunale Wahlrecht für MigrantInnen ohne österreichischen Pass, ohne EU-Pass, also schlicht ohne Wahlrecht in Österreich, und wir haben uns über kommunales Wahlrecht unterhalten. Der Redakteur hat die gleiche Frage an Herrn Hahn wie an mich gestellt: Wie stehen wir dazu?

Dass wir in dieser Frage unterschiedliche Ansichten haben, ist hinlänglich bekannt. Denn das wäre ja schon wieder eine Ausweitung der Demokratie, wenn man Wahlrecht zusätzlich einführen würde; das geht natürlich nicht, weil die Volkspartei ja lieber Wahlrecht abschafft. Ich erinnere an die Österreichische Hochschülerschaft: Ein Unikum in der Zweiten Republik, dass Wahlrechte abgeschafft werden. Auch in Vorarlberg wird eine Wahlmöglichkeit abgeschafft. (GR Gerhard Pfeiffer: Nicht das Wahlrecht abgeschafft!) Es ist ein Wahlrecht weniger für diejenigen, die an der Universität studieren. (GR Gerhard Pfeiffer: Es ist ja falsch, was Sie sagen! Wir haben doch nicht das Wahlrecht abgeschafft! Das ist ja ein Unsinn, das kann man doch nicht sagen!)
Wir notieren also fürs Protokoll, dass, wenn man eine Wahl streicht und eine Wahl verunmöglicht, dies in den Augen des Herrn Pfeiffer - Klammer: ÖVP, Klammer geschlossen - keine Abschaffung eines Wahlrechts ist. Aber es ist einfach eine Wahlmöglichkeit weniger. (GR Gerhard Pfeiffer: Nein! Die Wahl ist delegiert!) Ich lasse das jetzt mit den Aufklärungen, es ist leider sinnlos. (GR Gerhard Pfeiffer: Das nehmen Sie leider nicht zur Kenntnis! Das ist ein Delegationswahlrecht!)

Wir bleiben bei Herrn Hahn, beim Duell Hahn - Ellensohn bei Radio Orange. Jeder durfte bei ungefähr gleich viel Redezeit - wir haben es nicht mitgestoppt, man könnte es sicher noch nachmessen -, bei ungefähr der gleichen Redezeit die eigenen Positionen zur Stadtpolitik äußern. Dass die Ansichten der ÖVP dem Publikum von Radio Orange nicht gleich gut gefallen wie die Ansichten der GRÜNEN - na ja, wenn ich jetzt sagen würde, ich bedauere das, dann wäre dies natürlich auch nicht die Wahrheit. So ist es eben, die Ansichten der Volkspartei kommen bei einem gewissen Publikum in dieser Stadt - es ist ein wachsendes - zum Glück schlecht an. So ist es, und das ist Ihr Hauptproblem.

Denn hingegangen ist er schon, der Herr Hahn, und interviewen hat er sich dort auch lassen. Aber es ist eben nicht passiert, was man dort gerne gehabt hätte, und of-fensichtlich wurden keine Leute dazu angestellt, dort anzurufen und durchzudrücken, dass die richtigen Fragen kommen, so wie bei den Postings im "Standard" und in "ORF Online", wo man ja Einzelne mittlerweile schon kennt; aber das macht gar nichts, es trägt zur Belebung bei und es sichert vermutlich bei Ihnen, bei der ÖVP, ein paar Arbeitsplätze. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Gerstl.) Das ist nicht das Schlechteste, wir haben ja doch ein bisschen Probleme auf dem Arbeitsmarkt, und vielleicht ist nicht jeder bei Ihnen dazu qualifiziert, etwas anderes zu tun als Postings zu schicken. (GR Gerhard Pfeiffer: Herr Kollege, sind Sie mit der Nummer noch frei?) 

Herr Hahn und ich waren also gemeinsam bei Radio Orange. Wenn das so ein schlimmer Sender und so ein furchtbares Programm ist, warum gehen Sie dann dort hin? Warum geht der Spitzenkandidat - das war er damals noch nicht - der ÖVP hin und lässt sich dort interviewen? Wenn Sie eh am Gängelband von irgendjemandem sind? Wenn es eh so furchtbar ist, dass das Programm von irgendjemandem gehört wird? Also ich habe eher den Eindruck... (GR Gerhard Pfeiffer: ...zu Ihnen, oder wie?) 

Herr Pfeiffer! Ich habe jetzt nur noch ein paar Minuten, das ist knapp. Wir können das gerne ein anderes Mal besprechen, oder Sie machen noch einen Redebeitrag. Sie haben noch 20 Minuten, im Gegensatz zu mir, Sie können Ihre Position gerne hier äußern. (GR Gerhard Pfeiffer: Nein, so wichtig sind die Anmerkungen nicht!) Ich würde mich ganz ehrlich darüber freuen, weil ich genau weiß, was ich damit machen muss.

Herr Hahn und ich sind also dort hingegangen, und alles, was passiert ist, was Ihnen nicht passt, dem Herrn Hahn nicht passt und der ÖVP nicht passt, ist: Es kommt dort eben nicht das heraus, was Sie gerne hören möchten. Sie werden dort kritisch gefragt, es ist eben leider nicht so wie im ORF, wo am Abend eine frühere Landsmännin von mir sehr freundliche Fragen stellt, wenn Re-gierungsmitglieder anwesend sind, zumal wenn es sich um Herrn Bartenstein oder Herrn Grasser handelt - was immerhin dazu geführt hat, dass sie jede Woche mehrmals auf Ö3 dafür entsprechend witzig behandelt wird. 

Der Unterschied in der Medienlandschaft lässt sich am besten festmachen, wenn man den ORF vergleicht, der wirklich im Würgegriff der ÖVP ist, weil sich dort die FPÖ bei den Verhandlungen entsprechend hat über den Tisch ziehen lassen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Dort sind sich mittlerweile alle einig, ich glaube, dass von den Freiheitlichen für ihre eigene Position schlecht verhandelt wurde. Die ÖVP hat den ORF im Würgegriff, das sehen Sie, wenn sie ihn mit der BBC vergleichen, und das ist nun einmal der internationale Standard, mit dem man da vergleicht. Wenn bei BBC ein Interview mit dem Labour-Party-Chef geführt wird und Tony Blair, der jetzt mitten im Wahlkampf ist, Interviews geben muss, dann wird er dort hart und kritisch gefragt, so wie es sich für einen unabhängigen Journalismus gehören würde. (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist normal! Dagegen gibt es ja nichts einzuwenden!) Wenn Bartenstein in der "ZiB 2" auftritt, macht er eine Werbesendung für sich selber. Das ist nicht freier Journalismus, wie man ihn sich wünscht. 

Ich sage Ihnen, das liegt weniger an den Journalistinnen und Journalisten, die würden das schon gerne machen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Die würden das gerne tun, aber sie dürfen und können es nicht. (GR Mag Wolfgang Gerstl: ...müssen das leider zur Kenntnis nehmen!) Sie dürfen und können es nicht, weil die Österreichische Volkspartei ein Demokratie- und Medienverständnis hat, das nicht nur im 21. Jahrhundert nicht angebracht ist, sondern das wir lange, lange überwunden geglaubt haben, zu Zeiten, als noch kein Einziger, der in dem Raum sitzt, gelebt hat. Leider nein! Leider nein - die Volkspartei ist ja auch in diesem Fall der Meinung, dass man es abdrehen muss, mit irgendwelchen hanebüchenen Argumenten. 

Ich glaube auch nicht, dass wir in der Lage sind, Sie bis nächstes Jahr zu überzeugen. Wir hoffen, dass das nicht notwendig sein wird. Wir hoffen, dass die Volkspartei in Zukunft genau so eine wichtige Rolle in der Stadt spielt wie heute. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Das Wort hat der Herr Berichterstatter.

Er verzichtet. - Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für die Postummer 23 in der vorliegenden Fassung ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, inklusive Herrn Kenesei, ohne die Stimmen der ÖVP und der Freiheitlichen, mit den Stimmen des BZW so angenommen. (Heiterkeit.)
Wir werden es lernen, wir werden es lernen.

Das Nächste ist die Postnummer 24. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Rosa Lila Tip. 

Es liegt dazu keine Wortmeldung vor, wir kommen zur Abstimmung.

Wer für die Postnummer 24 ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen des BZW, angenommen. 

Frau Trammer, ich habe alles gesehen. Aber ich habe es richtig artikuliert.

Wir gelangen zur Postnummer 22. Sie betrifft eine Subvention an den Verein "Austrian Players League".

Hiezu liegt ebenfalls keine Wortmeldung mehr vor. Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der ÖVP und der Freiheitlichen, angenommen.

Wir gelangen zur Verhandlung über die Postnummer 91. Sie betrifft eine Barmittel-Dotation an den Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds. 

Ich bitte Herrn GR Ekkamp als Berichterstatter, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die Debatte ist eröffnet. 

Erster Redner ist Herr Dr Serles.

GR Dr Wilfried Serles (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Meine Damen und Herren! 

Über die Ziele des WAFF besteht weitestgehend politische Einigkeit. Hin und wieder wird über die Mittel und über die Wege zur Erreichung dieser Ziele gestritten, es wird auch differenzierte Kritik angebracht, aber die Schwerpunkte für 2005 sind durchaus sinnvoll und notwendig. Es besteht politischer Konsens darüber, dass ArbeitnehmerInnen im wirtschaftlichen Strukturwandel unterstützt werden sollen. Was wir vor wenigen Tagen erlebt haben, das Abwandern eines Headquarters eines ganz wichtigen internationalen Unternehmens, von Sandoz, von Wien nach München, das zeigt, wie dringlich dieses Ziel, dieses Förderungsziel ist. 

Es besteht weitestgehend Einigkeit darüber, dass die Chancengleichheit für Frauen auf dem Arbeitsmarkt nachhaltig verbessert werden muss, dass Jugendliche beim Berufseinstieg unterstützt werden müssen, dass 
die dauerhafte Ausgrenzung besonders benachteiligter Gruppen aus dem Beschäftigungssystem verhindert wer-den muss und dass generell Wiener Unternehmen unterstützt werden müssen, wenn es um die Verbesserung ihrer Anpassungsfähigkeit geht. Über all das besteht politischer Konsens, und daher werden wir der Nachdotierung in Höhe von 11 Millionen EUR natürlich unsere Zustimmung geben. 

Wir nützen diesen Tagesordnungspunkt dafür, einen Beschlussantrag einzubringen, der aus unserer Sicht programmatische Bedeutung hat. Gaspreise und Strompreise, vor allem aber die gestiegenen Gas- und Strompreise betreffen vor allem einkommensschwache Gruppen und betreffen dann natürlich auch Arbeitslose. In einem relativ höheren Maße werden Arbeitslose von den gestiegenen Gas- und Strompreisen belastet, und daher bringen wir folgenden Beschlussantrag ein.

Leistungen für Energie für Haushalte und Unternehmungen stellen einen nicht unbeträchtlichen Teil ihrer Gesamtausgaben dar, wobei festgestellt werden muss, dass vor allem die Budgets von Beziehern kleiner Einkommen relativ höher belastet werden. Die Verantwortlichkeit der kommunalen Energieversorger, von WIEN-STROM und WIENGAS, liegt unseres Erachtens nicht nur darin, die Energieversorgung sicherzustellen, sondern auch in einer für die Bevölkerung und Wirtschaft maßvollen Preispolitik. Ziel dieser Politik kann nicht Gewinnmaximierung sein, sondern kostendeckendes Arbeiten. Da ist durchaus die Politik gefordert, Eingrenzungen einer überbordenden Marktwirtschaft vorzunehmen. 

Preiserhöhungen wie vor allem jene des Jahres 2004 entsprechen natürlich nicht diesem Gebot. Laut der allgemeinen Untersuchung der österreichischen Elektrizitätswirtschaft - und zwar von der Bundeswettbewerbsbehörde, wir meinen hier den ersten Zwischenbericht - hat Wien Energie den Energiepreis im November 2004 
um mehr als 23 Prozent erhöht. Die Rede ist hier von 
Preiserhöhungen bei einem angenommenen Gesamtver-brauch von 3 500 Kilowattstunden pro Jahr. 

Ein Preisvergleich zwischen der Wien Energie und dem günstigsten Anbieter vom Februar 2005 - nachzulesen im zweiten Zwischenbericht der Bundeswettbewerbsbehörde - hat ergeben, dass bei einem Wechsel von Wien Energie zum günstigsten Anbieter Strompreiseinsparungen in der Höhe von 12 Prozent möglich sind - von sage und schreibe 12 Prozent möglich sind! Wie wir wissen, wechseln nur die wenigsten, und daher zahlen alle einen entsprechend hohen Gas- und Strompreis.

Die vorliegenden Zahlen unterlegen daher, dass für Energieversorger der Stadt Wien genügend Spielraum für Preisreduktionen vorhanden ist. Wir stellen deshalb den Beschlussantrag:

„Der Gemeinderat der Stadt Wien fordert die Verantwortlichen der WIENSTROM GmbH und der WIENGAS GmbH auf, die erforderlichen Schritte zu setzen, sodass der Strompreis und der Gaspreis noch in diesem Jahr um 20 Prozent reduziert werden können. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrages beantragt."

Darum geht es uns: Wir wollen runter mit den Gas- und Strompreisen in Wien. Ein politisches Bekenntnis ist erforderlich. Sie haben die Gelegenheit dazu! (Beifall beim BZW.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Dr Aigner. - Bitte.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Vorweg gleich das Bekenntnis, dass sich natürlich auch die ÖVP zur aktiven Arbeitsmarktpolitik im umfassenden Sinn bekennt. Arbeitsmarktpolitik hat sehr viele Facetten. Es sind die Rahmenbedingungen so zu schaffen, dass uns Arbeitsplätze zufliegen, dass sie erarbeitet werden und dass sie uns nicht davonlaufen. Einen wesentlichen Beitrag dazu hat die Bundesregierung mit ihrer standortsichernden Steuerreform geleistet. Nun ist es die Frage: Was tut die Gemeinde Wien dazu, den statistisch auch nachweisbaren Verlust an Arbeitsplätzen in Wien hintanzuhalten? Und da glauben wir, Versäumnisse entdecken zu können. 

Der Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds ist von uns immer unterstützt worden und wird es auch in Hinkunft werden. Wir möchten nur hinterfragen, warum auf einmal 2 Millionen EUR mehr an Basissubvention 
an den WAFF gegeben werden. Der Verdacht liegt 
für uns nahe, dass es darum geht, in relativ enger zeit-
licher Nähe zu einem herannahenden Wahltermin noch möglichst viele Arbeitslose in Schulungsmaßnahmen zu stecken, dadurch die Arbeitslosenstatistik zu frisieren und an sich am Kernproblem, der mangelnden Attraktivität des Wirtschaftsstandortes Wien, nichts zu ändern. Deshalb werden wir diesmal dieser Erhöhung der Dotation unsere Zustimmung verweigern.

Was uns wichtig ist, ist eine höhere Transparenz im Bereich des WAFF. Der WAFF hat bereits ein Firmen-
imperium mit Töchtern aufgebaut, wer weiß, ob nicht 
in Bälde auch Enkeltöchter dazukommen. Es ist ein Dschungel an verschiedenen Schulungsmaßnahmen, der ja leise, aber doch auch in der Kontrollamtskritik her-vorkommt. Der Kontrollamtsbericht ist natürlich insofern wieder ein Kunststück, weil auf so vielen Seiten in so wohlgesetzten Worten eigentlich zum Ausdruck zu bringen, dass ohnehin alles in Ordnung ist, fast schon wieder ein Kunststück ist. Aber an der einen oder anderen Stelle kommt doch auch im Kontrollamtsbericht, der letztes Jahr behandelt worden ist, Kritik zutage.

Worum es uns geht, ist mehr Transparenz und mehr Effizienz. Es geht nicht darum, Arbeitslose in irgendwelche Schulungen hineinzustecken, sondern darum, individuell maßgeschneiderte Schulungsprogramme herbeizuführen. 

Wichtig ist auch, dass in Hinkunft die Doppelgleisigkeiten zwischen WAFF und Arbeitsmarktservice der Vergangenheit angehören. Es ist nicht sonderlich sinnvoll, dass Jobfinder und Jobhunter sich bei den Firmen, die Arbeitsplätze zur Verfügung haben, die Türklinke in die Hand geben, dass die eine Hand nicht weiß, was die andere Hand tut. So etwas kommt leider Gottes nur allzu oft vor, und auch das sind Dinge, die letztendlich die Allgemeinheit mit ihren Beiträgen zu bezahlen hat. (GR Godwin Schuster: Irrtum, Herr Doktor! Das ist genau koordiniert!) Es sind ja nicht nur die 11 Millionen EUR, die der WAFF hier von der Gemeindeebene bekommt, es kommen noch sehr viele Millionen aus dem territorialen Beschäftigungspakt und aus EU-Förderungsmitteln hinzu. 

Was uns wichtig ist, ist auch eine Erfolgskontrolle: Welche Erfolgswahrscheinlichkeiten haben die Schulungsmaßnahmen? Was passiert mit den Arbeitslosen nach Absolvierung der Schulungen? Da sind uns die Unterlagen einfach zu dünn. 

Die einzig gesicherten Arbeitsplätze, die der WAFF geschaffen hat, sind die im eigenen Imperium, da ist die Zahl der Arbeitsplätze in den letzten Jahren sprunghaft angestiegen. Und solange man auch Geld hat, um das eigenen 10-Jahres-Jubiläum - zwar jetzt in bescheidenerem Rahmen, aber doch - zu feiern, solange ist, glaube ich, die Mittelverwendung nicht unbedingt optimal zu nennen. 

Das heißt: Ja zu einer aktiven Arbeitsmarktpolitik, nein aber dazu, jetzt kurzfristig in Form eines Aktionismus mehr Geld in Schulungen zu stecken, um die Arbeitslosenzahlen künstlich niedrig zu halten. Was wir brauchen, sind nicht mehr Arbeitslose in Schulungen, sondern was wir brauchen, sind mehr Arbeitsplätze. Das sollte unser aller gemeinsames Anliegen sein, in diesem Rahmen hat natürlich auch der WAFF eine wichtige Rolle gespielt und wird sie hoffentlich auch in Hinkunft in effizienterer Weise spielen können. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nächster Red-ner ist Herr GR Scheed. - Bitte.

GR Norbert Scheed (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates!

Vorerst einmal herzlichen Dank für das Bekenntnis zur Arbeitnehmerförderung in Wien von beiden Vorrednern! Beim Beitrag des Herrn Dr Aigner sieht man nur, wie solche Bekenntnisse tatsächlich gemeint sind: Einmal mehr wird die Kette der Doppelbödigkeiten verlängert. Man sagt, man ist für Arbeitnehmerförderung, verweigert dann aber Mittel, indem man sie als aktionistisch diffamiert. Herr Dr Aigner, ich darf Ihnen sagen: Was für Sie Aktionismus ist, ist konkrete Hilfe für Arbeitslose oder von Arbeitslosigkeit bedrohte Menschen! Dies Aktionismus zu nennen, das zeigt in Wirklichkeit, wie fern Sie von den realen Problemen dieser Menschen sind.

Denn ich darf Ihnen ein paar ganz konkrete Daten sagen. Ein jüngstes Projekt, das wir als Pilotprojekt in Angriff genommen haben, ist der Personalfinder, der sich genau mit dem beschäftigt, was Sie hier gefordert haben, nämlich sich darum zu kümmern, Beschäftigungschancen in dieser Stadt aufzuspüren und damit Menschen die Chance zur Vollzeitbeschäftigung zu eröffnen. Dort haben elf Personen, die mit dieser Aufgabe beschäftigt sind, bis Jänner dieses Jahres 840 offene Stellen erschlossen, 9 760 BewerberInnengespräche geführt und mittlerweile 510 Stellen offensiv und erfolgreich besetzt. Das ist "Aktionismus" nach Ihrer Redensart; wir sagen: Das ist praxisnahe, konkrete Hilfe für Menschen, die diese Hilfe brauchen! (Beifall bei der SPÖ.)

Wenn Sie hier von mangelnder Transparenz im WAFF sprechen, dann sage ich Ihnen, wie ich schon anderen aus Ihrer Partei gesagt habe: Machen Sie sich die Arbeit und lesen Sie die Evaluierungen, die die einzelnen Maßnahmen im WAFF selbst erfahren! Wir selbst haben das größte Interesse daran zu wissen, wie die eingesetzten Mittel in Erfolg messbar sind. Aber ich habe den Eindruck, es ist Ihnen einfach zu mühsam, die Evaluierungsberichte zu lesen. Na, sei's drum, dann geben Sie eben beschlussmäßig einen Auftrag ans Kontrollamt, wie ja bereits geschehen. Und was hören wir da? 

Einzelne Beispiele: Frauen im Haupterwerbsalter, die arbeitslos werden, danach wieder eine Beschäftigung fin-den und dazwischen keine Maßnahme des WAFF in An-spruch genommen haben, sind im Schnitt um 48 Tage länger arbeitslos, verlieren 79 Beschäftigungstage und haben damit im Schnitt einen Verlust an Jahreseinkommen von 4 032 EUR. Im Vergleich dazu hat dieselbe Gruppe, die in WAFF-Maßnahmen integriert war, 93 Ta-ge mehr an Beschäftigung und im Schnitt um 4 596 EUR mehr an Jahreseinkommen. Bei Männern im Haupt-
erwerbsalter erhöht sich die Arbeitslosigkeit ohne Maßnahmen um 53 Tage, die Beschäftigungsdauer redu-
ziert sich um 81 Tage, der jährliche Einkommensver-
lust beträgt 4 236 EUR. Umgekehrt ist bei den Männern 
in Maßnahmen das Jahreseinkommen im Schnitt um 2 132 EUR höher, die Arbeitslosigkeit um 47 Tage reduziert und die Beschäftigung um 75 Tage erhöht. 

Das heißt, wir haben mittlerweile genau messbare Erfolge. Aber Sie wollen diese Erfolge nicht zur Kenntnis nehmen, und mir ist auch völlig klar, warum. Denn ich sage Ihnen ganz offen, wir können gar nicht schnell genug Maßnahmen umsetzen und Aktivitäten setzen, um jene Menschen wieder in Beschäftigung zu bringen, die durch die Politik dieser Bundesregierung - und vor allem Ihrer Partei in derselben - ihren Job verlieren. Das ist nämlich die Wahrheit! Dass wir in Wien in dieser Tätigkeit erfolgreich sind (Zwischenrufe bei der ÖVP.), wird nicht zuletzt dadurch bewiesen, dass Wien das einzige Bundesland ist, in dem seit August die Arbeitslosigkeit kontinuierlich sinkt - zum Unterschied von allen anderen Bundesländern! (Beifall bei der SPÖ. - GR Harry Kopietz: So ist es! - Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Die von Ihnen initiierte Kontrollamtsprüfung - da kann ich mir schon vorstellen, dass Sie das schmerzt - hat zum Ergebnis gehabt - und ich lese das wirklich mit Freude und Befriedigung, ich war überzeugt davon, dass nur dieses Ergebnis herauskommen kann -, dass der WAFF mit jedem eingesetzten Euro nachweislich einen Nutzen von 3 EUR für die angesprochene Zielgruppe produziert. Insgesamt hat das Kontrollamt dem WAFF einen effizienten Mitteleinsatz bestätigt sowie ein vorbildliches Rechnungswesen und eine vorbildliche Förderverwaltung konstatiert. In Wirklichkeit ist also Ihr Angriff ein Rohrkrepierer gewesen. Es ist öffentlich und objektiv zu Tage gefördert worden, was wir immer wussten: Dass der WAFF eine hervorragende und vorbildliche Einrichtung ist!

Daher sage ich auch, das Geld, das heute hier beschlossen wird, ist gut investiert. Das ist Geld, das in wichtige Maßnahmen investiert werden kann, wie zum Beispiel in den flächigen Ausbau des Programms Personalfinder über ganz Wien. Aber nicht nur das, es geht auch um die Ausweitung einer ganz besonders wichtigen Maßnahme, nämlich Jobchance, wobei es darum geht, Sozialhilfeempfänger in Beschäftigung zu reintegrieren. Das ist eine ganz, ganz wichtige Maßnahme, die mittlerweile sogar international Anerkennung gefunden hat: UN-Habitat hat Jobchance als Best-Practice-Modell aus-gezeichnet und damit auch besonders als international nachahmenswert empfohlen. 

Mit diesen heute hier beschlossenen Mitteln geht es auch um die Verlängerung und den Ausbau des Qualifizierungsprogramms Gesundheit und Pflege. Wir wissen, dass gerade der Gesundheitsbereich einen hohen Bedarf an hoch qualifizierten Beschäftigten hat. Der WAFF nimmt hier Verantwortung wahr und leistet einen Beitrag. 

Nicht zuletzt ein besonders wichtiges Projekt ist jenes, das wir "PISA PLUS" genannt haben. Da geht es darum, dass Menschen, die keinen Pflichtschulabschluss oder keine abgeschlossene Berufsausbildung haben, diese mit Unterstützung des WAFF kostenlos nachmachen können. Das ist deswegen besonders wichtig, weil wir wissen, dass nahezu 50 Prozent der Arbeitslosen in Wien über keine abgeschlossene Berufsausbildung ver-fügen. Hier setzt der WAFF mit seiner Förderung genau in dem Segment, bei den Menschen an, die diese Hilfe am dringendsten brauchen. 

Daher ist es doppelbödig und unanständig zu sagen, man ist für Arbeitnehmerförderung, man bekennt sich dazu, aber Geld dafür stellt man keines zur Verfügung. 

Diese ewig wiederholte Unsinnigkeit, dass gigantische Mittel für 10-Jahres-Feiern vorgesehen werden, ist immer absurd gewesen. Wenn Sie dann noch in die Öf-fentlichkeit gehen und sagen, es ist Ihr Erfolg, dass jetzt keine teuren 10-Jahres-Feiern stattfinden, dann ist das sozusagen die Spitze der Absurdität, die lediglich beweist, wie unseriös Ihr Zugang zu diesem Politikfeld ist.

Meine Damen und Herren! Noch einen letzten Satz zum eingereichten Beschlussantrag des Kollegen Serles betreffend die Energiekosten; nur zwei Sätze dazu. Sie wissen selbst, dass die Energiekosten in Wien im Spitzenfeld, nämlich im Spitzenfeld, was ihre Günstigkeit im Preis-Leistungs-Verhältnis angeht, liegen. Wenn Sie es tatsächlich ernst meinen, dass Sie eine Preisentlastung bei den Energiekosten wollen, dann würde ich Ihnen raten, über die im Jahr 2000 verdoppelte Energieabgabe nachzudenken, die Ihre Bundesregierung zu verantworten hat. Jedenfalls können Sie versichert sein, dass die Energieanbieter in Wien ihrer Verantwortung, in einem hervorragenden Preis-Leistungs-Verhältnis Leistungen für die Menschen dieser Stadt zu erbringen, die anderweitig, in anderen Bundesländern, nicht einmal annähernd erreicht werden können, jedenfalls nachkommen. - So viel dazu. (GR Dr Wilfried Serles: Das stimmt ja nicht!)
Deshalb werden wir diesen Antrag selbstverständlich ablehnen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf sein Schlusswort. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 91 in der vorliegenden Fassung ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der ÖVP, so angenommen. 

Wer für den vorliegenden Beschlussantrag des Herrn Dr Serles, der Frau Mag Schmalenberg und des Herrn Saßmann ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nicht ausreichend unterstützt, nur von der ÖVP, vom BZW und von den Freiheitlichen, und ist somit abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Postnummer 92. Sie betrifft eine außerplanmäßige Ausgabe für die geplante Tiefenentwicklung im SAP. 

Hiezu liegt keine Wortmeldung vor, wir kommen sogleich zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, so angenommen. 

Wir gelangen zur Postnummer 94. Sie betrifft die 3. Gemeinderats-Subventionsliste 2005. 

Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung vor, wir kommen zu einer getrennten Abstimmung. 

Ich lasse als Erstes abstimmen über die Subvention an das Dr Karl Lueger Institut - Verein Wiener Volksheime.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der GRÜNEN, der Freiheitlichen und des BZW, angenommen.

Als Nächstes lasse ich abstimmen über die Subvention an den Verein Wiener Wohnberatung.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der GRÜNEN, des BZW und der Freiheitlichen, angenommen.

Nunmehr wird abgestimmt über die Subvention an den Verein Freunde des Militärkommandos Wien.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Es folgt nun die Abstimmung über die restliche Subventionsliste.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Ich danke, somit ist die Postnummer 94 abgeschlossen.

Ich schlage nun vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 25, 28, 30, 31, 52, 53, 54, 55, 56, 57, 59, 60, 61 und 62 - sie betreffen 3- beziehungsweise 4-Jahresvereinbarungen mit verschiedenen Vereinen sowie eine Zusatzsubvention an den Theaterverein Gruppe 80 und eine Subvention an die Freie Bühne Wieden - zusammenzuziehen, die Abstimmung aber natürlich getrennt durchzuführen. 

Wird gegen diese Vorgangsweise eine Einwendung erhoben? - Es erfolgt keine Einwendung, Sie sind alle damit einverstanden. Ich danke schön.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Zankl, die Verhandlung einzuleiten. - Bitte.

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Der Herr Vorsitzende hat es schon einreferiert: Es geht wieder einmal um die Förderung von Theatern.

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Als Erste zum Wort gemeldet hat sich Frau GRin Schöfnagel.

GRin Barbara Schöfnagel (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Wie der Vorsitzende schon mitgeteilt hat, geht es heute bei diesen Subventionsansuchen um die verschiedensten Projekte im kulturellen Bereich mit mehrjährigen Subventionszusagen. Die einzelnen Projekte muss ich nicht extra aufzählen, Sie haben es ja selber in der Vorlage gelesen beziehungsweise gehört.

Wir sind bei den mehrjährigen Subventionszusagen nicht ganz unkritisch. Trotzdem meinen wir, dass es für diese Subventionswerber ganz wesentlich ist, wenn sie im kulturellen Bereich länger planen können und länger etwas vornehmen können, denn in einem Jahr, mit 1-Jahreszusagen, lässt sich gerade im kulturellen Bereich nicht sehr viel machen. Also manche dieser guten Entwicklungen, die möglich sind, werden sonst nicht möglich. 

Wichtig ist uns aber dabei, dass eine permanente Begleitung und Kontrolle dieser Projekte stattfindet, da-mit man eventuelle Fehlentwicklungen, die ja immer wie-der vorkommen und die wir in der letzten Zeit immer wie-der erlebt haben, rasch erkennt und dann einschreiten kann. 

Wir vom BZW sind insgesamt gesehen dafür, dass die Vielfalt, die wir uns wünschen, auch weiterhin gepflegt wird. Wir stehen hinter diesen Subventionsanträgen, auch wenn wir diese langjährige Vergabe nicht unkritisch betrachten. Denn wir sind für die Freiheit der Kunst, wir stehen für die Vielfalt der kulturellen Aktivitäten, wir wünschen uns, dass die geistigen und schöpferischen Kräfte unseres Landes die Möglichkeit finden, ihre Kreativität auch umzusetzen, und wir akzeptieren daher auch, dass Kultur unterstützt wird, sofern sie nicht die Menschenwürde verletzt, aufbauend ist und nicht zerstörerisch wirkt, und nicht politisch einseitig eingesetzt wird. 

Wir stimmen diesen Subventionsanträgen zu. (Beifall beim BZW.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Unterreiner. Das ist dann für mich die letzte Wortmeldung, die ich dazu habe.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist ja nicht das erste Mal, dass wir über die Theaterreform sprechen. Wir erleben das große Sterben der Klein- und Mittelbühnen. Diesmal habe ich mir die Mühe gemacht, auch die Namen aufzuzählen, weil wir hier nur Ziffern haben. Hinter diesen Ziffern stehen Institutionen, die seit vielen Jahren die Theaterlandschaft in Wien ausgemacht haben, und hinter diesen Institutionen stehen Menschen, die auch seit vielen, vielen Jahren in Wien tätig waren. 

Ich zähle jetzt einmal die Theater auf, die nicht mehr wie bisher 3-Jahresverträge erhalten haben. Das war ja wirklich eines der großen Dinge, die der Vorgänger von StR Mailath-Pokorny, nämlich StR Marboe eingeführt hat, dass man sich dazu durchgerungen hat, den Theatern 3-Jahresverträge zu gewähren. Diese Jahresverträge gibt es jetzt nicht mehr. Das heißt, bei 13 Theatern, die ich jetzt aufzähle, werden nur noch Gelder bis Ende des Jahres vergeben, und wie es dann weitergehen soll, weiß man nicht. Das ist in unseren Augen ein großer Rückschritt.

Es sind dies: Ateliertheater, International Theatre, Gruppe 80, Komödie am Kai, Lederers Theater, Pygmalion Theater, Theater Center Forum, Freie Bühne Wieden, Experiment am Liechtenwerd, Echoraum, Theater Spielraum, Gloria Theater, Theater Brett. Diese Theater wissen nicht, wie es mit Ende des Jahres weitergehen soll. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich rufe in Erinnerung, dass ja die Theaterreform damals ins Auge gefasst wurde, um die Freie-Gruppen-Szene effizienter zu gestalten. Herausgekommen ist letztendlich ein Fiasko, weil dabei die Vielfalt der Theaterlandschaft zerstört wird. Das ist natürlich ein Grund, dass man sich dagegen wenden muss und dass man auf diese Gefahren hinweisen muss.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es haben sich sogar Notgemeinschaften gebildet, die sich zusammengetan haben, um darauf hinzuweisen, wie es in Zu-kunft weitergehen soll. Diese Gemeinschaft hat noch ein-mal den Herrn Stadtrat und auch die Kultursprecher der Oppositionsparteien eingeladen. Ich bin die Einzige ge-wesen, die hingegangen ist und sich das angehört hat. Alle anderen haben es gar nicht der Mühe wert gefunden, sich anzuhören, welche Probleme diese Theater ha-ben und was auf sie zukommen wird. Auch das finde ich nicht in Ordnung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich frage Sie jetzt: Wenn nun alle diese kleinen und mittleren Bühnen zum Sterben verurteilt sind - so wird es natürlich kommen -, wo wird die kulturelle Vielfalt der Theaterlandschaft bleiben? Wo bleibt der Reichtum der verschiedenen Theater? Diejenigen, die 4-Jahresverträge bekommen haben, kommen zum Teil gar nicht aus Österreich, gar nicht aus Wien. Sie kommen aus New York, sie kommen aus Berlin, sie sind bis jetzt unbekannt gewesen. Die haben 4-Jahresverträge bekommen; die Wie-ner Theater, die seit Jahrzehnten Wien beleben, haben keine Verträge bekommen.

Außerdem wurde ziemlich klar, dass bei der Juryempfehlung ganz eindeutige Vorlieben kundgetan wurden. Und zwar wurde immer wieder betont, dass die In-ternationalität hervorgehoben werden muss, dass auch fremdsprachiges Theater gefördert werden muss und dass auch die multikulturelle Seite hervorgehoben werden muss. 

Während also auf der einen Seite Freunde wie Adi Hirschal bedient werden, während auch zum Beispiel die Wiener Festwochen um 1 Millionen EUR mehr bekommen werden, und während zum Beispiel das Ronacher mit 14 Millionen EUR aufgestockt werden soll, während also auf der einen Seite sehr großzügig mit Geld umgegangen wird, werden auf der anderen Seite Gelder gestrichen und wird damit unserer Meinung nach die Theaterlandschaft zerschlagen. Das heißt, Wiener Traditionen werden nicht weitergeführt. Das heißt, Erinnern, Identität, Tradition wird hinweggefegt. Namenloses, Geschichtsloses, Gesichtsloses wird Einzug halten, Multikulti ist gefragt, und es wird die Eigenständigkeit, die Wiener Eigenständigkeit, die hier in Jahrzehnten gewachsen ist, auf dem Altar der Internationalität geopfert. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ab September leuchtet auch der Sowjetstern vom Volkstheater. Wir finden, das ist ein Rückschritt in der Kulturpolitik, es ist ein Rückschritt zu Zentralismus. Wir lehnen diese Art der Förderung ab! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Woller. Ich erteile es ihm.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Es ist heute die x-te Debatte über die Theaterreform und über Theaterförderungen, und es gibt wenig neue Aspekte. Es gibt einen neuen Aspekt, und zwar jenen, dass ein Teil jener Abgeordneten, die einmal als FPÖ-Gemeinderäte in dieses Haus gewählt wurden, nun für diese Theaterakten stimmen. Das ist an und für sich einmal positiv, wiewohl es natürlich inhaltlich noch nicht ganz verständlich ist. Aber das ist offensichtlich aus der Situation heraus entstanden, die in den letzten Wochen teilweise auch zur Verwunderung Anlass gegeben hat. Das ist jedoch vom Prinzip her einmal neu und positiv. 

Nicht neu ist, dass die Kultursprecherin jener Restgruppe FPÖ, die vor mir gesprochen hat, gesagt hat: Sie sind dagegen. Das ist nicht neu, denn die FPÖ war und ist immer gegen alle Theaterförderungen in diesem Haus (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Stimmt ja gar nicht!) und war daher auch in den letzten Wochen und Monaten gegen die Theaterreform. Insofern ist das nichts Neues. 

Was absolut nicht stimmt, auch wenn es hier immer wieder wiederholt wird (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir haben allen 3-Jahresverträgen immer zugestimmt!): Es gibt kein großes Theatersterben! Genau das Gegenteil ist der Inhalt der heute hier zur Abstimmung stehenden Akten. Alle Theater, über die Kollegin Unterreiner jetzt gesagt hat, dass sie sterben werden, bekommen heute hier Geld für das Jahr 2005, und es ist aus der Aktenlage überhaupt nicht ablesbar, warum jetzt eines dieser Theater sterben sollte. 

Es gibt sehr wohl Grundsätze für die Theaterreform, die wir einstimmig im Gemeinderat beschlossen haben. Diese besagt, dass kein Theater auf ewige Zeit und ohne speziellen Antrag oder eine Zuerkennung von einem Kuratorium oder einer Jury Förderung bekommt. Es wird in dieser Stadt durch die Theaterreform nicht weniger, sondern insgesamt mehr, und mehr aufregendes Theater geben, und es gilt nach wie vor die Zusage, dass durch die Theaterreform heuer kein Theater zusperren wird müssen. Es wird kein Theater in dieser Stadt geben, das heuer keine Subvention bekommt, und insofern geht der Debattenbeitrag der Kollegin Unterreiner ins Leere. 

Wir freuen uns aber, dass zusätzliche Theatergruppen, freie Theatergruppen, in Wien gefördert werden, und ich finde absolut nichts Verwerfliches daran, wenn eine freie Operngruppe eines Komponisten, der in Berlin geboren ist und in Berlin lebt, auch in Wien Aufführungen zeigen kann. Das ist Teil unserer Offenheit, Teil der Internationalität unserer Stadt. 

Daher sind wir sowohl dafür, dass die mittleren und kleinen bodenständigen Theater, die es in dieser Stadt gibt, heute hier Geld bekommen, wir sind aber auch froh darüber, dass neue Theatergruppen auch aus dem Ausland in der Stadt Wien produzieren können. Insofern ist das ein guter Weg der Theaterreform. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Ich erkläre die Debatte somit für geschlossen. 

Die Berichterstatterin verzichtet auf ihr Schlusswort.

Wir kommen nun zur Abstimmung. Ich lasse das, wie bereits gesagt, getrennt abstimmen. 

Wir stimmen ab über Postnummer 25. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, angenommen. 

Wir gelangen zur Abstimmung über Postnummer 28. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, angenommen. 

Wir stimmen ab über Postnummer 30. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, angenommen. 

Wir stimmen ab über Postnummer 31. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, angenommen. 

Wir stimmen ab über Postnummer 52. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, angenommen. 

Wir stimmen ab über Postnummer 53. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, angenommen. 

Wir stimmen ab über Postnummer 54. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, angenommen. 

Wir stimmen ab über Postnummer 55. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, angenommen. 

Wir stimmen ab über Postnummer 56. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, angenommen. 

Ich würde einen Handwechsel vorschlagen, damit auch die andere drankommt.

Wir stimmen ab über Postnummer 57. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, angenommen. 

Wir stimmen ab über Postnummer 59. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, angenommen. 

Wir stimmen ab über Postnummer 60. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, angenommen. 

Wir stimmen ab über Postnummer 61. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, angenommen. 

Wir stimmen ab über Postnummer 62. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, angenommen. 

Somit haben wir dieses Konvolut erledigt.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 29 zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Wiener Kulturservice. 

Ich ersuche Frau GRin Klicka als Berichterstatterin, die Verhandlung einzuleiten. 

Ich sage es gleich dazu, weil die Verhandlung über diesen Tagesordnungspunkt wahrscheinlich etwas länger dauern wird: Um Punkt 16 Uhr unterbreche ich die Verhandlung zur Behandlung des Dringlichen Antrags. - Bitte, Frau Berichterstatterin.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Ich eröffne somit die Debatte. 

Erster Redner ist Herr GR Barnet. - Bitte.

GR Günther Barnet (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Herr Vorsitzender, damit es nicht so lange dauert, halte ich mich jedenfalls kurz, damit es auch die anderen vor 16 Uhr schaffen können. 

Wir stimmen heute beiden Festen zu, sowohl dem Donauinselfest als auch dem Stadtfest. (GRin Mag Marie Ringler: Sie haben auch ein Fest?) Nein, aber das ist eine gute Idee! Danke, das ist genauso eine gute Idee wie heute das mit dem Klub Orange. Ich nehme alles auf, was von anderen Leuten kommt und besser als meine Ideen ist, solange es nichts kostet. Aber ich zahle auch ein Honorar an Kollegin Ringler aus meiner eigenen Tasche. 

Es ist eine gute Idee, man könnte quasi einen Zirkel machen. Man macht fünf Großveranstaltungen, jeder sagt, wo er sie machen möchte: Die einen auf der Insel, die anderen im Stadtzentrum. Ich weiß nicht, wo es die GRÜNEN machen, im Rinterzelt oder was sonst mit Um-welt und Abfall zu tun hat. (Heiterkeit beim BZW.) Wir machen jeder unsere Veranstaltung und sagen, wie wir sie gerne hätten. Das war jetzt nicht böse gemeint, mir ist nur in der Kürze nichts anderes eingefallen. (Zwischenruf der GRin Claudia Sommer-Smolik.) Es macht das jeder so, wie er will, das wäre vielleicht wirklich besser, als dass jeder einen Verein gründet und das ein bisschen versteckt. 

Natürlich wissen wir, dass von diesen zwei Festen das eine ein bisschen mehr der SPÖ und das andere ein bisschen mehr der ÖVP zuzurechnen ist. Aber am Schluss ist es so, dass die Leute gerne hingehen. Die Wiener und Wienerinnen gehen gerne hin, sie finden das amüsant. Die Floridsdorfer nicht ganz so; Kollege Dampier, Sie brauchen sich nicht gleich ganz stark zu freuen, diejenigen, die näher an der Insel wohnen, finden es nicht ganz so super, dass in der Nacht ein Wirbel ist. Aber das ist bei anderen Großereignissen auch so, und das muss man aushalten, wenn man in einer Großstadt wohnt. Sonst ziehen wir auf die Alm. 

Daher werden wir beiden Festen zustimmen, auch wissend, dass ich schon im Vorjahr gerne beiden Festen zugestimmt hätte, und zwar nicht nur ich und nicht nur alle, die jetzt mit mir orange sind, sondern auch andere. Ich glaube, es gibt - und ich möchte keine Namen nennen - auch in der FPÖ welche, die gerne zustimmen würden, aber es ist eben schwierig, und man kann sich nicht immer entscheiden. Ich kann mich endlich frei entscheiden, ich bin für beide Feste, auch wenn die FPÖ Nein sagt. 

Wenn es ein grünes Fest gäbe und dieses leiwand wäre, wäre ich auch dafür. Ich ginge sogar hin, ob Sie das freut oder nicht, aber ein leiwandes Fest ist uns allemal Geld wert. (GRin Dr Sigrid Pilz: Dann hätten wir was falsch gemacht!) Bitte, Frau Kollegin Pilz? Ich höre so schlecht, ich bin Artillerist gewesen. (GRin Dr Sigrid Pilz: Dann hätten wir was falsch gemacht, wenn Sie dafür wären!) Sie haben sicher was falsch gemacht, sonst wäre der Kollege Kenesei nicht gegangen. Aber das ist euer Problem. (Heiterkeit und Beifall beim BZW.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nächster Redner ist Herr StR Ellensohn.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Marie Ringler hat letztes Jahr begonnen mit "Alle Jahre wieder", nämlich ähnliche Worte zum Stadtfest und zum Donauinselfest. Marie Ringler bleibt es heute erspart, dass sie die Kritik wiederholen muss, die nach wie vor aufrecht ist und bei den GRÜNEN nach wie vor aufrecht ist, auch wenn der eine oder andere im Haus seine Meinung diesbezüglich geändert haben will oder hat. 

Keine Frage, das Donauinselfest und das Stadtfest sind zwei gut besuchte Veranstaltungen in dieser Stadt. Ich war im Vorjahr bei beiden auch zwischendurch anwesend, keine Frage. Ich glaube auch nicht, dass bei dem einen Fest ausschließlich SPÖ-WählerInnen und bei dem anderen ausschließlich ÖVP-WählerInnen sind. Ich glaube, es sind beim Stadtfest immer mehr Leute, als die ÖVP bei Wahlen hat, es geht sich also rein rechnerisch nicht aus. (GR Walter Strobl: Du warst schon immer schlecht...! - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) Nein, beim Donauinselfest geht es sich auch nicht aus, weil es ja mehrere Millionen sind, die über die Festtage gezählt werden. 

Es geht aber nicht einmal darum, die Qualität der einzelnen Feste zu beurteilen. Die Frage ist: Wenn in der Stadt zwischendurch das Donauinselfest mit SPÖ gleich-gesetzt wird und das Stadtfest mit "Was, du gehst zum ÖVP-Fest?" gleichgesetzt wird - denn so heißt das auch in der Straßenbahn, wenn man hinfährt, und manche Leute finden, man soll zum einen schon gehen, zum an-deren nicht, oder zu beiden nicht, wie auch immer -, wenn es bei den WienerInnen schon gleichgesetzt wird und das ja nicht rein zufällig passiert - sondern ich glaube, dass die zwei Parteien ganz froh sind, dass es so ist, weil auch ich sage, dass das im Großen und Ganzen zwei geglückte Veranstaltungen sind -, dann sollten sie auch offen so deklariert werden. 

Hier geht es ja um nicht wenig Geld. Man muss dazusagen, dass dieses Haus heute - ohne die Stimmen der GRÜNEN - 1 710 000 EUR allein für das Donauinselfest beschließt. Das ist ein satter Betrag, und der kommt aus dem Kulturbudget, der kommt nicht etwa aus der Parteienfinanzierung. Die Parteien in Österreich sind finanziell gut ausgestattet, das ist gut so, das ist für die Demokratie wichtig. Die Frage ist, ob man nicht auch die Kulturpolitik, wenn das Kulturpolitik wäre, anders finanziert, und die Frage ist, ob man dieses Geld, das man eindeutig zwei Parteien in die Hände gibt - das bestreitet ja in Wirklichkeit keiner, außer beim Mikrophon, weil man es eindeutig zwei Parteien in die Hände gibt -, nicht als Parteienfinanzierung rechnen muss. Das ist der Ansatz. 

Vielleicht sollte die Mehrheitsfraktion so mutig sein, einen Antrag zu stellen und zu sagen: Das ist jetzt ein neuer Posten, der heißt, so und so viele Millionen - die ÖVP bekommt nicht ganz die Hälfte für das Stadtfest - geben wir für Parteiveranstaltungen aus, wir erhöhen die Parteienfinanzierung - ob das heute bei der Bevölkerung noch gut ankommt, mag ich bezweifeln -, und wir stimmen darüber ab. Aber den Mut hat man natürlich nicht, sondern man tut so, als ob die zwei Feste unabhängige Veranstaltungen wären. 

Ich habe mir die Mühe gemacht, die Protokolle von 2001, 2002, 2003 und 2004 zu diesem Fest durchzulesen. Ständig wird beteuert - vor allem die Volkspartei beteuert das: „Es hat nichts mit uns zu tun." Es sind dann alle Funktionäre dort und wuseln durch Gegend, und es wird dort natürlich auch von der Volkspartei entsprechend für sich selber geworben. Gegen all das ist nichts zu sagen, außer dass hier der Eindruck vermittelt wird, man würde 2,5 Millionen EUR an Kulturgeldern ver-geben, ausschließlich für Kulturveranstaltungen und nicht für Parteiveranstaltungen. Das ist falsch.

Deswegen werden wir heuer beiden Anträgen nicht zustimmen. Der oder die eine oder andere Grüne wird sich bei dem einen oder anderen Fest trotzdem ein-
finden, so wie bei den GRÜNEN-Veranstaltungen auch nicht ausschließlich grüne StammwählerInnen anwesend sind. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dampier. - Bitte.

GR Karl Dampier (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich habe mir die Protokolle der letzten Donauinsel-Diskussionen durchgelesen, und es wird eigentlich von Jahr zu Jahr schaumgebremster, was die Opposition hier zum Besten gibt. Das finde ich auch gut so. Das Donauinselfest wird - zum insgesamt 22. Mal findet es in diesem Jahr statt - immer besser, und es gibt ja in Wahrheit keinen Anlass für wirkliche Kritik.

Zum Kollegen Barnet: Wenn Sie diesmal Ja sagen - die Töne Ihres Kollegen, mit dem Sie voriges Jahr gemeinsam in einer Fraktion waren, waren etwas anders -, begrüße ich es, dass das BZÖ, in dem Fall das BZW, jetzt auch mit dabei ist. Wenn Sie hier so lustig sagen, jeder soll oder kann dann sein Fest machen, es muss ja nicht dieses sein, dann muss ich dazusagen: Jeder bringt es wahrscheinlich nicht so zusammen wie die, die es derzeit machen. Es freut mich aber, dass hier andere Töne angeschlagen werden, und vielleicht sehen wir uns am Donauinselfest, das kann ja sein. Mit der Kollegin Zedner hab ich es mir im Übrigen schon ausgemacht. (GRin Heike Trammer: Trammer!) Trammer - Entschuldigung! Ich werde mich nie daran gewöhnen, wir kennen uns so lange von der Bezirksvertretung her. 

StR Ellensohn! Die Kritik - Sie waren voriges Jahr nicht Redner, die Kollegin war Rednerin - ist eigentlich auch immer nur in jedem Satz begonnen worden: Eine Parteienfinanzierung wollen wir nicht. Und ein bisschen haben Sie hier den Arbeiterkammerwahlkampf ins Spiel gebracht, Kollegin Ringler. Aber es freut mich, dass Sie sagen, das Donauinselfest und auch das Stadtfest sind gelungene Feste. Das freut mich.

Wenn ich jetzt so denke, ich war 12 Jahre in der Bezirksvertretung - ich war früher auch schon einmal in diesem Haus -: In der Bezirksvertretung Donaustadt war das Verständnis von Parlamentarismus oft tatsächlich so groß, dass man nach Diskussionen seine Meinung noch geändert hat. Ich nehme nicht an, dass das heute der Fall ist. Aber vielleicht können sich die Fraktionen, die heute hier noch dagegen sind, zusammenraffen und das nächste Mal dafür sein.

Es stimmt aber auch nicht ganz, wenn Sie sagen, dass es 1,71 Millionen EUR allein für das Donauinselfest sind, sondern dies ist eigentlich, wenn ich mir den Akt richtig durchgelesen habe - man darf hier nicht nur die Dinge so in den Raum stellen -, die Gesamtsumme für den Verein Wiener Kulturservice, der ja außer dem Donauinselfest auch noch andere gute und interessante Dinge für dieses Stadt macht: Den Kunst- und Kultursommer, die Kunst- und Kreativmesse und, was voriges Jahr auch kritisiert wurde, das Maifest. In Summe stimmt es natürlich, aber das Donauinselfest selbst wird mit 1 259 419 EUR, wenn ich richtig gelesen habe, subventioniert.

Damit ich auch vor 16 Uhr fertig werde - dann gibt es vielleicht keine Zeitprobleme -, möchte ich mich jetzt beim Donauinselfest selbst aufs Wesentliche beschränken. 

Das Donauinselfest ist - man muss das schon sagen, und vielleicht sind das für Sie Argumente, dass Sie nächstes Jahr tatsächlich auch einmal zustimmen - einfach eine wirkliche Erfolgsstory, und die Subventionen, die gegeben werden, sind mehr als nur gut angelegt. Ich bringe dann einige Zahlenbeispiele. Es ist ein Kulturfest ersten Ranges, es ist ein Sportfest ersten Ranges, es rechnet sich wirtschaftlich mehr als nur einmal für die Stadt. Die Besucherzahlen sind Traumzahlen, an die selbst die Veranstalter des 1. Donauinselfestes 1984 nicht gedacht hätten. Das Medienecho kann sich national und international sehen lassen. 

Es wurden in den vergangenen Jahren auch diese einzelnen Inseln, sei es Arbeitsweltinsel, Kleinkunstinsel und so weiter, im Detail kritisiert. Das ist heuer nicht pas-
siert, aber genau diese Vielfalt, um eben auch in der Freizeit, an einem langen Wochenende, gleichzeitig mit Kunst, Kultur und Unterhaltung verbunden, den Menschen die Arbeitswelt näher zu bringen, Berufsbilder näher zu bringen, Verständnis für Künstlerinnen und Künstler in dieser Stadt aufzubringen, die vielleicht normalerweise nicht so im Vordergrund arbeiten wie Künstlerinnen und Künstler im Bereich der Hochkultur, das alles sind Dinge, die zeigen, dass der Ruf tatsächlich stimmt: Die Insel ruft! Sie ruft natürlich auch 2005 wieder. 

So wirklich kann man es ja nicht als SPÖ-Veran-staltung deklarieren. Natürlich machen die Kinderfreunde mit, es macht der Wiener Arbeiterturnverein mit, aber seit vorigem Jahr macht auch die katholische Kirche als In-stitution mit - das soll man in diesem Raum auch nicht verheimlichen -, und zwar mit Freude, wie ich persönlichen Meinungsäußerungen und Presseaussendungen von Seiten der katholischen Kirche entnehmen kann. 

Zum Sportbereich: Da ich selbst aus der Donaustadt komme und trotz meines Älterwerdens ein begeisterter Sportler bin, möchte ich sagen, dass es mich besonders freut, dass nicht nur Sport gezeigt wird, dass es nicht nur Turniere gibt, sondern dass man auch mittun kann. 

Dieses Fest als Wirtschaftsfaktor - und dabei geht es um die Umwegrentabilität, die man da tatsächlich auch feststellen muss -: Einerseits gibt es die Subvention, die wir schon genannt haben. Auf der anderen Seite belegt eine Studie, dass 38,7 Millionen EUR der Wiener Wirtschaft zugute kommen, und zwar der Wiener Wirtschaft in den Bereichen Fremdenverkehr, Nächtigungen, Gastronomie, Transport, Gewerbe und so weiter und so fort. 

Die Besucherzahlen werden immer wieder diskutiert, zweieinhalb oder drei Millionen sollen sein. Statistisch gesehen, geht jeder Wiener zweimal hin. So kann man es statistisch sehen. Es sind aber nicht nur Wiener dort, sondern 30 Prozent kommen aus dem Umland oder auch aus dem Ausland, nicht nur von den Künstlerinnern oder Künstlern, sondern auch von den Besuchern her.

Besucherzahlen misst man ja heute in unserer modernen Gesellschaft nicht nur an Leibbesuchern, sondern auch an jenen, die ins Netz gehen. Wenn man sich das fürs vorige Jahr allein vom Juni her anschaut, dann sieht man, dass es 201 782 Besucher und insgesamt 30 399 Zugriffe auf die Internetseite gegeben hat. Das ist schon eine gewaltige Zahl. 

Meine Damen und Herren! Weil ohnehin klar ist, wie die Abstimmung ausgeht, weil die Zeit drängt, wie ich sehe, und weil ich annehme, dass nächstes Jahr möglicherweise alle dafür sind, können wir das vielleicht im privaten Kreis am Donauinselfest weiterdiskutieren. Ich ersuche um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Diese Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf ihr Schluss-wort. 

Wer für die Postnummer 29 in der vorliegenden Fassung ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen und GRÜNEN, so angenommen.

Wir kommen nun - um eine dreiviertel Minute zu früh, aber ich nehme an, wir alle haben hiefür die innere Toleranz - zu dem Verlangen, dass der von den GRen Dr Herbert Madejski und Henriette FRANK eingebrachte, an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtete Dringliche Antrag betreffend "zeitlich befristeter Widmungsstopp für Einkaufszentren" gemäß § 38 Abs 2 der Geschäftsordnung verlesen und hierauf mündlich begründet werde.

Ist die Verlesung notwendig? (GR Dr Herbert Madej-ski: Nein!) - Danke, nein.

Für die nun folgende Begründung des Verlangens auf dringliche Behandlung dieses Antrags sieht die Geschäftsordnung eine Redezeit von 20 Minuten vor.

Zur Begründung des Verlangens ist der Herr Dr Madejski zu Wort gemeldet. Darf ich nur fragen: Gibt es den Herrn Stadtrat? (GR Christian Oxonitsch: Er eilt schon herbei!) Er eilt. – So, Herr Dr Madejski, bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Ich nehme doch an, dass der Herr Stadtrat kommen wird. Wir haben ein bisschen zu früh angefangen, überpünktlich, und da er ein pünktlicher Mensch ist, kommt er wahrscheinlich pünktlich.

Wir haben diesen Dringlichen Antrag gestellt und uns überlegt, in welche Richtung und warum heute dieser Antrag eingebracht werden muss. Und er muss eingebracht werden, weil die Zeit drängt. Wir haben uns nur so lange Zeit gelassen, bis der Stadtentwicklungsplan 2005, sagen wir, beschlussreif ist, und auf Grund der Ergebnisse in der Stadtentwicklungskommission kann man sagen, dass hier kaum mehr etwas geändert wird, insbesondere nicht mehr im Bereich Nahversorgung, Einkaufszentren. 

Wir haben uns gedacht, da wird sich noch einiges ändern, da wird man noch daran denken, das eine oder andere hineinzuschreiben, Ideen der Opposition. Es ist nichts in diese Richtung geschehen. Der Stadtentwicklungsplan 2005 ist, was die Nahversorgung und die Einkaufszentrenproblematik betrifft, sehr enttäuschend. 

Sie haben sich, wenn man den Text genau liest – und ich habe ihn sehr genau gelesen – eigentlich mit dem Sterben, mit den negativen Tendenzen der Nahversorgung, der Verödung der Geschäftsstraßen, der Grätzel oder der Ortskerne abgefunden und auch keinen politischen Gestaltungswillen und keine Lösungsansätze angeboten. Sie haben hier wirklich enttäuschend gehandelt. Das Einzige, was Sie gemacht haben: Sie haben durch Rückgriff auf ideologische Klischees versucht, die Problematik zu kaschieren, und so wird im STEP 05 von gemeinwesenorientierten Arbeitsformen wie Lokale gesprochen, von solidarischen Ökonomien, die dort stattfinden sollen, oder von Bedürfnissen der hier lebenden multikulturellen Bevölkerung. 

Meine Damen und Herren! Das mag alles stimmen, das mag alles rechtens sein, nur das ist ja kein Lösungsansatz, wie man die Problematik der Nahversorgung oder das Nichtfunktionieren der Nahversorgung in den Griff bekommen kann. Da fehlen zum Beispiel oft nur ein paar Kleinigkeiten: Den öffentlichen Raum besser auszu-gestalten, individuelle und öffentliche Verkehrsmittel bes-ser an die Einkaufsstraßen heranzuführen, den Freiraum einladend zu gestalten, Park- und Ladezonen besser zu installieren und weitere Garagen, wie zum Beispiel Unterstraßengaragen zu fördern. Von all dem steht hier nichts drinnen. 

Wenn wir uns jetzt in Wien die Zentren und Einzelhandelsstrukturen anschauen, so gibt es an sich einmal die City, die Innenstadt und die Randbereiche, dann gibt es die 23 Haupt- und ungefähr 100 Nebengeschäftsstra-ßen, die heute nur mehr der Nahversorgung und das nur mehr zum Teil dienen. Diese drei Zonen sind von Hauptzentren umgeben, nämlich Favoriten, Simmering, Meidling, Floridsdorf, Kagran und Stadlau. Diese Zentren wur-den durch die Stadtentwicklungspläne 1984 und 1994 gefördert, aber interessanterweise haben sich zwischen 1990 und 1998 trotz der Förderung nur vier Zentren positiv entwickelt: Die innere Mariahilfer Straße/Neubau-gasse, die äußere Mariahilfer Straße, das Donauzentrum und die Meidlinger Hauptstraße. Alle anderen haben nicht nur den Anteil nicht gehalten, sondern realen Kaufkraftverlust und reale Einbußen verzeichnen müssen. 

Daher ist es umso interessanter und für mich nicht verständlich, wieso auf Seite 169 im Stadtentwicklungsplan drinnen steht: Die wichtige Funktion eines Hauptzentrums der Stadt sollen weiterhin als zweithöchstrangige Zentren – denn die City ist ersthöchstrangig – in Zukunft haben: Die innere Mariahilfer Straße, die Landstraße, die Zentren Donaustadt mit Donauzentrum, Floridsdorf und Favoriten. Wieso fehlen hier die äußere Mariahilfer Straße oder Meidling – von dort komme ich –, wenn die zu den wenigen Zentren gehören, die in Wirklichkeit in den letzten 10 Jahren gewachsen sind, die auch tatsächlich eine Kaufkraftverbesserung gehabt ha-ben? Ich verstehe es wirklich nicht, und der Herr Stadtrat oder mein Nachredner, der Herr Kollege Schieder, wird mir das vielleicht erklären. 

Sie machen im Stadtentwicklungsplan 2005 in Wirklichkeit an zwei Kriterien fest, warum das so schiefgelaufen ist: Erstens die Mietrechtsnovelle 1997. Sie sagen, die Mieten, vor allem die Geschäftsmieten, sind so gestiegen und die Verdrängung der traditionellen Geschäfte durch Verkauf an internationale Ketten ist vorangeschritten. Na ja, da möchte ich nur in Erinnerung rufen, wer die Mietrechtsnovelle 1997 hier beschlossen hat, nur damit man sich daran erinnert, wer 1997 Bundesgesetze gemacht hat: Das waren die ÖVP und die SPÖ. 

Der zweite Grund, schreiben Sie hinein, ist die starke Konkurrenz – das geben Sie zu – durch Einkaufszentren, die die Gefahr in sich bergen, den Handel aus den Geschäftsstraßen sukzessive abzuziehen. Weiters schreiben Sie hinein, dagegen kann man nichts machen, es wird sich halt unterschiedlich entwickeln, in der heutigen Form werden die Geschäftsstraßen nicht mehr bestehen bleiben und die Attraktivität wird sinken. 

Jetzt frage ich mich ernsthaft: Was bieten Sie an, damit man das ändern kann, damit man die Tendenzen in den Griff kriegt und stoppen kann? 

Im Großen und Ganzen haben Sie hier auch wieder zwei Punkte. Zum einen sagen Sie, die Bezirke sollen im Rahmen ihrer dezentralen Budgetverantwortung Mittel für die Erneuerungsmaßnahmen der Geschäftsstraßen zur Verfügung stellen. Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren – wir haben ehemalige Bezirksvorsteher hier, die mir Recht geben werden –, von welchen Budgetmitteln sollen denn die Bezirke hier auch noch Erneuerungsmaßnahmen machen? Aus welchen Budgetmitteln? Es sind ja 96 Prozent auch der Bezirksbudgets gebunden, und mit den restlichen 4 Prozent wird man die Geschäftsstraßen nicht auf Vordermann bringen können. Außerdem ist es nicht ureigenste Aufgabe der Bezirke, außer man gibt ihnen mehr Geld, außer man gibt ihnen mehr Kompetenz. Man gibt ihnen weder mehr Geld noch mehr Kompetenz, im Gegenteil, man wird ja versuchen, in Zukunft – davon bin ich überzeugt – die Kompetenzen wieder einzuschränken und auch das Geld nicht mehr zu erhöhen. Also das geht meiner Ansicht nach vollkommen ins Leere. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sie selbst schreiben hinein – und das ist auch durch wissenschaftliche Untersuchungen belegt –, dass die Großmärkte, die Einkaufszentren natürlich sehr negative Auswirkungen haben – das haben wir zuerst schon gesagt –, und Sie sagen, es wurden in den letzten Jahren weitere großflächige EKZ am Stadtrand – Klammer: aber auch in Stadtumlandgemeinden – gewidmet und realisiert. Na bitte, wem machen Sie den Vorwurf? Sie selbst haben sie ge-widmet, Sie selbst haben sie installiert, Sie selbst haben sie dort geplant. 

Meine Damen und Herren! Da Sie immer vom Speckgürtel gesprochen haben, Herr Stadtrat – das war so ein Lieblingswort von Ihnen; als wir den Strategieplan und den STEP 05 behandelt haben, haben Sie immer vom Speckgürtel gesprochen; man kann außen nicht herumfahren, denn da, ich kann mich noch gut erinnern, entstehen Speckgürtel, da bauen dann alle ihre Einkaufsmärkte in Niederösterreich und die Kaufkraft wird weggehen von Wien und und und –, frage ich Sie: Der Westbahnhof, der Zentralbahnhof, der Gasometer, As-pern, die SCN, das Prater-Stadion, Millennium und und und, das ist ja alles nicht im Speckgürtel, das liegt ja alles in der Stadt. Das haben Sie selbst gewidmet, das haben Sie ja forciert, meine Damen und Herren. Daher brauchen Sie sich jetzt nicht zu beschweren, dass in den letzten Jahren in Wien diese Widmungen stattgefunden haben.

Die Auswirkungen sind folgende: Es gibt in Wirklichkeit durch diese Erhöhung der Einkaufsflächen keine zusätzlichen Konsumausgaben. Das ist nachweislich so. Die Stellung des innerstädtischen Einzelhandels ist auf jeden Fall geschwächt worden. Die großflächigen Verkaufseinrichtungen zeichnen sich durch wesentlich weniger Beschäftigte pro Quadratmeter aus, und auch die Umsatzeinheiten pro Quadratmeter und Mitarbeiter sind geringer. Es entstehen aber – und das ist der entscheidende Punkt – erhebliche Mobilitätskosten, meine sehr geehrten Damen und Herren, durch Infrastruktur, die zu-
sätzlich geschaffen werden muss, durch Staus, durch Umweltbelastung und und und. Und das, bitte, ist eine der hauptsächlichsten negativen Auswirkungen – so sehen wir das zumindest –, sodass man sich etwas über-legen muss, um dem Einhalt zu gebieten. 

In Wirklichkeit schreiben Sie ebenfalls im STEP 05: Die ungebremste Zunahme an Verkaufsflächen und de-ren Konzentration an neuen Standorten führt mit hoher Wahrscheinlichkeit – fett geschrieben – zu wirtschaftlichen Nachteilen für die gesamte Region, deren Vermeidung im Interesse aller beteiligten Körperschaften liegt. Erkannt haben Sie offensichtlich das Problem, nur haben Sie keine Lösungen angeboten und Sie haben in den letzten Jahren nichts gemacht.

Das Zweite, was Sie vorschlagen – zuerst haben wir gehabt, die Bezirke sollen mehr Geld aufwenden; das ist das einzige, was ich gefunden habe, und ich habe diesen STEP wirklich sehr aufmerksam gelesen – auf Seite 163: „Durch eine gezielte koordinierte Standortpoli-
tik soll dies" – dass man nämlich neue Flächen widmet – 
„in Zukunft vermieden werden. Ein wichtiger Schritt da-
zu soll die Entwicklung eines gemeinsamen, grenzüberschreitenden Einzelhandelskonzeptes sein." 

Also das lese ich auch schon seit Jahren in allen Masterplänen, in allen Ihren Konzepten. Sie haben 20, 25, 30 Jahre Zeit gehabt, mit Niederösterreich, mit den Randgemeinden – es hat Sie niemand gehindert – Konzepte auszuarbeiten. Das ist bis heute nicht gelungen. Bitte, das ist ein schwaches Argument, wenn Sie jetzt draufkommen, dass man mit den Umlandgemeinden o-der mit dem Land Niederösterreich insbesondere Verhandlungen führen soll. Das ist ja alles viel zu spät und eine Augenauswischerei. Das ist tatsächlich ein ausgesprochen schwacher Lösungsansatz, den Sie hier anbieten.

Wenn man den Stadtentwicklungsplan 2005 – und das ist ja unser zukünftiges Entwicklungspapier oder soll-te es sein – aufmerksam liest, dann leugnen Sie in Wirklichkeit das Ausmaß dieses Problems des Geschäftssterbens, und Sie leugnen das dramatische Ausmaß in den nächsten Jahren und Jahrzehnten. Sie als SPÖ, Sie als Stadtregierung, aber auch in der Koalitionsregierung mit der Österreichischen Volkspartei, Planungsstadtrat Görg, haben überhaupt nichts gegen dieses Sterben ge-macht, Sie haben überhaupt keine Initiativen ergriffen, sondern Sie haben weitere Großflächen gewidmet. 

Zusätzlich haben die SPÖ und die Österreichische Volkspartei im Jahre 1999 per Gemeinderatsbeschluss – also damals, als Sie mit der ÖVP in Koalition waren – Folgendes beschlossen: Sie haben damals die Einzelinvestitionsrahmen von 3,5 Millionen ATS auf 1,75 Million-en ATS reduziert, Sie haben die Höchstzuschussgrenze von 700 000 ATS auf 350 000 ATS reduziert, und Sie haben die Laufzeit der geförderten Ratengeschäfte von eh schon mickrigen zwei Jahren noch einmal halbiert auf ein Jahr. Das haben Sie zusammengestrichen. 

Das, bitte, war mit ein Grund des Niederganges der kleinen Einkaufsstraßen. Sie haben dem Niedergang der Nahversorgung Vorschub geleistet, nämlich Sie beide hier in dieser Wiener Stadtregierung per Gemeinderatsbeschluss im Jahre 1999. Das sollte man sich schon merken, wenn Sie jetzt dann groß reden werden. Sie werden uns alle erklären, was Sie alles schon getan ha-ben. Nichts haben sie getan! Ruiniert haben Sie es. 

Und was tun Sie weiter? – Derzeit sind 25 Großpro-jekte mit über 400 000°m² Verkaufsfläche, die zum Teil auch schon gewidmet sind, in Wien in Planung. Das bes-te Beispiel ist jenes – weil es im Augenblick auch das größte und das medienwirksamste ist, auf das man sich berufen kann, nämlich negativ – im 2. Bezirk beim Prater-Stadion, beim Ernst-Happel-Stadion. Schätzungen von Wirtschaftsuniversität und anderen Instituten, die das geprüft haben, zufolge werden, wenn das so gemacht wird, wie Sie sich das vorstellen – jetzt ist nämlich keine Rede mehr davon, dass 80 Prozent Sportgeschäfte und Einzelhandelsgeschäfte im Bereich Sport und Fit-ness sein sollen, jetzt redet man schon von Supermärkten, man redet schon von Lebensmittelmärkten und und und –, 60 Prozent der Nahversorger im Umkreis eingehen. 

Da nützen die schönsten Reden des Herrn Bezirksvorstehers Kubik, der mit den Geschäftsleuten der Praterstraße und der Taborstraße gemeinsam mit den Be-treibern zusammengesessen ist, überhaupt nichts, denn diese Einzelhandelsgeschäfte sind in Wirklichkeit den Ar-gumentationen und diesem Zahlenkonvolut, das Sie dort auf den Tisch gelegt haben, ja gar nicht gewachsen. Wenn man denen verspricht, wir machen gemeinsame Werbeaktionen, so wird für diese Werbeaktionen halt das Einkaufszentrum im Prater ein bisschen etwas mitzahlen, ebenso die Taborstraße und die Praterstraße, aber die Auswirkung im Positiven wird sicher das Einkaufszentrum haben und nicht diese beiden Straßen.

Meine Damen und Herren! Bei der Brachmühle Leopoldau, Brauerei Liesing, Westbahnhof, IKEA-West, As-pern-Flugfeld und und und – ich könnte viele aufzählen – ist ja alles schon geplant oder gewidmet, und wir glauben, dass das nicht sehr sinnvoll war oder sehr sinnvoll ist.

Die Folge dieser Entwicklung sind Leerstände. Wenn Sie heute durch Wien gehen, meine Damen und Herren, dann gibt es – und dafür sind Sie verantwortlich – erschütternde Leerstände, erschütternde Leerstände etwa in der Lerchenfelder Straße. In der Lerchenfelder Straße sind ungefähr 27 Prozent, sprich 3 000 m², Leerstände, in der Praterstraße 2 000 m² oder 23 Prozent Leerstände, in der Hütteldorfer Straße 3 700 m² leer, 21 Prozent der Geschäfte und und und. Besonders drastisch ist es in der Hernalser Hauptstraße außerhalb des Elterleinplatzes. Da ist jedes zweite Geschäftslokal leer. Und auf der Simmeringer Hauptstraße, wenn man die Wettbüros und Sonstige – ich will mich jetzt nicht näher ausdrücken, was es dort für Geschäfte gibt – abzieht, denn die kann man nicht als Einzelhandel und Nahversorger beschreiben, dann ist ebenfalls jedes zweite Geschäft an sich leer. 

Meine Damen und Herren! Daher ist die einzig wirksame Maßnahme unser Dringlicher Antrag – und wir er-
suchen, dem zuzustimmen –, nämlich endlich einen zeit-lich befristeten – wohlgemerkt: zeitlich befristeten – Wid-mungsstopp für Einkaufszentren in Wien in die Wege zu leiten, und zwar so lange, bis die Stadt Wien gemeinsam mit den Interessensvertretungen und dem Wiener Wirtschaftsförderungsfonds ein Konzept erarbeitet hat, was Sinn macht, was im Kostenrahmen liegt, was positive Auswirkungen für die Nahversorger, aber auch für die Geschäftsleute hat. So lange sollte es eben diesen Widmungsstopp geben. 

Daher dieser formale Dringliche Antrag, und ich hoffe, Sie stimmen dem zu und erkennen endlich die Notwendigkeit, hier einzuschreiten. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich eröffne nun die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt. Erste Debattenrednerin ist Frau GRin FRANK.

GRin Henriette FRANK (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Kollege hat ja jetzt schon sehr ausführlich über die Fülle der Einkaufszentren, die da von der Stadt Wien geplant werden, gesprochen, sodass ich nicht näher darauf eingehen muss, aber etwas möchte ich schon nicht unerwähnt lassen bei dieser Fülle, die hier noch geplant ist und realisiert werden soll. Es ist bekannt, dass nicht selten die Geschäfte in diesen EKZENT in Insolvenz gehen, und zwar mit all den daraus entstehenden Problemen sowohl für die Zulieferer, vor allem aber auch für das Personal. Es ist auch bekannt, dass seit einigen Jahren bei einer immer größer werdenden Dich-
te von räumlich nahe beieinander gelegenen Einkaufs-zentren ein Verdrängungswettbewerb bei gleichzeitigem Kaufkraftverlust der Konsumenten beobachtet werden kann, und die Folgen für den Einzelhandel sind noch gar nicht abzusehen. 

Ich möchte das jetzt einmal allein am Beispiel der Favoritenstraße, die einmal eine der Einkaufsstraßen in Österreich überhaupt war, näher festmachen. So war hier vor etwa 20 Jahren noch ein Branchenmix mit allem, was man so Marktnischen nennt. Ich erwähne jetzt nur ein paar Beispiele: Fotoateliers, Knopfgeschäfte oder Handarbeitsgeschäfte, also etwas, was man nicht unbedingt in einem Einkaufszentrum bekommt. Aber all diese Geschäfte werden Sie dort jetzt nicht mehr finden, die sind im Laufe der Jahre verschwunden und wurden ersetzt durch Wettbüros und durch Callcenters. Die Spirale der Nichtakzeptanz durch die Konsumenten ist dadurch nach oben gegangen, denn es war ja das Angebot überhaupt nicht vorhanden. 

Und was hat in dem Punkt die Politik gemacht? – Sie hat wirklich nur zugeschaut, obwohl es, wie auch mein Kollege gesagt hat, oft nur Kleinigkeiten gewesen wären, mit denen man vieles bewirken hätte können. Es wäre zum Beispiel ein Schanigarten auf der Favoritenstraße eine angenehme Sache gewesen beim Einkaufen oder einfach ein paar Bäume mit Schatten, aber nein, man hat wahnsinnig lange gerade im unteren Teil der Favoritenstraße die Drogenszene eskalieren lassen, und die paar Leute, die dort noch eingekauft haben, sind dann letztlich auch noch weggeblieben.

Durch die Minimierung solcher Angebote, wie ich sie jetzt aufgezählt habe, ist es irgendwie fast selbstverständlich, dass die Leute dann ein Einkaufszentrum wäh-len, auch auf Grund der Parkplatzprobleme, wie sie sicher in der Innenstadt gegeben sind, und weil – das hat man leider bei den Einkaufsstraßen vergessen, und auch dafür ist Politik zuständig – mittlerweile Einkaufen eine Art Event-Erlebnis, eine Freizeitgestaltung geworden ist. Man hat hier überhaupt kein Angebot dafür geschaffen, außer vielleicht ein paar Fastfood-Geschäfte, denn die Beisln sind ja alle gestorben dadurch, dass überhaupt keine Leute mehr zum Einkaufen gekommen sind.

Was in Favoriten ganz besonders erwähnenswert ist: Jetzt kommt dann in mehr oder weniger absehbarer Zeit das dritte Mal eine Wahl, bei der man wieder großartig ankündigt, wie die Favoritenstraße geändert werden soll. Na bitte, da wurden schon großartig Ausstellungen eröffnet, aber umgesetzt ist bis heute dahin gehend nichts. Man hat jetzt – das sei zugegeben; gestern war die Eröffnung – im unteren Teil das Columbus Center eröffnet. Ob es sich wirklich bewährt mit all den Problemen, die es einmal im Verkehr gibt, wird man noch feststellen, aber – und das befürchte ich ernsthaft – alles, was dieses Einkaufszentrum jetzt in diesem ehemals toten Zweig anzieht, wird vielleicht dann oben Richtung Reumannplatz fehlen. Und dann haben wir dort oben die tote Zone. Es ist eigentlich keine Lösung. 

Statt diese Straße jetzt wirklich einmal ein bisschen attraktiv zu gestalten, hat man sich dahin gehend festgelegt, immer mehr Straßenfeste zu machen. Die aber be-wirken wieder, dass die Leute, die dort ihren fixen Stand-ort, also ihr Geschäft haben, zwar hohe Mieten zahlen, aber dass bei den Straßenfesten kein Mensch dann in diese Geschäfte kommt. 

Auch die vom guten Funktionieren einer Einkaufsstraße abhängigen Märkte leiden unter dieser Situation. Denn wer nicht in die Einkaufsstraße kommt, der wird auch nicht bei den daneben liegenden Einkaufsmärkten, also bei den temporären und auch bei den fixen Märkten einkaufen. Und wenn man dann noch Regelungen hat, dass man die Beisln, die auf diesen Märkten vielleicht verblieben sind – und glauben Sie mir, es sind schon wenige genug –, um 18.30 Uhr zusperren muss, nämlich genau um 18.30 Uhr, wenn die Geschäfte zusperren und die Leute dann dort hingehen möchten, dann muss man sich ja wirklich einmal überlegen, ob man nicht da durch Kleinigkeiten etwas ändern könnte, zum Beispiel eben dadurch, dass man auch dort auf den Märkten – was ja am Naschmarkt Gang und Gäbe ist – einmal zumindest der Gastronomie zugesteht, längere Öffnungszeiten zu haben. (Beifall bei der FPÖ.)
Aber was mir im Zusammenhang mit den ganzen Diskussionen um Einkaufszentren am meisten Sorge bereitet, ist die soziale Komponente. Es werden hier vor allem die Frauen mangels anderer Jobangebote zu Lohndumpingpreisen, unregelmäßigen Arbeitszeiten und minderer Arbeitsqualität sozusagen missbraucht. Ebenso ergeht es den Zulieferfirmen, die es sich einerseits nicht leisten können, auf Großkunden, wie es diese Einkaufszentren nun einmal sind, zu verzichten, aber andererseits dem Preisdruck nur durch Weitergabe an das Personal oder mindere Qualität der Waren gerecht werden können. 

Auch betroffen ist dann die immer größer werdende Gruppe der Singles und der älteren Menschen, die keinen Wocheneinkauf im Einkaufszentrum machen wollen oder auch können, weil sie vielleicht über kein Auto verfügen. Wer fährt dann schon mit den schweren Packeln vielleicht mit der U-Bahn, wo er dreimal umsteigen muss, nach Hause? Diese Menschen möchten vielleicht an ihren Haushalt angepasst kleinere Mengen, frische Mengen und die vor Ort und nicht irgendwo über drei Ecken kaufen. 

Wenn man dann sagt, es liegt auch manchmal daran, dass bei den Einkaufsstraßen die Mieten so hoch sind, dann kann ich mir das nicht gut vorstellen, wenn sich eben andererseits gerade "Preisruinen", Bestmärkte und so weiter sehr wohl dort ansiedeln, die ja nicht die großen Spannen haben. Und dass es beim Greißler ein bisschen teurer ist, ist auch klar, würde aber sicher angenommen, denn man kauft ja auch bei den Tankstellen die teureren Produkte. Man muss es aber ermöglichen.

Was bei dem Sozialen noch dazukommt: Die kleinen Läden haben oft nicht diesen enormen Personalwechsel, sodass sich hier vor Ort ein Kommunikationszentrum für die Menschen aufbaut. Das ist wie ein Dorf in der Stadt. Die Leute gehen immer zum selben Greißler und haben damit auch Ansprechpartner, was in einer Stadt mit Vereinsamung, glaube ich, besonders wichtig ist. (Beifall bei der FPÖ.) 
Dies alles aber wird verhindert, indem wir immer mehr unpersönliche, kontaktarme, billigpreisfördernde Einkaufszentren mit all den geschilderten Auswirkungen zulassen. Daher ist unser heutiger Antrag betreffend einen zeitlich befristeten Widmungsstopp für Einkaufszentren in Wien besonders wichtig, vor allem dort, wo es eine Aufwertung der Einkaufsstraßen im Sinne des Einzelhandels, des Personals, vor allem aber der Konsumenten geben soll. Und das fordern wir Freiheitliche. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Trammer, bitte.

GRin Heike Trammer (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Vielen Dank. – Herr Vorsitzender! Sehr ge-ehrte Damen und Herren! 

Das BZW befürchtet wohl mit Recht, dass die Klein- und Mittelbetriebe in Wien dem Untergang geweiht sind. Negativbeispiele gibt es genug. Wir haben es gehört, Floridsdorfer Hauptstraße, Stadlauer Straße, Praterstraße, Lerchenfelder Straße, Josefstädter Straße, Hernalser Straße und viele mehr, allesamt früher einmal blühende Einkaufsstraßen, verzeichnen ein massives Geschäftssterben. Die Nahversorgung wird, wenn überhaupt, nur mehr durch große Einkaufsketten gewährleistet, der Greißler ums Eck sowie die typischen Wiener Fachgeschäfte werden durch Sexshops und Wettbüros abgelöst, diese zum Teil sogar angesiedelt in unmittelbarer Nähe von Kindergärten. Siehe Beispiel Floridsdorf. 

Ein neues Großeinkaufszentrum jagt das nächste, vielleicht auch deshalb, weil die Investoren für Wien eini-ge infrastrukturelle Verbesserungen finanzieren wollen, so nach dem Motto, die eine Hand wäscht die andere, aber das weiß man nicht so genau. Sowohl im Strategieplan Wien als auch im Stadtentwicklungsplan 05 ist die Revitalisierung dieser vorhin genannten Einkaufsstraßen eindeutig nicht vorgesehen. Die wirtschaftliche Konzentration erfolgt auf die innere Mariahilfer Straße, die fast ausschließlich aus Großketten besteht, auf die Kärntner Straße, den Graben und all das, was sich so im ersten Bezirk abspielt. 

Dieses verfehlte Einkaufsstraßenmanagement un-
ter der Federführung der neuen selbsternannten Wirtschaftspartei SPÖ, wie man ja vom Herrn Strobl bei der Wirtschaftskammerwahl immer hören konnte, dem Wiener Einkaufsstraßenmanagement, dem Wiener Wirtschaftsförderungsfonds und last but not least der Wirtschaftskammer führt so weit, dass StR Schicker von den Kleinunternehmen so genannte Privatinitiativen fordert, um überleben zu können. So nämlich seine Reaktion auf eine Anfragebeantwortung in einer Gemeinderatssitzung vom 27. Jänner dieses Jahres. 

Allerdings ist – und das darf man nicht vergessen zu erwähnen – dieser Planungsmurks, Großeinkaufszentren an allen Ecken und Enden zu errichten, dem ehemaligen Planungsstadtrat der ÖVP, Görg, zu verdanken. Daher ist die ÖVP letztendlich auch für die heutigen Zustände und das langsame Sterben der Klein- und Mittelbetriebe mitverantwortlich. Die überhöhten Geschäftsmieten und die Nähe der überdimensionierten Einkaufszentren bedeuten für die Klein- und Mittelbetriebe á la longue den Todesstoß. 

Dabei ist die Bedeutung der Klein- und Mittelbetriebe für die Volkswirtschaft besonders groß. Zwei Drittel aller Arbeitsplätze werden in entwickelten Volkswirtschaften von Klein- und Mittelbetrieben bereitgestellt. Warum sind die Klein- und Mittelbetriebe für uns in Wien so wichtig? Sie bieten ein reichhaltiges Angebot, spüren Marktnischen auf, wirken Monopolisierungstendenzen entgegen und sichern so den Wettbewerb. Sie sichern die Nahversorgung und sind konjunkturstabil, wenn sie nicht gerade auf Zulieferfirmen angewiesen sind. Das Wichtigste aber, meine sehr geehrten Damen und Herren: Sie stellen Lehrplätze zur Verfügung. 

Wenn man die KMUs, so wie hier in dieser Stadt, durch derart schlechte Rahmenbedingungen immer mehr vernichtet, dann wundert es nicht, wenn jetzt Wiener Lehrlinge nach Preßburg gehen müssen, um da ihr Praktikum zu machen, weil es eben dort noch gut funktionierende Fachbetriebe gibt. 

In diesem Sinne, zum Schutz der Klein- und Mittelbetriebe und für die Erhaltung der Ausbildungsplätze für unsere Jugend und der Arbeitsplätze insgesamt, stimmen wir dem Antrag des blauen Klubs zu. (Beifall beim BZW.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Es fällt bei dieser Diskussion schwer, jetzt einen grundsätzlich anderen Standpunkt zu beziehen. Ich möchte nur insofern ein bisschen eine Gewichtsverlagerung vornehmen, bevor ich auch meine Kritik äußere: Es ist nicht primär die SPÖ, die herumzieht und Einkaufszentren plant – das ist keine Verteidigung der SPÖ –, sondern es gibt eine internationale Entwicklung – und die sollte man einmal beschreiben; in Deutschland diskutiert die der Herr Müntefering momentan durchaus positiv –, die sich so äußert, dass Großinvestitionen dort hingehen, wo die größten Renditen zu erzielen sind. Die größ-
ten Renditen erzielen internationale Immobilienkonzerne, und jetzt fließt sehr viel Geld in Immobilienportfolios. Die werden – leider ist das so – nicht mit Wohnungen, sondern mit Einkaufszentren erzielt. 

Ich habe mit einigen Anlegerprofis gesprochen, die mir erklärt haben, warum das internationale Geld speziell nach Österreich fließt und hier speziell in Einkaufszentren. Es gibt in der Tat keine Großimmobilienprojekte, wo nicht als Flaggschiff Erlebnisgastronomie, Einkaufszentren aufscheinen. Das heißt immer ein bisserl anders, aber dahinter verbirgt sich immer das Gleiche. Die Errichtungskosten einer derartigen Immobilie sind geringer als bei Wohnungen und Büros, und die Mieten sind doppelt gestaffelt. Das heißt, die Renditemöglichkeiten sind höher. Man hat eine Fixrendite der Immobilienbetreiber und darüber hinaus gibt es Umsatzbeteiligungen, also die Chance, weit mehr zu kriegen als zum Beispiel bei Büros und Wohnung. Das führt dazu, dass es – noch einmal – kein Projekt gibt, bei dem man nicht sagt, da und nur da brauchen wir auch ein großes Einkaufszentrum.

Jetzt wiederhole ich noch einmal, was das wichtigste Wort wäre, das die Wiener Planung lernen müsste, das Wort "Nein" und sich dem entgegenzustellen. Das ist nicht leicht. Das würde einmal voraussetzen, dieses Problem als solches zu erkennen und zu benennen und nicht zu sagen – siehe Stadtentwicklungsplan –, es ist eh alles paletti in Wien, wir machen eh alles okay, und sich bei jedem Einkaufszentrum noch hinzustellen und zu erklären, warum das gerade da notwendig ist, sodass wir sogar die Illusion haben, dass hätte wirklich die SPÖ gewollt, dass dort ein Einkaufszentrum hinkommt, anstatt zu sagen, he, wir haben da ein Problem, und zwar nicht nur in Wien, sondern überall, das ist die Zerstörung der Nahversorgung. 

Jetzt komme ich noch ganz kurz – ich möchte nicht so lange reden – zu einem Vergleich, und Österreich ist hier führend. Ich habe hier – mein Dank gilt durchaus auch den Publikationen der Wirtschaftskammer; ich habe jetzt kein Taferl gemacht, ich erzähle es nur, aber wer es will, kriegt auch das Taferl, ich war nur zu faul, die Dinge da herzuhalten – die Verkaufsflächenausstattung der EU im Vergleich, die Verkaufsflächen pro Kopf der Bevölkerung. Wo haben wir heute bereits die meisten Verkaufsflächen pro Kopf? In Österreich! In Österreich mehr als in Deutschland, mehr als in Belgien, mehr als in Italien. Das mit Großbritannien kann ich mir kaum vorstellen. Die hätten nämlich nur ein Drittel der österreichischen Verkaufsflächen. Bitte, das ist eine höchst offizielle im Internet abrufbare Studie. 

Vor dem Hintergrund ist ja vollkommen klar, was passiert. Wenn man im Internet recherchiert – und ich liebe Google, denn da kann man sich hier bei nicht so spannenden Reden auf andere Sachen vorbereiten – und sich die Umsatzentwicklung im Handel grundsätzlich anschaut, so ist die seit vielen Jahren mehr oder weniger gleichbleibend, in manchen Bereichen leicht steigend, in einigen Bereichen leicht zurückgehend. Und wie ist die Entwicklung der Verkaufsflächen in Summe? Steil steigend! 

Einen Schilling oder einen Euro kann man nur einmal ausgeben, und das ist das Bedrohliche. Es ist deswegen besonders bedrohlich und auch ärgerlich, weil Sie genau wissen, was das zum Beispiel für die Verkehrssituation heißt. Ich bin noch in der privilegierten Situation – darum wohne ich auch dort –, in der Gumpendorfer Straße zu leben. Ich kann alles zu Fuß einkaufen oder mit dem Fahrrad. Ich habe rundherum Geschäfte, Kleingeschäfte, deren Inhaber mir alle erzählen, wenn sie über 50 Jahre sind, wenn sie in Pension gehen, wird das zugesperrt. Sie finden keinen, der nachfolgt. Und sie erzählen mir, sie sind eigentlich dumm, denn nach wirtschaftlichen Kriterien hätten sie das Geschäft längst aufgeben müssen. In Papiergeschäfte und für alles das, was man halt so braucht, da gehe ich zu Fuß. Viele Menschen in weiten Teilen der Stadt haben das nicht. Die müssen sich ins Auto setzen, müssen ins Shoppingcenter und dort zur Erlebnisgastronomie – die ich im 6. Bezirk zu Genüge habe und wo ich zu Fuß hingehen kann – mit dem Auto hinfahren. Das kommt noch dazu. 

Und wissen Sie, was das Verheerende ist? Das ist ein irreversibler Prozess. Wenn einmal Nahversorgung am Ende ist, ist sie am Ende. Wenn ich ein Shoppingcenter mit seiner gesamten Struktur habe, kriege ich das nicht mehr weg. Das wollen wir auch nicht.

Ein Argument noch, das ist der demographische Trend. Wien wird älter. Wir sehen das oft nicht, weil viele sich nicht mehr auf der Straße bewegen können und auch nicht wollen. Gerade vor dem Hintergrund finde ich das einen Wahnsinn, was passiert. Ich bin jetzt eigentlich weiter, denn nur "stopp" zu sagen, das ist es nicht. Man wird maßvoll – wie ich das bei Multiplexxen gesagt habe – sehr wohl Kleinzentren oder auch Großzentren zulassen. Gar nichts zu machen, einfach nur zu sagen, wir machen gar nichts mehr, ist irreal. Was ich verlange – und zwar jedes Mal, es ist ja nicht das erste Mal, dass ich zu diesem Thema hier rede –, ist, eine Gesamtbetrachtung vorzunehmen und, ja, auch einem Immobilienentwickler zu sagen: Hau dich mit deinem Einkaufszentrum über die Häuser, wo du herkommst! Wir wollen das nicht! 

Das Superbeispiel, wo die sozialdemokratischen Ge-meinderäte immer brav herauskommen, ist beim Prater. Dort gibt es hundert wunderbare Beispiele, was man auf dem Standort tun könnte. Was ist euch eingefallen? Ein großes Einkaufszentrum, das jetzt ein bisserl anders heißt. An dem wunderbaren Standort! Das finde ich ver-heerend. 

Jeder, der von uns reist – und das tun zum Glück viele –, kennt die Situation nicht nur in den USA, sondern auch in Südamerika, in vielen asiatischen Bereichen und weiß, wie dort Leben funktioniert. Man wohnt in einer Gegend, in einer Community, fährt in die Garage hinunter, steigt ins Auto, fährt ins Einkaufszentrum, steigt dort aus, und dort hat man das Leben. Das, was die europäische Stadt und auch Wien noch ausmacht, dass man einfach zu Fuß gehen kann, und das, was die Amerikaner mühsam nachbauen, Erlebnis beim Einkauf, das sind unsere Einkaufsstraßen, das ist unsere Stadt, das ist der 6., der 7., der 1., der 16., der 17., der 21. Bezirk im Kern noch. Noch! So lange das Städtische, das Nebeneinander von Einkaufen, Arbeiten, Freizeit, Wohnen kompakt stattfindet. Dass das auseinander geht, wissen wir. Das ist nicht gesteuert, das ist leider der Trend zur Zentralisierung, der Trend der Immobilienwirtschaft. 

Es wäre Aufgabe, dem gegenzusteuern. Das nicht zu tun und nicht einmal bereit zu sein, das Problem hier anzusprechen, das finde ich den Frevel, den politisch die Sozialdemokratie begeht, und darum wird uns dieses Thema leider weiter begleiten. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Herr GR Dkfm Dr Aichinger. Ich erteile es ihm.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir haben heute hier ein Thema, man könnte schon sagen, einen Dauerbrenner, der uns immer wieder in die-sem Hause beschäftigt, vor allem aus dem Grund, weil, wie ich glaube, die Stadtregierung und die Mehrheitsfraktion bei diesem Thema immer wieder herumlaviert, keine eindeutigen Aussagen macht und auch im Stadtentwicklungsplan nicht eindeutig dazu Stellung nimmt.

Im Stadtentwicklungsplan 1994, meine Damen und Herren, war das nämlich der Fall. Da ist noch drinnen ge-standen, dass die gewachsenen zahlreichen Einkaufsstraßen in allen Wiener Stadtteilen das Rückgrat und der Schwerpunkt für die Versorgung sein sollen und dass es nur wenige Einkaufszentren an verschiedenen Standorten geben soll, die man berechtigterweise dann, wenn es neue Stadtentwicklungen gibt, für die Versorgung sozusagen planen beziehungsweise auch bauen muss. 

Zwei, drei konkrete Zahlen noch dazu. 1995 ist es so gewesen, dass wir, wie gesagt, in den 22 größten Einkaufsstraßen 600 000 m² Verkaufsfläche, das war über ein Viertel der gesamten Verkaufsfläche, gehabt haben. Diese Einkaufsstraßen sind langsam zurückgegangen, Sie liegen bereits weit unter 600 000, meine Damen und Herren, die Fachmärkte aber sind in diesem Zeitraum von 450 000 auf 800 000 m² gestiegen und haben in dem Fall bereits einen Anteil von 30 Prozent erreicht. 

Die Wirtschaftskammer Wien, meine Damen und Herren, hat – und das möchte ich vielleicht Kollegen Madejski sagen – genau vor zwei Jahren bereits einen zeitlichen Widmungsstopp gefordert in dem Sinne, um nachzudenken und ein Konzept auszuarbeiten, bei dem alle Betroffenen ganz einfach wirklich an einem Strang ziehen und sagen, wie die Lösung für Wien aussehen kann und wie es funktionieren kann. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Wirtschaftskammer Wien war nie prinzipiell gegen Einkaufszentren, sondern wir haben gesagt, man muss ganz genau sagen, wo dieses Einkaufszentrum steht und was es für eine Berechtigung hat. Wir haben Beispiele, meine Damen und Herren, wo das sicherlich notwendig und gut war. Aber man sieht auch, meistens funktionieren die am besten, die in gewachsenen Gegenden, in gewachsenen Einkaufsstraßen sind. Und das Beste ist, dass wir dort feststellen können, dass zum Bei-spiel der Konsument großteils – bis zu zwei Drittel und mehr – zu Fuß kommt. Das heißt, diese Einkaufszentren werden viel mehr angenommen, und jene Zentren und jene Fachmärkte, die prinzipiell mit dem Auto angefahren werden, haben dadurch natürlich umso mehr Probleme. 

Es sind heute bereits sehr viele Argumente gefallen, und auch das ist hier bereits erwähnt worden: Die Kaufkraft ist nicht vermehrbar. Ich kann Ihnen das noch ein bisschen genauer und detaillierter anhand von Zahlen sagen. Die Kaufkraft in Wien ist die höchste in Österreich, das stimmt, aber sie nimmt gegenüber dem gesamtösterreichischen Durchschnitt in den letzten Jahren kontinuierlich ab und wird wesentlich schwächer. Dazu eine konkrete Zahl, meine Damen und Herren: Der Einzelhandelsumsatz in Wien vom Jahre 1995 bis 2004 ist um konkret 16 Prozent gestiegen. Wenn Sie die Inflationsrate abziehen, sind Sie eigentlich seit 10 Jahren auf dem gleichen Niveau des Einzelhandelsumsatzes in Wien. Österreichweit, meine Damen und Herren – als Wiener muss ich sagen leider, als Unternehmer und Händler Gott sei Dank – ist der Umsatz aber um 26 Pro-zent gestiegen. Das heißt, dort schaut es anders aus. Bei uns gibt es ganz einfach leider nicht mehr Kaufkraft. Es kann ganz einfach hier nicht mehr verkauft werden. 

Gestern ist ein Einkaufszentrum im 10. Bezirk eröffnet worden, meine Damen und Herren. Wenn man hineingeht, so ist es ein sehr schönes Projekt, aber ein Drittel der Flächen war am Eröffnungstag nicht besetzt, war leer. Das zeigt schon, dass ganz einfach hier nicht unbedingt der Bedarf gegeben ist, obwohl ich glaube, dass ein sehr, sehr guter Standort gewählt wurde. Es geht da nicht mehr nur darum – der Kollege Chorherr hat das ja angeschnitten –, dass wir die Investoren haben, es gibt bereits einen Verdrängungswettbewerb innerhalb der Großen, das geht bereits bis zu einem Vernichtungs-wettbewerb. 

Wenn wir uns in Österreich auch anschauen, wie hoch die Konzentration im Einzelhandel ist, dann wissen wir, dass es einige Branchen gibt, wo drei Anbieter bereits über 90 Prozent des gesamten Marktes beherrschen, und das kann es nicht sein. Das, meine Damen und Herren, ist auch nicht zum Wohle der Konsumenten, sondern das ist nur vorgetäuscht so. Damit werden die Einkaufsflächen an den Stadtrand, an gewisse Peripherien verlagert und eben die Stadt der kurze Wege, das Einkaufen in den innenstädtischen Bezirken immer mehr erschwert und immer mehr unmöglich gemacht. Damit kommt es – auch das ist schon angeschnitten worden – zu mehr Verkehr und zu mehr Verkehrsbelastung und auch das, glaube ich, wollen wir nicht, weil es nicht unbe-dingt der Lebensqualität dieser Stadt entspricht. 

Es ist heute schon sehr viel erwähnt worden und ich glaube, ich kann mir die Liste jener Einkaufszentren, die bereits jetzt gewidmet sind und im Baustadium sind oder noch gar nicht begonnen wurden, ersparen. Es sind, wie gesagt, nach dem neuesten Stand über 350 000 m². Die wichtigsten, die gewidmet sind, sind die Brachmühle, der Westbahnhof, die Mariahilfer Straße, die äußere Mariahilfer Straße, die Hütteldorfer Straße, der Kagraner Platz und so weiter, wo ganz einfach nach wie vor geplant be-ziehungsweise gebaut wird. 

Meine Damen und Herren! Es ist daher fünf nach zwölf und es ist ganz einfach ein Umdenken in dieser Stadt notwendig. Wir müssen ein Konzept erarbeiten und uns überlegen: Wo ist es noch sinnvoll, wo ist es verträglich, wo sollen wir in Zukunft noch solche Flächen be-bauen beziehungsweise wo ist es nicht mehr erforderlich? Ich glaube, es ist daher notwendig, dass wir diesen zeitlich befristeten Widmungsstopp durchführen und gemeinsam mit allen interessierten Gruppen, auch mit der Wirtschaftskammer, auch mit dem WWF, endlich ein Konzept erarbeiten, in dem vor allem das, meine Damen und Herren, was die Wirtschaftskammer seit vielen Jahren in den Begutachtungen und in den Stellungnahmen gesagt hat, ein bisschen mehr Beachtung findet und in die Stadtplanung eingeht, und dass ganz einfach in dem Stadtentwicklungsplan festgestellt wird, dass man so vorgehen soll.

Ein Beispiel ist noch ganz wichtig, meine Damen und Herren. Gerade jetzt, wo die Nord-Ost-Umfahrung prinzipiell in der Trassenlegung festgelegt ist, sollten wir vor allem in diesem Punkt die Kooperation mit Niederösterreich suchen und unbedingt sagen, was auf diesem Ge-biet der neuen Flächenwidmung geschehen darf und was nicht.

In diesem Sinne, meine Damen und Herren, glaube ich, sollten wir vorgehen, denn es ist zum Nutzen der Stadt, zum Nutzen der Konsumenten und aller Wiener und Wienerinnen. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Der Nächste auf meiner Rednerliste ist Herr StR DDr Schock. Ich erteile ihm das Wort.

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Wir wollen mit diesem Dringlichen Antrag einen Wid-mungsstopp für Einkaufszentren, eine Nachdenkpause, eine Pause, um nachzudenken, wie das auch in vielen anderen Bundesländern üblich ist, in Niederösterreich, in Oberösterreich, eine Nachdenkpause, wie wir die Kleinen in ihrem Kampf gegen die Großen unterstützen kön-nen. 

Wir brauchen für die kleinen Nahversorger gleiche Wettbewerbsbedingungen, und es gibt daher überall in Europa die Diskussion: Wie können wir für die Kleinen gerechte Wettbewerbsbedingungen, Chancengleichheit mit den Großen schaffen? Es ist enttäuschend, dass sich die sozialistische Fraktion heute dieser Diskussion entzieht (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Wir sind ja hier!), dass der Herr StR Schicker nicht bereit ist, an dieser Diskussion teilzunehmen, Herr Kollege Stürzenbecher, und dass sich offensichtlich auch der Kollege Schieder gerade eben von der Liste streichen hat lassen, denn er hätte vor mir reden sollen. Ich finde das eigentlich sehr traurig, dass eine große Fraktion, die Mehrheitsfraktion hier in diesem Haus, nicht bereit ist, in diese Diskussion einzutreten, wie man wieder Wettbewerbschancen für die Kleinen schaffen kann.

Meine Damen und Herren! Es haben ja bisher eigentlich alle Fraktionen dieser Idee des Widmungsstopps zugestimmt. Das sind natürlich wir als Antragsteller, es hat das Bündnis sich dafür ausgesprochen, die ÖVP hat angekündigt, hier zuzustimmen, und auch die grüne Fraktion hat eigentlich durch den Herrn Chorherr dieser Idee zugestimmt. Wir würden uns daher wünschen, dass auch die sozialistische Fraktion hier ein Bekenntnis abgibt. 

Aber, meine Damen und Herren, es hat ja der Herr GR Chorherr eigentlich schon über die Versäumnisse der Sozialdemokratie gesprochen, über den Frevel – wie er das bezeichnet hat – an der Nahversorgung in Wien. Frevel an der Nahversorgung ist wohl wahrscheinlich wirklich der richtige Ausdruck, denn wo sind denn die Maßnahmen der Stadt in den letzten Jahren geblieben? Es hat ja in Wien in etwa vor sechs, sieben Jahren noch eine hohe Förderung für die Kleinen, für die Greißler gegeben. 50 000 EUR Zuschuss hat es bis vor sechs, sieben Jahren in Wien gegeben, heute macht dieser Zuschuss für unsere Nahversorger nur noch 10 000 EUR aus. Man hat an der Höhe der Förderung nichts geändert, aber man hat die Förderung für die Kleinen reduziert. Und was ist der Grund dafür? Weil eben in dieser Stadt alles andere wichtiger ist als unsere Nahversorger, weil alles andere wichtiger ist als unsere Greißler, unsere nahversorgenden Betriebe in Wien. 

Und wie schauen denn die Budgetzahlen aus? Meine Damen und Herren, man hat in Wien vor sechs, sieben Jahren, bis zum Jahr 1999, noch 5 Millionen EUR pro Jahr, damals über 70 Millionen ATS, für die Nahversorger aufgewendet. Und wie viel gibt die Stadt heuer aus? Wenn man das heurige Budget zur Hand nimmt, dann sieht man 1,6 Millionen EUR noch. Das ist eine Kürzung von 5 Millionen EUR auf nunmehr 1,6 Millionen EUR für unsere Nahversorger. 

Es ist daher in Wahrheit die Förderung um über zwei Drittel gekürzt worden, und ich meine, gerade die sozialistische Fraktion sollte zu diesem Tagesordnungspunkt Stellung nehmen. Sie sollten nicht in Presseaussendungen mit vollmundigen Erklärungen den Leuten in der Öffentlichkeit Sand in die Augen streuen über Ihre Förderungspolitik, Sie sollten zur Kenntnis nehmen, dass Sie die Förderung in dieser Stadt um zwei Drittel gekürzt ha-ben. Ich fordere Sie auf, kommen Sie heraus und nehmen Sie von diesem Pult aus Stellung zu diesem Dringlichen Antrag! (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Es gibt ja viele Ideen, 
es gibt zum Beispiel die Idee, die Kommunalabgabe, 
die diese großen Einkaufszentren entrichten müssen, zweckgebunden für die Förderung der Kleinen zu verwenden. Denn neue Einkaufzentren schaffen natürlich auch neue Einnahmequellen für die Stadt, eben etwa durch die Kommunalabgabe, und es wäre doch eine gute Idee, das Steueraufkommen, das Kommunalsteueraufkommen der Großen, der Einkaufszentren zweckzubinden für die Förderung der Kleinen. 

Wir schlagen daher vor: Wir wollen ein neues Budget, mit dem wir dann auch die Förderung der Nahversorgung wieder auf etwa 50 000 EUR anheben können, wie das früher der Fall war.

Wir schlagen vor: Schaffen wir solch ein neues Budget, ein neues Budget, das aus der Kommunalsteuer der Großen dotiert wird, finanziert wird, ein neues Budget, aus dem die Kleinen dann eben wieder verstärkt gefördert werden können. 

Meine Damen und Herren! Es haben ja alle Redner hier schon festgestellt, dass auch für die Entwicklungen der Stadt eigentlich kein guter Wille zu erkennen ist. Es sind 20 Großprojekte im Laufen: Beim Ernst-Happel-Sta-dion, beim Bahnhof Wien Mitte, beim Zentralbahnhof, Westbahnhof, Brauerei Liesing, Donauzentrum, Aspern, Asperner Flugfeld. Insgesamt geht es da um 400 000 m². Das ist eine Fläche, die im Volumen größer ist als etwa die gesamte Einkaufszone in der Mariahilfer Straße und in der Wiener City zusammen. 

Wir sind – das gilt etwa auch für die Wirtschaftskammer – nicht grundsätzlich gegen Einkaufszentren, denn es gibt auch positive Beispiele. Es haben einige Vorredner – so die Kollegin Frank, aber auch der Kollege Aichinger von der ÖVP – hier das Columbus Center in Favoriten erwähnt, das durchaus in einer frequentierten Lage ist und das auch die Chance bietet, den unteren Teil dieser Fußgängerzone, der ja bereits akut von der Verslumung bedroht war, aufzuwerten. 

Man soll sich daher jedes Einkaufszentrum im Detail anschauen, den Standort anschauen. Wir wollen aber eine Nachdenkpause, um eben diese genaue Prüfung durchführen zu können. 

Meine Damen und Herren! Wir müssen vor allem gleiche Wettbewerbsbedingungen für die Kleinen schaffen, denn die Kleinen haben derzeit nur Nachteile. Wir müssen Wettbewerbsbedingungen schaffen, indem wir für die Kleinen Vorteile schaffen, indem wir die Kleinen bewusst bevorzugen, etwa durch Förderungen, damit wir die Nachteile, die die Kleinen natürlich haben, ausgleichen können. 

Meine Damen und Herren! Wir fordern daher all diese Maßnahmen ein. Wir fordern die Maßnahmen für die Nahversorger ein, Geschäftsladezonen, wir fordern Park-pickerl ein, denn natürlich muss jeder Nahversorger auch für jedes Firmenauto sein Parkpickerl bekommen, und wir fordern vor allem auch Kundengaragen ein, kostenlose Kundengaragen. Wir meinen, dass Garagen, dass öf-fentliche Garagen aus der Parkometerabgabe finanziert, und zwar so stark finanziert werden können, dass sie dann auch den Kunden in den Einkaufsstraßen, in den gewachsenen Wiener Einkaufsstraßen kostenlos zur Verfügung gestellt werden können. Wir wollen also neue, kostenlose Kundengaragen. 

Herr Stadtrat! Wir würden für jede gewachsene Einkaufsstraße mindestens eine solche Kundengarage brauchen. Wir brauchen diese Garagen, weil ja die Einkaufszentren den großen Konkurrenzvorteil haben, dass sie eben kostenlos Parkplätze anbieten können, und das ist ja der Hauptvorteil dieser großen Zentren. Wir fordern das daher von Ihnen ein. Wir fordern Chancengleichheit für die Kleinen. Schaffen Sie die notwendigen Widmungen auch für solche Garagen, Herr Stadtrat! (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Es ist nicht nur der Parkraum, es sind nicht nur die vielen Parkplätze, die ein großer Konkurrenzvorteil für die großen Einkaufszentren sind, es ist natürlich auch der Zeitfaktor ein wesentlicher Vorteil, weil man sich halt beim Einkaufen in einem großen Einkaufszentrum, in dem man alles auf einmal bekommt, viel Zeit erspart. Es ist daher der Zeitfaktor ein wesentlicher Konkurrenzvorteil, wir hätten es aber in der Hand, auch hier einen Ausgleich zu schaffen, etwa durch neue Ladenöffnungszeiten zugunsten der kleinen Betriebe, indem eben kleine Betriebe in Wien länger offen halten dürfen, so wie das etwa in Frankreich oder auch in Italien praktiziert wird. In Frankreich ist es so, dass etwa die großen Einkaufszentren pünktlich um 18 Uhr den Rollbalken herunterlassen müssen, aber die Kleinen kön-nen dafür dann länger offen haben. In Frankreich gelten diese längeren Öffnungszeiten eben nur für die kleinen Händler. Die kleinen Einzelhändler, die Nahversorger haben daher in Frankreich die Chance, genau in diesen Zeitnischen, wenn die Großen schon zusperren müssen, zusätzliches Geschäft zu machen, mehr Geschäft zu machen.

Meine Damen und Herren! Herr Stadtrat! Herr Kollege Schieder! Wir fordern daher dieses französische Mo-dell der längeren Einkaufszeiten für die kleinen Händler auch für Wien ein. Nehmen Sie sich da ein Beispiel an der Gabi Burgstaller in Salzburg. Die Salzburger Landeshauptfrau, die Gabi Burgstaller, hat sich ja genau für dieses Modell ausgesprochen, dass in Salzburg die kleinen Läden länger offen haben sollen, und die Frau Burgstaller gehört ja immerhin Ihrer eigenen Partei an. Ich meine daher, was in Salzburg möglich ist, muss auch bei uns möglich sein.

Wir fordern Sie daher auf: Geben Sie den Kleinen doch auch bei den Öffnungszeiten mehr Chancen! Geben Sie den Kleinen in Wien durch längere Öffnungszeiten neue Chancen für mehr Geschäft! (Beifall bei der FPÖ!)
Meine Damen und Herren! Herr Stadtrat! Wir brauchen daher eine Nachdenkpause, ein Moratorium, um nachzudenken, wie wir die Kleinen tatsächlich stärker fördern können. Wir legen unsere Vorschläge in diesem Haus auf den Tisch. 

Wir wollen erstens neue Kundengaragen, die wir den Kunden kostenlos zur Verfügung stellen können, um e-ben den wichtigsten Vorteil der großen Einkaufszentren, den kostenlosen Parkraum, auszugleichen.

Wir wollen zweitens neue Ladenöffnungszeiten für die Kleinen in Wien, damit eben die Kleinen wie bei dem französischen Modell länger offen haben können und in diesen längeren Öffnungszeiten und in diesen Zeitnischen dann auch zusätzliches, neues Geschäft machen können. 

Und wir wollten drittens auch eine neue Förderung der Nahversorger, die finanziert werden soll aus der Kommunalsteuer der Großen, aus der Kommunalsteuer der Einkaufszentren, eine neue Förderung, die so hoch sein soll, wie sie früher bei uns in Wien war, nämlich wieder 50 000 EUR.

Herr Stadtrat! Herr Kollege Schieder! Schaffen wir daher doch eine Arbeitsgruppe, bestehend aus allen Fachleuten, aus den betroffenen Interessensvertretungen, aber auch aus Experten der Parteien, wie wir hier ein Maßnahmenbündel zusammenstellen können, um den Kleinen tatsächlich zu helfen, und beschließen wir bis dahin keine neuen Widmungen. Schaffen wir eine solche Arbeitsgruppe, um neue Ideen für die Nahversorgung zu finden.

Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! Es haben ja eigentlich alle Fraktionen bisher ihre Zustimmung zu diesem Antrag angekündigt. Es hat das Bündnis diese Zustimmung angekündigt, es hat die ÖVP die Zustimmung angekündigt, und es hat sich auch der Herr Chorherr von den Grünen vehement für einen solchen vorläufigen Widmungsstopp eingesetzt.

Herr Stadtrat, ich fordere Sie daher auf: Kommen Sie hier heraus, nehmen Sie Stellung zu diesem Widmungsstopp und unterstützen Sie vor allem auch mit Ihrer Fraktion diese Idee. Die freiheitliche Fraktion bietet Ihnen hier die Zusammenarbeit an. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge ZANKL: Danke. 

Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Herr GR Mag Schieder.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Her-ren! 

Ich halte die Diskussion insofern für wichtig, weil auch uns die Entwicklung des Einzelhandels und die Ent-wicklung der Wiener Einkaufsstraßen eine wichtige Frage ist, die wir im Rahmen der Stadtentwicklung und des Stadtentwicklungsplans intensiv diskutieren. 

Unsere Vorstellung ist eine Stadt der kurzen Wege, und auch die Sicherung der Nahversorgung sind strategische Ziele der Stadtpolitik und der Stadtentwicklungspolitik. Allerdings bedarf es für eine sinnvolle Debatte, eine ehrliche Debatte auch einen Blick auf Fakten, auf Details und auf die Rahmenbedingungen, die es in diesem Bereich gibt. 

Wir haben eine Veränderung der Bevölkerungsdichte zum Beispiel in den Gründerzeitvierteln im Westen der Stadt, eine Veränderung der Bevölkerungsdichte, die verursacht wird durch Veränderungen in der Wohnungsgröße, in den Lebensformen, in den Familiengrößen, in all dem. Das bringt auch eine Veränderung der Kaufkraft mit sich, die in einem Gebiet vorhanden ist. Wir haben andererseits im Süden und im Nordosten der Stadt eine Zunahme der Bevölkerungsdichte und eine Zunahme der Bevölkerung, die auch Kaufkraft genau in diese Gebiete verschiebt. 

Die Maßnahmen, die man hier setzen kann, sind nicht sehr viele, aber es ist zum Beispiel die sanfte Stadt-erneuerung und die Innere-Stadt-Erweiterung auch ein Dämpfer für diese Entwicklung. 

Des Weiteren können wir hier eine Veränderung im Konsumverhalten beobachten. Es gibt eine Veränderung seitens der Konsumentinnen und Konsumenten in der Güternachfrage, in der Nachfrage nach dem Branchenmix, eine Veränderung im Tagesrhythmus der Konsumenten und eine Veränderung in ihrem Einkaufsrhythmus und in ihrem Lebensrhythmus. Es gibt veränderte Ansprüche an die Auswahl und auch an die Bequemlichkeit und die Erreichbarkeit von Einkaufsmöglichkeiten. 

Andererseits gibt es ja auch bei den Unternehmern Veränderungen, was die Präsentation betrifft, was die Werbung betrifft, was zum Beispiel die Maßnahmen der Lagerhaltung betreffen, die immer kürzer vorhanden ist. Und damit gibt es natürlich auch veränderte Anforderungen an Räumlichkeiten und Geschäftslokale, die sie er-füllen können müssen, um sinnvoll wirtschaften zu können. 

Es gibt eine Veränderung in den betriebswirtschaftlichen Faktoren. Es gibt geänderte Preisstrukturen, mit denen Kleine oft schwer mithalten können, weil Große eben auch andere Preis- und Gewinnstrukturen haben.

Es gibt auch einen betriebswirtschaftlichen Faktor, der von der Politik beeinflusst und geschaffen ist, negativ geschaffen ist. Es gibt ein Mietrecht, dass leider nicht den Bestand von Unternehmen und Geschäften fördert, sondern die haben ein Mietrecht, das leider einen sehr hohen Spielraum einräumt, dass man die Mieten erhöhen kann, dass der Hausherr die Mieten erhöhen kann und damit auch eingesessene kleinere und mittlere Betriebe, so genannte Nahversorger, aus den Geschäftsstraßen mitunter vertrieben werden. Wir sehen ja diese Entwicklung zum Beispiel auch in der Wiener Innenstadt, wo große internationale Ketten die heimischen angesessenen alten Unternehmen aus den Geschäften vertrieben haben. Und es spielt sich natürlich auch auf den Ein-kaufsstraßen mitunter ab, wenn der Hausherr zum Beispiel glaubt, er muss eine höhere Rendite ziehen. Und da ist, muss ich ganz ehrlich sagen, die Politik aufgefordert, ein Mietrecht wieder zu schaffen, das den Bestand sichert, den Fortbestand für Unternehmerinnen und Un-ternehmer, vor allem für die Kleineren und Mittleren. 

Wir haben aber auch eine schwache Konjunktur, und eine schwache Konjunktur bedeutet eine schwache Kaufkraft, und eine schwache Kaufkraft heißt letztendlich, dass weniger im Konsum ausgegeben wird. 

Der Greißler am Eck, der auch in dieser Debatte hier hoch beschworen wird, ist eben oft nur mehr ein Gegenstand von Reden, nämlich in den Reden, in denen er hochgehalten wird. In der Realität ist allerdings das Einkaufsverhalten, sowohl der Einkäufer als auch derer, die ihn oft in Reden hochhalten, ein ganz anderes, nämlich dass man natürlich aus Gründen der Bequemlichkeit, unter anderem der Preise, ja dann doch in die großen Geschäfte und nicht zum Greißler am Eck geht. 

Wir wissen aber auch, dass die Lage in Wien gar nicht so schlecht ist. 67 Prozent der Wiener ist die Nahversorgung und hier vor allem mit Lebensmitteln in der Nähe ein wichtiges Thema. Wir wissen auch aus den Studien, dass, wenn nach Schulnoten bewertet würde, die Versorgungssituation mit diesen Gütern des täglichen Bedarfs in der unmittelbaren Wohnumgebung zwischen 1 und 2 eingeschätzt wird von den Wienerinnen und Wie-nern. 

In den 90er Jahren, denn diese Veränderungen in den wirtschaftlichen Grundbedingungen sind ja eine Vor-aussetzung, gab es unterschiedliche Entwicklungen. So haben sich ja auch Zentren positiv entwickelt, wie zum Beispiel der Graben, die Mariahilfer Straße, und zwar die äußere und die innere Mariahilfer Straße, die Neubaugasse, das Donauzentrum, die Meidlinger Hauptstraße. 

Es wurden ja auch Maßnahmen gesetzt, wie zum Beispiel die Neugestaltung der Oberfläche, erfolgreiche Maßnahmen, die gegriffen haben auf der inneren und äußeren Mariahilfer Straße, in der Neubaugasse, auf der Landstraße, auf der Simmeringer Hauptstraße, in der Wipplingerstraße, auf der Favoritenstraße, auf der Praterstraße, wo übrigens nach letzter Zählung von gestern vier Geschäftslokale leer stehen. Das muss man auch sagen, dass hier die Leerstandsraten nicht in dieser Höhe sind, wie sie in diesem Dringlichen Antrag behauptet werden. 

Es gibt aber auch Initiativen, die Leerstehungen zu vermindern, zu verbessern, die Situation in den Einkaufsstraßen, zum Beispiel das Projekt SOHO in Otta-kring oder das Projekt Unternehmen Capricorn oder auch zukünftige Initiativen im Bereich der Creative Indus-tries, im Bereich von Kulturinitiativen hier Zwischennutzungen für die Geschäftslokale zur Verfügung zu stellen. 

Aber ich möchte auch sagen: Hier ist vor allem auch die Initiative der Einkaufsstraßen selbst gefordert und die Unterstützung seitens der Handelskammer gefordert, denn man merkt schon einen Unterschied. Dort, wo die Einkaufsstraße dahinter ist, sobald ein Geschäftslokal leer ist, die anfangen zu telefonieren und was hineinbringen wollen, dort sind die Leerstandsraten wesentlich geringer als in jenen Einkaufsstraßen, wo offensichtlich keiner danach geht. 

In der Bauordnung gibt es nur eine Maßnahme, und die ist ja auch gesetzt worden, dass es im Rahmen der EKZ-Widmung einer Raumverträglichkeitsprüfung bedarf. Die Prüfung bezieht sich auf die Stadtentwicklung, auf die Anbindung an den öffentlichen Verkehr, auf die Wechselwirkung auf städtische Zentren und auf die Geschäftsstraßen. 

Was nicht möglich ist, ist, im Rahmen der Wiener Bauordnung planwirtschaftliche Systeme einzuführen, wobei die Stadtplanung plant, welche Nachfrage und welche Geschäfte gewünscht sind und welche nicht ge-wünscht sind. 

Ich glaube allerdings, um auch das zu beantworten, dass ein genereller Planungsstopp nur eines bringt, näm-lich Stillstand in der Stadt, und dass auch bestehende Projekte wie in dem 10-Jahres-Programm oder anstehende Projekte einfach nicht mehr verfolgt werden können. Es ist, glaube ich, in Wahrheit nicht einmal eine po-pulistische Antwort, sondern es ist einfach eine nicht wirklich ganz durchführbare und durchdachte Antwort auf die Fragestellung. 

Die Fragestellung ist dabei auch nicht die, dass es hier Kleinunternehmer versus Einkaufszentren gibt, sondern die kritische Fragestellung ist Einkaufsstraßen versus Einkaufszentren am Speckgürtel außerhalb der Stadt. Weil genau darin liegt das Problem, dass Verkehr erzeugt wird. 

Man muss innerstädtische Einkaufszentren oder größere Einkaufsbereiche auch als Chance begreifen. Dazu würde ich auch dringend aufrufen, nicht immer überall nur gleich ein Problem zu sehen, sondern auch als Chance zu begreifen, dass sie Frequenzbringer sein können, dass sie auch eine Verbesserung für den Mix der Einkaufsstraßen und der Stadtteile bringen, und wir wissen auch, dass sie einen Beitrag leisten zur Stadt der kurzen Wege, vor allem dort, wo sie gut an den öffentlichen Verkehr angeschlossen sind. Plastisches Beispiel: Die Millennium-City mit dem Anschluss an die U-Bahn. Um die Millennium-City blühen die kleinen Unternehmen. Sie haben sich jetzt auch zu einer Werbegemeinschaft zusammengeschlossen, und in Wahrheit hat das ganze Grätzel dort, der gesamte 20. Bezirk, positiv profitiert. 

Ein anderes Beispiel ist es, dass mitunter ja auch Einkaufszentren Nahversorgung wohin bringen, wo vorher überhaupt keine Versorgung mit irgendwas bestanden hat. Ich nenne zum Beispiel nur das Auhof-Center. Vorher hat es dort gegeben einen Bäcker und sonst nichts, und jetzt gibt es dort ein Ärztezentrum, ein Sportgeschäft und alle diese Möglichkeiten, also es gibt dort auch ein zusätzliches Angebot. 

Ich glaube, das ist auch nicht so schlecht, nachdem alle Parteien, inklusive der Partei, die den Dringlichen Antrag gestellt hat, versuchen, sich immer bei den Eröffnungen in der ersten Reihe anzustellen. 

Uns ist bewusst, dass die Einkaufsstraßen und die Sicherung der Nahversorgung eine permanente Aufgabe für die Stadtentwicklung ist. Wir sind auch offen für neue Wege, zum Beispiel in der Frage der Zulieferung, in der Frage von Marketing-Initiativen, in der Frage von Kooperationen zwischen Einkaufszentrum und Einkaufsstraßen, wie zum Beispiel die Praterstraße mit dem Stadionprojekt. 

Wir wissen aber auch, dass Wien im internationalen Vergleich eine gute Position hat in dieser Frage, und diese wollen wir auch nicht schlecht reden lassen, sondern wir wissen auch, dass wir gute Nahversorger haben und in Wahrheit in dieser Frage eine sehr hohe Zufriedenheit in dieser Stadt herrscht. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Besprechung des Dringlichen Antrags ist damit beendet.

Diesen Antrag weise ich zur weiteren Behandlung dem amtsführenden Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr zu.

Es gelangt nun die Postnummer 32 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an DOMUS – Verein zur Förderung musikalischer und darstellender Künste.

Frau GRin Zankl, bitte.

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. 

Darf ich fragen: Ist der Herr Dr Salcher da? Dass die Frau Mag Ringler nicht da ist, habe ich mitbekommen. 
Fangen wir also an: Herr Mag STEFAN. (GR Harry Kopietz: Wer bietet mehr? – Heiterkeit.)

Na ja, den Herrn Mag STEFAN habe ich da. Und die Frau GRin Klicka habe ich auch hier. Deswegen kann ich nicht sofort zur Abstimmung kommen. Das geht nicht. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Bitte, Herr Vorsitzender, auch der zuständige Stadtrat ist da! Er sitzt nur falsch! Bitte, ich rede gerne dazu!) Einen Stadtrat habe ich auch da.

So, bitte, Herr Mag STEFAN, wir kommen zum Ernst der Sache. (GR Mag Harald STEFAN: Der Herr Dr Salcher ist jetzt da!) Na, fangen Sie einstweilen an!

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

DOMUS ist ein Fall, wo wieder einmal in Zahlen gegossen ist, wie das Verhältnis zur Stadtpolitik besteht. Es ist Adi Hirschal im konkreten Fall, der ein offensichtlich sehr guter Freund, ein Duzfreund vieler maßgeblicher Personen in dieser Stadt ist. Es geht nicht nur um eine persönliche Beziehung, sondern er ist insbesondere auch ein politischer Freund und deklariert sich als solcher immer wieder. Wenn eine Subvention so hervorsticht von ihrer Zahl her, dann ist sie verdächtig, dann schaut man nach und stellt fest, worin liegt es denn, dass in diesem Fall ein doch wirklich außergewöhnlich hoher Betrag, nämlich 300 000 EUR, für ein Jahr bewilligt wird, während viele andere Theater gerade im Zuge der Theaterreform mit sehr viel weniger Geld auskommen müssen, das heißt, geradezu Almosen bekommen, um gerade einmal über die Zeit zu kommen. Zum Beispiel jetzt für die nächsten Monate Freie Bühne Wien 35 000 EUR, Komödie am Kai 15 000 EUR. International Theatre 60 000 EUR. Also das sind schon Größenordnungen, wo man merkt, dass hier eine Unverhältnismäßigkeit besteht und welche Freude man mit den Personen hat, die so unmittelbar aus dem roten Bereich kommen, die sich brav deklarieren und dafür auch schöne Subventionen bekommen. Wir können uns noch ganz gut erinnern an das Rabenhof Theater und den Herrn Welunschek. Ich möchte nicht sagen, dass es hier ähnlich laufen muss, aber zumindest ist es ein unschöner Beigeschmack. Und wenn man persönliche Freunde hat und wenn man politische Freunde hat, dann soll man sie durchaus unterstützen, aber nicht mit dem Steuergeld aller Wiener. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, als Nächsten nehmen wir jetzt den Herrn Dr Salcher.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Die Ausgangslage dieses Projektes, des Lustspieltheaters, ist ja wirklich sehr spannend. Wir haben ja schon im letzten Jahr den Herrn Stadtrat gefragt, wie es dazu gekommen ist, und er hat uns gesagt, da hat es zwei Jahre lang Vorüberlegungen gegeben, wo sozusagen in Wien kulturelle Defizite herrschen. Man ist auf drei Orte gekommen, nämlich in der Nähe vom Verteilerkreis in Favoriten, im 1. Bezirk Am Hof und drittens am Wallensteinplatz, also alles Orte, wo man wirklich das Gefühl hat, da sind überhaupt keine kulturellen Aktivitäten. 

Zufälligerweise hat sich aber jemand gefunden, der, glaube ich, auch ein gewisses Naheverhältnis zum Herrn Bürgermeister hat, der bereit war, eine Ergänzung, wie es so schön heißt, der Bezirksfestwochen um stolze 300 000 EUR zu machen, um dort ein bisschen Theater zu machen.

Dazu muss man einmal verstehen: Jeder, der sich ein bisschen mit Bezirksfestwochen auseinander gesetzt hat, der weiß, um welche Beträge es dort normalerweise bei Produktionen geht. Also das, was hier bei DOMUS der Fall ist, ist eine Förderung, die liegt beim 10- bis 15-Fachen, hat aber mit Bezirksförderung überhaupt nichts zu tun. Und ohne die Neidgenossenschaft zu fördern, was ich bisher nicht tat: Also die Gagen der Beteiligten beim Verein DOMUS sind eher den Wiener Festwochen angenähert denn den Bezirksfestwochen.

Das heißt, das, was hier passiert, ist einfach unfair gegenüber allen Wiener Theaterschaffenden, die acht bis zehn Monate im Jahr hervorragendes Theater für sehr, sehr wenig Geld machen. Nur einmal in aller Klarheit gesagt!

Und zweitens: Es ist ein Bruch der vereinbarten Spielregeln. Diese Förderung von 300 000 EUR ist vorbei an der Theaterjury passiert, die zum damaligen Zeitpunkt schon eingesetzt wurde. Jeder, der sich den vorliegenden Akt angeschaut hat, kann nur sagen: Dieser Akt ist ein Akt der Selbstherrlichkeit. Es liegt nicht einmal ein Programm bei, es liegt ausschließlich ein kurzer Brief dabei und eine Kalkulation, lapidar, nach dem Motto: „Wir sind gut, wir haben mächtige Freunde, alles andere ist uns wurscht, wir machen weiter." Das ist die Art und Weise, wie hier eingereicht wurde. 

Die Grundförderung kommt zu 300 000 EUR von der Stadt Wien plus 370 000 EUR von der Fernwärme. Na, da würde ich einmal sagen, das ist nicht unbedingt der klassische Privatsponsor. Da wird offensichtlich auch jemand, der nicht ganz uneinflussreich ist, gesagt haben, das wäre doch schön, wenn man das Projekt fördert. Jeder, der sich mit privatem Sponsoring von Theatern nur irgendwie auseinander gesetzt hat, weiß, dass es eine völlige Illusion ist, dass ein privater Theatersponsor eine einzige Produktion, die noch dazu 40 Mal stattfindet, mit einem derartigen Betrag unterstützt, weil das natürlich vom Sponsoringwert her in keinster Weise zu messen ist. Das heißt, in Wirklichkeit gibt hier die Stadt 670 000 EUR für dieses Projekt aus, das im Nahfeld der Stadt angesiedelt ist. Und das Ganze dann auch noch als Ergänzung der Bezirksfestwochen zu bezeichnen, ist wirklich eine Verhöhnung aller Wiener Theatermacher. Es ist ein Günstlingsprojekt, und was mit Günstlingsprojekten passiert, das sollte die SPÖ ja noch in bester Erinnerung vom Rabenhof haben, was dort unter dem Adjutanten Welunschek passiert ist.

Hier steckt eindeutig ein politischer Wille dahinter, und wenn hier schon ein politischer Wille dahinter steht, dann sollte man wenigstens ehrlich genug sein und es zugeben. Aber wie schon in dem berühmten "profil"-Ar-tikel über den Herrn StR Mailath-Pokorny wörtlich zitiert ist, er würde nie etwas gegen den Bürgermeister unternehmen, beschreibt dort ein Insider von Mailath-Pokorny dessen politisches Credo.

Sehr geehrter Herr Stadtrat! Ihr Credo sollte es sein, sich an die Spielregeln, die wir uns ausgemacht haben, zu halten. Das Wiener Lustspielhaus, das verdirbt einem leider die Lust, bei der Theaterreform weiterzutun und stellt sie außerdem ernsthaft in Frage. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So. Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Klicka. Bitte.

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich muss meinen Vorrednern sehr, sehr deutlich widersprechen, denn der einzige politische Wille, der dahintersteckt, ist, den Wienern und Wienerinnen ein fröhliches Sommertheater zu ermöglichen und die Vielfalt an Kultur, die wir in unserer Stadt anbieten und darbieten, auch aufrechtzuerhalten.

Das Wiener Lustspieltheater ist eine Bühne, die an drei Spielorten spielt und daher dreimal auf- und abgebaut werden muss, und daher sind die Kosten auch etwas höher als bei einem bestehenden Haus. Das hat aber nichts mit den Gagen zu tun, was Sie sehr genau auch aus dem Akt herauslesen können.

Die Erfolgsstory im Vorjahr war mit ein Grund, dass wir dieses Projekt auch heuer wieder gefördert haben, denn es war wirklich zu 100 Prozent ausgelastet, und die Wienerinnen und Wiener waren sehr froh darüber, dass es in ihren Bezirken bezirksortnahe Kulturstätten gibt, wo man die wienerische Übersetzung von Theaterstücken, von fröhlichen Stücken hören kann, wo in Randbezirken Standorte gefunden wurden und wirklich Vorstadttheater mit Wiener Schmäh aufgeführt wurde. 

Das soll heuer fortgesetzt werden mit der Wiederaufnahme vom "Sommernachtstraum" und einer zweiten Inszenierung von "Was ihr wollt" von William Shakespeare, einer Paraphrase auf diese berühmte Shakespeare-Komödie. Wir sind ganz sicher, dass die Wienerinnen und Wiener auch heuer dieses Theater wieder in der großen Anzahl stürmen werden, wie es im Vorjahr war. Denn im Vorjahr war die Mundpropaganda allein schon so groß, dass viele Besucherinnen und Besucher, die gerne hingegangen wären, gar keine Karten mehr bekommen haben. 

Das Wesentliche daran für uns ist, dass wir bei den vielen Angeboten, die es rund um Wien für Sommertheater gibt, auch in Wien diese Vielfalt aufrechterhalten, zusätzlich zu dem Filmfestival und der Operette in der Krieau, dass wir für die Wienerinnen und Wiener auch im Sommer Theater anbieten, und das Ganze noch zu günstigen Preisen, das ist nämlich das Wesentliche dran, denn "es is a Hetz und kost net vü". Und das wollen wir den Wienerinnen und Wienern auch im Sommer ermöglichen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. 

Zu Wort ist niemand mehr gemeldet, die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf ihr Schlusswort. Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Post 32 in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, nur mit den Stimmen der Sozialdemokratie, angenommen. 

Postnummer 36. Sie betrifft die Änderung der Statuten bezüglich der Vergabe des Kinder- und Jugendbuchpreises der Stadt Wien. Herr GR Dr LUDWIG, bitte.

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. 

Die Debatte ist somit eröffnet. Herr Dr Serles.

GR Dr Wilfried Serles (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir haben kein Problem, wenn die Richtlinien in dem Punkt geändert werden, dass, sollten an einem Werk zwei Urheber beteiligt sein, als Voraussetzung für die Vergabe eines Preise gilt, dass ein Urheber seinen Wohnsitz in Österreich hat. Wir haben kein Problem da-mit. Wir haben auch kein Problem damit, dass, unabhängig von der Prämiierung, auch für die Illustration eines der eingereichten Werke eine Prämie an den Illustrator, an die Illustratorin vergeben werden kann. Wir ha-ben kein Problem damit. 

Wir halten aber die Änderung zu Punkt 2 der Richtlinien für verunglückt. Der Herr Kollege LUDWIG legte den Antrag vor, die Wörter "sittliches und" zu streichen. Aus den beigefügten Richtlinien wird klar, dass damit bei der Vergabe des Kinder- und Jugendbuchpreises der Stadt Wien ausschließlich auf das ästhetische Empfinden im positiven Sinne abgestellt werden soll. Uns ist nicht ganz klar, warum er "sittlich" hier so locker herausstreicht. 

Jetzt könnte man meinen, der Kinder- und Jugendbuchpreis der Stadt Wien würde völlig in die Unsittlichkeit abgleiten. Wir wollen hier der Jury, die das jährlich zu bewerten hat, einen Vorschuss geben. Wir vertrauen in die sittliche Grundhaltung der Jury, rügen zwar die Änderung der Richtlinien in dem Punkt, werden aber der Änderungen der Richtlinien trotzdem zustimmen, im Vertrauen darauf, dass der Kinder- und Jugendbuchpreis der Stadt nicht völlig in die Unsittlichkeit abgleitet. (Beifall beim BZW.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Herr GR Mag STEFAN. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ja, wir haben schon mehrere Fraktionen, aber oft die gleiche Meinung. Ich hätte mir vielleicht eine Zitrone mitnehmen sollen, damit man den Unterschied erkennt (GR Godwin Schuster: Im Grunde unterscheidet euch eh nichts!), weil ich habe genau dasselbe zu sagen, was Herr Dr Serles gerade mitgeteilt hat. Vielleicht hätte er sich früher in die Kulturdebatte einschalten können. 

Es ist tatsächlich sehr unerfreulich, oder sagen wir einmal, es ist sehr eigenartig. Jetzt haben sich hier, wie uns gesagt wurde, Experten zusammengefunden, um endlich, was offenbar schon lange notwendig war, die Richtlinien für die Vergabe des Kinder- und Jugendbuchpreises der Stadt Wien zu ändern. Und wie gerade auch zitiert wurde, hat es also umwerfende Änderungen gegeben, und eine davon ist, dass die Bücher nicht mehr nach dem sittlichen und ästhetischen Empfinden im po-sitiven Sinn bewertet werden sollen. Ich kann mir schon vorstellen, dass man sagt, gut, sittlich ist nicht mehr das Wort, das man heutzutage so ständig im Mund führt. Wenn man also eine neue Formulierung wählen würde, dann würde man das vielleicht nicht hineinbringen. Aber wenn man es bewusst herausnimmt, dann hat es eine Symbolwirkung. Man kann ja nicht behaupten, dass man hier nicht wertet. Natürlich wertet man auch mit dem Ausdruck ästhetisch, natürlich wertet eine Jury an sich und sie muss sich ihre Grundlagen geben. Und "sittliche Werte" sind tatsächlich nicht nur in der Rechtsordnung, sondern auch sonst noch eine ganz klare Richtlinie. Und das einfach so herauszustreichen, ist, wie schon festgestellt, eine sehr eigenartige Art, wie man eine Bewertung im Nachhinein umstellt.

Ich kann nur sagen, man müsste auch so einen Vorschlag nicht unkritisch übernehmen. Die Stadtverwaltung hätte ja sagen können, alles schön und gut, drei der vier Punkte sind sinnvoll, aber den vierten, den wollen wir nicht ändern, da hat sich die Jury vergriffen. Leider wurde das unkritisch übernommen, zum Antrag erhoben, und weil wir das nicht richtig finden, lehnen wir es ab. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der Grund, der Hauptgrund, warum die Richtlinien für die Vergabe des Kinder- und Jugendpreises der Stadt Wien geändert worden sind, sind in einem Punkt zu fin-den, der jetzt von den beiden Vorrednern nicht angesprochen worden ist. Es ist im Wesentlichen darum gegangen, die Fristen anders zu strukturieren, damit die Verleihung nicht so wie bis jetzt am 30. August, sondern bereits vorher, am 31. Mai, vorgenommen wird. 

Der Hintergrund ist, dass man die Verleihung des Kinder- und Jugendbuchpreises so gestalten wollte, da-mit sie auch für das Weihnachtsprogramm noch attraktiv ist. Das war, wenn man so will, der unmittelbare Hintergrund, warum die Richtlinien überhaupt überarbeitet worden sind. Es hat sich eine zehnköpfige Jury gefunden, die sich aus hochrangigen Expertinnen und Experten aus dem Bereich der Kinder- und Jugendliteratur zusammengesetzt hat, unter anderem die Frau Mag Karin Haller vom Institut für Kinderliteratur und Leseforschung oder die Frau Inge Cevela von der Studien- und Beratungsstelle der Erzdiözese Wien und viele andere mehr, die überlegt haben, welche Möglichkeiten es noch gibt, wenn man schon die Richtlinien überarbeitet, sie auch zu modernisieren beziehungsweise den Gegebenheiten der Gegenwart anzupassen.

Man hat dann unter anderem das Wort "sittliches" nicht deshalb gestrichen, weil man, wie Sie gemeint ha-ben, unsittliche Kinder- und Jugendliteratur fördern möchte, sondern weil es dem heutigen Sprachgebrauch nicht mehr entspricht, weil man auch bei der Vergabe von Literatur für Erwachsene diese Begriffe nicht mehr verwendet. 

Ich möchte aber darauf verweisen, dass es bei den Richtlinien für die Vergabe des Kinder- und Jugendbuchpreises dennoch so ist, dass, und ich zitiere hier aus dem Punkt 2, den auch der Kollege Serles zitiert hat, die Kinder- und Jugendbuchpreise der Stadt Wien Büchern zuerkannt werden sollen, die in ihrer geistigen Konzeption und künstlerischen Gestaltung dem Auffassungsvermögen der Kinder entsprechen, und dann wird fortgesetzt. Ich erwähne das nur deshalb, um zu zeigen, dass sich die Richtlinien sehr wohl der Kinder- und Jugendliteratur so annähern, dass auch auf die Bedürfnisse der Kinder und Jugendlichen eingegangen wird. Und von daher, denke ich, sind diese Veränderungen, die jetzt vorliegen für die Vergabe der Kinder- und Jugendbuchpreise, der Zeit angepasst und auf Grund der Empfehlung einer sehr kompetenten Jury zusammengestellt worden. 

Ich empfehle deshalb die Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Wer für die Post 36 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, mit den Stimmen der SPÖ, des BZÖ und der GRÜNEN angenommen.

Es gelangt nunmehr die Post 38 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Ver-ein Wiener Stadtfeste. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dr LUDWIG, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Als Erster zu Wort gemeldet ist Herr GR Ing Wolfram.

GR Ing Gunther Wolfram (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es freut mich also wirklich, dass ich heute hier über das Stadtfest berichten kann, wo ich doch, ich möchte fast sagen, als Zeitzeuge damals bei der Begründung dieses Stadtfestes dabei war. Es war genau der 29. April 1978, wie damals Busek noch die Bunten Vögel zusammengekratzt hat und irgendetwas machen wollte in der Stadt. Er hat sich damals Alf Kraulitz geholt, den Leiter der Gruppe Misthaufen, der auch 1975 und 1976 in der Arena, damals im Fleischhof St Marx, den Schabernack aufgeführt hat mit seiner Gruppe, und ich konnte dabei sein. Wir haben dann den Moritaten-Klub gegründet als Plattform für jene jungen Kleinkünstler, die einfach eben eine Plattform haben mussten, um ihre Lieder oder Theaterstücke vorzubringen. In dieser Plattform, bei dem Moritaten-Klub, war ich auch dabei. 

Da war dann eine Aktion, man wollte die Stadtkultur einsargen und zu Grabe tragen. Man hat dann eine Prozession über die Kärntner Straße organisiert mit einem riesigen Sarg. Damals war ja der Stephansplatz nicht so, wie er sich jetzt darstellt, sondern eine Baugrube von 16 Metern Tiefe. Dort wollten wir den Sarg hineinlassen. Die Polizei hat uns damals daran gehindert mit der Begründung: Was tut ihr da? Ihr seid nicht angemeldet, schleicht euch. Worauf Alf Kraulitz damals gesagt hat – ich bringe das so detailliert, weil das vielleicht nicht uninteressant ist –: Wieso dürfen wir das nicht? Es machen die Sozialisten, es machen die ÖVPler ihre Veranstaltungen. Ja, hat die Polizei gesagt, das geht, weil das sind politische Veranstaltungen. Worauf Alf Kraulitz sich dann an Busek gewandt hat und so das erste Wiener Stadtfest vor 27 Jahren mit den damals Bunten Vögeln kreiert hat. 

Ich als Zeitzeuge durfte am Judenplatz selbst auftreten, habe Heiteres Bezirksgericht vorgebracht, und so war auch mein zweiter Beruf nebst Bauingenieur ein bisschen was. In der Wiener Kleinkunst war ich da tätig.

Der Grund, warum ich mich so freue, ist, dass ich endlich diesem Stadtfest und der Subvention dieses Stadtfestes zustimmen kann. (Beifall beim BZW und bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Gemeinderat wird bunter. Ich habe natürlich geschwankt, welche der fünf Reden, die ich in den letzten fünf Jahren zu diesem Thema gehalten habe, ich heute herausziehe. Sie sind nicht sehr unterschiedlich, gebe ich zu, aber die Reden meiner Kolleginnen und Kollegen waren auch nicht sehr unterschiedlich, muss ich sagen.

Aber ich habe das alles wegtun können. Ich habe das auch recherchiert. Also der GR Wolfram sagt tatsächlich die Wahrheit. Am 29. April 1978 um 13.45 Uhr Gunther Wolfram: Sprechdarbietung Kleines Bezirksgericht.

Sie sehen also, meine Damen und Herren, welche Karriereschmiede das Wiener Stadtfest auch für dieses Haus hier bietet (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP.) und dass auf Grund der neuen Buntheit des Wiener Gemeinderates dann sozusagen auch endlich der Druck abfällt, deinem Wunsch nachzukommen und sozusagen von der alten Schule zu berichten, die offensichtlich die erste Bühne und ein entsprechendes Forum geboten hat. 

Ich nehme an, der Kollege Kopietz schaut jetzt gerade alle Donauinselfeste durch, welche anderen Möglichkeiten es gibt, es muss ja nicht unsere Partei sein, wer da vielleicht einmal in einer türkischen Volkstanzgruppe mitgetan hat und heute hier woanders sitzt oder so, das könnte alles möglich sein.

Wenn Sie am Samstag hoffentlich alle zum Wiener Stadtfest kommen, schauen Sie genau alle Mitwirkenden an. Sie wissen nicht, welche schlummernden Talente dort vielleicht noch zu entdecken sind. Herzlich willkommen dort. Schauen Sie sich das an und stimmen Sie dem Stadtfest zu. Befreien Sie sich, wie das der Kollege Wolfram gerade getan hat. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Herr StR Ellensohn. (GR Walter Strobl: Der hat auch eine Vergangenheit!)

StR David Ellensohn: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Nachdem das sehr kurz gehalten wurde von meinen Vorrednern, mache ich das auch wesentlich kürzer. 

Wir hatten eine ähnliche Diskussion vor der Dringlichen Anfrage, vor 16 Uhr, beim Donauinselfest. Der Herr Salcher hat sich jetzt auch nicht bemüht, den Eindruck zu machen, es hätte gar nichts mit der ÖVP zu tun. Das ist jetzt eher ein Lob als nicht. Ich hoffe auch, dass die Zustimmung der neuen Fraktion im Haus nicht ausschließlich darauf zurückzuführen ist, dass einer seine Karriere dort begonnen hat. Ich hoffe auch, dass die Radio Orange-Zustimmung nicht ausschließlich auf die Farbgleichheit zurückzuführen war.

Die GRÜNEN lehnen das Stadtfest ab, ist ein schlechter Ausdruck, sondern lehnen die Subvention ab. Aus dem gleichen Grund. Trotzdem wäre es fair, man würde das gleich als Parteienförderung oder als Parteikulturförderung darstellen. Dann könnte man darüber re-den, ob die Massen der Bevölkerung wahnsinnig glücklich sind, wenn wir die Parteienförderung so drastisch er-höhen. Es geht immerhin auch hier um einen Betrag in der Nähe von 800 000 EUR. Das ist nicht nichts, damit kann man viele Kulturinitiativen fördern. 

Es stimmt, auch das Programm des Stadtfestes ist, wie das Programm des Donauinselfestes, durchaus se-henswert, vor allem hörenswert. Es gibt eine Pogo-Band, die ich mir selber anhöre würde, wenn nicht die GRÜ-NEN an diesem Tag in der Mariahilfer Straße den Tag der Arbeitslosen begehen würden – ganz ohne Subvention der Stadt Wien. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. Wir kommen daher gleich zur Abstimmung. Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Der Antrag ist mit den Stimmen von ÖVP, BZW und SPÖ mehrstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr die Post 44 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an das Architekturzentrum Wien. Es ist niemand dazu gemeldet. Wir kommen daher zur Abstimmung. Wer der Post 44 die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen von ÖVP, BZW, SPÖ und den GRÜNEN angenommen.

Es gelangt nunmehr die Post 45 der Tagesordnung zur Abstimmung. Es ist niemand zu Wort gemeldet. Wer der Post 45 die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne FPÖ mehrstimmig angenommen.

Es gelangt jetzt die Post 47 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention in Form einer 1. Dotierung für das Jahr 2005 an den Film Fonds. 

Die Frau Berichterstatterin ist schon da. Ich bitte die Frau Kollegin Dr Vitouch, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GRin Inge Zankl: Als Erster zu Wort gemeldet ist der Kollege Dr Salcher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich will eigentlich nur Zustimmung zu meinem vorliegenden Beschlussantrag, den ich gemeinsam mit meiner Kollegin Barbara Feldmann einbringe.

Es ist ein Anliegen, mit dieser Unsitte aufzuhören, dass hier die Jahressubvention an den Wiener Film Fonds nicht auf einmal am Beginn des Jahres ausgezahlt wird. Es ist überhaupt nicht zu verstehen, wenn man Theatern Vierjahresverträge gibt – was wir ja sehr begrüßen –, in einem Bereich wie dem Film, wo es einfach darum geht, internationale Co-Produktionen zustande zu bringen. Das hat eine gewisse Vorlaufzeit, die mindestens ein Jahr beträgt, und da muss einfach der Film Fonds am Beginn des Jahres in der Lage sein, hier strategisch planen zu können. 

Daher stellen wir den Antrag: 

„Die gesamte Jahressubvention für den Film Fonds Wien soll auf einmal am Jahresbeginn des jeweiligen Jahres ausgezahlt werden.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Ich bitte die Frau Berichterstatterin um ihr Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich kann mit einem Shakespeare-Zitat beginnen: „Nun ward der Winter unseres Missvergnügens glorreicher Sommer durch die Sonne Yorks." Richard III, falls es wer genau wissen will. 

Es bestätigt nur meine Freude und meinen Optimismus. Ich habe immer an das Kino geglaubt und die Kinoentwicklung in ganz Europa. Die Entwicklung des eu-ropäischen und damit auch des österreichischen Films geht rasant bergauf. Die Kinobesuche in Europa nahmen 2004 im Vergleich zum Vorjahr um 5,8 Prozent zu. Es sind also insgesamt 886 Millionen Eintritte verzeichnet worden. Das gab gerade erst in Paris die Union International du Cinéma bekannt, der die Kinobesitzer und ihre Verbände in 13 Ländern, darunter auch Österreich, angehören. Die größte Zuwachsrate mit 11,9 Prozent hat es zwar in Frankreich gegeben, aber Österreich hat mit einem Besucherplus von 9,3 Prozent 2004 das beste Er-gebnis seit 20 Jahren. 

So gesehen finde ich es ausgezeichnet, dass auch der österreichische Film vom Filmfonds Wien wieder mit 1,5 Millionen EUR gefördert wird. Elf Filmprojekte erhielten von der Jury jetzt in der ersten Sitzung des Jahres 2005 schon eine Förderzusage für ihre Projektentwicklung oder Produktion. Unter den acht Herstellungsförderungen gibt es vier Spielfilme und vier Dokumentarfilme. Es gibt zwei neue Jurymitglieder, den Viennale-Präsi-denten Eric Pleskow und die Wissenschaftsjournalistin, Redakteurin und Fernsehautorin Andrea Ernst. 

Für alle Fußballfans gibt es bei den geförderten Filmen ein ganz besonderes Zuckerl. Die Dor Film produziert einen Episodenfilm "On the ball", der anlässlich der Fußball-WM in Deutschland im Sommer 2006 entstehen wird und in dem sieben international renommierte Filmemacher Kenneth Branagh, Emir Kusturica und auch Ulrich Seidl einen Beitrag gestalten. In der Episode "Das Match oder Die Welt des Fußballs im Wohnzimmer" wird Ulrich Seidl dann seine Arbeitsmethode der "Hundstage" wieder aufnehmen, das heißt, er wird eine Art Kurzspielfilm mit dokumentarischem Hintergrund drehen. Wir freuen uns sehr auf diesen Film als Österreich-Beitrag, als Wien-Beitrag bei diesem Episodenfilm. 

Ebenfalls in Wien gedreht wird ein toller Psychothriller, eigentlich ein Paranoia-Thriller, so in der Tradition von David Cronenberg oder Roman Polanski. Er wird "Neustadt" heißen, wird in Alt-Erlaa gedreht. Es produziert ihn die Amour Fou. Die Besetzung weist prominente Darsteller auf wie Ulrich Tukur, Moritz Bleibtreu, Sophie Rois et cetera. Das nur als Appetizer. 

Vielleicht ist Ihnen aufgefallen, dass Michael Haneke schon wieder für die Filmfestspiele in Cannes vom 11. bis 22. Mai nominiert wurde; zum fünften Mal im Wettbewerb. Es ist eine österreichisch-französische Co-Pro-duktion mit dem Titel "Cache", mit der er, das muss man dazusagen, leider für Frankreich antritt. Aber Österreich ist bei diesen Filmfestspielen in Cannes auch prominent vertreten mit Benjamin Heisenbergs Spielfilm "Schläfer" über eine Ménage à trois, eine amour fou und so sicher interessant, und mit Frederik Baker mit "Shadowing the third man", ein Dritter-Mann-Film.

Abschließend vielleicht noch: Es gibt in Cannes in der neuen Reihe "Tous les cinéma du monde" im offiziellen Festivalprogramm eine Hommage an das weltweite Autorenkino und eine neue Plattform, und da ist Österreich als einziges europäischen Land beispielhaft mit sei-
nem dynamischen aktuellen Filmschaffen vertreten. Es wird da einen Rückblick geben über das österreichische Filmschaffen zwischen 1982 und 2002 (Bei der SPÖ und bei den GRÜNEN macht sich Heiterkeit breit.) mit Axel Cortis "Welcome in Vienna", "Im toten Winkel" von André Heller und Othmar Schmiderer, "Die Frucht deines Leibes" und "Nordrand" von Barbara Albert, "Flora" von Jes-sica Hausner, "Gfrasta" von Ruth Mader, "Mein Stern" von Valeska Grisebach, "Copy Shop" von Virgil Widrich, "Die Ausgesperrten" von Franz Novotny und "Elsewhere" von Nikolaus Geyrhalter.

Jetzt habe ich einige gute Tipps gegeben. Ich möchte vielleicht nur noch auf etwas sehr Beschauliches, Historisches, ein bisschen Trauriges hinweisen. Sie wissen alle, dass Maria Schell gestorben ist. Es wird am Sonntag um 14 Uhr ihr Durchbruchsfilm "Die letzte Brücke" im ORF zu sehen sein. Und jetzt frage ich Sie, ob jemand weiß, wer der Produktionsleiter der "Letzten Brücke" war? Es war unser Major Carl Szokoll, Widerstandskämpfer der letzten Kriegstage. Und so gesehen freue ich mich, dass wir mit Maria Schell auch an diesen Widerstandskämpfer denken können.

Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Akt. (Beifall und Bravo-Rufe bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke schön. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Berichterstatterin zur Post 47 zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist mit den Stimmen der ÖVP, des BZW, der SPÖ und der GRÜ-NEN angenommen.

Es liegt mir ein Antrag der ÖVP vor über Auszahlung der Förderung an den Film Fonds auf einmal. In formeller Hinsicht wurde die sofortige Abstimmung beantragt. 

Wer dem Antrag der ÖVP zustimmen kann, den bitte ich, die Hand zu erheben. – Der Antrag ist mit den Stimmen der ÖVP, des BZW und der GRÜNEN zu wenig unterstützt und daher ablehnt.

Es gelangt nunmehr die Post 48 zur Abstimmung. Wer zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Es ist mehrstimmig ohne die Stimmen von ÖVP und FPÖ angenommen. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Habt ihr aufgezeigt? Entschuldigen. Es ist jetzt im Moment ein bisschen verwirrend. Ich muss es sagen. Besonders für Kurzsichtige. Ich bitte die Herrschaften, sich den Farben entsprechend anzuziehen. Die FPÖ hat zugestimmt. 

Es gelangt nun die Post 58 zur Verhandlung. Ich bitte die Berichterstatterin, die Frau Zankl, ans Berichterstatterpult. (Lebhafte Heiterkeit. – GR Rudolf Hundstorfer eilt zum Präsidium und übernimmt den Vorsitz.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So. Habe ich 

es richtig erkannt.

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Die Tagesordnung ist heute so schnell abgewickelt worden. Ich habe das gar nicht bemerkt. – Okay. 

Es geht in diesem Akt um einen Baukostenzuschuss an das Gloria Theater. Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Die Debatte ist eröffnet. 

Frau GRin Trammer, bitte.

GRin Heike Trammer (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Danke. – Herr Vorsitzender!

Es war jetzt viel Lärm um Nichts. Ich mache es nämlich ganz kurz. Wir stimmen diesem Akt gerne zu, allerdings mit einem lachenden und einem weinenden Auge, mit einem lachenden, weil es ein Geld gibt fürs Gloria Theater des Herrn Pichowetz, mit einem weinenden Au-ge, weil es leider nur so wenig ist, wenn man sich die Experimentiertheater anschaut, die es da so gibt, und das Theater des Adi Hirschal, die ja doch mit sehr viel mehr Mitteln der Stadt Wien bedacht werden. Aber es scheint so zu sein, dass das traditionelle Unterhaltungstheater, wo auch große Schauspieler wie die Waltraud Haas immer wieder auftreten, von der Stadt Wien nicht so goutiert werden, oder der eine ist halt mehr Günstling als der andere. So scheint es wohl zu sein. 

Also wir stimmen dem Akt mit dem Ausdruck des Bedauerns zu, dass leider nur so wenig Mittel für das Gloria Theater bereitgestellt werden. (Beifall beim BZW.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, danke. 

Es ist niemand mehr zu Wort gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Bitte, Frau Berichterstatterin.

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Zwei Sätze zu diesem Akt. 

Das Gloria Theater ist wichtig für die Bezirke über der Donau. Es ist so ähnlich wie das Wiener Lustspieltheater des Adi Hirschal. Es dient der traditionellen Pflege der Kultur, und die Bewohner des 21. und 22. Bezirkes sind begeistert, dass auch sie ein Theater haben. 

In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung. 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, ich danke schön. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Postnummer 58 in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig. Ich danke schön.

Somit ist die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung abgeschlossen.

Ich darf die Herrschaften auf der Galerie bitten, diese zu verlassen. Es folgt noch eine kurze nichtöffentliche Sitzung.

(Schluss um 17.50 Uhr.)
